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1. Einleitung 
 
Der Titel „Die Afrikanische Renaissance – Neuer Aufbruch unter der Führung Südafrikas?“ 

wirft drei Fragen auf: Was ist die Afrikanische Renaissance? Warum ein neuer Aufbruch und 

unter der Führung Südafrikas? Warum ein Fragezeichen bei „Neuer Aufbruch“ und „Führung 

Südafrikas“?  

 

Der Begriff der Afrikanischen Renaissance geht – in der aktuellen Betrachtung – auf den 

südafrikanischen Präsidenten Thabo Mbeki zurück, der 1996 den Begriff prägte. Mbeki 

wollte damit zum Ausdruck bringen, dass ein Konzept geschaffen werden sollte, mit dem 

Afrika sich aus seiner aktuellen Misere mithilfe der internationalen Gemeinschaft selbst 

befreien könnte. Der zunächst äußerst abstrakte Begriff der „Wiedergeburt Afrikas“ wurde 

mit den Jahren und den Programmen, den Umstrukturierungen und den unternommenen 

Veränderungen immer konkreter. Im Einzelnen zählen dazu die Umwandlung der 

Organisation of African Unity (OAU) in die African Union (AU), die Verabschiedung der 

New Partnership for Africa’s Development (NEPAD) und auf der Seite der internationalen 

Geldgeber zum Beispiel der G8 Africa Action Plan (AAP) und die Millenium Development 

Goals (MDG) der Vereinten Nationen.  

 

Unter „Neuer Aufbruch“ ist zum einen die Auflegung der genannten Initiativen gemeint, zum 

anderen die Antwort Afrikas auf die veränderten globalen Rahmenbedingungen, vor allem die 

Überwindung des Ost-West-Konflikts und die Globalisierung.1 Weiterhin gilt das Ende der 

Apartheid in Südafrika mit der Freilassung Nelson Mandelas 1992 und den darauffolgenden 

ersten freien Wahlen von 1994 als die letzte Stufe der Überwindung des Kolonialismus. 

Südafrikas Demokratisierungsprozess und Wiedereingliederung in die afrikanische und 

Weltgemeinschaft kann als Impulsgeber für ein neues Afrika gewertet werden.  

                                                 
1„ Der Terminus „Globalisierung“ taucht 1961 erstmals in einem englischsprachigen Lexikon auf. Seit den 80er 
Jahren wurde „Globalisierung“ zu einem Kernbegriff der wissenschaftlichen und politischen Diskussion, der 
einschneidende Veränderungen in der Welt reflektiert. Globalisierung beschreibt keinen Endzustand, sondern 
einen Prozess, in dessen Verlauf der Umfang und die Intensität nationale Grenzen überschreitender Verkehrs-, 
Kommunikations- und Austauschbeziehungen rasch zunimmt. Die trennende Bedeutung nationalstaatlicher 
Grenzen wird unterspült: die Wirkungen grenzüberschreitender ökonomischer, sozialer und politischer 
Aktivitäten für nationale Gesellschaften verstärken sich, viele Probleme laufen quer zu den territorialen Grenzen, 
immer mehr Ereignisse werden weltweit gleichzeitig wahrgenommen und wirken sich mit zunehmend kürzeren 
Verzögerungen an unterschiedlichsten Orten der Welt aus. Damit verändern sich auch die Anforderungen an und 
das Verständnis von Politik.“ Stiftung Entwicklung und Frieden (Hg): Globale Trends 2000. Fakten- Analysen -
Prognosen. Frankfurt 1999. S. 50. Siehe Dazu auch: Schäfer, Hans-Bernd: Die Entwicklungsländer im Zeitalter 
der Globalisierung. Berlin 1996. 
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Die hervorgehobene Stellung Südafrikas innerhalb des Kontinents ist auf mehrere Faktoren 

zurückzuführen: einerseits die genannte Demokratisierung Südafrikas unter dem 

charismatischen und moralisch hoch angesehenen ersten Präsidenten Nelson Mandela, der 

nach wie vor als das Sinnbild für die Achtung der Menschenrechte, Demokratie, Solidarität, 

afrikanische Werte und Versöhnung auf dem Kontinent und weltweit gilt, andererseits die 

wirtschaftliche Überlegenheit Südafrikas auf dem schwarzen Kontinent, dessen 

Bruttoinlandsprodukt ein Drittel des gesamtkontinentalen ausmacht. Im südlichen Afrika ist 

Südafrika mit einem Bruttoinlandsprodukt von 75 Prozent noch dominanter innerhalb der 

South African Development Community. Aus dieser Überlegenheit des Kaplandes heraus 

resultiert eine Verpflichtung zum kontinentalen Engagement, jedoch ruft dieselbe auch 

Ängste und Sorgen bei den Nachbarn hervor. Die Regierung in Tshwane2 muss zwischen 

Hegemonialmacht und Partnerstaat den diplomatisch ausgewogenen Weg finden.  

 

Die Konzepte, die hinter dem Begriff der Afrikanischen Renaissance stehen, sind einzigartig 

in der Geschichte des Kontinents und stellen tatsächlich einen neuen Aufbruch dar. Gerade 

NEPAD zeichnet sich durch eine klare Definition der Probleme, mit denen Afrika zu kämpfen 

hat, aus und gibt einen Lösungsansatz dieser Probleme. Von größerer Bedeutung sind jedoch 

zwei Phänomene: Erstens hat die Situation des Kontinents überwiegend endogene Faktoren. 

Zweitens kann nur ein Lösungsansatz, der von Afrikanern erarbeitet wird, zum Erfolg führen. 

Diese zwei Bedingungen stellen einen Doktrinwechsel in der kontinentalen Politik seit der 

Entkolonisierung dar. 

 

Im Mittelpunkt der Entwicklungspolitik steht die Bekämpfung der Armut. Aus diesem Motiv 

heraus entstehen die mannigfaltigen Anstrengungen in den Bereichen der Wirtschaft, der 

menschlichen Entwicklung, der Politik und der soziokulturellen Sphäre. Die Außenpolitik 

eines jeden Staates wird unter anderem durch seine Interessen bestimmt. Ein Wohlergehen 

der Entwicklungsländer, hier im Speziellen des afrikanischen Kontinents, liegt im Interesse 

der Industrieländer. Zunächst einmal sind die Bedrohungen eines verarmten Kontinents für 

die Industrieländer sichtbar: hohe Migration, die damit verbundene Kriminalität, 

Radikalisierung (vor allem der Jugend), die mitunter in Terrorismus mündet, der direkte 

Zusammenhang zwischen Armut und Bevölkerungsexplosion, die zu weiterer Verknappung 

der Ressourcen führt, und schließlich Unsicherheiten, die von despotischen Regimen 

                                                 
2 Die Hauptstadt Südafrikas Pretoria heißt seit März 2005 Tshwane. Mit der Umbenennung soll der Neubeginn 
Südafrikas dokumentiert werden. Tshwane heißt übersetzt: „Wir sind eins!“ 
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überwiegend armer Länder herrühren, etwa die Proliferation von Waffen oder die 

Rückzugsmöglichkeiten für die organisierte Kriminalität und terroristische Vereinigungen.  

 

Die zweite Dimension betrifft die Wirtschaft. Zunächst geht es um die Erschließung neuer 

Märkte – gerade für exportstarke Nationen ein Muss, da die einheimischen Märkte zum 

Großteil schon gesättigt sind. Ein weiterer wirtschaftlicher Aspekt betrifft die wirtschaftlichen 

Auswirkungen der Globalisierung, die eben sehr feinfühlig auf Ereignisse reagiert mit zum 

Teil erheblichen negativen externen Effekten, sowohl in den betroffenen Ländern als auch in 

Drittländern. Schließlich – und nicht zuletzt – die moralische Verpflichtung der 

Industrieländer gegenüber der Dritten Welt, insbesondere der ehemaligen Kolonialmächte, die 

zum Beispiel eine einseitige Infrastruktur aufgebaut haben, welche bis in die heutige Zeit ein 

Entwicklungshindernis in den betroffenen Ländern darstellt.  

 

Der afrikanische Kontinent steht am Anfang des 21. Jahrhunderts in zweierlei Hinsicht als 

endgültig „entscheidungsfrei“. Erstens konnte die letzte „Mauer“ des offenen Kolonialismus 

mit der Abschaffung der Apartheid in Südafrika eingerissen werden. Zweitens ist Afrika 

durch das Ende des Ost-West-Konflikts nicht mehr Spielball der Blöcke und kann daher aus 

eigener Kraft Entscheidungen treffen. Dass mit dem Ende des Ost-West-Konflikts eine 

Marginalisierung Afrikas zu beobachten ist und dass die Zwänge der Globalisierung eine 

Partizipation Afrikas am Welthandel zum Großteil ausschließt, sind negative Aspekte. 

Trotzdem lohnt sich ein Blick in das „neue“ Afrika, gerade – oder erst recht – weil 

Entwicklungspolitik in Deutschland in der breiten Öffentlichkeit kaum noch diskutiert wird. 

Mittel- bis langfristig müssen die Industrieländer nicht nur sich selbst reformieren, sondern 

auch der Handlungsbedarf aller Länder muss eindeutig einen zunehmend globalen Ansatz 

verfolgen. Hierzu gehört auch die Förderung benachteiligter Staaten im eigenen Interesse.  

 

Die Bearbeitung des Themas erscheint aus folgenden Gründen interessant: 

 

1. Das Ende des Ost-West-Konflikts und das der Apartheid in Südafrika verändern – im 

positiven wie im negativen Sinne – die Position des Kontinents. Eine 

Neupositionierung des schwarzen Kontinents im Weltgeflecht und somit auch der 

Entwicklungszusammenarbeit war und ist deshalb von Nöten. 
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2. Die globalisierte und dadurch weiter integrierte und vernetzte Welt fordert von allen 

Staaten eine zunehmend globale Ausrichtung ihrer Politik. Dabei müssen die ärmsten 

Länder besonders berücksichtigt werden, da Armut einen Risikofaktor darstellt. 

 

3. Die Lösungsansätze, die unter dem Begriff der „Afrikanischen Renaissance“ 

zusammengefasst werden können, stellen ein Novum in der Politik des afrikanischen 

Kontinents dar und verdienen es, einer genaueren Betrachtung unterzogen zu werden. 

 

Erstens besteht Forschungsbedarf aufgrund der Aktualität des Themas und zweitens ist die 

Beschäftigung mit entwicklungspolitischen Themen in Deutschland seit der 

Wiedervereinigung stark zurückgegangen. Zum heutigen Zeitpunkt gibt es im 

deutschsprachigen Raum keine Monographie zu diesem Thema. Allein die fast schon 

„stiefmütterliche“ Behandlung von entwicklungspolitischen Themen in Deutschland erfordert 

die Auseinandersetzung mit dem Stoff.3 Diese Situation ist verständlich, werden doch die 

Probleme im eigenen Land und dem europäischen Kontinent immer größer. Von der 

Integration der osteuropäischen Staaten über die Konflikte in den 1990er Jahren und deren 

Folgen bis hin zu den ökonomischen und sozialstaatlichen Problemen, mit denen jeder 

westeuropäische Staat zu kämpfen hat, bleiben kaum Ressourcen  für eine intensive 

Beschäftigung mit entwicklungspolitischen Fragestellungen auf staatlicher Ebene.  

 

Da die Strukturen und Grundsatzerklärungen in den neuen afrikanischen Institutionen 

verabschiedet sind, lohnt sich eine wissenschaftliche Betrachtung der begonnenen Initiativen. 

Insbesondere eine resümmierende Betrachtungsweise aller in dieser Richtung unternommenen 

Schritte kann als sinnvoll bewertet werden. Gerade im afrikanischen Raum gibt es eine große 

Anzahl von Wissenschaftlern, die sich mit Teilaspekten der Renaissance beschäftigen.4 Eine 

Zusammenführung der Teilaspekte zu einem „großen Bild“ gibt es nach aktuellem 

Erkenntnisstand jedoch noch nicht. 

 

                                                 
3 Siehe dazu: Eckert, Andreas: Rückzugsgebiet für Feingeister oder Hilfswissenschaften der Politik?, in: Ulrich, 
Volker; Beriè, Eva (Hg.): Der Fischer Weltalmanach aktuell Afrika, Frankfurt am Main 2006. S. 148-151. 
4 Siehe dazu: Abdulai, David, N.: African Renaissance. Challenges, Solutions and the Road Ahead. London 
2001. Weiterhin: Malegapuru William Makgoba (Hg.): African Renaissance. The New Struggle, Cape Town 
1999. Und viele mehr. 
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Für die vorliegende Arbeit ergeben sich entsprechend folgende Fragestellungen: 

 

1. Zunächst muss der Frage nachgegangen werden, was unter „Afrikanischer 

Renaissance“ zu verstehen ist, wie die einzelnen Programme und Schritte aussehen 

und die Initiativen ineinander greifen. 

 

2. Auf dieser Basis stellt sich die Frage, ob und, wenn ja, wie die Anstrengungen einer 

nachhaltigen Entwicklung5 Afrikas behilflich sein können. 

 

3. Überdies ist zu klären, inwieweit die internationale Gemeinschaft sich bereit erklärt, 

Afrika zu unterstützen, anders gesagt: wie hoch die Konditionierungen von 

Entwicklungshilfe an Afrika ausfallen und wie ernst es der internationalen 

Gemeinschaft mit ihren gemachten Versprechungen ist. 

 

4. Aufgrund der gewonnenen Einsichten soll ein Ausblick gewagt werden: Ist das 21. 

Jahrhundert nach den so genannten „verlorenen Jahrzehnten“ das Jahrhundert Afrikas? 

Mbeki gibt die vermeintliche Antwort: „Yesterday is a foreign country. Tomorrow 

belongs to us!“6  

                                                 
5 1987 publizierte die 1983 gegründete Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (World Commission on 
Environment and Development, WCED) den nach ihrer Vorsitzenden Gro Harlem Brundtland bezeichneten 
Bericht «Our common future». In ihm wurde ein Leitbild zur Nachhaltigen Entwicklung, gemäss heute üblichem 
Verständnis, entwickelt. Der Brundtland-Bericht stellt fest, dass kritische, globale Umweltprobleme 
hauptsächlich das Resultat der grossen Armut im Süden und der nicht nachhaltigen Konsum- und 
Produktionsmuster im Norden sind. Er verlangt somit eine Strategie, die Entwicklung und Umwelt 
zusammenbringt. Dies wird mit dem heute geläufigen Begriff „sustainable development“ (später als 
„Nachhaltige Entwicklung“ übersetzt) umschrieben, der wie folgt definiert wird: „Nachhaltige Entwicklung ist 
eine Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen 
ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können.“ 1989 diskutierte die UNO Vollversammlung den Bericht 
und beschloss darauf eine UNO Konferenz für Umwelt und Entwicklung zu organisieren. Vgl. United Nations, 
General Assembly, 42nd Session, item 83 (e) of the provisional agenda: Development an International Economic 
Co-Operation: Environment. Report of the World Commission on Environment and Development, A/42/427, 
New York 4 August 1987. 
6 Diesen Ausspruch, der ursprünglich von der Führungsriege der „Afrikaner Youth“ während einer Konferenz im 
September 1998 stammt, zitierte Thabo Mbeki zum Auftakt einer zweitägigen Konferenz zum Thema „African 
Renaissance“ am 28. und 29. September 1998 in Johannesburg. Vgl. Malegapuru William Makgoba (ed.): Afri-
can Renaissance. The New Struggle Cape Town, 1999. S. 10. 
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Die vorliegende Arbeit gliedert sich in fünf Kapitel: 

 

1. Die Afrikanische Renaissance – Ursprung, Konzeption, Hintergrund. 

2. Das neue Südafrika – der Wandel und seine Auswirkungen seit 1994. 

3. Die Afrikanische Union – eine neue Organisation zwischen Pan-Afrikanismus und 

Afrikanischem Nationalismus. 

4. Die New Partnership for Africa’s Development. 

5. Die internationalen Geldgeber.  

 

1. Die Afrikanische Renaissance – Ursprung, Konzeption, Hintergrund 

 

Was bedeutet „Afrikanische Renaissance“? Zunächst einmal definiert das Kapitel die 

Begrifflichkeiten und erklärt „Afrikanische Renaissance“ im Vergleich zur europäischen 

Renaissance. Dabei fällt auf, dass die europäische Renaissance die Menschen aus dem Joch 

der Unterdrückung des Mittelalters befreit hat. Das „erschreckend Erstaunliche“ an der 

europäischen Renaissance ist, dass eine Zeit, die auf Rationalität und Freiheit aufgebaut 

wurde, den Beginn der Ausbeutung und Versklavung des afrikanischen Kontinents und den 

imperialistischen Machtstrebens Europas markierte. Ähnlich wie Afrika heute, durchlebte 

Europa im „finsteren Mittelalter“ Naturkatastrophen. Epidemien wie die Pest reduzierten die 

Bevölkerung um bis zu 50 Prozent; die Menschen lebten in Armut und wurden von ihren 

Herrschern unterdrückt. Der Begriff „Renaissance“ wurde – so die Meinung des Autors – 

bewusst gewählt, um die Bias aus Befreiung und Unterdrückung, somit die 

Verantwortlichkeit der ehemaligen Kolonialmächte gegenüber dem afrikanischen Kontinent, 

herauszustellen. Im weiteren Verlauf beschäftigt sich das Kapitel mit den Konzepten der 

Erneuerungen, die Afrika in den letzten Jahrhunderten hervorgebracht hat.  

 

Schließlich werden vier Reden Thabo Mbekis, die wegweisend für die Inhalte der 

Afrikanischen Renaissance erscheinen, en détail erläutert, bevor dem Leser eine alternative 

Sichtweise der Afrikanischen Renaissance näher gebracht wird.  
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2. Das neue Südafrika – der Wandel und seine Auswirkungen seit 1994 

 

Das zweite Kapitel beschäftigt sich mit Südafrika: mit den Entwicklungen von der 

Freilassung Mandelas 1992 bis hin zu den ersten freien Wahlen und der ersten Präsidentschaft 

des Führers des African National Congress (ANC) – über Jahrzehnte hinweg 

Befreiungsinstitution und „Staatsfeind Nr. 1“ in Südafrika: Nelson Mandela. Schließlich soll 

ein kurzer Abriss der 1. Legislaturperiode von 1994 bis 1999 gegeben werden: außenpolitisch 

die Wiederaufnahme in die Weltgemeinschaft, die Aufhebung der Sanktionen, die 

Unterzeichnung mehrerer Abkommen; innenpolitisch die wirtschaftliche Konsolidierung des 

maroden Staates, der Abbau der diskriminierenden Schranken durch Aufbau des 

Bildungssektors für Schwarze, die Verbesserung der Infrastruktur – Wasser, Strom, Straßen, 

sanitäre Einrichtungen und vieles mehr. Nach dieser Konsolidierungsphase übernahm Thabo 

Mbeki 1999 die Regierung über das Kapland. Bei der Übernahme der Staatsgeschäfte sah er 

sich trotz der Bemühungen der Regierung Nelson Mandelas, der er angehörte, vielen innen- 

und außenpolitischen Problemen gegenüber: hoher Arbeitslosigkeit, hoher Kriminalität, dem 

Fehlen von Häusern, einer nach wie vor großen Diskrepanz zwischen Weißen und Schwarzen 

auf dem Bildungssektor und vielen anderen Problemen. Außenpolitisch erschütterten – wie 

auch schon unter Mandela – viele innerafrikanische Kriege und Genozide die Stabilität des 

Kontinents. Die Direktinvestitionen in Afrika gingen stetig zurück und machten 1999 nur 

noch ein Prozent der weltweiten Direktinvestitionen aus; die Unterstützung der 

Industrieländer für Afrika nahm ebenfalls stetig ab. Somit sah sich Afrika einer weiteren 

Marginalisierung ausgesetzt. Schließlich kam es zur Gründung der NEPAD, die OAU wurde 

in die AU umgewandelt und die G8-Staaten setzten mit dem G8-Treffen in Kananaskis 

(Kanada) Entwicklungspolitik 2002 zuoberst auf ihre Agenda. 

 

Im weiteren Verlauf des Kapitels werden die Grundpfeiler südafrikanischer Außenpolitik seit 

1994 dargestellt, der Außenpolitik eines Landes, das sich dem Multilateralismus und der 

Einhaltung der Menschenrechte und internationaler Abkommen verschrieben hat. 
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3. Die Afrikanische Union – eine neue Organisation zwischen Pan-Afrikanismus und 

Afrikanischem Nationalismus 

 

Zunächst werden hier die Schritte auf dem Weg von der OAU zur AU skizziert, parallel dazu 

die Schritte, die zur Verabschiedung der NEPAD geführt haben – parallel, weil die 

Afrikanische Union und NEPAD im Zusammenhang gesehen werden müssen. 

 

Die Frage nach den Motiven einer Neustrukturierung und Umwandlung der OAU in die AU 

werden in diesem Kapitel analysiert. Ebenso wird festgestellt, inwieweit die AU und NEPAD 

dem Konzept einer Erneuerung des Kontinents gerecht werden. Auf der Grundlage dieser 

Erkenntnisse widmet sich der weitere Verlauf des Kapitels der AU: ihrer 

Organisationsstruktur, ihren Prinzipien und Aufgaben. Tendenziell hat die AU die 

Möglichkeit, Afrika aus der Kooperationsagonie aufzuwecken und ähnlich wie die 

Europäische Union (EU)7 über eine anfängliche Wirtschaftskooperation zu einer Integration 

zu kommen, die sich dann auch auf andere Politikbereiche ausweiten kann. In Afrika ist dies 

– wie dieses Kapitel darstellen wird – eine lang währende Diskussion zwischen Pan-

Afrikanismus und Afrikanischem Nationalismus. Inwieweit die AU die an sie geknüpfte 

Erwartungen erfüllen kann, bleibt abzuwarten. Es bleibt jedoch festzuhalten – ein weiterer 

Punkt, der aus den Ausführungen in diesem Kapitel klar wird –, dass die Struktur, der Aufbau 

und die Aufgaben der AU laut Vertrag den Prinzipien der Afrikanischen Renaissance 

entsprechen. Die enorme Bandbreite der Aufgaben, denen sich die AU stellt – politisch und 

daraus resultierend institutionell –, stellen eine Herausforderung dar, die sogar Afrooptimisten 

kritisch stimmen dürfte.  

 

4. Die New Partnership for Africa’s Development 

 

Die New Partnership for Africa’s Development kann als Herzstück der Erneuerung des 

afrikanischen Kontinents bezeichnet werden. In diesem Kapitel soll die Frage geklärt werden, 

wie NEPAD bezeichnet werden kann – als Programm, Idee, Vision oder konkrete 

Handlungsempfehlung an die Politik. Ein weiterer Aspekt besteht in der Erläuterung der 

                                                 
7 Die Strukturen der AU und die Aussagen der Architekten der AU sehen strukturell eher die EU als die USA als 
Vorbild. Vgl. auch Meyns, Peter: Die „Afrikanische Union“ – Afrikas neuer Anlauf zu kontinentaler Einheit und 
globaler Anerkennung, in: Betz, Joachim, Brüne, Stefan (Hg.): Afrika Jahrbuch 2002 Hamburg. S. 60.  
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Positionierung von NEPAD innerhalb des Rahmens der Afrikanischen Renaissance und des 

Selbstverständnisses der „Neuen Partnerschaft.“  

 

Des Weiteren – als Hauptaufgabe dieses Kapitels – folgt die Auseinandersetzung mit den 

Inhalten NEPADs und das erarbeiten von Stärken und Schwächen, Gefahren und 

Herausforderungen der Initiative. 

 

Drei Thesen lassen sich formulieren: 

 

1. NEPAD ist mehr als Programmatik zu sehen denn als konkrete Handlungsanweisung 

an die Politik.  

 

2. Der Erfolg der in NEPAD ausgearbeiteten Programme steht und fällt – kurz- bis 

mittelfristig – mit der Unterstützung der reichen Industrienationen und der 

internationalen, kapitalstarken Organisationen, vor allem der Bretton-Woods-

Institutionen.  

 

3. NEPAD kann als kontinentaler Plan nur Erfolg haben, wenn erstens die 

Implementierung an die regionalen Bedürfnisse angepasst wird und zweitens eine 

klare Position der NEPAD innerhalb des Konzeptes der Afrikanischen Renaissance – 

konkret: der AU – definiert wird.  

 

5. Die internationalen Geldgeber 

 

Hier sollen die Programme und Initiativen der internationale Geldgeber8 skizziert werden, 

namentlich der G8-Aktionsplan für Afrika, die Millenium Development Goals der Vereinten 

Nationen, die Entwicklungspläne der Bretton-Woods-Institutionen sowie bi- und multilaterale 

Abkommen, etwa der Europäischen Union mit den AKP-Staaten (Cotonou-Abkommen). Im 

weiteren Verlauf soll überprüft werden, wie diese Pläne mit den Zielen und Institutionen von 

NEPAD und der AU übereinstimmen und zusammenpassen. Da die gewünschte Entwicklung 

Afrikas nur mit Hilfe der internationalen Geldgeber mittelfristig bewerkstelligt werden kann, 

                                                 
8 Der Autor benutz den Begriff der „internationalen Geldgeber“, da dieser in der wissenschaftlichen Sprache und 
in der Praxis ein feststehender Begriff ist. Dass der Begriff „Geldgeber“ inzwischen viel zu kurz gefasst ist, wird 
bewusst in Kauf genommen um etwaige Irritationen zu vermeiden. 
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zeigt sich, dass die NEPAD sich an den Paradigmen der internationalen Geldgeber ausrichtet. 

Daher stößt die NEPAD bei der internationalen Gemeinschaft – insbesondere bei den reichen 

Industrieländern, die in den Organisationen wortführend sind – auf Zustimmung. Eine zweite 

Frage ist die der Umsetzung der Versprechen, die die Geldgeber gemacht haben, im 

Besonderen die Versprechen des G8-Aktionsplanes. Ein weitere Aspekt der Betrachtungen 

bezieht sich auf die Dimension der Kohärenz der Pläne internationaler Geldgeber: Inwieweit 

besteht die Gefahr, dass sich die Pläne kreuzen und sich gegenseitig behindern– zu Lasten der 

Entwicklungsländer? 

 

Hinsichtlich der Ergebnisse lassen sich drei Thesen aufstellen: 

 

1. Für Afrika überwiegen die positiven Seiten der globalen Voraussetzungen die 

negativen. Die Lähmung des Kontinents durch den Kalten Krieg und die endgültige 

Dekolonisierung machen eine Zusammenarbeit der afrikanischen Staaten zur 

Verfolgung des gemeinsamen Zieles der Überwindung von Armut erst möglich. Damit 

ist eine wichtige Grundvoraussetzung erst gegeben: Afrika kann – mit 

Einschränkungen – das 21. Jahrhundert „erklimmen“ und zu „seinem“ Jahrhundert 

ernennen. 

 

2. Die Afrikanische Renaissance stellt ein Novum in den politischen Anstrengungen des 

Kontinents dar. Dies begründet sich durch die neuen Richtlinien, die die politische 

Führung in Afrika auferlegt hat. Die Lage in Afrika wird als endogen betrachtet, also 

selbstverursacht. Nur eine Initiative, die aus Afrika selbst stammt, kann Erfolg haben. 

Dass die Lasten, die Afrika dabei zu tragen hat, nur mit Hilfe der internationalen 

Gemeinschaft geschultert werden können, findet Ausdruck in der – mit den 

internationalen Paradigmen konformen – Ausarbeitung der Programme. Begrüßt wird 

die Initiative Afrikas weltweit aus zwei Gründen: Erstens geht diese konform mit den 

aktuellen international anerkannten Paradigmen – Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 

Schutz und Anerkennung universeller Menschenrechte; in wirtschaftlicher Hinsicht 

eine freie Marktwirtschaft unter den Regeln der World Trade Organisation (WTO) 

und, darauf basierend, eine neo-liberale Wirtschaftspolitik. Zweitens ist die 

Weltgemeinschaft „aus der Haftung“ genommen, da es sich um ein von Afrikanern 

auferlegtes Programm handelt. Scheitert es, kann man sich auf dieses Argument 

berufen. 



 24

 

3. Dass Afrika eine spürbare und nachhaltige Entwicklung in den nächsten zehn bis 

fünfzig Jahren zu verzeichnen hat, ist eher unwahrscheinlich. Solange die 

internationalen Organisationen sowie die globale Gesamtstruktur von den 

Industrieländern beherrscht werden und man Afrika nicht als „emerging market“ 

betrachtet, werden die notwendigen Investitionen für eine spürbare Verbesserung 

ausbleiben. Viel eher scheinen der asiatische Raum und die osteuropäischen Länder in 

diesem Sinne eine wirkliche Entwicklung zu vollziehen. Zynisch behauptet, wird 

Entwicklungshilfe gegenüber Afrika nach dem Paradigma „Zu viel zum Sterben, zu 

wenig zum Leben“ weitergeführt. Eine wie von Blair geforderte Aufstockung der 

Entwicklungshilfe um das Doppelte kann kritisch bewertet werden, da mehr Geld 

allein dem Kontinent nicht reicht und diese Pläne die Gefahr bergen, kontraproduktiv 

zu den afrikanischen Initiativen zu wirken. Den Vorwurf des Neo-Kolonisalismus 

muss man sich in diesem Zusammenhang gefallen lassen. 

 

4. Es ergeben sich Fragen für die Zukunft des Schwarzen Kontinents: Wie wird sich 

NEPAD durchsetzen? Wie effektiv wird die Afrikanische Union arbeiten können? 

Können Frieden und Sicherheit, Demokratie, Achtung der Menschenrechte, Umbau 

der Wirtschaften, Auf- und Ausbau der Infrastruktur, Halbierung der Armut, 

Verbesserungen im Bildungs- und Gesundheitsbereich und vieles mehr in Afrika 

wirklich    etabliert und konsolidiert werden? Können exogene Faktoren wie die 

Globalisierung und klimatische Veränderungen von den Entwicklungen in den 

afrikanischen Staaten absorbiert werden? Wie ernst ist es der Staatengemeinschaft mit 

der Umsetzung der genannten Ziele? Lassen die Industrieländer es zu, dass Afrika 

seine eigenen Standards entwickeln kann, und auf afrikanische Probleme afrikanische 

Antworten gegeben werden? 
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2. Die Afrikanische Renaissance – Ursprung, Konzeption, 
Hintergrund 

 

Yesterday is a foreign country – tomorrow belongs to us!9 
        Thabo Mbeki, 1998. 

 

Dieses Zitat zeigt auf prägnante Weise, worum es sich bei der Afrikanischen Renaissance 

handelt: um die Wiedererlangung einer verloren gegangenen afrikanischen Identität und um 

den Willen, die Geschicke des Kontinents selbst in die Hand zu nehmen und in eine bessere 

Zukunft zu führen. Die Bezeichnung „Renaissance“ verwirrt zunächst in zweierlei Hinsicht: 

Erstens verbindet man mit dem Begriff die europäische Renaissance10; zum zweiten könnte 

man sich bei „Wiedergeburt Afrikas“ - überspitzt formuliert - die Frage stellen, wann die erste 

Geburt stattgefunden habe. In diesem Kapitel soll ein historischer Abriss die Begriffe 

„Renaissance“ und „Afrikanische Renaissance“ näher erläutern, bevor die dahinter liegenden 

aktuellen Konzeptionen dargestellt werden.  

 

Das in der vorliegenden Arbeit diskutierte Konzept der Afrikanischen Renaissance geht auf 

den ehemaligen Vizepräsidenten und seit 1999 amtierenden Präsidenten Südafrikas, Thabo 

Mbeki, zurück. Die vier bedeutendsten Reden zum Konzept der Wiedergeburt Afrikas sind 

die berühmte I am an African!-Rede zur Annahme der südafrikanischen Verfassung von 

199611 sowie die Address to the Corporate Council Summit vom April 199712 wie auch die so 

genannten „Accra“13 und „Abuja“14-Reden von Thabo Mbeki. Eine nähere Betrachtung der 

Reden ist Teil dieses Kapitels.  

                                                 
9 Dieses Zitat, ursprünglich von der Führungsriege der „Afrikaner Youth“ während einer Konferenz im 
September 1998 benutzte Thabo Mbeki zum Auftakt einer zweitägigen Konferenz zum Thema „African 
Renaissance“, welche am 28. und 29. September 1998 in Johannesburg stattfand. Vgl. Makgoba, William Male-
gapuru (Hg.): African Renaissance. The New Struggle, Cape Town 1999. S. 8. 
10 „Renaissance (frz. Wiedergeburt), i.e.S. im 19. Jh. von Kulturhistorikern wie J. Michelet und J. Burckhardt 
geprägte Bezeichnung für die Zeit von etwa 1350 bis Anfang des 16. Jh. als die Zeit der Wiedergeburt der 
Antike.“ Dtv-Lexikon in 20 Bänden, Mannheim, München 1992,  Band 15, S. 134-137. 
11 Mbeki, Thabo: The Deputy President’s Statement, on Behalf of the ANC, at the Adoption of South Africa’s 
1996 Constitution Bill, Cape Town, 08. Mai 1996, in: Ostheimer, Andrea (Hg.): The African Renaissance, Kon-
rad Adenauer Stiftung, Occasional Papers, Johannesburg Mai 1998. S. 14-17. 
12 Mbeki, Thabo: The Deputy President’s Address to the Corporate Council Summit – Attracting Capital to Af-
rica, Chantilly, Virginia, United States of America, April 1997, in: Ostheimer, Andrea (Hg.) The African Renais-
sance, Konrad Adenauer Stiftung, Occasional Papers, Johannesburg Mai 1998. S. 10-13. 
13 Mbeki, Thabo: Address on the African Renaisance to the Ghana-South Africa Friendship Association, Accra 
05. Oktober 2000, in: Ostheimer, Andrea (Hg.) The African Renaissance, Konrad Adenauer Stiftung, Occasional 
Papers, Johannesburg Mai 1998. S. 18-20. 
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Die Regierungspartei in Südafrika, der African National Congress (ANC), hat anlässlich 

seines 50-jährigen Bestehens 1997 ein Grundlagenpapier verabschiedet, das die künftige 

Strategie in der südafrikanischen Außenpolitik skizzierte.15 In diesem Papier wird eine 

Renaissance Afrikas ausdrücklich genannt. In dem Abschnitt The Political and Economic 

Revival of the African Continent – Towards an African Renaissance? werden als Ziele 

genannt: 

 

“Some of the key elements of the Renaissance vision should include the 
following: 
- The economic recovery of the African continent as a whole; the 

establishment of political democracy on the continent; 
- The need to break neo-colonial relations between Africa and the world’s 

economic powers; 
- The mobilisation of the people of Africa to take their destiny into their own 

hands thus preventing the continent being a place for the attainment of geo-
political and strategic interests of the world’s most powerful countries; 

- Fast development of a people-driven and people-centred economic growth 
and development aimed at meeting the basic needs of the people.“16 

 

Anhand der verschiedenen Perspektiven und Perzeptionen wird schnell klar, dass es sich bei 

dem Begriff der Afrikanischen Renaissance nicht um eine statische, einmal definierte und 

endgültige Bezeichnung handelt, sondern vielmehr um ein Gerüst, eine Grundidee oder wenn 

man so will: einen Motivationsausspruch, der den so verschiedenen Menschen des 

afrikanischen Kontinents ein gemeinsames Konzept, eben eine gemeinsame Identität geben 

soll. Thabo Mbeki formuliert dies folgendermaßen: „Our first task, therefore, is to transform 

our society consistent with this vision.“17 Jedoch steckt hinter dem Konzept nicht nur die 

ideelle und wenig greifbare Interpretation. Wie sich zeigen wird, kann man die Afrikanische 

Renaissance grob in zwei Strömungen unterteilen: 

 

                                                 
14 Mbeki, Thabo: Address at the Nigerian Institute of International Affairs, Abuja 03. Oktober 2000, in: Os-
theimer, Andrea (Hg.) The African Renaissance, Konrad Adenauer Stiftung, Occasional Papers, Johannesburg 
Mai 1998. S. 7-9. 
15 ANC: Developing a Strategic Perspective on South African Foreign Policy, Pretoria 1997. 
16 Ebenda. S. 3. 
17 Mbeki, Thabo: Prologue, in: Makgoba, William Malegapuru (Hg.): African Renaissance. The New Struggle, 
a.a.O., S. xxi. 
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1. die Globalist Interpretation; und 

2. die Africanist Interpretation.18  

 

Die Globalist Interpretation bezieht sich auf die von Thabo Mbeki unterstützte 

Wirtschaftspolitik, in der nach neoliberalen Grundsätzen - wie sie auch von internationalen 

Geldgebern, etwa den Bretton-Woods-Institutionen (International Bank for Reconstruction 

and Development (IBRD) oder Worldbank und International Monetary Fund (IMF))19 

gefordert und gefördert werden - die Voraussetzungen für das Bestehen und die Entwicklung 

in einer globalisierten (Wirtschafts-) Welt geschaffen werden sollen. Diese Interpretation wird 

von der westlich geprägten Wirtschaft, den internationalen Geldgebern und großen Teilen der 

Politik bevorzugt. 

 

Die Africanist Interpretation zielt auf die kulturelle Identität und historischen Hintergründe 

ab, die an vorkoloniale Zeiten anknüpft: „Africanist[s] call for a reinterpretation both of their 

history and culture, away from its colonial construction towards a consolidation of the wealth 

of knowledge that Africans are carrying around in their heads.”20    

 

Dieser Strömung stehen Intellektuelle aus Wissenschaft und Forschung nahe, die in dem 

Ausbau einer eigenen Identität das Wohl des afrikanischen Kontinents und Voraussetzung 

für eine positive Entwicklung sehen. 

 

Es wird zu diskutieren sein, ob die verschiedenen Konzepte einander im Weg stehen oder 

sich vielmehr ergänzen. Zentrale Fragen werden in diesem Zusammenhang sein: Wem nützt 

die Afrikanische Renaissance? Wie wichtig ist diese für den afrikanischen Kontinent? In 

welchen Bereichen ist eine Wiedergeburt Afrikas konzeptionell angesiedelt? Warum ein 

wieder auferstehendes Afrika zum jetzigen Zeitpunkt? Es soll am Ende klar werden, dass es 

                                                 
18 Vgl. Vale, Peter ; Maseko, Sipho: South Africa and the African Renaissance, in: International Affairs, Vol. 74, 
N° 2, April 1998, S. 271-288. Eddy T. Maloka schlägt in seinem Aufsatz “The South African “African 
Renaissance” Debate: A Critique” (Polis, Vol. 6, Numero 2, Juillet 1998) die Unterteilung der Africanist 
Interpretation in eine „Pan-Africanist” und eine „culturalist perspective” vor. Da sich aber Überschneidungen in 
der „Pan-Africanist- und culturalist Perspective“ ergeben, soll hier die Aufteilung in Globalist- und Africanist 
Interpretation beibehalten werden.  
19 Dazu gehören ein ausgeglichener Haushalt, ein positives Investitionsklima durch gute Regierungsführung 
(Good Governance), eine niedrige Inflationsrate, Betonung des privaten Sektors als Geldgeber, Ausbau des 
Humankapitals und viele mehr; siehe dazu: World Bank Group, Strategic Framework, Washington, 24.01.2001 
und The IMF´s Main Business: Macroeconomic and Financial Sector Policies, Quelle: 
http://www.imf.org/external/pubs/ft/exrp/what.htm#box1 (08.06.2006). 
20 Vale, Peter; Maseko, Sipho: South Africa and the African Renaissance, a.a.O., S. 280. 
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sich bei der Afrikanischen Renaissance um ein Novum im postkolonialen Afrika handelt. Im 

Gegensatz zu vorangegangenen Initiativen wird deutlich, dass: 

 

• die Initiative von Afrikanern für Afrikaner geschaffen wurde; 

• das Konzept in das multilaterale Konzept der internationalen Geldgeber passt; 

• dass die Probleme hauptsächlich als endogen und nicht als exogen verwurzelt 

betrachtet werden; 

• dass diese Initiative nicht mehr unter dem Damoklesschwert „Kalter Krieg“ steht. 
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2.1. Historischer Kontext der Afrikanischen Renaissance 
 

Der Begriff der Afrikanischen Renaissance ist nicht willkürlich gewählt. Um sich der 

Bedeutung des Begriffes bewusst zu werden, erscheint es notwendig, einen kurzen Abriss der 

Historie und der Entstehung der europäischen Renaissance - die gleichzeitig den Beginn der 

Unterdrückung und Ausbeutung Afrikas durch die europäischen Mächte einläutete – zu 

geben. Gerade die aktuelle Situation des afrikanischen Kontinents kann nur mit dem Wissen 

über die Vergangenheit ausreichend verstanden werden. Anhand einzelner Aspekte sollen die 

Auswirkungen der Geschichte auf die aktuellen Umstände des schwarzen Kontinents 

herausgestellt werden.21  

2.1.1. Europäische Renaissance und Ausbeutung Afrikas 
 

“This is the irony of the European Renaissance; it would be built not only on 
the most rationalised enslavement of the African People, but it would 

rationalise it by tags from the bible and most notably by scientific racism.“22 
 

Die europäische Renaissance, die etwa vom 14. bis zum 16. Jahrhundert angesiedelt werden 

kann, stellt den Beginn der Ausbeutung und Versklavung des afrikanischen Kontinents dar. 

Vor dieser Zeit, im Mittelalter, erlebte Europa - wie Afrika heute - eine Zeit der Instabilität 

und (Natur-) Katastrophen. Die Pest vernichtete etwa die Hälfte der Bevölkerung Europas und 

die Einschüchterung und Unterdrückung der Menschen durch Adel und Klerus begründete 

den Begriff des „finsteren Mittelalters“.23 Mit der Rückbesinnung auf die Errungenschaften 

der Antike wurde ein Zeitalter der Rationalität und Wissenschaftlichkeit eingeläutet. Die 

Renaissance war somit eine Reaktion auf die Krisen des Mittelalters.24 Das zu verstehen, ist 

bedeutend für das neue Konzept der Afrikanischen Renaissance, da die Situation Afrikas 

durchaus Parallelen aufzuweisen hat, etwa die schweren übertragbaren Krankheiten Malaria, 

Gelbfieber, mehr noch die AIDS-Pandemie einerseits und die noch immer große Anzahl von 

autoritären und menschenverachtenden Despoten auf dem Kontinent andererseits. 

 

                                                 
21 Eine empfehlenswerte Monographie zu diesem Thema ist Rodney, Walter: How Europe Underdeveloped 
Africa, Washington, D.C. 1981. 
22 Magubane, Bernard Makhosezwe: The African Renaissance in Historical Perspective, in: Malegapuru William 
Makgoba (Hg.): African Renaissance, a.a.O. S. 33. 
23 Siehe dazu: Tuchman, Barbara: A Distant Mirror: The Calamitous Fourteenth Century, New York 1973. 
24 „Crises of any magnitude are usually the culminating points of degenerative historical developments.” 
O´Farrell, Patrick: Ireland’s English Questions, New York 1972. S. 10. 
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Das „erschreckend Erstaunliche“ an der europäischen Renaissance ist die Tatsache, dass eine 

Bewegung, die auf Rationalität und Freiheit rekurrierte, den Beginn der Ausbeutung, 

Versklavung und Unterdrückung des afrikanischen Kontinents und seiner Bewohner sowie 

den Beginn imperialistischen Machtstrebens Europas markiert. Die wissenschaftlichen 

Abhandlungen, die den „Schwarzen“ ihr Menschsein aberkannten - der wissenschaftliche 

Rassismus - bilden den Grundpfeiler der Sklaverei.25 „In other words, the European 

Renaissance was not simply the freedom of spirit and body for the European Men, but a new 

freedom to destroy freedom of the rest of humanity.”26 Dabei lässt sich festhalten und 

erkennen, dass der Reichtum Europas - aufbauend auf dem Gedankengut der europäischen 

Renaissance - zum Großteil auf Kosten Afrikas verwirklicht werden konnte. R.W. Johnson 

beschreibt in seinem Buch How Long Will South Africa Survive? diesen Zusammenhang wie 

folgt: 

 

“The world gold market and thus, in part, the world‘s monetary system, rests 
on the African miner, for it is they who dig the gold, as also the coal, to provide 
electricity for the gold mines. They are the unsung (and poorly paid) heroes of 
every Anglo-American report, every DeBeers balance sheet; it is the fruit of 
their labours which has, over the years, filled the vaults of Fort Knox, bought 
horses for the Oppenheimer family, endowed Rhodes scholarships, and 
provided Elizabeth Taylor with her jewellery.“27 

 

Der Zusammenhang zwischen europäischer Renaissance, der Ausbeutung Afrikas und dem 

Begriff der Afrikanischen Renaissance bekommt somit eine brisante Bedeutung. Dass die 

Europäer ausgerechnet Afrika - das unbestritten als Wiege der Menschheit28 gilt - als 

unhistorisch ansahen und ihren Menschen das Menschsein aberkannten, ist aus heutiger Sicht 

unverständlich. 

 

 

                                                 
25 Zum Beispiel von Hegel in seiner Philosophiegeschichte (erschienen 1837) und Robert Knox in „The Races of 
Mankind: A Philosophical Inquiry into the Influence of Race over the Destinies of Nations“ (erschienen 1850) 
propagiert. 
26 Magubane, Bernard Makhosezwe: The African Renaissance in Historical Perspective; in: Malegapuru William 
Makgoba (Hg.): African Renaissance, a.a.O. S. 21. 
27 Johnson, R.W.: How Long Will South Africa Survive? New York 1977. S. 113. 
28 So lassen sich in Afrika der Ursprung des Homo Sapiens finden, der ersten Schrift, der ersten Sprache, der 
ersten Steinwerkzeuge, später auch des ersten Territorialstaates (unter Amenophis IV, (1354-1327 v.Chr.), die 
erste monotheistische Religion mit dem Gott Ra und vieles mehr. Vgl. Diop, Cheikh Anta: Nouvelles recherches 
sur l’égyptien ancien et les langues négro-africaines modernes, Paris 1988. Diop, Cheikh Anta: The African 
Origin of Civilization: Myth or Reality?, Paris 1965. Tobias, Philip V.: Humanity from African renaissance to 
coming millennia. Colloquia in human biology and palaeoanthropology, Firenze 2001.   



 31

2.1.2. „Afrikanische Erneuerung“ im Überblick 
 

Ex Africa semper aliquid novi! 

 

Die Idee einer Erneuerung, eines Wiedererwachens oder eben einer Renaissance, ist in Afrika 

alles andere als neu. Generationen von afrikanischen Führern benutzten diese Begriffe, um 

den Konzepten ihrer Zeit einen Namen zu geben. Erste Konzepte, die auf eine Erneuerung 

Afrikas - im heutigen Verständnis des Begriffes - ausgerichtet sind, entstehen im 19. 

Jahrhundert. Die 1868 gegründete Partei Fanti Confederacy Nationalists29 wird als frühester 

Repräsentant der Bewegung angesehen. Diese Gruppierung, die Afrika am Beginn einer 

neuen Ära sah, ging aus westlichem Anti-Kolonialismus hervor. Vertreter dieser Sichtweise 

waren Martin Delaney, Edward Blyden, Africanus Horton, John Mensah Sarbah und J.E. 

Casely Hayford. Nach dem Übergang in das neue Jahrhundert gesellte sich Pixley Isaka Seme 

hinzu, der als Gründungsmitglied des African National Congress von 1912 gilt und schon 

1905 von einer Regeneration Afrikas sprach: 

 

“I have chosen to speak to you in this occasion upon the Regeneration of Af-
rica. I am an African, and set my pride in my race over against a hostile public 
opinion (…). The African recognises his anomalous position and desires a 
change. The brighter day is rising upon Africa.”30 

 

W.E.B. Du Bois sah Afrika wiederaufleben, Marcus Garvey sprach von einem „erwachten 

Afrika“, das sich nicht zum Schlafen zurücklegt. Kwame Nkrumah entwarf das Konzept der 

African personality. Ebenso eröffnete Anta Diop pan-afrikanische Lösungen für den 

Kontinent. Azikiwe sprach von einem „wiedererwachenden Afrika“. Julius Nyerere 

konstatierte auf einer Konferenz der Tanzanian African National Union 1968: „Total African 

liberation and total African unity are basic objectives of our party.“ Weitere Begriffe sind 

„die Erwachung des afrikanischen Löwen” (Felix Roland Moumie), „der schlummernde 

Löwe ist erwacht“ (Kiwanuka), „neue Hoffnung in Afrika“ (Smith Hempstone) oder „das 

                                                 
29 Fatoumatta M’Boge schreibt dazu: „The Fanti Confederacy is recorded in Ghana’s colonial history as the 
first civil society organisation to engage its colonial administrators. With the co-operation of their chiefs, elders, 
youth and people, the Fanti élites protested against the trading of Fanti lands by the British to other Europeans 
without the consent of the indigenous people. In the 1890s the Fantis formed the Aborigines Rights Protection 
Society (ARPS) to protest against the annexation of native lands by the British.“ M’Boge, Fatoumatta; Doe, Sam 
Gbaydee: African Commitments to Civil Society Engagement. A review of eight NEPAD countries. Quelle: 
http://www.iss.co.za/pubs/Other/ahsi/Mboge_Doe/Contents.html (08. Juni 2006). 
30 Pixley, Isaka Seme: The Regeneration of Africa. Journal of the Royal African Society, Vol. 5, London 1905-
1906. S. 32. 
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erwachte Afrikas“ (Basil Davidson). Sie alle verfolgten die Idee einer historischen und 

sozialen Erneuerung Afrikas.31 

 

Will man die Konzepte einer Erneuerung Afrikas kategorisieren, so lassen sich zeitlich drei 

Abschnitte erkennen. In der ersten Phase hatten die verschiedenen Konzepte das Ziel, ein 

kooperatives Arrangement mit den Kolonialmächten zu treffen. Ein Afrika zu schaffen, das 

die Kolonialherrschaft zwar akzeptierte, aber mehr Mitspracherechte einforderte. Diese 

Position war bis zum Ende des Ersten Weltkrieges präsent. Die zweite Phase setzte sich die 

Entkolonialisierung Afrikas zum Ziel. In diese Phase fallen auch viele blutige 

Befreiungskriege.32 In der dritten Phase, der nachkolonialen Zeit, erkennt man bereits die 

heute aktuellen Ziele wieder. Thabo Mbeki beobachtet dazu: 

 

“When once more the saying is recalled, Ex Africa semper aliquid novi! 
(Something new always comes out of Africa!), this must be so, because out of 
Africa reborn must come modern products of human economic activity, 
significant contributions to the world of knowledge, in the arts, science and 
technology, new images of an Africa of peace and prosperity. Thus shall we, 
together and at last, by bringing about the African renaissance depart from a 
centuries-old past which sought to perpetuate the notion of an Africa 
condemned to remain a curiosity slowly grinding to a halt on the periphery of 
the world.“33 
 

Es lässt sich anhand der obigen Ausführungen erkennen, dass ein Konzept der Erneuerung 

Afrikas in der neueren Geschichte des Kontinents immer gegenwärtig war und bis heute ist. 

Die Frage, die sich bezüglich der aktuellen politischen Programmatik  - die Afrikanische 

Renaissance und deren Programme wie etwa die New Partnership for Africa’s Development 

(NEPAD) – stellt, ist die der Motivation. Wieso zu diesem Zeitpunkt ein solches Konzept? 

 

 

 

 

 

                                                 
31 Vgl. Prah, Kwesi Kwaa: African Renaissance or Warlordism? In: Malegapuru William Makgoba (Hg.): Afri-
can Renaissance, a.a.O. S. 43-44. (Alle Zitate). 
32 Siehe Dazu: Kiernan, Victor G.: European Empires from Conquest to Collapse. 1815-1960. London 1982, und 
Mommsen, Wolfgang J.: Das Ende der Kolonialreiche. Dekolonisation und das Ende der Großmächte, Frankfurt 
am Main 1990. 
33 Zitiert aus: Prah, Kwesi Kwaa: African Renaissance or Warlordism? In: Malegapuru William Makgoba (Hg.): 
African Renaissance, a.a.O. S. 45. 
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2.1.3. Beweggründe der Afrikanischen Renaissance 

 
„Afrika gilt schlechthin als der Armutskontinent. Die meisten Länder gehören 
zur Gruppe der am wenigsten entwickelten Länder (LDC). Die Zahl der Länder 
mit einem niedrigen Index für menschliche Entwicklung (Human Development 
Index, HDI) ist hier besonders hoch. Armut ist am größten in den Ländern, die 
von Bürgerkriegen, politischen und militärischen Auseinandersetzungen 
besonders stark beeinträchtigt wurden (...) obwohl seit knapp zwanzig Jahren 
eine Wirtschaftsreform in Afrika die andere ablöst und seit ca. acht Jahren 
Afrika mit politischen Reformen überrollt wird, lassen die Ergebnisse zu 
wünschen übrig.“34 

 

In Afrika finden sich die meisten der so genannten Least Developed Countries (LDC), d.h. 

der am wenigsten entwickelten Länder der Erde. 34 von insgesamt 45 LDCs liegen in 

Afrika.35 Die weltweiten Veränderungen am Ende des 20. Jahrhunderts sind vielfältig. Die 

„neue Weltordnung“ und die ökonomische Globalisierung haben einen Einfluss auf den 

afrikanischen Kontinent. Hier liegen die Ursachen und Beweggründe, das Konzept der 

Afrikanischen Renaissance zum jetzigen Zeitpunkt verwirklichen zu wollen.  

 

Die globalen Veränderungen, die der Fall der Berliner Mauer 1989 auslöste, hatten und haben 

in der Sphäre der internationalen Beziehungen einen bleibenden Eindruck und große 

Einschnitte hinterlassen. Auch und gerade der afrikanische Kontinent war und ist davon in 

besonderem Maße betroffen. Afrika südlich der Sahara kann in großem Umfang nicht als 

Nutznießer dieser Veränderungen betrachtet werden. Trotzdem bergen die Veränderungen 

Chancen zu einer positiven Entwicklung. 

 

Mit dem Fall des Eisernen Vorhangs und dem darauf folgenden Zusammenbruch der 

Sowjetunion war die Ordnung der zwei Blöcke, die die Weltpolitik über 40 Jahre lang 

bestimmte, aufgehoben. Gerade der afrikanische Kontinent bzw. die Entwicklungsländer 

insgesamt hatten von dem Wettstreit der Systeme vordergründig profitiert. Die 

Entwicklungsländer waren aus geopolitischen und strategischen Gründen Klienten des einen 

oder anderen vorherrschenden Systems, sprich: der Vereinigten Staaten von Amerika oder der 

Sowjetunion. Dabei ging es um die Eindämmung der gegnerischen Einflusssphäre bei 

gleichzeitiger Ausbreitung des eigenen Einflussbereiches.  

                                                 
34 Kappel, Robert: Ursachen der afrikanischen Entwicklungskrisen und Chancen der Wirtschaftsreformen, in: 
M.A. Ferdowsi (Hg.): Afrika zwischen Agonie und Aufbruch, München 1998. S. 79. 
35 Vgl. United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD), Statistical Profiles of the Least De-
veloped Countries, New York and Geneva 2001, S. 5. 
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Es war für die Entwicklungsländer relativ einfach, die Blöcke gegeneinander auszuspielen 

und sich die „Treue“ bezahlen zu lassen.36 Die „Treue“ war den Systemstaaten stets wichtiger 

als das politische System der Klientenstaaten. So wurden autoritäre und totalitäre ebenso 

berücksichtigt wie demokratische und freie Staaten. Mit dem Ende des Kalten Krieges 

standen insbesondere die ehemals der Sowjetunion nahe stehenden Staaten Afrikas mit einem 

Mal ohne Unterstützung da. Die Konsequenz einer einzig übriggebliebenen „Ideologie“ - die 

der Demokratie und der Marktwirtschaft – war eine politischere 

Entwicklungszusammenarbeit.37 Thabo Mbeki beschreibt diese Veränderung wie folgt: „A 

contributing factor to this matter is the end of the Cold War. We are no longer looking for 

countries that would be your allies in the fight against the Soviet Union. And so the urge to 

hold on to people, to tell them what to say and think and do has greatly diminished.“38  

 
 
Die Folgen der Politik Gorbatschows - Glasnost und Perestroika und der damit 

zusammenhängende Fall des Eisernen Vorhangs - bargen Chancen für eine Entwicklung in 

Afrika hin zu Frieden und Demokratie. Äthiopien, Angola, Mosambik, Namibia und auch 

Sambia haben mindestens eine Mehrparteienwahl hinter sich.39  

                                                 
36 Vgl. Agonafer, Mulugeta: The New International Order/Disorder: Implications for African Development, in: 
Agonafer, Mulugeta (Hg.): Africa in the Contemporary International Disorder, Lanham 1996. S. 19. 
37 Siehe dazu: Hammel, Werner: Entwicklungszusammenarbeit ist politischer geworden, in: E + Z – 
Entwicklung und Zusammenarbeit, Nr. 1, Januar 1997, S. 12-14. 
38 Hanna, Mike: An African Renaissance. Continent coming to grips with ravages of Cold War. Quelle: 
http://www.cnn.com/SPECIALS/cold.war/episodes/17/then.now/ (02.06.2006). 
39 Vgl. Agonafer, Mulugeta: The New International Order/Disorder: Implications for African Development, in: 
Agonafer, Mulugeta (Hg.): Africa in the Contemporary International Disorder, a.a.O. S. 17 f.  
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Zu viele Staaten Afrikas leiden jedoch unter den Nachwehen des Kalten Krieges. Die 

ehemaligen und aktuellen Konflikte in Angola, der DR Kongo (ehemals Zaire) und Somalia 

beispielsweise haben ihren Ursprung im Kalten Krieg und galten zu Zeiten der Blockpolitik 

mitunter als Stellvertreterkriege der Großmächte Vereinigte Staaten von Amerika und 

Sowjetunion.40 Diese Konflikte und damit auch endgültig den ideologischen Wettstreit zu 

überwinden, unter dem auch Afrika gelitten hat, soll Ziel der Anstrengungen sein. Die 

Entideologisierung wird als Chance gesehen, dass Afrika in der internationalen 

Staatengemeinschaft als (ökonomischer) Partner anerkannt und nicht mehr nur als Klient im 

Wettstreit der Systeme gesehen wird. Diese Forderung ist einer der Motoren, das Konzept der 

Afrikanischen Renaissance zu diesem Zeitpunkt neu aufzulegen. Hier soll aus eigenem 

Antrieb, mit der Unterstützung der internationalen Gemeinschaft, ein Weg aus der Krise 

gefunden werden.  

 

Mit dem Fall der Mauer haben sich auch die Prioritäten insbesondere der Europäischen Union 

(EU) geändert - mit einer daraus folgenden Marginalisierung Afrikas.41 Ohne weiter darauf 

eingehen zu müssen, seien hier nur erwähnt die Osterweiterung der EU, Konflikte an den 

Grenzen der EU (Balkan), Russland als strategischer Partner sowie die internen 

Reformbemühungen (Verfassungskonvent, institutionelle Umstrukturierung, u.a.).42 

 

                                                 
40Mike Hanna beschreibt diese Konflikte wie folgt: „In Angola, the rebel forces of UNITA leader Jonas Savimbi 
continue a civil war that began more than two decades ago. Until the late 1980s, UNITA received U.S. and 
South African backing in its battle to unseat the Marxist MPLA government. This support has been withdrawn, 
but the war still rages. Likewise in the neighboring Democratic Republic of Congo. Previously known as Zaire, 
it was ruled for more than 30 years by Mobutu Sese Seko - who was selected long ago by the administration of 
U.S. President John F. Kennedy as the linchpin of American anti-Soviet policy in Africa. The end of the Cold 
War saw the end of Mobutu's usefulness to the West. Left to his own devices, Mobutu continued to wield absolute 
power - until the forces of Laurent Kabila drove him from the capital of Kinshasa to a lonely and unmourned 
death in exile. But the cycle of violence initiated in Cold War years has not ended. And now President Kabila is, 
in turn, facing a widespread rebellion that threatens to destabilize the whole of central and southern Africa. No 
signs of peace either in Somalia, another Cold War battleground. Anarchy is the order of the day there. Once 
courted by East and West, Somalia is now utterly abandoned by the international community. The killing of U.S. 
and other soldiers in a U.N. force was the final action that drove away even those who had come to help in the 
post-Cold War period.” Quelle: http://www.cnn.com/SPECIALS/cold.war/episodes/17/then.now/ (02.06.2003). 
41 Obwohl die EU im Jahr 2000 ein neues Abkommen mit den AKP-Staaten abgeschlossen hat (Abkommen von 
Cotonou) und die EU und ihre Mitgliedsländer knapp 50% der EU-Entwicklungshilfe ausmachen kann eine 
Marginalisierung konstatiert werden aufgrund der Motive der EU eine fast ausschließliche wirtschaftliche 
Zusammenarbeitspolitik gegenüber den Entwicklungsländern zu verfolgen.   
42 Siehe dazu: Weidenfeld, Werner/Giering, Claus: Die Zukunft Europas. In: Weidenfeld, Werner (Hg.): Europa 
Handbuch, Bonn 2002. S. 783-806. 
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Ein weiterer Beweggrund der Afrikanischen Renaissance liegt in den Risiken und Chancen 

der Globalisierung (der Wirtschaft).43 Wie eng Konflikte und Globalisierung miteinander 

verknüpft sind, beschreibt Yash Tandon wie folgt: 

 

„Eine alternative Perspektive (zur Sichtweise der endogenen Ursachen für 
Konflikte und Armut) hingegen argumentiert, dass Armut zwar Wurzel von 
Konflikt und Gewalt ist, aber nicht aus sich heraus existiert, sondern durch die 
Art und Weise geschaffen wurde, in der eine Region in die globale Wirtschaft 
integriert ist. Die Grundlage ihrer Integration ist der ungleiche Tausch 
zwischen dem, was die Region der globalen Wirtschaft bietet, und dem, was 
sie dafür erhält. Legitimiert wird dieser Tausch durch die Ideologie des freien 
Marktes. Doch hinter dem freien Markt stehen die großen Monopole und 
Oligopole, die ihn kontrollieren - von Diamanten über Rindfleisch bis zu 
Microsoft. Der freie Markt ist ein Mythos. Die Gewalt beruht auf der 
Ausplünderung der Regionen durch dieses System.“44 

 

Wie sieht jedoch die Situation in wirtschaftlicher Hinsicht in Afrika aus? Zunächst sollen die 

makroökonomischen Daten betrachtet werden, um dann auf die Hintergründe dieser 

Entwicklungen eingehen zu können.  

 

Afrika hat einen moderaten Anstieg des Bruttoinlandsproduktes (BIP) zu verzeichnen, der 

allerdings nur leicht über dem Bevölkerungswachstum von drei Prozent liegt.45 Abbildung 1 

gibt ein detaillierteres Bild wichtiger makroökonomischer Daten Afrikas. Die Inflationsrate 

ist in den letzten Jahren stetig von 27 Prozent im Jahr 1996 auf 7,9 Prozent im Jahre 2005 

gesunken, wobei letzerer Wert durch Länder mit Hyperinflation hochgetrieben wird. Der Rest 

der Länder erfährt eine Inflationsrate von ca. 3 Prozent, bestimmt eine Auswirkung der 

politischen Stabilisierung und der Beendigung vieler Konflikte in Afrika, v.a. des Krieges in 

und um die DR Kongo.46  

                                                 
 
44 Tandon, Yash: Die Zwangsjacke der Globalisierung, in: Afrika Süd. Zeitschrift zum südlichen Afrika, Nr. 3, 
Mai/Juni 2001. S. 24. 
45 In den Jahren 1990-2005, Quelle: World Bank, World Development Report 2004/2005, Washington 2005.  
46 Dieser Konflikt ist im Jahr 2003 nach z.T. erfolgreichen Bemühungen wieder aufgebrochen. Siehe dazu: 
Congo, Democratic Republic of the. CIA World Fact Book 2004, Washington 2004. Und Federation of Ameri-
can scientists: Congo Civil War. Quelle: http://www.fas.org/man/dod-101/ops/war/congo.htm (29.05.2006). 
Human Rights Watch: Democratic Republic of Congo: Eastern Congo ravaged: killing civilians and silencing 
protest. In: Human Rights Watch Publications, Sub-Saharan Africa, New York 2002. 
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Die Import- und Exportquoten zeichnen sich durch Unstetigkeit aus, die aus den 

Schwankungen der Rohstoffpreise, instabiler politischer Systeme und unterschiedliche 

Erfolge der Reformen ergeben.47 

Abbildung 1: Makroökonomische Daten Afrikas 1997 - 200248 

Indicators 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

1. Real GDP Growth Rate 3,5 4,0 3,5 4,7 5,3 4,9 

2. Real per Capita GDP Growth Rate 1,2 1,8 1,2 2,4 3,1 2,7 

3. Inflation (%) 13,5 10,5 9,1 9,6 7,8 7,9 

4. Investment Ratio (% of GDP) 20,3 20,2 20,4 21,2 21,5 20,5 

5. Fiscal Balance (% of GDP) 1 0,1 -1,3 -0,2 0,5 1,8 

6. Export Growth, volume (%) 10 1,0 0,8 7,9 7,1 4,7 

7. Import Growth, volume (%) 0,6 5,2 7,6 3,5 8,9 11,6 

8. Terms of Trade (%) 13,5 -3,2 -1,2 2,9 3,9 13 

9. Current Account Balance ($ billion) 13,6 4,2 -7,5 2,3 10,5 31,3 
10. Overall Deficit/Surplus Government 
Finance -0,2 -2,4 -2,5 -1,9 -0,5 2,1 

11. Debt Service (% of exports) 17,2 17,8 14,9 13,8 12,0 10,6 
Quelle: African Development Bank (ADB) Statistics Division 

 

Nach 3,5 Prozent in den vorhergehenden zwei Jahren ist das Budgetdefizit auf ein Prozent des 

BIP im Jahr 2005 geschrumpft. „This reflects the increase in oil export revenues as well as 

the improved fiscal discipline of countries undertaking stabilization and structural adjustment 

programs. These programs target fiscal stability and lower inflation as part of their core 

objectives.“49 

 

Der Schuldendienst in Prozent der Exporte ist im Laufe der Jahre leicht gesunken, von 17,6% 

im Jahr 2000 auf 10,6% in 2005. Allerdings sind nach wie vor die meisten Staaten Afrikas 

erheblich abhängig von ausländischen Krediten. Besonders in den 1970er und 1980er Jahren 

ist der Schuldenberg Afrikas enorm angestiegen.50 In vielen Regionen Afrikas haben die 

hohen Schulden „unsustainable levels“51 erreicht.  

                                                 
47 Vgl. Betz, Jürgen / Brüne, Stephan: Die dritte Welt. Orientierungsdaten zu Wirtschaft und Gesellschaft. 
Jahrbuch Dritte Welt 2004, München 2005. S. 178-186.  
48 African Development Bank, ADB Statistics, Pocketbook 2005, Tunis 2006. S. 1-2. 
49 African Development Bank, African Development Report 2005, Public Sector Management in Africa, Oxford 
2005. S. 178-180. 
50 „Nehmen wir nur die Schulden, die Mobuto der DR Kongo hinterlassen hat, oder jene des Apartheidregimes in 
Südafrika. Heute wirft jedermann Mobutu Korruption und schlechte Regierungsführung vor. Bei einem besseren 
Einsatz der Kredite und bei einer verantwortlicheren Regierungsführung hätte das Land heute nicht diese 
Schuldenprobleme.“ Aus: Tandon, Yash: Die Zwangsjacke der Globalisierung. In: Afrika Süd. Zeitschrift zum 
südlichen Afrika, a.a.O. S. 25. 
51 African Development Bank, African Development Report 2005, a.a.O. S.21. 
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Hohe Auslandsschulden, hohe Zinsraten kombiniert mit Terms of Trade-Verlusten machen es 

den Ländern sehr schwer, ihren Schuldendienst zu leisten, geschweige denn die angehäuften 

Schulden abzubauen. Deswegen gehören inzwischen 31 Staaten Afrikas zu den Heavily 

Indebted Poor Countries (HIPC).52 Die Gesamtschulden des Kontinents sind nur leicht 

zurückgegangen: von 337,2 Mrd. US-$ (1999) auf 328,6 Mrd. US-$ im Jahr 2005. Der Anteil 

der staatlichen Kredite lag 2005 bei 40 Prozent, der von Banken bei 12 Prozent und derjenige 

privater Kreditgeber bei 17 Prozent. Die Gesamtschulden fielen von 61,4 Prozent des BIP im 

Jahr 1999 auf 45 Prozent in 2005.53 Zum einen spielt hierfür der Schuldenerlass der 

Industrieländer gegenüber den ärmsten Ländern eine Rolle, v.a. aber lässt das BIP-Wachstum 

die Schulden relativ schrumpfen. Die Entschuldung Afrikas ist eine der 

Grundvoraussetzungen für eine positive und nachhaltige Entwicklung dieser Staaten. Die 

Entschuldungsinitiativen der Bretton-Woods-Zwillinge und des Pariser Clubs54 sind hierbei 

wichtige Schritte.  

 

Eng verbunden mit der Schuldenfrage sind auch die ausländischen Direktinvestitionen, die in 

die Länder Afrikas fließen. Betrachtet man aber die Kapitalzuflüsse näher, so ergibt sich für 

Afrika ein marginaler Kapitalzufluss im Vergleich zum Weltkapitalfluss, wie Abbildung 2 

zeigt: 

Abbildung 2: Foreign Direct Investment Flow, Mrd. US $ und % d. Welt-FDI-Inflows, 2000 - 
2005  

  FDI Inflows (2000 - 2004) 
  2000 2001 2002 2003 2004 

  Mrd. US-$ 
% d. 
Welt Mrd. US-$ 

% d. 
Welt Mrd. US-$ 

% d. 
Welt Mrd. US-$ 

% d. 
Welt Mrd. US-$ 

% d. 
Welt 

EU 696,3 49,6 382,6 46,3 420,4 58,7 338,7 53,5 216,4 33,4 

Afrika 3,4 0,2 5,4 0,7 3,8 0,5 5,2 0,8 5,2 0,8 
Quelle: UNCTAD, World Investment Report 2005, New York 2006. S. 264-272.  

 

                                                 
52 Highly Indebted Poor Countries (HIPC) ist eine Klassifizierung des Internationalen Währungsfonds (IWF). 
Demnach ist ein Land hoch verschuldet, wenn die Auslandsschulden mehr als 150 Prozent der jährlichen 
Exporterlöse oder mehr als 250 Prozent der jährlichen Staatseinnahmen betragen. 
53 African Development Bank, African Development Report 2005, a.a.O. S. 2. 
54 „Bezeichnung für die Gruppe westlicher Gläubiger. Industrieländer, die seit 1956 in Adhoc-Sitzungen bei 
Schuldendienstproblemen von Entwicklungsländern multilaterale Umschuldungen organisieren. Neuverhandelt 
werden öffentliche und öffentlich garantierte Kredite.“ Nohlen, Dieter (Hg.): Lexikon Dritte Welt, a.a.O., S. 606.  
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Die Direktinvestitionen sind in Afrika im Zeitraum von 2000 bis 2005 stetig auf niedrigem 

Niveau geblieben. Hinzu kommt, dass die Direktinvestitionen sich auf einige wenige Länder 

beschränken, die Rohstofflieferanten sind: Angola, Nigeria, Südafrika, Marokko, Mosambik 

und Tunesien. Eine Umfrage der United Nations Conference on Trade and Development 

(UNCTAD) aus dem Jahr 2000 ergab, dass transnationale Konzerne (TNK) weniger dazu 

neigen, in den afrikanischen Mittelstand und in den Weltmarkt integrierte Firmen in Afrika zu 

investieren.55 

 

Betrachten wir abschließend die vier Hauptsektoren Landwirtschaft, Industrie, Energie und 

Dienstleistungen. Abbildung 3 stellt die Performance der einzelnen Sektoren dar: 

Abbildung 3: Sektorenbezogene Wachstumsraten in Afrika, 2000 - 2005 (prozentuale 
Veränderungen zum jeweiligen Vorjahr) 

  
 

2000 
 

2001 
 

2002 2003 2004 2005 

Landwirtschaft 
 

0,6 
 

0,9 
 

1,0 1,1 1,3 0,9 

Industrie 
 

4,4 
 

3,8 
 

3,5 3,3 4,1 3,4 

verarbeitende Industrie 
 

4,5 
 

k.A. 
 

k.A. 3,5 2,5 3,7 

Dienstleistungen 
 

4,0 
 

4,2 
 

4,3 3,3 4,4 4,7 
Quelle: ADB Statistic Division, 2005. 

 

Landwirtschaft ist der dominierende Sektor in Afrika (Mauritius und Südafrika bilden die 

signifikantesten Ausnahmen). Drei Viertel der Arbeitskraft, ein Drittel des BIP und fast die 

Hälfte des Exports sind diesem Sektor zuzuschreiben. Die Wertschöpfung in Prozent des BIP, 

lag jedoch für diesen Sektor bei nur 17 Prozent in 2001, verglichen mit 50 Prozent des 

Dienstleistungssektors und 33 Prozent des Industriesektors. Die Nahrungsmittelherstellung 

hat sich in den letzten Jahren verschlechtert. Die Zahl der Menschen, die an Unterernährung 

leiden, ist von 19 Mio. (1999) auf 28 Mio. (2000) und schließlich 38 Mio. (2005) gestiegen.56 

Am prekärsten ist die Situation in Westafrika, wo 20 Mio. Menschen von 

Nahrungsmittelhilfen abhängig sind. In dieser Region lag 2003 bei steigendem 

Bevölkerungswachstum die Getreideproduktion nur noch bei 91 Prozent der Vorjahre.57  

                                                 
55 Vgl. African Development Bank, African Development Report 2005, a.a.O. S.21. 
56 Food and Agriculture Organisation, FAO-Statistics. Quelle: http://faostat.fao.org/ (18.06.2006) 
57 Ebenda. 
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Anteil der verarbeitenden Industrie am BIP in %
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Weitere Faktoren für die Verschlechterung der Nahrungsmittelproduktion waren auf der einen 

Seite die widrigen Wetterbedingungen (große Dürren58 und schwere Überschwemmungen), 

auf der anderen Seite bürgerkriegsähnliche Zustände.59 Darüber hinaus stellte eine oft 

korrupte und ineffiziente Regierung oder gar überhaupt keine staatliche Kontrolle einen 

Grund für die Nichtverteilung von Nahrungsmittelhilfen dar.  

 

Der Produktionssektor in Afrika kann wie folgt beschrieben werden: „One of the most 

significant problems facing African economies remains the difficulty of increasing the share 

of manufacturing output in overall growth.“60 

 

Abbildung 4 zeigt den Abwärtstrend, dem der Produktionssektor unterliegt: 

Abbildung 4: Anteil der verarbeitenden Industrie am BIP in % 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rechnet man den Warenwert der bedeutendsten Herstellerländer ohne Südafrika61 zusammen, 

so liegt deren Gesamtsumme immer noch unterhalb der Ägyptens (mit 17 Mrd. US-$).62 Die 

Gründe dafür sind vielschichtig: Zunächst einmal fehlt es den Ländern Afrikas an Maschinen, 

Humankapital und technischem Know-how, um einen fortschrittlichen Industriesektor 

aufbauen zu können. Die wichtigen Investitionen bleiben, wie oben erwähnt, weitgehend aus.  

                                                 
58 Allein in Eritrea waren 300.000 Menschen im Jahr 2004 direkt von den Folgen der Dürre betroffen. 
59 Z.B. in Eritrea, wo Farmer von ihren Farmen vertrieben wurden, die 70 Prozent der Weizenproduktion in 
Eritrea ausmachen; 1,5 Mio. Menschen wurden durch kriegerische Auseinandersetzungen allein in Eritrea 
verschleppt oder vertrieben; Vgl. African Development Bank, African Development Report 2005, a.a.O., S.32. 
60 Ebenda, S. 34. 
61 Das sind Elfenbeinküste (4,7%), Kamerun (4,6%), Simbabwe (3,8%), Nigeria (3,7%), Kenia (2,4%), Mauritius 
(1,7%) und Ghana (1,6%). 
62 UNIDO, 2005. 

Quelle: ADB Statistics Division, 2006. 



 41

Dazu kommen Energiekrisen (wie in Kenia), Wechselkursverfall des Geldes, teilweise hohe 

Inflation, zum Teil Hyperinflation, und erhöhte Preise für Rohöl, das in die meisten 

afrikanischen Länder importiert werden muss. Die verarbeitende Industrie zeigt sich auf dem 

Weltmarkt kaum wettbewerbsfähig.  

  

Die Struktur der Industrie in Subsahara-Afrika lässt sich in zwei Teile gliedern: die oben 

genannte verarbeitende Industrie für den eigenen Bedarf und der des Abbaus von Rohstoffen 

für den Export. „Mining continues to be a significant source of foreign exchange in many 

African countries and indeed drives economic performance in mineraldependent states like 

Botswana, Namibia, Zambia an the DRC [DR Kongo]. Diamonds provide 30 % of GDP in 

Botswana, 50 % of government tax revenues and 75 % of foreign exchange earnings. In 

Namibia, diamonds account for 30 % of export earnings. Gold is the largest foreign exchange 

earner for Ghana at around 30 % of the total while in Zambia, copper exports provide 80 % 

of foreign earnings.“63 Jedoch wird das volle Potenzial nicht ausgeschöpft.64 Auch hier, wie in 

anderen Sektoren, liegen die afrikanischen Staaten heute unter dem Niveau von 1970. So fiel 

die Goldproduktion von 61 Prozent Anteil am Weltmarkt (1976) auf 21 Prozent (2004).65 

Gründe für den Rückgang liegen auch hier in der Marginalisierung Afrikas, den fehlenden 

Investitionen, dem Wechselkursverfall der afrikanischen Währungen und den vielen 

kriegerischen Auseinandersetzungen.66  

 

Die Entwicklung auf dem Energiesektor lässt zwei Schlüsse zu. Die Ölpreise, die von 18 US-

$ 1999 auf 55 US-$ pro Barrel im Jahr 2006 gestiegen sind, brachten den afrikanischen 

Ölexportländern einen regelrechten Aufschwung, während die Ölimportländer hohe Terms of 

Trade-Verluste hinnehmen mussten, die zu Wertminderung der Währungen und schließlich 

zu hoher Inflation führten.67  

 

                                                 
63 African Development Bank: African Development Report 2005, a.a.O., S.25. 
64 50 Prozent der Bauxitvorkommen liegen in Afrika, jedoch liefert Afrika nur 15 Prozent des Bauxit-
Welthandels. Die Manganreserven belaufen sich in Afrika auf 53 Prozent des Weltvorkommens, jedoch liefert 
Afrika nur 33 Prozent. Quelle: Eurostat, 2004. 
65 Eurostat: ACP Statistical Yearbook & Statistics, Brussels 1976-2000. EU-ACP Statistical Yearbook, Brussels 
2005, S. 23-28. 
66 So besonders in der DR Kongo, die durch die kriegerischen Auseinandersetzungen des „Afrikanischen 
Weltkrieges“ inzwischen nur noch ein Zehntel des Outputs von 1970 produzieren. Für weitere Informationen  
siehe: African Development Bank, African Development Reports 1980-2005, a.a.O. 
67 Vgl. World Bank: World Development Report 2005, New York 2006. Weitere Informationen siehe: African 
Development Bank: African Development Reports 1998-2005, a.a.O. 
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In vielen Ländern Afrikas ist der Dienstleistungssektor einer der am schnellsten wachsenden 

Sektoren. In den frühen 1990er Jahren waren es v.a. Finanzdienstleistungen, Verkehr und 

Vertrieb, die den Aufschwung in diesen Bereich begründeten. Seit Ende der 1990er Jahre 

waren und sind es Tourismus und Telekommunikation, die das Interesse der Regierungen und 

der Investoren wecken. Besonders Ostafrika erfreut sich einer steigenden Zahl Touristen. 

Hauptsächlich Kenia, Uganda, Tansania, Mauritius und die Seychellen profitieren vom 

Tourismus. Der Tourismus bringt Devisen und schafft Arbeitsplätze. Immer mehr 

afrikanische Staaten bauen ihren Tourismussektor auf oder aus.68 Länder, die sich jedoch in 

bürgerkriegsähnlichen Zuständen befinden (zum Beispiel Somalia), von Krieg (z.B. der 

Grenzkonflikt zwischen Äthiopien und Eritrea) oder Terrorismus befallen sind (Kenia: 

Terroranschlag auf die US-Botschaft 1998), müssen Einbußen im Tourismussektor 

hinnehmen:69 „These are a lack of openness to international trade; a high-risk environment; a 

low level of social capital; and poor infrastructure.”70 

 

Nach einem Jahrzehnt der anfänglichen Orientierungslosigkeit - die 1990er Jahre - und der 

darauf folgenden Strategieentwicklungen ist das Konzept der Afrikanischen Renaissance eine 

Antwort auf die neuen Herausforderungen der globalisierten Welt. Die genannten Probleme 

und die daraus resultierenden Beweggründe stellen nur einen Teil der afrikanischen Realität 

dar. Ebenso sind zu nennen die AIDS-Problematik, besonders in Südafrika, sowie die 

globalen Klimaveränderungen, die in Afrika zu Desertifikation, Missernten und 

Wasserknappheit führten und führen. Ebenso belasten die vielfältigen Naturkatastrophen den 

afrikanischen Kontinent und dessen Bevölkerung.71 

  

                                                 
68 Ein gutes Beispiel hierfür stellen die Kapverden dar, die neben politischen und wirtschaftspolitischen 
Reformen auch den Tourismus ausgebaut und die Infrastruktur gestärkt haben. Die Regierung treibt die 
Diversifizierung der Wirtschaft weiter voran. Damit haben sich die Kapverden ein Lob der Staatengemeinschaft 
eingeholt. 
69 Vgl. African Development Bank: African Development Report 2005, a.a.O., S.32-36. 
70 Collier, Paul; Gunning, Jan Willem: Explaining African Economic Performance, in: Conference Papers: Open-
ing and Liberalization of Markets in Africa, Deutsche Stiftung für Internationale Entwicklung. Quelle: 
http://www.dse.de/ef/papers/coll-gun.htm (09.06.2006). 
71 Siehe Dazu: Udogu, Ike E.: The Issues of Development and Environment in Africa: An Overview. In: Sid-
diqui, Rukhsana, A. (Hg.): Subsaharan Africa in the 1990s. Challenges to Democracy and Development, London 
1997. S. 189-201. 
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Das ein neues Konzept der Wiedergeburt Afrikas zum jetzigen Zeitpunkt kommt, ist also eine 

folgelogische Konsequenz der letzten Jahre. Zusammengefasst: Das Ende des Kalten Krieges 

machte eine Neuorientierung der internationalen Ordnung nötig. Die daraus resultierenden 

Irritationen für Afrika - insbesondere der der ehemaligen Sowjetunion nahe stehende Staaten - 

bedürfen zur Überwindung der Probleme einer neuen Strategie. Als weitere Folge des 

Zusammenbruchs der Sowjetunion war und ist die beschleunigte Globalisierung, die 

insbesondere von Afrika eine neue Strategie erfordert. Dies - zusammen mit den globalen 

Klimaveränderungen und den daraus resultierenden Folgen - machte und macht einen den 

gesamten Kontinent betreffenden Aktionsplan in Politik und Wirtschaft sowie im 

soziokulturellen Bereich nötig. Ein weitere Punkt ist der weitgehendste Rückzug des 

franzöischen Engagements für die ehemaligen Kolonien. Frankreich setzt vielmehr auf die 

Entwicklungszusammenarbeit der EU und multilateraler Geldgeber als auf bilaterale 

Entwicklungszusammenarbeit. Gerade für die Staaten West- und Ostafrikas ein harter 

Einschnitt. 
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2.2. Thabo Mbekis Konzeption einer Afrikanischen Renaissance – die 
Globalist Interpretation 

 
 
Thabo Mbeki gilt als Urheber des Afrikanischen Renaissance-Modells, wie es seit 1996 - v.a. 

von ihm selbst - propagiert wird. Obwohl ein Konzept des Erwachens, wie oben schon 

erwähnt, nicht neu ist, und obwohl der Begriff ursprünglich von Leonard Barnes72 stammt, 

kann Thabo Mbeki als Urheber des aktuellen Konzepts betrachtet werden. Zunächst als 

Stellvertretender Präsident und seit 1999 als Präsident der Republik Südafrika hat er sich die 

Idee der Afrikanischen Renaissance für sein politisches Denken und Tun angeeignet. Thabo 

Mbeki ist zur Zeit auf der internationalen politischen Bühne der wohl anerkannteste und 

meistgehörte Regierungschef des afrikanischen Kontinents.73 Er gibt der Afrikanischen 

Renaissance eine weithin hörbare Stimme und ein Gesicht. Bei der Umsetzung des Konzeptes 

sind jedoch noch zwei weitere wichtige Vertreter zu nennen: der Präsident Senegals, 

Abdoulaye Wade und der Präsident Nigerias, Olusegun Obasanjo. Wade ist Urheber des so 

genannten Omega Plans. Dieser wurde mit Mbekis Millennium Partnership for African 

Recovery Programme (MAP) zu der so genannten New African Initiative (NAI) 

verschmolzen, aus der später die New Partnership for Africa’s Development (NEPAD) wurde. 

Abbildung 5 gibt einen kurzen Überblick über die Programme, die unter dem Begriff der 

Afrikanischen Renaissance subsummiert werden.  

 

 

                                                 
72 Barnes, Leonard: The African Renaissance, London 1969. 
73 Seit seinem Amtsantritt im Juni 1999 zeichnet Mbeki für viele Verhandlungen im internationalen Geschehen 
verantwortlich: Das Cotonou-Abkommen zwischen den AKP-Staaten und der EU wäre wohl ohne Mbekis 
beherztes Eingreifen im jetzigen Rahmen nicht zustande gekommen. Gleiches gilt für die Verhandlungen mit der 
im Jahr 2000 neuen Bush-Administration über freien Zugang afrikanischer Produkte auf den US-Markt. Ebenso 
nahm Thabo Mbeki an vielen G8-Gipfeln teil, bei denen er erreichte, dass Entwicklungszusammenarbeit zu einer 
der Prioritäten der G8 wurde. Aus diesem Engagement heraus entstand der G8-Africa-Action-Plan (AAP). 
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Abbildung 5: Pfeiler der Afrikanischen Renaissance74 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
         
 

Wie sieht jedoch Mbekis Bild von einer Wiedergeburt Afrikas aus? Welche Kernelemente 

sieht Mbeki und wie äußern sie sich? Aufschluss darüber geben vier seiner Reden: diejenige 

vor dem südafrikanischen Parlament zur Annahme der neuen Verfassung, die so genannte 

Chantilly-Rede, die Abuja-Rede am Institute of International Affairs in Nigeria sowie die 

Accra-Rede vor der Ghana-South Africa Friendship Association.  

 

Es erscheint sinnvoll, die Reden im Einzelnen zu erörtern, bevor darauf aufbauend eine 

kategorisierte Zusammenfassung der Inhalte - und damit der Kernelemente der Afrikanischen 

Renaissance - gegeben werden kann. Die Reden geben in ihrer Chronologie sehr gut die 

Entwicklung und die Schärfung des Profils einer Renaissance Afrikas wieder.  

 

                                                 
74 Aus Übersichtsgründen bleiben die internationalen Geldgeber und bi- und multilaterale Abkommen 
ausgeschlossen. 
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       New Partnership for      Afrikanische 
      Africa’s Development           Union 
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         MAP          OMEGA-Plan               OAU 
   Millenium Partnership for                   (Senegal)   Organisation of  
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AFRIKANISCHE RENAISSANCE 
Eigene Darstellung 
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Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass sich die Afrikanische Renaissance die ökonomische, 

politische und soziokulturelle Erholung und Erneuerung Afrikas zum Ziel gesetzt hat. Ein für 

die Afrikanische Renaissance frühes Dokument mit dem Titel The African Renaissance: a 

workable dream, das das Büro des südafrikanischen Vizepräsidenten 1997 veröffentlichte, sah 

fünf Bereiche vor, in denen ein Engagement nötig sei: eine Verstärkung des kulturellen 

Austauschs mit den afrikanischen- und Industrieländern; die Emanzipation der Frau; die 

Mobilisierung der Jugend; die Verbreitung, Vertiefung und Stabilisierung von Demokratie 

und schließlich die Förderung von nachhaltiger ökonomischer Entwicklung.75 Die weiteren 

Ausführungen werden zeigen, dass die Punkte, die in diesem frühen Dokument genannt 

wurden, Einzug in das aktuelle Konzept gefunden haben. 

2.2.1. Auf dem Weg zur Afrikanischen Renaissance: Mbekis wichtigste Reden 
 
Die früheste Rede, die auch als „I am an African!“-Rede bekannt wurde, setzt das sichtbarste 

Signal für den Beginn der Afrikanischen Renaissance. Die Rede Mbekis, die zur Annahme 

der neuen Verfassung Südafrikas gehalten wurde, verweist auf den ersten Präsidenten des 

ANC, Pixley Isaka Seme. Dieser sprach schon 1912 von einer „Regeneration Afrikas“ und 

erklärte gegenüber den Anwesenden: „I am an African!“ Es ist vermutlich kein Zufall, dass  

sich Mbeki diese Worte Semes zu eigen gemacht hat. Genau wie 1912, als der ANC 

gegründet wurde, ging auch der 8. Mai 1996 mit der Annahme der südafrikanischen 

Verfassung in die Geschichte ein, indem eine Partei (eben der ANC), die zur Bekämpfung des 

Rassismus in Südafrika gegründet worden war, nun eine demokratische Verfassung 

verabschiedete und schließlich sogar Regierungsverantwortung übernahm. 

 

                                                 
75 Dieses Papier, welches von Vusi Mavimbela, einem engen Vertrauten von Thabo Mbeki, erstellt wurde, sorgte 
für Aufsehen, da die meisten Kritiker diese Punkte als zu idealistisch und zu wenig greifbar ansahen. Jedoch 
muss man diesem Papier Beachtung schenken, da Mavimbelas Konzept der Denkweise und Überzeugung 
Mbekis am nächsten kommt. Vgl. Vale, Peter; Maseko, Sipho: South Africa and the African Renaissance, a.a.O. 
S. 274-276.   



 47

Mbeki beginnt seinerseits 1997 seine Ausführungen wie folgt: 

 

“I owe my being to the hills and the valleys, the mountains and the glades, the 
rivers, the deserts, the trees, the flowers, the seas and the ever-changing sea-
sons that define the face of our native land. My body has frozen in our frosts 
and in our latter-day snows. It has thawed in the warmth of our sunshine and 
melted in the heat of the midday sun. The crack and the rumble of the summer 
thunders, lashed by startling lightening, have been a cause both of trembling 
and of hope […] A human presence among all these, a feature on the face of 
our native land thus defined, I know that none dare challenge me when I say – 
I am an African!“76 

 

Man kann die Rede in drei Teile untergliedern: zunächst hebt Mbeki die gemeinsame 

Lebensgrundlage der auf dem afrikanischen Kontinent lebenden Menschen hervor, eine 

Beschreibung der Natur – mit all ihren Fassetten. Dann geht Mbeki in einen Abschnitt über, 

in dem er beschreibt, wie die Menschen Afrikas unter anderen Menschen - den 

Kolonialherren - gelitten haben, um schließlich zum letzten Teil zu kommen, in dem Mbeki 

die Afrikaner auffordert und motiviert, voranzugehen und Afrika einer besseren Zukunft 

zuzuführen.  

  
Aus der geschichtlichen Erfahrung der Menschen des afrikanischen Kontinents resultiert das 

Konzept der Afrikanischen Renaissance. Kein willkürliches Konzept der Wiederbelebung des 

Kontinents soll den Menschen den Weg in die Zukunft weisen. Mit dieser Botschaft erklärt 

Mbeki, dass es sich bei der Afrikanischen Renaissance nicht um ein künstliches, aufgesetztes 

Konzept handelt, sondern um eine von der geschichtlichen Erfahrung und aus der Mitte der 

Menschen stammende logische Schlussfolgerung. Zum Schluss hin formuliert Thabo Mbeki, 

was er sich für die Zukunft (Süd-) Afrikas vorstellt: „I am an African. I am born of the 

peoples of the continent of Africa. […] Whatever the setbacks of the moment, nothing can stop 

us now! Whatever the difficulties, Africa shall be at peace! However improbable it may sound 

to the sceptics, Africa will prosper!”77 

 

                                                 
76 Statement of Deputy President Thabo Mbeki, on Behalf of the African National Congress, of the Occa-
sion of the Adoption by the Constitutional Assembly of “The Republic of South Africa Constitutional Bill 
1996”, Cape Town 8. May 1996. Quelle: 
http://www.polity.org.za/html/govdocs/speeches/1996/sp0508b.html (18.6.2006) 
77 Ebenda. 
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Der Kontinent Afrika und somit auch seine Bevölkerung kann – laut Mbeki - auf eine 

großartige Vergangenheit zurückblicken, eine gemeinsame Vergangenheit. Die Ängste, 

Sorgen und Leiden, die die Menschen des afrikanischen Kontinents durch Natur, aber auch 

durch den Menschen erlitten haben, haben sie nicht schwächer, sondern v.a. weiser werden 

lassen. Diese Menschen wollen aus dem erlittenen Leid lernen und für die Zukunft dafür 

Sorge tragen, dass es den Bewohnern des Kontinents stetig besser geht. Es ist, so Thabo 

Mbeki, wichtig, die soziokulturelle Herkunft zu bewahren, Kriege zu vermeiden und v.a. auch 

ökonomisch aufzublühen.  

 

Die Rede kann als der Beginn eines Konzeptes gelten, mit dem Afrika im Übergang zum 

neuen Jahrtausend prosperieren soll. Peter Vale beschreibt die Rede und ihre Wirkung wie 

folgt:  

 

“On 8 May 1996, immediately prior to the adoption of South Africa‘s new con-
stitution, Thabo Mbeki […] opened his address to the country‘s Constitutional 
Assembly with the words ‘I am an African!’. […] His words evoked great emo-
tion within the assembly chamber, and later throughout the country: across the 
political spectrum. South Africans strongly associated themselves with the spi-
rit of reconciliation and outreach caught in his words.“78 
 

Im April 1997 nennt Mbeki erstmals explizit den Begriff der Afrikanischen Renaissance: 

„Those who have eyes to see, let them see. The African Renaissance is upon us.“79 

 

In seiner so genannten „Chantilly-Rede“ widmet er dem Konzept ein eigenes Kapitel. Die 

Rede ist in fünf Abschnitte unterteilt: „Introduction: The South African Miracle“, „New Star 

of Hope“, „The African Renaissance“, „Economic Reform” und schließlich „Conclusion”. 

 

Im ersten Kapitel der Rede versucht Mbeki, ein Gemeinschaftsgefühl zu schaffen, indem er 

ausführt: „It is not given to every generation that it should be present during and participate 

in the act of creation. I believe that our generation is privileged to occupy such historic 

space.”80 Im weiteren Text versucht Thabo Mbeki, die Vorurteile über den afrikanischen 

Kontinent abzubauen.  

                                                 
78 Vale, Peter; Maseko, Sipho: South Africa and the African Renaissance, a.a.O. S. 271. 
79 Mbeki, Thabo: The Deputy President’s Address to the Corporate Council Summit – Attracting Capital to Af-
rica, a.a.O., S.2. 
80 Ebenda. S.2.  
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Er führt dabei als Beispiele die friedliche Überwindung der Apartheid und Transformation in 

ein demokratisches System in Südafrika an sowie den damals unterzeichneten Friedensvertrag 

in Angola, der nach jahrelangem Bürgerkrieg den Angolanern Frieden bringen sollte.81  

 

Thabo Mbeki führt ebenfalls die Friedensbemühungen im ehemaligen Zaire – heute DR 

Kongo – an: Der Krieg im Kongo hatte zwischen 1995 und 1997 ca. 2,5 Mio. Menschen das 

Leben gekostet. Im Zentrum Afrikas angesiedelt, stellt diese Region einen hohen 

symbolischen Wert dar. An dieser Stelle spricht Mbeki von Hoffnung und Visionen, die 

Afrikaner vorantreiben: „As Africans, we have a vision, a hope, a prayer about what will 

come in the end. We see a new Zaire […] which shall be democratic, peaceful, prosperous, a 

defender of human rights, an exemplar of what the new Africa should be, occupying the 

geographic space that it does, at the heart of our Africa.”82 

 

In den Kapiteln „The African Renaissance” und „Economic Reform” nennt Mbeki die 

wichtigsten Voraussetzungen für ein erstarkendes Afrika: Prämissen sei die Etablierung von 

stabilen Demokratien in Afrika, die - nach Mbeki - zu den afrikanischen Traditionen zähle. 

Bemerkenswert sind die Ausführungen Mbekis über die Befreiung des afrikanischen 

Kontinents von Sklaverei, Kolonisation und Apartheid mit der Erreichung der 

Unabhängigkeit und der Etablierung der Demokratie. Die Betonung der 

Eigenverantwortlichkeit der Afrikaner gegenüber ihrem eigenen Schicksal kann als Novum 

gewertet werden: 

 

“It knows and is resolved that, to attain that objective, it must resist tyranny, 
oppose all attempts to deny liberty to resort to demagogy, repulse the tempta-
tion to describe African life as the ability to live on charity, engage the fight to 
secure the emancipation of the African woman, and reassert the fundamental 
concept that we are our own liberators from underdevelopment and poverty, 
from the perpetuation of an experience from slavery, to colonisation, to apart-
heid, to dependence on alm.“83 

 

                                                 
81 siehe dazu: Heß, Hartmut: Angola. Schwieriger Weg in den Frieden, Bonn, 1998. Des Weiteren: Hare, Paul: 
Angola’s last best chance for peace. An insider’s account of the peace process, Washington 1998. 
82 Mbeki, Thabo: The Deputy President´s Address to the Corporate Council Summit – Attracting Capital to Af-
rica, a.a.O. 
83 Ebenda. S.3. 
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Impliziert in diese Aussage ist, dass die „Schuld“ an der aktuellen Situation nicht exogen, 

sondern endogen gesucht werden muss, d.h. nur Afrika selbst kann sich aus seiner Misere 

befreien und sich nachhaltig (ökonomisch, gesellschaftlich und politisch) entwickeln. Dies 

anzumerken ist insofern wichtig, als es einen wichtigen Bestandteil des Erfolges des 

Konzeptes darstellt: die aktuelle Situation ist selbstverschuldet, ein Konzept von Afrikanern 

für Afrikaner soll den Weg in eine bessere Zukunft weisen. 

 

Im soziokulturellen Bereich spricht Mbeki neben der Emanzipation der Frau auch von den 

Schäden des so genannten brain-drains84 und davon, dass man die Menschen, die ihre 

Wurzeln in Afrika haben, über Maßnahmen der Stabilisierung wiedergewinnen muss, damit 

diese beim (Wieder-) Aufbau des afrikanischen Kontinents mitwirken können. 

 

Hauptsächlich jedoch redet Mbeki von der ökonomischen Regeneration des Kontinents. 

Neben der Erhöhung von ausländischen Direktinvestitionen ist für Mbeki der Auf- und 

Ausbau afrikanischen Intrakontinentalhandels von hoher Bedeutung. 

 

Mehr als in seiner Rede zur Annahme der südafrikanischen Verfassung gibt Mbeki der 

Afrikanischen Renaissance ein Gesicht. Er nennt zum ersten Mal den Begriff „African 

Renaissance“ und nennt auch wichtige Eckpfeiler seines Konzepts: die politische 

Stabilisierung Afrikas durch Demokratisierung, wirtschaftliche Entwicklung mit Hilfe 

ausländischen Kapitals – sei es vom privaten Sektor oder von Seiten ausländischer 

Regierungen und Institutionen – sowie soziokulturelle Aspekte, wie die Emanzipation der 

Frau, Rückgewinnung hoch qualifizierter Afrikaner und Erhaltung der kulturellen Identität.  

  

                                                 
84 Brain Drain ist eine Form der Migration, die die Abwanderung von teilweise hoch qualifizierten Fachkräften 
und der Intelligenz aus Wirtschaft, Wissenschaft, Forschung, Kunst und Literatur aus den Entwicklungsländern 
bezeichnet. Siehe dazu: Mabe, Jacob, E. (Hg.): Das kleine Afrika-Lexikon, Stuttgart 2002. S. 27-28.  
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Die Rede,  die Thabo Mbeki am 03. Oktober 2000 vor dem Nigerian Institute of International 

Affairs hielt, trägt die Überschrift „Democracy and Renaissance in Africa: In search of an 

‚Pax Africana’“. Sie ist als so genannte „Abuja-Rede“ bekannt geworden. In ihr beschäftigt 

sich Mbeki hauptsächlich mit der Frage, wie man Demokratie aufbauen und konsolidieren 

kann - mit dem Ziel eines friedlichen Kontinents. Zu Beginn der Rede betont Mbeki, dass 

Demokratie – die Volksherrschaft – in der Tradition des afrikanischen Kontinents liege. 

Parolen wie The People Shall Govern!85, Power to the People! oder der aus der 

Befreiungsbewegung in Simbabwe entstammende Spruch The people are their own 

liberators! stellen Belege hierfür.   

 

Auf der einen Seite gesteht Mbeki Probleme ein, mit denen sich der gesamte Kontinent 

auseinander setzen muss und die er zu bewältigen hat. Andererseits gibt es ein Afrika, das 

Hoffnung verbreitet und Fortschritte macht: „Demokratie“ und „Afrika“ seien eben keine 

Gegensätze, und hinter den Kriegen, gäbe es viele positive Ereignisse, über die es sich zu 

sprechen lohne. Laut Mbeki befinde sich Afrika in seiner „zweiten Befreiung“: „Through 

their heroic struggles, these masses have ensured that Africa experiences her second 

liberation in decades, while at the same time creating the possibility for the establishment of 

stable democratic systems of governments, political accountability and respect for human 

rights.”86 

 

Diese Entwicklungen fanden in den Nachrichten kaum Erwähnung. Die 

Demokratisierungswelle seit 1990 hat inzwischen über zwanzig Länder Afrikas erreicht. In 

den entsprechenden Ländern wurden seitdem jeweils mindestens eine freie Wahl mit 

Mehrparteiensystem abgehalten.87  

 

Mbeki sieht jedoch auch Gefahren in den Unsicherheiten, die während der 

Transformationsphase auftreten: Er warnt vor Demagogen, die die Macht aus der Hand der 

Menschen in die eigene nehmen wollen.  

 

                                                 
85 Aus: The Freedom Charter, Adopted at the Congress of the People, Kliptown 26 June 1955.  
86 Mbeki, Thabo: Address at the Nigerian Institute of International Affairs, Abuja, 3. October 2000. Quelle: 
http://www.anc.org.za/ancdocs/history/mbeki/2000/tm1003.html (18.06.2006). S. 1. 
87 So hat es seit 1990 in Afrika insgesamt 29 demokratische Parlamentswahlen gegeben. Siehe Dazu: Golder, 
Matt; Wantchekon, Leonard: Africa: Dictatorial and Democratic Electoral System since 1946, London 2003. S. 
16-17. 
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Südafrikas Transformation in ein demokratisches System seit 1994 ist auch gekennzeichnet 

von Konflikten zwischen der Regierung als Vertreter afrikanischer Forderungen einerseits 

und den Medien andererseits, die oft den Standpunkt europäischer Oppositioneller und 

unzufriedener Afrikaner einnahmen und -nehmen.88 Mbeki griff diese Problematik wie folgt 

auf: 

 

“Clearly one of the critical elements of the process of deepening democracy is 
to build, nurture and strengthen indigenous institutions of research, informa-
tion gathering and dissemination, including the media. 
Our own experience tells us that as long as these important institutions are 
owned and controlled by people other than Africans, we will fail to end the dis-
tortions about ourselves; distortions that lead to the disempowerment of our 
people, to self-hate and confusion about what we ought to do to advance our 
development.“89 

 

Die Probleme, die Mbeki bezüglich der Medien hier anspricht, entsprechen den 

südafrikanischen Erfahrungen. Länder, die keine Kolonisierung durch weiße Siedler erfahren 

haben, etwa Nigeria, weisen andere Strukturen in ihrer Medienlandschaft auf. Dort befindet 

sich die Presse zum Großteil in einheimischer Hand. Die Presse in Südafrika lag - und liegt 

zum Teil auch heute noch - in den Händen europäischer Interessensgruppen, auch wenn die 

Eigentumsrechte in einheimische Hände übergegangen sind. „Boardroom control does not 

always translate into newsroom control.”90 

 

Das Problem, welches sich in Südafrika diesbezüglich stellte, ist, wie man Einrichtungen der 

Wissenschaft, der Information und der Medien aufbauen kann, um die afrikanische Realität 

wahrheitsgemäß darzustellen: „As long as these institutions are not informed by African 

Realities it will be difficult to produce appropriate solutions to our problems. I would like to 

suggest that we, ourselves, should look at ways of building these institutions that would assist 

in the process of democratic consolidation.”91 

 

                                                 
88 Vgl. Mzamane, Mbuleo Vizikhungo: Where there is no Vision the People Perish: Reflections on the African 
Renaissance. Quelle: http://www.africavenir.org/FR/fulltext/fulltext01.html  (29.5.2006). 
89 Mbeki, Thabo: Address at the Nigerian Institute of International Affairs, a.a.O., S. 4. 
90 Mzamane, Mbuleo Vizikhungo: Where there is no Vision the People Perish: Reflections on the African Ren-
aissance, a.a.O., S. 17. 
91 Mbeki, Thabo: Address at the Nigerian Institute of International Affairs, a.a.O., S. 5. 
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Im weiteren Verlauf seiner Rede macht Mbeki darauf aufmerksam, dass ethnische und 

religiöse Motive, besonders in multi-ethnischen und -religiösen Staaten, dazu missbraucht 

wurden und werden, Interessensgruppen zu mobilisieren, um schließlich an die Macht zu 

gelangen. Diese Tendenzen müssten bekämpft werden, da sie die Konsolidierung der 

Demokratie in Afrika gefährden.92 

 

Wenn Mbeki solche Probleme anspricht, so kennt er sie aus der südafrikanischen Realität. 

Konkret nennt er hier Erfahrungen mit „Neo-Apartheid“-Kräften, die ihre Rechte innerhalb 

einer Demokratie nutzen und ihre Standpunkte vertreten. Populistische Kräfte, die von einer 

„progressiven Politik“ im Gegensatz zur „reaktionären Politik“ der Machthaber sprechen und 

die unzufriedenen Kräfte des Landes nutzen, um sich Macht zu verschaffen. Für junge 

Demokratien berge dies ein großes Gefahrenpotenzial.93 Weiter spricht Mbeki von der 

Wichtigkeit der Teilnahme an Demokratie und der eines Massenbewusstseins für Demokratie. 

Die Aufgaben, Inhalte und Programme einer Wiederentdeckung des Kontinents werden 

ebenfalls angesprochen. 

 

Mbekis Betonung, dass der Prozess der Demokratisierung und das Konzept der Afrikanischen 

Renaissance von der Masse der Bevölkerung getragen werden müsse, entstammt den 

Erfahrungen ähnlicher Konzepte aus der Vergangenheit. Die Black Consciousness-Bewegung 

unter Steve Biko in Südafrika und Negritude beispielsweise wiesen ein- und denselben Fehler 

auf: Sie waren nur wenigen Intellektuellen vorbehalten, und die Schriften, die in diesem 

Kontext veröffentlich wurden, waren den meisten Afrikanern nicht zugänglich, sei es 

aufgrund der Sprache oder mangels Zugangs zu Information. Ein weiterer Fehler für Mbeki, 

den allen Afro-Bewegungen immanent ist - von Negritude über Black Consciousness und 

Black Power bis hin zu Rastafarianism - ist das Fehlen der ökonomischen Sphäre. Dazu 

führte Mbeki aus: 

 

                                                 
92 Vgl. Mbeki, Thabo: Address at the Nigerian Institute of International Affairs, a.a.O., S. 5. 
93 Vgl. Mzamane, Mbuleo Vizikhungo: Where there is no Vision the People Perish: Reflections on the African 
Renaissance, a.a.O., S. 18.  
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“Furthermore, we must recognise the fact that the organisation of power and 
how democracy is practiced in any given time are surely influenced and shaped 
by the arrangements of economic power within our societies and globally. 
In this context, there can be no genuine democratic empowerment of the people 
without economic empowerment. 
The poverty of our people throughout the continent, both as a result of coloni-
alism and through neo-colonialism and their continue impoverishment today, 
constitutes a loss of power by the people. 
This has led to an inability by these masses to exercise their rights to the fullest 
extent, being pre-occupied with a hand-to-mouth existence, the difficult strug-
gle to survive. Many of those who reside in the developed nations of the world, 
do not have to worry about their basic needs such as food security, welfare and 
basic amenities. Under these favourable economic circumstances, conditions 
exist for the further entrenchment of democracy.“94 

 

Somit ist für Thabo Mbeki eine gesunde wirtschaftliche Lage eine der Grundvoraussetzungen 

für eine stabile Demokratie. Erst wenn ein Existenzminimum für alle Menschen gegeben ist, 

kann eine stabile Demokratie entstehen und wachsen, da erst dann eine politische Beteiligung 

der Massen gewährleistet ist, die wiederum Grundvoraussetzung für eine funktionsfähige 

Demokratie darstellt.  

 

Ein weiterer wichtiger Punkt, den Mbeki anspricht, ist der der Wiedergutmachung 

(„reconciliation“) und des Wiederaufbaus („reconstruction“), um dauerhaften Frieden, 

Demokratie und Entwicklung in allen afrikanischen Staaten zu etablieren, um so der 

Afrikanischen Renaissance eine stabile Basis zu gewähren, auf der aufbauend Afrika 

aufblühen könne.95 

 

Einige neue Aspekte erwähnt Mbeki ebenfalls, wie etwa die Wichtigkeit der 

Informationstechnologie, die Dimension der „Intelligentsija“96, die Emanzipation der Frau, 

die Rolle der Arbeiter sowie die Förderung der Jugend. Besonders betont Mbeki die 

Rückbesinnung auf die eigene Identität. 

                                                 
94 Vgl. Mbeki, Thabo: Address at the Nigerian Institute of International Affairs, a.a.O., S. 7. 
95 Vgl. Mzamane, Mbuleo Vizikhungo: Where there is no Vision the People Perish: Reflections on the African 
Renaissance, a.a.O., S. 19. 
96 „Intelligentsija: Um 1860 in Russland aufgekommene Bezeichnung, zunächst für die soziale Gruppe der nicht 
zur Geistlichkeit gehörenden Gebildeten, dann nur für die engagierten, oft staatsfeindlichen Intellektuellen; 
später in den Ostblockländern die Schicht der Hoch- und Fachhochschulabsolventen.“ Dtv Lexikon, Band 8, 
Mannheim 1992. S.308. In diesem Zusammenhang bezeichnet dieser Begriff die Intellektuellen, Hochbegabten 
und bestausgebildeten Afrikaner, die zum Teil nicht in Afrika leben. Der Begriff der Intelligentsija wird gerne 
im ANC benutzt, da über die Apartheidjahre der ANC sich großzügiger Unterstützung durch die Sowjetunion 
erfreute und viele ANC-Führungspersönlichkeiten in der Sowjetunion ausgebildet wurden. Der ANC bevorzugte 
in den Apartheidsjahren, zumindest rhetorisch, ein kommunistisches Weltbild. 
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Ebenso sei die Afrikanische Renaissance kein Konzept, das sich schnell verwirklichen lasse, 

sondern weise als langfristig gedachte Programmatik den Weg in eine bessere Zukunft.97 

 

Grundlage der gesamten Afrikanischen Renaissance stellt für Mbeki eine stabile und 

funktionierende Demokratie dar, die zusammen mit wirtschaftlicher Entwicklung dem 

afrikanischen Kontinent und seinen Bewohnern Prosperität bringen soll. Besonders die 

Betonung, dass die Afrikanische Renaissance eine Massenbewegung sei, also vom Volk (mit) 

getragen werden müsse, ist für den Erfolg der Wiedergeburt des Kontinents maßgeblich. 

 
In seiner „Accra-Rede“ vom 05. Oktober 2000 leistet Mbeki einen weiteren 

leidenschaftlichen Beitrag zum Konzept der Afrikanischen Renaissance. Im Grunde kann 

diese Rede thematisch als die Fortführung der „Abuja-Rede“ betrachtet werden. Nachdem er 

in der Abuja-Rede die Voraussetzungen für die Implementierung einer demokratischen Kultur 

benannt hatte, behandelt er in Accra zwei weitere Themenblöcke. Der erste Themenblock 

geht der Frage nach, wie den Afrikanern ihre Kultur zurückgegeben werden kann und von 

welcher Bedeutung in diesem Zusammenhang die Rückbesinnung auf ihre (Menschheits-) 

Geschichte ist. Der zweite Themenblock beschäftigt sich mit den Hürden, die genommen 

werden müssen, um eine wirtschaftliche Entwicklung erreichen zu können: Hier erwähnt er 

die Bereiche Landwirtschaft, Industrie, Technologie, Kommunikation, Investitionen und 

Märkte. 

 

Mbeki spricht von der Wiege der Zivilisation, die in Afrika liege. Seine Beispiele reichen 

vom alten Ägypten über das Königreich Akana (heute Ghana), das alte Mali und Mwene 

Mutapa (Monomotapa, heute DR Kongo).98 Mit diesen Beispielen möchte Mbeki 

herausstellen, welchen Bruch Sklaverei und Kolonialismus dem Fortschreiten des 

afrikanischen Kontinents beigebracht haben. 

 

                                                 
97 Vgl. Mbeki, Thabo: Address at the Nigerian Institute of International Affairs, a.a.O., S.1. 
98 Vgl. Mzamane, Mbuleo Vizikhungo: Where there is no Vision the People Perish: Reflections on the African 
Renaissance, a.a.O., S. 20. 
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Die Geschichte Afrikas muss aus einer afrikanischen Perspektive neu bewertet werden:  

 

“Despite the fact that it is accepted wisdom that Africa is the cradle of human-
ity and of the most advanced civilizations, the interpretation of the history of 
the continent continues to be euro-centric, colonial and racist and therefore in 
denial of the fact that all humanity is descended from Mother Africa.  
Thus, we ourselves must use our proud tongues to relate our lives, to correct 
the distortions that were meant to define us as being something other than what 
we are, as not quite human, perhaps sub-human but definitely not human.  
This is critical because if we want to be the agents of Africa‘s rebirth, we must, 
ourselves, use the gift of the ‚Anona masters of eloquence‘ correctly to relate 
the story of ourselves, our continent, our great moments as well as the dark pe-
riods of our existence.“99 
 

Diese Ausführungen erinnern sowohl in der Wortwahl als auch im Inhalt stark an ehemalige 

Konzepte wie etwa die der Black Consciousness.100 Jedoch ist sich Mbeki der Gefahr 

bewusst, auf diese Art und Weise die Vergangenheit zu glorifizieren und die Schattenseiten 

zu überblenden. Daher spricht er nicht nur von den „großen Momenten“, sondern auch von 

den „dunklen Zeiten“, womit er nicht (nur) Kolonialismus und Sklaverei meint. Auch hier 

zitiert Mbeki wieder Erfahrungen aus dem südafrikanischen Raum, die jedoch für andere 

Länder  (wie etwa Ghana) mitunter nicht zutreffen. Thabo Mbeki möchte mit seinen 

Ausführungen Folgendes erreichen: den Aufbau eines neuen Selbstbewusstseins, das aus den 

Erfahrungen der Vergangenheit heraus dem Konzept der Afrikanischen Renaissance dienen 

soll: 

 

“The point however is not nostalgia. The point is that we must use the knowl-
edge of our past to ensure that we ourselves act in a manner that says that so 
great a Continent can no longer continue to be one of backwardness, underde-
velopment, poverty, war, rampant disease and ignorance, an object of pity and 
charitable concern by peoples of the world.“101 

 

Die Rede kann im Verlauf als recht balanciert zwischen Eigenlob und Eigenkritik, zwischen 

passiver und aktiver Schuld an der momentanen Situation bewertet werden. Es vermischen 

sich Elemente der Black Consciousness mit Elementen der selbst verantworteten aktuellen 

Lage. Diese Zusammenführung ist neu an Mbekis Konzept der Renaissance Afrikas.  

                                                 
99 Mbeki, Thabo: Address on the African Renaissance to the Ghana-South Africa Friendship Association, Accra, 
5. October 2000. Quelle: http://www.anc.org.za/ancdocs/history/mbeki/2000/tm1005.html (18.06.2006). S. 1 
100 Vgl. Mzamane, Mbuleo Vizikhungo: Where there is no Vision the People Perish: Reflections on the African 
Renaissance, a.a.O., S. 21. 
101 Mbeki, Thabo: Address on the African Renaissance to the Ghana-South Africa Friendship Association, 
a.a.O., S. 3. 
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Der zweite Themenblock behandelt die Aufgaben, welche zur Erreichung der Entwicklung 

des afrikanischen Kontinents bewältigt werden müssen. Dabei betont Mbeki die 

Eigenverantwortung („It is a situation we cannot expect others to correct“102) der Afrikaner. 

Die natürlichen Ressourcen und das eigene Humankapital müssen besser genutzt bzw. weiter 

ausgebaut werden. Die Frage, warum bei all ihrem Reichtum die Mehrheit der Afrikaner arm 

ist, beantwortet Mbeki im Verweis auf die Machthaber, die sich nach der Entkolonisierung 

Monopole geschaffen und sich diese Reichtümer zu eigen gemacht haben. Mbeki spricht dies 

schon in der Abuja-Rede an und greift diesen Aspekt hier wieder auf: „Of critical importance 

is that we should have a leadership that is committed to defending the interests of our people, 

the leadership that has turned its back from corrupt practices and abuse of power for self-

interest.”103 

 

Die fundamentalen ökonomischen Fragen, die Mbeki aufwirft, sind zweigliedrig: Zum einen 

betont er, dass die afrikanischen Länder jetzt in der Verfassung seien, ihre natürlichen 

Ressourcen zum Wohl des Volkes zu nutzen. Zum anderen spricht Mbeki von der 

Notwendigkeit einer nachhaltigen Entwicklung, nicht nur die Rohmaterialien zu exportieren, 

sondern sie auch zu Produkten weiterzuverarbeiten, um eigene Industrien aufzubauen und die 

damit entstehenden Mehreinnahmen zu nutzen. 

 

Afrikas Ökonomien waren lange darauf ausgerichtet, europäische Handelszentren zu 

versorgen. Die Transportwege und die Telekommunikation dienten den Kolonialmächten zum 

effizienten Transport der Produkte aus den Kolonien. Mbeki fordert, dass die bestehende 

Infrastruktur zum Vorteil Afrikas genutzt und der Intraregionalhandel gefördert werden 

müsse. Dazu nennt er zwei konkrete Projekte: zum einen den Ausbau der Telekommunikation 

nach Europa und Asien, der durch das halbstaatliche südafrikanische 

Telekommunikationsunternehmen Telkom bewerkstelligt werden soll – ein Vorhaben mit 

einem Gesamtvolumen von über 600 Mio. US-$. Zum anderen wurde in einem gemeinsamen 

Projekt Südafrikas und Mosambiks eine Aluminiumschmelze gebaut, mit der ein 

Weltmarktanteil von fünf Prozent erreichbar sei. 

  

                                                 
102 Ebenda. S. 3. 
103 Ebenda. S. 5. 
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Im letzten Teil seiner Rede führt Mbeki weitere Bereiche auf, die für ihn von großer 

Bedeutung sind, um eine Entwicklung in einer globalisierten Welt vorzunehmen. Er beginnt 

damit, dass der Norden (also die entwickelten Länder) den afrikanischen Ländern vollen 

Zutritt zu ihren Märkten gewähren müssen – ein bis heute kritischer Punkt.104 Es muss Afrika 

gelingen, ausländisches wie inländisches Kapital für den Aufbau Afrikas zu gewinnen. Mit 

diesen Mitteln sollen u.a. die Infrastruktur verbessert werden: Straßen, Eisenbahnnetze, Flug- 

und Seehäfen. Mbeki nennt diese Bereiche, da sie für ihn den freien Verkehr von Waren, 

Personen und Dienstleistungen erst ermöglichen und somit eine Grundvoraussetzung für eine 

positive wirtschaftliche Entwicklung darstellen. Ebenso von Wichtigkeit ist die Ausbildung 

und Erweiterung des Humankapitals und die regionale wirtschaftliche Integration. Mit diesem 

Programm leistet Thabo Mbeki den gängigen volkswirtschaftlichen Theorien und dem 

Forderungskatalog von internationalen Geldgebern Entsprechung, wie etwa der Weltbank 

oder dem Internationalen Währungsfonds. 

 

Zum Schluss seiner Rede kommt er nochmals auf die Bereiche „Good Governance“105 und 

Kultur zu sprechen: 

 

“Of critical importance is that we should have a leadership that is committed 
to defending the interests of our people, the leadership that has turned its back 
from corrupt practices and abuse of power for self-interest […]. At the same 
time, in this rapidly globalising world of today, we are facing the danger of 
succumbing to the pervasive dominant culture, the ‚Coca-Cola‘ culture at ex-
pense of our own cultures, identities, and national heritage.“106 

 

Mit diesen Äußerungen wird Thabo Mbeki nicht müde, vor Gefahren des Missbrauchs von 

Macht zu reden. Demokratie und Good Governance seien wichtige Eckpfeiler „seiner“ 

Wiedergeburt Afrikas. Insbesondere das Wohl des Volkes und die Beteiligung der Menschen 

im und durch den demokratischen Staat kennzeichnet Mbekis Politikverständnis von Good 

Governance.  

                                                 
104 Siehe dazu: Freihandel und/oder fairer Handel. EU Handelspolitik zwischen Lomé und WTO-
Millenniumsrunde. Quelle: http://www.woek.de/pdf/kasa_freihandel_oder_fairer_handel.PDF  (24.5.2006). 
105 „Unter „Good Governance“, zu deutsch „gute Regierungsführung“, werden bestimmte Kriterien 
subsummiert, an deren Umsetzung die Vergabe von Entwicklungshilfe seitens internationaler Institutionen und 
der Industrieländer gebunden wird. [...] Entwicklungspolitik fast aller Geber [wird] an Reformen der Regierungs- 
und Verwaltungsstrukturen, der Entscheidungsfindung und der Politikimplementierung in den jeweiligen 
Entwicklungsländern gekoppelt, die insgesamt die Qualität der Staatstätigkeit (governance) steigern soll.“ 
Nohlen, Dieter (Hg.): Kleines Lexikon der Politik, München 2001. S. 183. 
106 Mbeki, Thabo: Address on the African Renaissance to the Ghana-South Africa Friendship Association, 
a.a.O., S. 3., a.a.O. 
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2.2.2. Zusammenfassung: Thabo Mbekis Afrikanische Renaissance 
 

Anhand der erörterten Reden lässt sich Thabo Mbekis Konzept der Afrikanischen 

Renaissance in Grundzügen darstellen. Dabei gliedert sich der Weg Afrikas zu einem 

erstarkenden Kontinent in drei Bereiche: politisch, ökonomisch und soziokulturell. Diese drei 

Sphären müssen simultan betrachtet werden, da diese in einer Wechselwirkung zueinander 

stehen und sich teilweise gegenseitig bedingen. Das wichtigste Element auf dem Weg zu 

einem „erwachten“ Kontinent ist für Mbeki die politische Legitimation: Politik muss von der 

Mehrheit des Volkes (mit) getragen werden und Politik muss immer das Wohl des Volkes als 

Ziel ihrer Bemühungen im Auge haben. Stabilisierung durch Demokratie und Good 

Governance stellen einen der Pfeiler afrikanischen Wiedererstarkens für Mbeki dar.  

 

Demokratie ist nicht als Import anzusehen, sondern findet sich tief verwurzelt in der 

afrikanischen Tradition, etwa des Ubuntu107 wieder. Mit dieser Erkenntnis soll auch die 

eigene Identität wiedergewonnen werden, die durch Sklaverei, Kolonialismus und Apartheid 

teilweise verloren gegangen ist. Ein stabiles politisches System ist eine wichtige 

Grundvoraussetzung für in- und ausländisches Investmentkapital, da mit einem stabilen 

politischen System Planungssicherheit gegeben ist und somit das Investitionsrisiko möglichst 

gering gehalten werden kann. 

 

                                                 
107 Ubuntu frei übersetzt bedeutet, dass der Mensch erst durch den Menschen zum Mensch wird. „Ubuntu (a 
Zulu word) serves as the spiritual foundation of African societies. It is a unifying vision or world view enshrined 
in the Zulu maxim umuntu ngumuntu ngabantu, i.e. ‘a person is a person through other persons’ (Shutte, 
1993:46). At bottom, this traditional African aphorism articulates a basic respect and compassion for others. It 
can be interpreted as both a factual description and a rule of conduct or social ethic. It both describes human 
being as ‘being-with-others’ and prescribes what ‘being-with-others’ should be all about. As such, Ubuntu adds 
a distinctly African flavour and momentum to a decolonized assessment of the religious other. In fact, the vari-
ous overlaps between such an assessment and the African way of life as described/prescribed by Ubuntu, make 
this assessment nothing but an enactment of the African Ubuntu.” Louw, Dirk J.: Ubuntu – An African Assess-
ment of the Religious Other. Quelle: http://www.bu.edu/wcp/Papers/Afri/AfriLouw.htm (21.08.06). 
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Wirtschaftliche Entwicklung wiederum dient der Stabilisierung des politischen Systems, 

wenn diese der Masse der Bevölkerung einen Vorteil bringt. Dies gilt dann, wenn die 

Menschen sich aufgrund einer besser gestellten wirtschaftlichen Lage nicht mehr um ihre 

Grundbedürfnisse kümmern müssen und somit Zeit für aktive und passive Beteiligung am 

politischen Leben haben. Wichtig in diesem Zusammenhang ist auch eine möglichst breite 

Bildung der Bevölkerung, um politische Teilnahme sicherzustellen. Weitere wichtige 

Faktoren für eine wirtschaftlich erfolgreiche Entwicklung sieht Mbeki in einer besseren 

Nutzung der natürlichen Ressourcen sowie deren Weiterverarbeitung und Veredelung 

innerhalb des afrikanischen Kontinents. Diese Maßnahmen führen zu einer 

Wohlfahrtssteigerung. Der Auf- und Ausbau des Humankapitals und die Ausweitung des 

Intraregionalhandels sind ebenso essenzielle Elemente für Mbeki. Alle genannten 

Maßnahmen dienen der Konkurrenzfähigkeit in einer globalisierten Welt.108  

 

Der soziokulturelle Bereich ist für Mbeki ebenfalls von Bedeutung. Die Bewahrung und der 

Aufbau einer eigenen Identität sind für ihn genauso wichtig wie die Emanzipation der Frau, 

die Förderung der Jugend wie auch die Berücksichtigung der Rechte der Arbeiter. Mbeki 

betont, dass die aktuelle Lage zum Teil selbst verschuldet ist und eine Besserung aus der 

Mitte der afrikanischen Bevölkerung kommen muss.  

 

Was die Rolle der Industrieländer und der internationale Geldgeber betrifft, betont Mbeki, 

dass eine enge Zusammenarbeit mit dem afrikanischen Kontinent notwendig sei. Einerseits 

bestehe hier eine moralische Verpflichtung - gerade bei den ehemaligen Kolonialherren - 

andererseits betont Mbeki den Nutzen, den andere Länder aus einer Zusammenarbeit und 

Hilfe ziehen können: Ausbau des Handels, Stabilität und Frieden in einer Region, die in einer 

vernetzten Welt von immer größerer Bedeutung ist und bei der regionale Störungen 

Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung haben können. 

 

Abbildung 6 gibt einen Überblick der von Mbeki geäußerten Eckpfeiler der Afrikanischen 

Renaissance.  

 

 

 

                                                 
108 Zu den theoretischen Ansätzen siehe: Mankiw, Gregory N.: Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, Stuttgart 
1999. S. 825-849. 
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Abbildung 6: Grundelemente der Afrikanischen Renaissance nach Mbeki 
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2.3. Alternative Sichtweisen zur Afrikanischen Renaissance – die 
Africanist Interpretation 

 
Schon früh zeichnete sich ab, dass einige Intellektuelle dem von Thabo Mbeki skizzierten 

Konzept nur teilweise oder gar nicht zustimmen würden. Kritik entstammte zum einen an der 

– aus ihrer Sicht - Überbetonung des wirtschaftlichen Bereichs, zum anderen zweifelten die 

Intellektuellen die Glaubwürdigkeit Mbekis im Bereich des Ausbaus einer kulturellen 

Identität als einen der elementaren Pfeiler an. Dieser Bereich sei jedoch von eminenter 

Bedeutung und sollte die Basis für das Projekt Afrikanische Renaissance bilden, das „Zurück 

zu den Wurzeln“ einer afrikanischen Identität führen solle. Besonders in der öffentlichen 

Diskussion fand dieses Alternativkonzept vielfältig Zuspruch.  

 

Die Vertreter der Africanist Interpretation lassen sich in zwei Gruppen untergliedern: zum 

einen diejenigen, die das Konzept Mbekis zu ergänzen und dessen Gewichtung von der 

wirtschaftlichen und politischen Seite zu mehr kulturellen Aspekten und Anstrengungen im 

Bildungssektor zu verlagern suchen. Die zweite Gruppierung nennt - darüber hinausgehend - 

die afrikanische Kultur per se als Grundbedingung für eine Afrikanische Renaissance. 

Insbesondere die Kultur des Ubuntu sei für viele Afrikaner eine wichtige Grundlage ihrer 

Identität und Voraussetzung für eine wirkliche Erneuerung. Malegapuro William Makgoba109, 

N. Barney Pityana110 und Lesiba Teffo111 beschreiben und unterstützen diese Sichtweise 

weitestgehend. Diejenigen, die sich hingegen für eine Neugewichtung in Richtung Bildung 

und Kultur stark machen, sind u. a. Mbulelo Mzamane112 und Pitika P. Ntuli.113  

                                                 
109 In seiner Rede „Patterns of African Thought: A Critical Analysis”, welche Makgoba anlässlich des Third 
Biennial Meeting of the African Studies Association of South Africa in Broederstroom vom 08. bis 10. September 
1997 hielt, ist er der Überzeugung, dass eine Erneuerung Afrikas nur mit Hilfe einer eigenen kulturellen Identität 
von Statten gehen kann. Makgoba, Malegapuru William: Patterns of African Thought: A Critical Analysis, in: 
Makgoba, Malegapuru William (Hg.): African Renaissance, a.a.O., S. 1-5. 
110  Siehe dazu: Pityana, N. Barney: The Renewal of African Values, in: Makgoba, Malegapuru William (Hg.): 
African Renaissance, a.a.O. S. 137-148. 
111 Siehe dazu: Teffo, Lesiba: Moral Renewal and African Experience(s), in: Makgoba, Malegapuru William 
(Hg.): African Renaissance, a.a.O. S. 149-169. 
112 Siehe dazu: Mzamane, Mbulelo: Eurocentric and Afrocentric Perspectives on Ancient African History, in: 
Makgoba, Malegapuru William (Hg.): African Renaissance, a.a.O. S. 173-184. 
113 Siehe dazu: Ntuli, Pitika P.: The Missing Link between Culture and Education: Are we still Chasing Gods 
that Are not Our Own?, in: Makgoba, Malegapuru William (Hg.): African Renaissance, a.a.O. S. 184-200. 
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2.3.1. Ubuntu – kulturelle Grundlage für eine Renaissance Afrikas 
 
Einer der unvergänglichen Werte der afrikanischen Moralvorstellung ist mit dem Begriff des 

Ubuntu verbunden. Ubuntu bezeichnet die bedingungslose Solidarität aller Bewohner des 

afrikanischen Kontinents. Eine präzise wörtliche Übersetzung ins Deutsche gibt es nicht, das 

dahinter stehende Konzept jedoch besagt, dass der Mensch wahre Menschlichkeit erst durch 

andere Menschen erlangt.114  

 

Richterin Dr. Yvonne Mokgoro vom Obersten Gerichtshof Südafrikas beschreibt den Begriff 

folgendermaßen: 

 

“Its value has been viewed as its basis for a morality of cooperation, compas-
sion, communalism, concern for the interests of the collective respect, respect 
for the dignity of personhood, with emphasis on virtues of that dignity in social 
relationships and practices.“115 

 

Ubuntu kann als das grundlegende Prinzip der afrikanischen Moralvorstellung angesehen 

werden. Im Zentrum steht nicht das Individuum, wie v.a. in der westlichen Philosophie seit 

der europäischen Renaissance, sondern die Gruppe, respektive: das Gemeinwohl. Mbiti führt 

das Prinzip so aus: „Ich bin, weil wir sind; seitdem (wir) wir sind, (deswegen) bin ich.“116 

 

Für Barney ist die Erneuerung der afrikanischen Moralvorstellungen ein Grundpfeiler, wenn 

nicht sogar die Basis für eine Afrikanische Renaissance. Er führt dazu aus: 

 

“Hopefully, African moral values would help situate this new search for the 
African identity and spur efforts towards social renewal. The driving force for 
this will necessarily be the majority population of our country, who should be 
at the foundation of building a new society. The basis of such a society should 
be an abiding and sustainable moral renewal.“117 

 

                                                 
114 Hierfür steht der Satz: „umuntu ngumuntu ngabanye” (Jemand ist eine Person durch Andere). 
115 Mokgoro, Yvonne: Ubuntu and the Law in South Africa. In: Buffalo Human Rights Law Review, Vol. 4, 
1998, S. 17. 
116 Siehe dazu: Mbiti, John S.: African Religions and Philosophy, London 1969, S. 108. 
117 Pityana, N. Barney: The Renewal of African Values. a.a.O., S. 148. 
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Lesiba Teffo eröffnet in seinem oben genannten Aufsatz Moral Renewal and African Experi-

ence(s) einen umfassenden Katalog von Normen und Werten, die seines Erachtens den 

afrikanischen Humanismus begründen. Die für ihn relevanten Werte sind Gerechtigkeit, 

Respekt gegenüber der Person und dem Besitz, Toleranz, Mitgefühl mit und Sensibilität 

gegenüber den Alten, Behinderten und Unterprivilegierten, klare Trennung der 

Geschlechterrollen, unerschütterlicher Gehorsam gegenüber Erwachsenen, Eltern und 

Älteren, Höflichkeit, Verlässlichkeit, Ehrlichkeit und Loyalität.118  

 

Im weiteren Verlauf geht Teffo näher auf diese genannten Werte ein.119 Entscheidend für die 

Begründung, dass eine Afrikanische Renaissance nur auf Grundlage einer kulturellen 

Rückbesinnung auf afrikanische Werte vollzogen werden kann, sind laut Mazrui die 

Funktionen, die Kultur erfüllt: 

 

“First, it helps to provide lenses of perception and cognition. How people view 
the world is greatly conditioned by one or more cultural paradigms to which 
they have been exposed. 
Second, it provides motives for human behaviour. What makes a person behave 
in a particular manner is partly cultural in origin. 
The third function of culture lies in providing criteria for evaluation. What is 
deemed better or worse, ugly or beautiful, moral or immoral, attractive or re-
pulsive, is partly a child of culture. The evaluative function of culture need not 
always correspond with the behavioural function. 
Fourth, it provides a basis for identity. Ethnic nepotism is itself a product of 
culture in this identity sense. Religion and race are often a basis for solidarity 
or a cause of hostility. 
Fifth, culture is a mode of communication. The most elaborate system of com-
munication is language itself. An Africa and Asia there has been considerable 
debate about language policy. Should the local language be given priority in 
the new postcolonial era? Culture as a mode of communication can take other 
forms, including music, the performing arts and the wider world of ideas. 
The sixth function of culture is as a basis for satisfaction. Class, rank and 
status are profoundly conditioned by cultural variables. 
The seventh function of culture lies in the system of production and consump-
tion. In our scheme of analysis – unlike in some Marxist schools – patterns of 
consumption sometimes affect production as profoundly as production helps to 
shape consumption.“120 

 

Mazrui zufolge bestimmt also Kultur entscheidend den Aufbau, das Bestehen und den 

Fortgang eines Kulturraums (Nation, Region, Kontinent). Die Notwendigkeit, sich mit 

                                                 
118 Vgl. Teffo, Lesiba: Moral Renewal and African Experience(s). a.a.O., S. 154. 
119 Siehe dazu: Ebenda, S. 154-164. 
120 Mazrui, Ali A.: Cultural Forces in World Politics. London 1990. S. 7-8. 
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moralischen und kulturellen Grundwerten einer Gemeinschaft zu beschäftigen und die so 

definierten Werte als Grundlage des Handelns anzusehen ist entscheidend. Dass es sich 

hierbei nicht nur um so genannte soft issues, d.h. Weltbild, Verhaltensregeln, das Umgehen 

der Menschen unter- und miteinander, handelt, wird deutlich in der Definition des Arbeiters 

und der Managementkultur. 

 

Ein Arbeiter ist in der afrikanischer Kultur jede Person, die körperlich oder mental dem Wohl 

(-stand) und dem Vorankommen der Familie, der Gemeinschaft und damit der Nation dient. 

Somit sind Hausfrauen, Lehrer, Ärzte, Putzkräfte u.v.m. Arbeiter - egal ob diese ihre 

Aufgaben unentgeltlich oder für einen Lohn ausüben. Dies steht im Kontrast zum westlichen 

Bild eines Arbeiters, der dann erst ein solcher ist, wenn er eine materielle Vergütung für seine 

Arbeit erhält. Das Konzept des afrikanischen Arbeiters ist eine konsistente Umsetzung der 

Idee des Ubuntu. Teffo beruft sich hier auf das Konzept des „Communeocentricism“121 - eine 

Zusammenarbeit der einzelnen Personen, die ein gemeinsames Interesse verfolgen: das 

Wohlergehen der Gesellschaft bzw. der Nation. Auf der Grundlage der genannten Sichtweise 

muss - nach Teffo - auch die Managementkultur dem Prinzip des Ubuntu angepasst werden: 

Als Beispiel nennt Teffo die pyramidale Struktur der afrikanischen Gesellschaft. Alter und 

Weisheit sind in der afrikanischen Tradition miteinander verknüpft. Ältere sollen führen und 

die Jüngeren repräsentieren. Dem zufolge sind zwei Gründe entscheidend für einen Umbau 

der Managementkultur in Südafrika: 

 

“The first has to do with the negative results of Eurocentric management styles 
under largely African conditions. The second has to do with vexed question of 
using ‘homebrewed’ management strategies to deal with organisational chal-
lenges.“122 

 

                                                 
121 Dieser Begriff ist ein Neologismus, der sich aus den Begriffen „Community“ und „centredness“ herleitet. 
122 Teffo, Lesiba: Moral Renewal and African Experience(s). a.a.O., S. 164. 
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Das Prinzip des Ubuntu spielt somit für die Vertreter des kulturellen Auf- und Ausbaus nach 

afrikanischen Vorstellungen eine vitale Rolle in der Afrikanischen Renaissance. Alle 

Anstrengungen, im politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich, die zu 

einer Erneuerung und zum Vorankommen des afrikanischen Kontinents dienen sollen, 

müssen somit auf die Basis des Ubuntu gestellt werden. Diese Haltung wird deutlich, wenn 

Teffo zum Schluss seiner Ausführungen bemerkt: 

 

“Where lies the anchor of this African Renaissance? Arguably it lies in moral 
renewal through African values. Politics and economics undoubtedly have a 
role to play, however without a moral conscience, society is soulless.“123 

 

2.3.2. Neue Gewichtung zugunsten der Kultur und der Bildung  

 

Bildung, Erziehung und Kultur sind in einer Gesellschaft wichtige Voraussetzungen für eine 

nachhaltige Entwicklung und für das Herausbilden einer eigenen Identität. Bildung ist nicht 

nur soziokulturell und politisch von hoher Bedeutung, sondern gerade für die Entwicklung der 

heimischen Wirtschaft ein grundlegendes Kriterium. Ein hoher Bildungsstand garantiert ein 

ausreichendes Potenzial an Fach- und Führungskräften und vermittelt das nötige Know-how 

in Wirtschaftssektoren, die ein größtmögliches Know-how benötigen (etwa die Autoindustrie, 

Hightech-Industrie, Biotechnologie, aber auch Bergbau und Veredelung von Rohstoffen). Das 

Wissen um die eigene Kultur und Geschichte ist essenziell, um Selbstvertrauen und Identität 

aufbauen zu können, aber auch, um aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen und für die 

Zukunft gewappnet zu sein. Mzamane setzt genau hier an: Er behauptet und belegt, dass die 

Geschichte Afrikas, wie sie zum Großteil noch heute gelehrt wird, eurozentrisch und in vielen 

Begebenheiten schlichtweg falsch sei.124 Daher fordert er: 

 

“Any honest writing of African history must at least in part be a restoration 
project. This means we must discard certain prejudices inherent even in our 
language.“125 

 

                                                 
123 Ebenda. S. 168. 
124 Siehe dazu: Mzamane, Mbulelo: Eurocentric and Afrocentric Perspectives on Ancient African History, a.a.O. 
S. 173-184. 
125 Ebenda. S. 174. 
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Die Ausführungen des afrikanischen Historikers Cheikh Anta Diop aus dem Jahre 1955 geben 

ein Bild von der Falschdarstellung. Zur Veranschaulichung sollen diese hier in größerem 

Umfang zitiert werden: 

 

“It is useless to look in the interior of the African forest for a single civilisation 
which, in the last analysis, might be the product of blacks. The civilisations of 
Ethiopia and Egypt, the express testimony of the ancients notwithstanding, the 
civilisations of Ife and Benin, of the Chad Basin, of Ghana, all those referred 
to as neo-Sudanese (Mali, Gao, etc.), those of Zimbabwe (Monomotapa), of the 
Congo on the equator, etc. […] were created by mythical whites who the van-
ished as in a dream, leaving the blacks to perpetuate the forms, organisations, 
techniques, etc., which they had invented […] The [aim of such historical dis-
tortions] is, under cover of the mantle of science, to make the black man be-
lieve that he has never been responsible for anything at all of worth, not even 
for what is to be found right in his own house and home. In this way it is made  
easy to bring about the abandonment and renunciation of all national aspira-
tions on the part of those who are wavering, and the reflexes of subordination 
are reinforced in those who have already been alienated. It is for this reason 
that there exist numerous theorisers in the service of colonialism, every one 
more clever than the other, whose ideas are spread abroad and taught on a 
popular scale as far as they are worked out.“126 

 

Der Wechsel der Darstellung der Geschichte Afrikas muss somit von einer eurozentrischen 

Interpretation zu einer afrozentrischen vollführt werden. Die Korrektur der durch die 

Sklaverei und dem Kolonialismus entstandene (falsche) Auslegung der Geschichte des 

Kontinents spielt, Mzamanes Auffassung zufolge, eine Schlüsselrolle in einer erfolgreichen 

Afrikanischen Renaissance.  

 

Ntuli widmet sich der Frage, was afrikanische Literatur, Philosophie und Religion überhaupt 

seien. Was qualifiziert einen afrikanischen Philosophen? Wer ist ein afrikanischer 

Schriftsteller? Ist es eine Frage der Hautfarbe, der Herkunft, des Denkens, oder ist alles 

afrikanisch, was innerhalb des Kontinents entsteht? Die Beantwortung dieser Fragen ist von 

großer Bedeutung, da die Frage nach Identität und Afrikanisierung hier als conditio sine qua 

non einer Transformation angesehen wird.127 Auch auf der Suche nach Identität spielt die 

Rückbesinnung auf Ubuntu eine wichtige Rolle: „To re-Africanise would involve the re-

inculcation of the spirit of ubuntu without which no true reconciliation would take place.“128 

                                                 
126 Diop, Cheikh Anta: The Nation of Black Africa and Their Culture. Paris 1955. S. 12. 
127 Vgl.: Seepe, Sipho: Black Perspective(s) on Tertiary Institutional Transformation. Johannesburg 1998. S. 
121-125. 
128 Ntuli, Pitika P.: The Missing Link between Culture and Education: Are we still Chasing Gods that Are not 
Our Own? A.a.O. S. 188-189. 
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Die Beantwortung der oben genannten Fragen sollen nicht vorrangig originell oder der 

Findung einer authentischen Geschichte dienlich sein, sondern vielmehr Richtlinien für 

zukünftige Programme darstellen. Insofern fordert Ntuli, zur Wiederherstellung der fehlenden 

Verbindung zwischen Kultur und Erziehung im Renaissancemodell ganz konkret folgende 

Punkte: 

 

“-   To create a body of African knowledge systems – both contemporary and 
 indigenous. 

- To create core courses on the African renaissance perspectives to be taken in all 
faculties. The development of guidelines toward an African-centred teaching 
methodology will be pursued.[...] 

- To create linkages with institutions, government structures and the community. In 
order to make a meaningful contribution to policy development, the centre will 
pursue links with government structures to supply them with position papers and 
conduct specialised courses, seminars and symposia. 

- To establish a think-tank to co-ordinate proactive and remedial projects in the 
community and in the country generally. [...] 

- To create a framework for youth and women empowerment programmes. [...] 
- To develop the philosophy of ubuntu and to create programmes for its application 

in practice.“129 
 

Trotz der Afrozentrisierung sieht Ntuli, dass Afrikaner „von zwei Welten“ sind. Eine 

Mischung aus westlicher und afrikanischer Kultur. Für ihn ist von Bedeutung, wie mit den 

zwei Kulturen umgegangen wird und wie sich die afrikanische Kultur innerhalb dieses 

Wechselspiels positioniert. Ntuli zitiert zur Unterstützung seiner Thesen Werner Heisenberg: 

„It is probably true generally that in the history of human thinking the most fruitful 

development frequently takes place at those points where two different lines of thought 

meet.“130 

 

Eine Führungsrolle bei der Umsetzung der genannten Forderungen und Konzepte soll die 

Intelligentsija übernehmen, d.h. Intellektuelle aus Forschung, Lehre und den Künsten 

(Literatur, Philosophie, Kunst).  

 

                                                 
129 Ebenda. S. 198-199. 
130 Ebenda. S. 199. 
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2.4. Konzepte der Afrikanischen Renaissance in der Gegenüberstellung 
 

Das Konzept der Afrikanischen Renaissance ist eines „von Afrikanern für Afrikaner.“ Die 

Initiative stammt aus der Feder Thabo Mbekis. Überdies sind in diesem Zusammenhang zu 

nennen der Präsident Senegals, Abdoulaye Wade und der Präsident Nigerias, Olusegun 

Obasanjo. Die andauernde Betonung Thabo Mbekis, dass das Konzept für Afrikaner sei, 

beweist die über alle Gesellschaftsschichten hinweg geführte Diskussion, die um die 

Umsetzung des Modells geführt wird, nicht nur unter Vertretern aus Politik, Wirtschaft und 

Lehre, sondern gerade auch in der Zivilgesellschaft. 

 

Die Sichtweise Mbekis entspricht im wirtschaftspolitischen Teil der Afrikanischen 

Renaissance den Vorstellungen und Forderungen der internationalen Geldgeber und kann als 

Ergänzung zu den wirtschaftspolitischen Richtlinien der Bretton-Woods-Institutionen und 

anderer multilateraler Geldgeber wie beispielsweise der EU angesehen werden. 

 

Thabo Mbekis Behauptung, die momentane Situation sei als selbstverschuldet zu betrachten, 

gibt dem Projekt eine neue Qualität und beweist den Aufbruchwillen des Kontinents - 

zumindest rhetorisch. 

 

Es ist als Tatsache anzusehen, dass die Neuartigkeit des Konzeptes ein Ergebnis der 

Abwesenheit des Kalten Krieges und somit der ideologischen Auseinandersetzungen ist, da 

der afrikanische Kontinent nicht mehr in ideologische Lager gespalten ist und somit als 

Einheit mit gleichen Interessen gesehen werden kann.   

 

Zusammenfassend zeigt Abbildung 7, welche Konzepte es zur Durchführung der 

Wiedergeburt des schwarzen Kontinents gibt und welche Fragen ungelöst oder ungeklärt 

bleiben.  
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Abbildung 7: Konzepte einer Afrikanischen Renaissance 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nachdem dieses Kapitel die theoretischen Überlegungen und die Motive der Afrikanischen 

Renaissance behandelt hat, sollen in den folgenden Kapiteln die praktische Umsetzung des 

Konzeptes und die mit den Erörterungen aufgeworfenen Fragen beantwortet werden. Die 

Intensität und Vielschichtigkeit der theoretischen Diskussion um den Entwurf des 

vermeintlich wiedererwachenden Erdteils zeigt, dass der afrikanische Kontinent die eigenen 

Probleme erkennt und auf breiter Front bekämpfen will. Die Diskussion beschränkt sich auch 

hier wieder nicht auf einen kleinen Kreis von Intellektuellen, sondern findet vielmehr 

Anklang in allen Schichten und Bereichen der afrikanischen Gesellschaft. 
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50th National Conference of the 
ANC “African Renaissance” as 

key component 

Anstrengungen und Umbau in den 
Bereichen Politik, Wirtschaft und 
sozio-kulturell in Zusammenarbeit 

mit internationalen Geldgebern. 
Schwerpunkte liegen in den 

Bereichen Politik und Wirtschaft. 
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Die Gewichtung muss 
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werden. Das Bewusstsein 
eigener Geschichte und 
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Konzept des Ubuntu wird 
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Erneuerung Afrikas 
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--  WWOO  LLIIEEGGEENN  DDIIEE  MMOOTTIIVVEE  EEIINNEERR  AA..RR..??  MMEENNSSCCHH,,  SSTTAAAATT,,  

KKOONNTTIINNEENNTT??  

--  DDIIEE  RROOLLLLEE  SSÜÜDDAAFFRRIIKKAASS  IINN  DDEERR  AA..RR..??  PPAAXX--

PPRREETTOORRIIAANNAA  VVSS..  PPAAXX--AAFFRRIICCAANNAA??  

- PPRROOZZEESSSSVVEERRLLAAUUFF  DDEERR  AA..RR..??  VVOONN  DDEERR  EELLIITTEE  GGEEPPLLAANNTT,,  

EEIINN  HHIISSTTOORRIISSCCHHEERR  MMOOMMEENNTT?? 
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3. Das neue Südafrika – der Wandel und seine Auswirkungen 
seit 1990 

 

Jahrzehnte des Kampfes gegen das Apartheidregime in Südafrika verzeichneten ihren größten 

Erfolg mit der Freilassung Nelson Mandelas im Februar 1990 und dessen Ernennung zum 

ersten schwarzen Präsidenten Südafrikas 1994 nach freien und demokratischen Wahlen und 

auf der Basis einer demokratischen Verfassung. Die Übertragung der Macht von einem 

rassistischen, kolonialen Siedlerregime hin zu einer Regierung, die von der Mehrheit der 

Südafrikaner gewählt wurde, markierte den Abschluss des formalen Prozesses der politischen 

Unabhängigkeit Südafrikas und schließlich des afrikanischen Kontinents.131  

 

Der Wandel in Südafrika beruhte nicht auf Revolution, sondern auf Verhandlung: ein 

Verdienst von wichtigen politischen Akteuren und moralischen Größen, wie Nelson Mandela 

und Desmond Tutu, die eine Philosophie der Versöhnung und der kulturellen Vielfalt einer 

rainbow nation propagierten.132 Es dürfte unbestritten sein, dass Südafrika damit einen 

Meilenstein in seiner Geschichte erreicht hat. Mit der Transformation zu einem 

demokratischen Staat hat Pretoria (seit März 2005 Tshwane) eine der zwei „Effizienzregeln“ 

nach dem Kalten Krieg erfüllt – Demokratisierung und wirtschaftliche Liberalisierung. Nach 

fast einem Jahrzehnt der Demokratie in Südafrika sucht das Land jedoch noch immer in 

vielen Bereichen eine eindeutige Ausrichtung. Die Programmatik der Außenpolitik des 

Kaplandes ist bis heute ein umstrittenes Thema. Dies ist nicht verwunderlich, versucht doch 

die Bevölkerung fortwährend, mit dem Erbe des Apartheidregimes zu brechen. Unbestritten 

ist, dass das Land an der Südspitze Afrikas für Multilateralismus, Frieden, Demokratie und 

Menschenrechte steht und als Konsequenz seiner Reformbemühungen 1994 wieder in die 

Völkergemeinschaft aufgenommen wurde.  

 

                                                 
131 Vgl. Adedeji, Adebayo: Within or Apart? In: Adedeji, Adebayo (Hg.): South Africa & Africa. Within or 
Apart? London, Atlantic Highlands, Ijebu-Ode 1996. S. 3. 
132 Wie die Arbeit der South African Truth and Reconciliation Commission (SRC) bewiesen hat, die sich zum 
Ziel gesetzt hatte, die Geschehnisse der Apartheid und die daraus resultierenden Konflikte aufzuarbeiten und den 
nachfolgenden Generationen als Mahnung und Teil der südafrikanischen Geschichte erhalten bleiben sollte. Die 
rechtliche Grundlage der SRC ist der „Promotion of National Unity and Reconciliation Act, No 34 of 1995“. 
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Trotz der positiven Entwicklungen des „südafrikanischen Wunders“ gibt es umfassende 

Probleme, mit denen sowohl Politik als auch Wirtschaft und Gesellschaft zu kämpfen haben. 

In diesem Kapitel gilt es, die Entwicklung seit 1994 und ihre Hintergründe zu durchleuchten. 

Im Vordergrund stehen hierbei die politischen Veränderungen, aber auch die ökonomischen 

Gegebenheiten sowie gesellschaftliche Aspekte, die das Land ausmachen. Darauf basierend 

wird der institutionelle Rahmen und die hieraus für die Außenpolitik der Demokratischen 

Republik Südafrika resultierenden Antonyme dargestellt. Südafrika, das über die 

Apartheidjahre hinweg regional wie auch international zunehmend isoliert wurde, ist 

inzwischen für das südliche Afrika im Speziellen wie für den afrikanischen Kontinent als 

Ganzen, ein wichtiger Partner geworden; zum einen aufgrund der wirtschaftlichen Stärke, mit 

der Südafrika als wohlhabende Nation im internationalen Vergleich genannt werden kann. 

Zum anderen gilt Südafrika international als Anwalt der Interessen des Kontinents und nicht 

zuletzt durch Persönlichkeiten wie den ehemaligen Präsidenten Südafrikas Nelson Mandela, 

den Bischof von Johannesburg Desmond Tutu und Thabo Mbeki, den derzeitigen Präsidenten 

Südafrikas als moralische Autorität innerhalb der Staatengemeinschaft. Die Analyse wird 

ergeben, dass Südafrika die Voraussetzungen mitbringt, innerhalb des Konzeptes der 

Afrikanischen Renaissance eine Führungsrolle zu übernehmen. Ob und inwieweit die Staaten 

des afrikanischen Kontinents dies wünschen oder zulassen, wird Gegenstand späterer 

Betrachtungen sein.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 73

3.1. Politische Entwicklung in Südafrika seit 1990 und ihre Hintergründe 
 

1993 erhielten Nelson Mandela und Frederik Willem de Klerk den Friendensnobelpreis „for 

their work for the peaceful termination of the apartheid regime, and for laying the 

foundations for a new democratic South Africa”.133 Die Geschwindigkeit und v.a. die relativ 

unblutige Transformation des Landes von einem nicht-demokratischen und rassistischen 

Regime hin zu einem demokratischen Staat, der unter anderen dem Gleichheitsgrundsatz 

verpflichtet ist, konnte Anfang der 90er Jahre des letzten Jahrhunderts niemand voraussehen. 

Genau wie der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989 den „Anfang vom Ende“ des 

Kalten Krieges einläutete, gilt in Südafrika der 2. Februar 1990 als Initiation der Abschaffung 

der Apartheid. An diesem Tag verkündete der damalige Präsident Südafrikas de Klerk die 

Zulassung des African National Congress und anderer Organisationen, die bis dato in 

Südafrika verboten waren, darunter auch die South African Communist Party (SACP). Die 

geschichtliche Entwicklung in Südafrika nach 1990 lässt sich in drei Phasen untergliedern:  

 

- die unruhigen Jahre von der Entlassung Nelson Mandelas aus der Haft 1990 bis zu den 

ersten Wahlen und der Verabschiedung der ersten Verfassung 1994; 

- die Konsolidierungsphase ab 1994 über die zweite, demokratisch legitimierte Verfassung 

von 1996 bis zu den zweiten Wahlen 1999 und der Übernahme des Amtes des Präsidenten 

Südafrikas und des ersten Vorsitzenden des ANC Thabo Mbeki; 

- schließlich der Amtsantritt Thabo Mbekis bis zur Gegenwart. 

 

Der kurze historische Abriss soll zum einen einen Überblick über die Geschehnisse des 

Kaplandes in den letzten fünfzehn Jahren geben, zum anderen liegen hier die Wurzeln der 

Politik des „neuen“ Südafrika, der Rolle Tshwanes im südlichen Afrika und in der 

Weltgemeinschaft. Es soll keine Chronologie der Ereignisse wiedergegeben, sondern 

vielmehr Strömungen und Gründe für die genannten Prozesse erörtert werden, die zu diesen 

Ereignissen führten und für Südafrika auf dem Weg seiner Rollenfindung als wichtig erachtet 

werden.134 

 

                                                 
133 So die offizielle Begründung des Nobel-Komitees. Quelle: 
http://www.nobel.se/peace/laureates/1993/index.html (25.7.2006) 
134 Eine gute geschichtliche Abhandlung der Ereignisse in Südafrika des 20. Jahrhunderts bietet: Beinart, 
William: Twentieth Century South Africa. Oxford 2001. 
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Unumstritten sind die Ereignisse des letzten Jahrzehnts des 20. Jahrhunderts in Südafrika eng 

mit den Geschehnissen in Europa verknüpft. Lawrence Schlemmer überschreibt ein Kapitel 

seines Buches Transition to Democracy: Policy Perspectives 1991 mit: The Eastern Europe 

collapse and a transformed regional and international context135. Darin zeichnet er nach, wie 

sich die Veränderungen in Europa auf Südafrika ausgewirkt haben. Dieser internationale 

Kontext stellte die Grundlage der Erneuerungen der Kapregion dar und bestimmte die 

Rollenfindung und Reintegration Südafrikas in die Region und die Weltgemeinschaft. Einmal 

mehr wirkten sich Geschehnisse in Europa direkt auf das südliche Afrika aus. Diesen 

Zusammenhang zu verstehen, ist von Bedeutung, um die innenpolitischen und 

außenpolitischen Transformationsprozesse Südafrikas nachvollziehen zu können.  

3.1.1. 1990 – 1994: von der Befreiung Nelson Mandelas bis zu den ersten freien Wahlen 

 

Abbildung 8: Geschichtlicher Überblick Südafrikas 1990-1994 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

   

                                                 
135 Schlemmer, Lawrence: The Eastern Europe collapse and a transformed regional and international context, in: 
Lee, Robin; Schlemmer, Lawrence (Hg.): Transition to Democracy: Policy Perspectives 1991. Cape Town 1991. 
S. 16. 

2. Februar 1990 Aufhebung des Verbotes des ANC und anderer Organisationen; 
18. Februar 1990 Entlassung Nelson Mandelas aus der Haft; 
Oktober 1990  Aufhebung mehrerer Apartheidgesetze (u.a.  

„Separate Amenities Act“); 
26. September 1991 F.W. de Klerk und Nelson Mandela unterzeichnen „Record of  

Understanding“, der den Transformationsprozess des Landes 
anstoßen soll; 

20. Dezember 1991 Beginn der “Convention for a Democratic South Africa” 
(CODESA) 

1990 – 1994 14.000 Menschen sterben aufgrund politischer Unruhen im Land; 
20. Dezember 1993 Ratifizierung der ersten demokratischen Verfassung Südafrikas. 

Gründung des Transitional Executive Councils (TEC) 
26.-29. April 1994 erste freie und demokratische Wahlen in Südafrika. ANC erhält 62 

Prozent der Stimmen und bildet eine Koalition mit National Party 
(NP) und Inkatha Freedom Party (IFP), das so genannte 
Government of National Unity (GNU). Mandela wird erster 
schwarzer Präsident der Republik Südafrika.  

Eigene Darstellung
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Die Ernennung F.W. de Klerks zum Präsidenten im August 1989 markiert den Anfang vom 

Ende des Apartheidregimes. Gerne wird de Klerk mit dem Reformpolitiker Michail 

Gorbatschow verglichen,136 da beide das „Schicksal“ teilten, einen Reformprozess zwar 

angestoßen zu haben, dies jedoch innerhalb der bestehenden Ordnung geschehen sollte. Beide 

konnten nicht voraussehen, dass es - zwar in unterschiedlicher Intensität - zum 

Zusammenbruch beider Staaten und zu einer Neuordnung derselben kommen könnte. Die 

Südafrika beeinflussenden Faktoren der Veränderungen in Osteuropa waren gravierend, da 

erst der absehbare Zusammenbruch des kommunistischen Systems den Grundstein für die 

Neuerungen in dem Kapstaat legte. Die Gründe für die Aufhebung des Verbotes des ANC 

und anderer Organisationen, die der Apartheid den Kampf angesagt hatten, am 2. Februar 

1990 sind dennoch vielseitig und belaufen sich laut Schlemmer auf die folgenden Punkte: 

 

“civic resistance; economic stagnation; sanctions; the seepage effects of low-

key civil disobedience; the Namibian settlement; the collapse of Eastern 

Europe; changes in the NP constituency; informal dialogue with the ANC; new 

kinds of Afrikaner intellectuals; aspects of South Africa’s political culture; and 

the nature of De Klerk as a politician.“137   

 

Nach einem 22-jährigen Dauerkonflikt mit Namibia (vorher: Süd-West-Afrika) entschied das 

Regime in Südafrika, das Nachbarland in die Unabhängigkeit zu entlassen, und verzichtete 

auf alle Ansprüche an Namibia. Mit diesem Prozess verlor der ANC seine Camps in Angola 

ohne Aussicht auf eine Alternative. Die „bewaffnete Befreiung“ wurde dadurch ad absurdum 

geführt. Dem ANC blieb nichts übrig, als Verhandlungen mit den politischen Führern im 

damaligen Pretoria zu suchen. Des Weiteren wurde das Verhalten Südafrikas in der 

Namibiafrage positiv aufgenommen und Südafrika, das politisch wie wirtschaftlich isoliert 

war, verschaffte sich Respekt auf der internationalen Bühne. 

 

                                                 
136 So Allister Sparks in seinem Buch Tomorrow is Another Country, in dem das letzte Kapitel mit dem Titel The 
Mind of South Africa einen Vergleich zwischen de Klerk und Gorbatschow anstellt. Sparks, Allister: Tomorrow 
is Another Country: The Inside Story of South Africa’s Negotiated Revolution. Sandton 1994. S. 108 ff. 
137 Lee, Robin; Schlemmer, Lawrence (Hg.): Transition to Democracy: Policy Perspectives 1991. a.a.O. S. 15. 
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Der Zusammenbruch der Sowjetunion, die Verhandlungen zwischen den USA und der 

Sowjetunion zur Nicht-Proliferation und Abrüstung, der Kollaps der Wirtschaft in Russland 

und die Transformation in Osteuropa hatten - zeitgleich - zur Folge, dass zum einen der ANC 

keine Unterstützung - ideologisch und finanziell - mehr erhielt und zum anderen die 

Bedrohungsperzeption des „weißen Südafrika“ durch die Sowjetunion wegfiel. 

 

Diese Veränderungen bedeuteten für de Klerk und seine Partei eine neue, bessere 

Ausgangslage gegenüber dem ANC. Schlemmer schreibt dazu, „the ANC could be reassessed 

as an internal political factor only […]. In early 1990 government could view the possible 

outcomes of compromise with the ANC far more positively than at any time since it came to 

power.”138   

Diese Sichtweise kann nur zum Teil erklären, warum de Klerk das Parteienspektrum in 

seinem Land erweiterte.  

 

Südafrika sah sich am Ende der 1980er und zu Beginn der 1990er Jahre weitestgehend 

isoliert. Das Gewaltmonopol des Staates zerfiel zusehends und die blutigen 

Auseinandersetzungen zwischen dem Staatsapparat und unzufriedenen Menschen nahmen zu. 

Vielmehr als die politische Isolation traf das Land die ökonomische Abschirmung vom Rest 

der Welt. Das Land stand ökonomisch am Abgrund, die Verschuldung war enorm hoch und 

neue Gelder von internationalen Organisationen konnte die politische Führung Südafrikas 

nicht erwarten. Die Öffnung des Systems aus wirtschaftlichen Gründen erscheint provokativ - 

besonders nach der Verleihung des Friedensnobelpreises an de Klerk und Mandela -, jedoch 

ist die ökonomische Dimension in den meisten wissenschaftlichen Abhandlungen über die 

Motive De Klerks nicht berücksichtigt worden. Aber mit dieser Handlungsweise, so de Klerk, 

konnte er den unaufhaltsamen Reformprozess kontrollieren und gleichzeitig das Land in eine 

ökonomisch bessere Zukunft führen.  

 

Diese Sichtweise sollte sich als falsche Annahme für de Klerk herausstellen, wie die 

Dominanz des ANC nach den Wahlen und während der Verhandlungen in der CODESA 

zeigten.  

 

                                                 
138 Ebenda. S. 17. 
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Norman Etherington macht plausibel, dass weder de Klerk noch Gorbatschow, um bei diesem 

Vergleich zu bleiben, Visionäre waren: 

 

“Each has steadfastly maintained that necessity was the mother of his alleged 
inventions, and insisted that he could no more stand against the forces of 
change than Canute could command the waves. These claims should not be 
dismissed as false modesty. Neither Gorbachev nor De Klerk stepped onto the 
world’s stage as a prophet from the wilderness. Gorbachev had for decades 
served unobtrusively among the band of brothers who filled the top posts in the 
Soviet bureaucracy. De Klerk possessed all the usual attributes and attitudes of 
the Afrikaner nomenklatura. When they embarked on new paths, they moved as 
leaders of packs, not lone wolves. Attempts to turn the clock back by picking off 
the leaders failed because most of the state apparatus stood firmly on the side 
of change.”139 

 

Im Laufe der weiteren Ereignisse, die mit der Ernennung Nelson Mandelas zum Präsidenten 

Südafrikas ihren vorläufigen Höhepunkt erreichte, lief das Ruder de Klerk immer weiter aus 

der Hand. Der Weg Südafrikas in die Demokratie - also die Zeit zwischen 1990 und 1994 -  

wird oft als „ausgehandelte Revolution“ (negotiated revolution)140 oder auch als friedliche 

Revolution bezeichnet. Das ist nur zum Teil korrekt. Bei politischen Unruhen in den Jahren 

1990 bis 1994 verloren etwa 14.000 Menschen ihr Leben.141  

 

Die ersten formalen Verhandlungen begannen am 20. Dezember 1991 im World Trade Center 

in Johannesburg. An diesem Ort, der bewusst gewählt wurde, da man einen neutralen Boden 

vorfand, nahm die Zukunft des Landes mit der Convention for a Democratic South Africa 

(CODESA) ihren Anfang. An der CODESA nahmen sowohl Repräsentanten des gesamten 

nationalpolitischen Spektrums als auch die Regierungen der Homelands142 und ethnische 

Gruppierungen des Landes teil. Die Ergebnisse der Verhandlungen hielten in großem Umfang 

Einzug in die darauf folgend entworfene erste demokratische Verfassung des Landes.  

                                                 
139 Etherington, Norman (Hg.): Peace, Politics and Violence in the New South Africa. London 1992. S. 104. 
140 Vgl. Neville, Alexander: Südafrika. Der Weg von der Apartheid zur Demokratie. Aus dem Englischen von 
Christian Grüny. Dt. Fassung: München 2001. S. 74. 
141 Vgl. Beinart, William: Twentieth Century South Africa. a.a.O. S. 277. 
142 „Als Homelands wurden während der Apartheid die Stammesgebiete der Schwarzen in Südafrika bezeichnet. 
Die weißen Apartheidführer nannten die Homelands Bantustan. Sie wollten die Rassentrennung der Apartheid 
unter dem Motto der „separaten Entwicklung“ auch territorial durchsetzen und formell unabhängige Staaten der 
Schwarzen in Südafrika schaffen, deren Bewohnern (Schein-)Unabhängigkeit zugestanden werden sollte. Die 
Homelands waren ökonomisch, finanziell und militärisch jedoch vollständig von Südafrika abhängig. De facto 
stellten sie lediglich vom übrigen Staatsgebiet abgetrennte Reservate dar.“ Vgl. Ebenda. S. 4. 
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Die Schlüsselelemente waren dabei ein ungeteiltes Land, eine Mehrparteiendemokratie, 

friedliche Transformation, Gewaltenteilung und ein breit angelegter Katalog von 

Bürgerrechten, darunter der Schutz des Privateigentums, der für die weiße Bevölkerung einen 

wichtigen Pfeiler darstellte. Durch diese Festschreibungen sollte verhindert werden, dass eine 

potenzielle schwarze Regierung einen radikalen Umbruch der Besitzverhältnisse anstreben 

konnte.143 Der ANC blieb nach einem Massaker in Boipatong,144 einer Hochburg des ANC, 

den Gesprächen zunächst fern. Er stand jedoch im regen Austausch mit den 

Chefunterhändlern des ANC (Buthelezi) und der NP (R. Meyer). Das Gelingen der CODESA, 

wie überhaupt die Möglichkeit, eine Demokratisierung und Veränderung des Landes am 

Verhandlungstisch zu verwirklichen, ist u.a. auf das auf politischer Ebene gute Verhältnis von 

de Klerk und Mandela zurückzuführen. Noch während Mandela im Gefängnis verweilte und 

auch während der vielen Suspendierungen der Gespräche zwischen Regierung und Vertretern 

der schwarzen Bewegung unterhielten de Klerk und Mandela inoffizielle Kanäle und trafen 

sich des Öfteren im Geheimen.  

 

Schließlich verabschiedete das damalige Parlament unter de Klerk am 20. Dezember 1993 die 

erste Verfassung des „neuen“ Südafrika, die die Grundlage für die ersten gleichberechtigten 

und freien Wahlen im darauf folgenden Jahr darstellen sollte. Diese Wahlen wurden vom 26. 

bis 29. April 1994 abgehalten und aus ihr ging Nelson Mandela und seine Partei, der ANC, 

als klarer Sieger hervor. Der ANC erhielt dabei 62,65 Prozent der Stimmen und 252 der 400 

Sitze im Parlament. Zweitstärkste Kraft wurde die NP unter Frederik Willem de Klerk mit 

20,39 Prozent und 82 Sitzen. Schließlich erhielt als drittstärkste Kraft die IFP 10,54 Prozent 

der Stimmen und 43 Sitze, wobei die IFP ihre Stimmen hauptsächlich in Kwazulu-Natal 

                                                 
143 Vg. Ebd. S. 278. 
144 „Entgegen den Hoffnungen vieler brachte die zweite CODESA-Session am 15. Mai 1992 keine Einigung 
über Verfassungs- und Übergangsfragen – trotz erheblicher, intern später heftig kritisierter Zugeständnisse 
seitens der ANC-Führung. Wenige Tage darauf rief die Befreiungsbewegung zu einer Kampagne des 
Zivilprotests - „rolling mass action“ – auf. Am 16. Juni begann in allen Landesteilen eine Welle von Streiks, 
Boykotten und Demonstrationen. Die wachsende, aus Kreisen der Administration gesteuerte Gewalttätigkeit 
gegen ANC-Aktivisten erreichte mit einem blutigen Massaker in Boipatong am 17. Juni einen neuerlichen 
Höhepunkt. Der ANC erklärte die Verhandlungen für suspendiert; 14 Bedingungen für eine Wiederaufnahme 
wurden gestellt. Ein dreitägiger landesweiter Generalstreik Mitte August sowie eine Massendemonstration durch 
das Stadtzentrum von Pretoria zum Regierungssitz in den Union Buildings bildeten den Höhepunkt dieser 
Kampagne. In der Tat wurde dadurch die Position de Klerks wesentlich geschwächt. Einflußreiche 
Wirtschaftsverbände begannen unter dem Druck der Streiks Gespräche mit dem ANC, die Regierung kam 
schließlich den meisten der 14 ANC-Forderungen entgegen.“ Sauer, Walter: Südafrika: Am 8. Dezember 1993 
endete das Apartheidregime, in: Southern Africa Documentation and Cooperation Centre, Wien 2003. S. 2. 
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gewann. Überdies nahmen 23 Parteien an den Wahlen teil, von denen vier weitere Sitze im 

Parlament erhielten.145  

Trotz der überwältigenden Mehrheit für Nelson Mandela und den ANC agierte Mandela 

vertrauensstiftend, als er mit der NP und der IFP eine Koalition einging, das so genannte 

Government of National Unity (GNU). Nelson Mandela wurde zum Präsidenten der Republik 

Südafrika gewählt. Vizepräsidenten wurden der Vorsitzende der DP, Frederik Willem de 

Klerk, und der Parteiführer der IFP Chief Mangosuthu Buthelezi. Ein für das Land unerwartet 

positives Signal war die Tatsache, dass radikale Parteien weder vom weißen noch vom 

schwarzen Lager nennenswerte Unterstützung erfuhren. Weder der Pan African Congress 

(PAC) noch die Afrikaner Freedom Front (AFF) konnten nennenswerte Erfolge vorweisen. 

Somit war das neue Südafrika mit seinem ersten schwarzen Präsidenten Nelson Mandela an 

der Spitze geboren. 

 

Abbildung 9: Ergebnisse der Wahlen vom 26.-29. April 1994 
Partei Stimmen in % Sitze im Parlament

African National Congress (ANC) 12.237.655 62,65 252 
National Party (NP) 3.983.690 20,39 82 

Inkatha Freedom Party (IFP) 2.058.294 10,54 43 
Freedom Front (FF-VF) 424.555 2,17 9 
Democratic Party (DP) 338.426 1,73 7 

Pan African Congress (PAC) 243.478 1,25 5 
African Christian Democratic Party (ACDP) 88.104 0,45 2 

    Government of National Unity (GNU) 
Quelle: Independent Electoral Commission of South Africa

 

                                                 
145 Vgl. Republic of South Africa 1994 General Election, official website. http://electionresources.org/za/1994/ 
(27. Juli 2006). 
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3.1.2. 1994 bis 1999: Konsolidierungsphase des neuen Südafrika 

 

Abbildung 10: Überblick 1994 - 1999 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit der Regierung der Nationalen Einheit begann 1994 eine neue Ära der Politik in Südafrika. 

Verhandlungen, Wahlen und Wiederaufbau setzten neue Energien frei, alte Institutionen und 

Praktiken wurden überdacht und neue Modelle konnten angeregt werden. Seit Anfang der 

90er Jahre des 20. Jahrhunderts, aber besonders in der Zeit nach 1994, blühten zahlreiche 

Organisationen - politische, gewerkschaftliche, zivilgesellschaftliche und Non Governmental 

Organisations (NGOs) - auf dem demokratischen Boden der Republik Südafrika auf. Diese 

Kräfte, zusammen mit dem privaten Sektor, Kirchen und Universitäten, machten eine 

Transformation - im Gegensatz zur Revolution - erst möglich.146 So konnte die Regierung 

Mandela in den ersten Monaten nach der Wahl zahlreiche Initiativen anstoßen und 

umfangreiche Aktionen starten. Das Reconstruction and Development Programme (RDP) 

beispielsweise sollte einer Erneuerung und Verbesserung des Landes dienen. In einem 

offiziellen Regierungspapier zum RDP wurden hierzu sechs Prinzipien fest gelegt und wie 

folgt erläutert: 

                                                 
146 Vgl. Beinart, William: Twentieth Century South Africa. a.a.O. S. 289. 

Mai / Juni 1994 GNU legt Reconstruction and Development Programme (RDP) 
zur wirtschaftlichen Wiederbelebung des Landes auf. Die Republik 
Südafrika wird international in vielen Organisationen (wieder)
aufgenommen, u.a.  Organisation of African Unity (OAU), British 
Commonwealth of Nations, United Nations. Die Regierung 
bereitet die Truth and Reconciliation Commission (TRC) vor, die 
für Amnestie und Kompensation von Menschenrechtsverletzungen
unter dem Apartheidregime sorgen soll. 

8. Mai 1996 Zweite Verfassung wird von der Constitutional Assembly (CA) 
angenommen. 

Juni 1996 NP verlässt GNU, um sich stärker als Oppositionskraft zu profilieren.
1990er Jahre Arbeitslosigkeit (teilweise bei 40 Prozent), Kriminalität und Gewalt 

an Frauen nehmen immer weiter zu. 
2. Juni 1999 Zweite demokratische Wahlen in Südafrika; ANC gewinnt die 

Wahlen mit 66,35 Prozent der Stimmen; Thabo Mbeki wird 
Präsident der Republik Südafrika. 

Eigene Darstellung
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“1.3.2. An integrated and sustainable programme. The legacy of apartheid 
cannot be overcome with piecemeal and uncoordinated policies. The RDP 
brings together strategies to harness all our resources in a coherent and 
purposeful effort that can be sustained into the future. […] 
1.3.3 A people-driven process. Our people, with their aspirations and 
collective determination, are our most important resource. […]  
1.3.4 Peace and security for all. Promoting peace and security must involve all 
people and must build on and expand the National Peace Initiative. Apartheid 
placed the security forces, police and judicial system at the service of its racist 
ideology. […] 
1.3.5 Nation-building. Central to the crisis in our country are the massive 
divisions and inequalities left behind by apartheid. We must not perpetuate the 
separation of our society into a 'first world' and a 'third world' - another 
disguised way of preserving apartheid. […] 
1.3.6 Link reconstruction and development. The RDP is based on 
reconstruction and development being parts of an integrated process. This is in 
contrast to a commonly held view that growth and development, or growth and 
redistribution are processes that contradict each other. […] 
1.3.7 Democratisation of South Africa. Minority control and privilege in every 
aspect of our society are the main obstruction to developing an integrated 
programme that unleashes all the resources of our country. […] 
An integrated programme, based on the people, that provides peace and 
security for all and builds the nation, links reconstruction and development 
and deepens democracy - these are the six basic principles of the RDP.“147 

 

Im ökonomischen Bereich fanden sich im RDP viele Stellen, die eine eher etatistische 

Auffassung von Wirtschaftspolitik vertraten. Tendenziell sollte der Staat in vielen Bereichen - 

etwa in der Telekommunikation, im Hausbau und in der Industrie - direkt und indirekt in 

einem breiten Handlungsrahmen eingreifen können. Ein Abschnitt des Programms, das mit 

Jobs through public work148 tituliert wurde, bringt diese Auffassung zum Ausdruck. Ebenso 

wurde im Zusammenhang von Industry, Trade and Commerce von „increase in public sector 

investment”149 gesprochen. Auch sollte der Staat den Übergang von harten Einschnitten 

abfedern: „The recent GATT agreement has necessitated painful adjustment in certain 

quarters, and policy should aim to reduce and share out the impact of that adjustment.”150  

                                                 
147 The Reconstruction and Development Programme. A Policy Framework. Quelle: 
http://www.polity.org.za/html/govdocs/rdp/rdpall.html (30.6.2006).  
148 Ebenda. Punkt 2.3. 
149 Ebenda. Punkt 4.4.2.1. 
150 Ebenda. Punkt 4.4.2.5. 
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Mit dem Growth, Employment and Redistribution Programme (GEAR), welches 1997 das 

RDP ablöste, schwenkte die Regierung im Wirtschaftsbereich zu einem neoliberalen, den 

internationalen Organisationen angepassten Kurs über, da sich zum einen zeigte, dass zu 

wenig Geld für ein umfangreiches Engagement des Staates in den verschiedenen Sektoren 

vorhanden war, zum anderen die Kritik von Seiten der internationalen Geldgeber wie den 

IMF oder der Weltbank nicht abreißen wollte, da die Finanzpolitik Südafrikas nicht in vollem 

Umfang der Politik der Geldgeber entsprach und die finanziellen Zuwendungen eben von 

deren Richtlinien abhingen und noch heute abhängen.  

 

Im internationalen Kontext wurde Südafrika in zahlreichen Organisationen (wieder-) 

aufgenommen und somit die langjährige Isolation des Landes endgültig beendet. Die 

Organisation of African Unity (OAU) (Vorgängerorganisation der African Union (AU)) gab 

Pretoria den Mitgliedsstatus ebenso wieder wie das British Commonwealth of Nations. 

Überdies stärkte die Wiederaufnahme als Vollmitglied in den Vereinten Nationen den 

Eindruck des Anbruchs einer neuen Ära des Kapstaates. Des Weiteren wurden viele 

Sanktionen gegen Südafrika ab 1990 aufgehoben. Trotz dieser unbestrittenen Fortschritte 

wurde Pretorias Außenpolitik von ökonomischen Faktoren, von Inkonsistenzen und 

Inkohärenzen bestimmt und die Regierung Mandela musste hierfür herbe Kritik einstecken.151  

 

Die Truth and Reconciliation Commission,152 die am 15. April 1996 unter dem Vorsitz von 

Erzbischof Desmond Tutu ihre Arbeit aufnahm, war die Umsetzung der von Mandela und 

Tutu propagierten Versöhnung mit den ehemaligen Kräften der Apartheid. „Statt Rache 

Versöhnung; statt Vergessen Wissen und Eingeständnis; statt Verweigerung Akzeptanz; statt 

Menschenrechtsverletzungen Wiederherstellung der moralischen Ordnung und Respekt vor 

dem Gesetz“, 153 so steht es in der Präambel des Gesetzes zur Wahrheitskommission, die sich 

die Aufarbeitung der während des Apartheidregimes begangenen Verbrechen zum Ziel setzte. 

Die Wahrheit über die Zeit von 1960 bis 1995 sollte öffentlich gemacht werden, mit dem Ziel, 

ohne Rache und Vergeltung eine nationale Versöhnung und Einheit erstellen zu lassen.  

 

                                                 
151 Vgl. Johnston, Alexander: Democracy and Human Rights in the Principles and Practice of South African 
Foreign Policy, in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilem-
mas of a New Democracy. New York 2001. S. 11. 
152 Promotion of National Unity and Reconciliation Act 34 of 1995. Das Gesetz wurde auf der Grundlage der 
vom Senat eingefügten Änderungen am 28. Juni 1995 von der National Assembly verabschiedet. Dem Vortrag 
lag der am 17. Mai 1995 von der National Assembly gebilligte Gesetzentwurf zugrunde. 
153 Promotion of National Unity and Reconciliation Act, No 34 of 1995, Preamble. 
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Die Kommission besaß drei Unterkomitees: eines für die Opfer des Apartheidregimes, eines 

für die Täter und schließlich das Komitee für Reparationen und Rehabilitation.  

 

Das Komitee für Menschenrechtsverletzungen (Human Rights Violations Committee (HRV)) 

widmete sich jenen, die Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen geworden waren. Diese 

bekamen die Gelegenheit, über ihre Erfahrungen zu berichten. Einige dieser Erfahrungen 

wurden anschließend in öffentlichen hearings wiedergegeben. Alle Fälle wurden in einem 

Abschlussbericht dokumentiert. Die Opfer sollten sich von der Last ihrer Erinnerung befreien 

können.  

 

Das Komitee für Amnestie (Amnesty Committee (AC)) war die Anlaufstelle für Täter: jene 

Personen, die aus politischen Gründen Menschenrechtsverletzungen begangen hatten, 

bekamen hier Gelegenheit, amnestiert zu werden. Voraussetzung war, dass die Täter sich 

freiwillig bis zum 14. Dezember 1996 der Kommisson stellten und genau darlegten, welche 

Taten sie begangen hatten. Das Komitee entschied dann, wer amnestiert werden konnte und 

wer nicht. Amnestie verweigert wurde jenen, die aus persönlichen Gründen, aus Hass oder 

Boshaftigkeit Verbrechen begangen hatten. Wenn die Täter ein glaubwürdiges Geständnis 

abgelegt hatten, hatten diese Chance auf Amnestie.  

 

Im Komitee für Reparationen und Rehabilitation (Reparation and Rehabilitation Committee 

(R&R)) wurden - auf Basis der Berichte der beiden erstgenannten Komitees - dem 

Präsidenten Vorschläge für Reparationsleistungen für Opfer gemacht.  

 

Nach über zweijähriger Arbeit wurden Ende Juli 1998 die Anhörungen in der Truth and 

Reconciliation Commission (Wahrheitskommission) abgeschlossen. Im Übergang zu einer 

neuen Gesellschaftsordnung war diese Kommission über das gesamte politische und 

gesellschaftliche Spektrum hinweg umstritten. Sie war das bisher effektivste Forum, auf 

dessen Basis ehemalige Kontrahenten lernen konnten, miteinander zu kommunizieren, und in 

dem die Auseinandersetzung um die Vergangenheit öffentlich geführt wurde. Im Verlauf der 

zweijährigen Anhörungen von Opfern und Tätern wurden zahlreiche Fakten über 

Menschenrechtsverletzungen unter dem Apartheidregime zusammengetragen.  

http://www.doj.gov.za/trc/index.html�
http://www.doj.gov.za/trc/index.html�
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Allerdings wurde der Kommission vorgeworfen, dass sie einen Rahmen geschaffen habe, in 

dem sich Täter mit politischer Motivation durch umfassendes Geständnis die Straffreiheit 

„erkaufen“ konnten, während die Entschädigung für die Opfer dürftig ausfalle. Unbestritten 

bleibt, dass die Wahrheitskommission Vorbild für viele weitere Kommissionen ihrer Art in 

Ländern mit schweren Menschenrechtsverletzungen geworden ist.154  

 

Mit den Erfahrungen der Verhandlungen zur „Übergangsverfassung“ von 1993 konnte die 

demokratisch gewählte verfassungsgebende Versammlung (Constitutional Assembly (CA)) 

nach den Wahlen im Jahre 1994 die Arbeit wesentlich effizienter ausführen. Die CA kannte 

die Erwartungen, die an sie gesetzt wurden. Wie Kompromisse herbeigeführt werden konnten, 

war inzwischen bekannt, und das Zeitfenster der Verhandlungen bis zur fertigen Verfassung 

konnte besser berechnet werden.155 Der Wille der CA, die Verfassung Südafrikas so 

repräsentativ wie möglich zu gestalten, drückt sich im Public Participation Programme aus, 

in dessen Rahmen mehr als zwei Mio. Eingaben aus allen Schichten der Gesellschaft bei der 

CA eintrafen. Die CA versuchte, diese Eingaben so weit wie möglich bei der Formulierung 

der Verfassung zu berücksichtigen. Schließlich wurde am 8. Mai 1996 die endgültige 

Verfassung von der CA verabschiedet. An diesem Tag hielt auch Thabo Mbeki seine 

denkwürdige „I am an African!“-Rede. Nun war Südafrika endgültig zum demokratischen 

Staat mit einer demokratisch legitimierten Verfassung geworden.  

 

Das Postapartheid-Südafrika verfügte mit Nelson Mandela über einen Präsidenten, der 

weltweit als moralische Führungspersönlichkeit bekannt und geschätzt wurde. Jedoch wurde 

diese Wahrnehmung durch das Abdriften des Landes in zunehmende Kriminalität geschwächt 

- für Nelson Mandela ein schwerwiegendes Problem: der Mann, der mit seinem Walk of 

Freedom156 international als Sinnbild für Frieden, Antidiskriminierung und Ausgleich stand, 

musste mit ansehen, wie unter seiner Präsidentschaft Gewalt und Ungerechtigkeit stetig 

wuchsen.157  

                                                 
154 so z. B. in Sierra Leone, Osttimor, Peru und Bosnien-Herzegowina.  
155 Vgl. Ramaphosa, Cyril: Negotiating a New Nation: Reflections on the Development of South Africa’s Consti-
tution, in: Andrews, Penelope; Ellmann, Stephan (Hg.): The Post-Apartheid Constitutions. Perspectives on South 
Africa’s Basic Law. Johannesburg 2001. S. 80. 
156 So der Titel seiner berühmten Autobiografie. Mandela, Nelson: Long Walk to Freedom. The Autobiography 
of Nelson Mandela, Boston, New York, Toronto, London 1994.  
157 Vgl. Beinart, William: Twentieth Century South Africa. a.a.O. S. 328. 
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Die Probleme, denen Südafrika gegenüber stand, waren und sind vielfältig und teilweise 

gravierend - trotz der oben erwähnten zahlreichen positiven Geschehnisse. Zu den drei großen 

Problembereichen zählten und zählen Korruption, Kriminalität und HIV/AIDS. Die Kluft 

zwischen Verfassungstheorie und Verfassungswirklichkeit war und ist unübersehbar. In 

mancherlei Hinsicht verschärften sich die Probleme in der Gesellschaft mit der neuen 

Regierung, die ihre Schwierigkeiten hatte, der neuen Komplexität der 

Postapartheidgesellschaft Herr zu werden. Die Korruption in der Bürokratie verschärfte sich 

in der Transformationsphase innerhalb weniger Jahre. William Beinart konstatiert: „Rewards 

for political royalty, affirmative action, and access to the state contracts nurtured networks of 

patronage.”158 In den letzten Jahren der Homelands, die im Zuge der Neugliederung des 

Staates aufgelöst wurden, versuchten einige Beamte, sich persönlich zu bereichern: 

Regierungslimousinen „verschwanden“, Gelder wurden im großen Stil veruntreut. Obwohl im 

Kontinentalvergleich Südafrika als relativ „moderat korrupt“ gilt, so zeigt sich im 

internationalen Vergleich doch ein eher trübes Bild. Der Corruption Perception Index, der 

jährlich von einer Forschungsgemeinschaft der Universität Passau und der Organisation 

Transparency International erstellt wird, errechnet die Korruptionsanfälligkeit eines Landes 

auf einer Skala von null bis zehn, wobei zehn für ein korruptionsfreies Land steht und null für 

ein korruptionsbetroffenes. Die Erhebung des Jahres 1995 ergab für Südafrika einen 

Korruptionsindex von 5,62; Südafrika befand sich damit in der „unteren Hälfte“ der 

erforschten Länder.159 Korruption stellte sich als Phänomen heraus, das sich durch alle 

Schichten hindurch setzte: „It has been patent that in the new South Africa corruption is a 

non-racial practice [...] an omnipresent South African crime.“160 Mandela, der von den 

Berichten über Korruption überrascht war, berief sogleich eine Kommission (nach deren 

Vorsitzenden Heath Commission benannt), ein, die die Korruption innerhalb der Regierung 

untersuchen sollte. In 1999 hatte die Kommission schon über 1.000 registrierte Fälle 

dokumentiert. Aufgrund des hohen Medieninteresses an diesem Thema und dem daraus 

resultierenden öffentlichen Druck musste die südafrikanische Regierung u.a. einen ihrer am 

längsten amtierenden Beamten, den Generaldirektor des Ministeriums für Innenpolitik (Home 

Affairs) wegen Betrugs und anderen Delikten zum Rücktritt zwingen.161 

 

                                                 
158 Ebenda. S. 328. 
159 Quelle: http://wwwuser.gwdg.de/~uwvw/corruption.cpi_olderindices_1995.html (08.05.2006). 
160 Vgl. Beinart, William: Twentieth Century South Africa. a.a.O. S. 329. 
161 So unterhielt etwa der genannte Direktor ein Basketballteam, welches in staatlichen Einrichtungen 
unentgeltlich trainieren konnte. 
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Eine wichtige Aufgabe, die auf der Agenda der Mandela-Regierung stand, war die 

Umstrukturierung des Bildungssektors. Während der Apartheidjahre genossen die weißen 

Bevölkerungsschichten einen hohen Bildungsstand, während der schwarzen Bevölkerung oft 

eine nur rudimentäre Ausbildung offen stand. Der Umbau und die Öffnung des 

Bildungssektors für die schwarze Bevölkerung war wichtig, um ihre (Re-)Integration in die 

Gesellschaft zu erreichen sowie Möglichkeiten für alle zu eröffnen, somit rassistische 

Ungerechtigkeit zu beenden und das Humankapital für eine ökonomische Entwicklung zu 

schaffen. Es waren tatsächlich die ehemaligen weißen Privatschulen, die zuerst ihre Tore auch 

für schwarze Schüler und Studenten öffneten. Somit konnte neben einer weißen Elite auch 

eine schwarze Elite entstehen. Schwieriger gestaltete sich die Integration bei den staatlichen 

Schulen und Universitäten. Bei den ehemals weißen staatlichen Schulen in den Vororten der 

großen Städte, die von jeher Schulgeld verlangten, gelang die Mischung von weißen und 

schwarzen Schülern am besten, wobei es sich hier um die Kinder besser Verdienender beider 

Bevölkerungsgruppen handelte.  

 

Problematisch wurde die Integration bei den übrigen staatlichen Schulen. Dies lag zum einen 

an dem geringen Budget, das es v.a. ehemals schwarzen Schulen unmöglich machte, sich 

besser auszustatten. Die weiße Bevölkerung wollte, soweit es ging, ihre Kinder nicht auf diese 

Schulen schicken. Zum anderen spielte der Standortfaktor eine Rolle: die Nähe zu den 

Townships162 machten den Schulbesuch für weiße Schüler zum Risiko, teilweise sogar zu 

einer lebensbedrohlichen Situation. Die Zahl der afrikanischen (nicht-weißen) „Abiturienten“ 

(Matriculation) nahm im Laufe der 90er Jahre sogar ab: verglichen mit den letzten 

Apartheidjahren von 40 Prozent auf 35 Prozent.163 „Explanations offered have included the 

legacy of Bantu Education and inadequate school facilities, continuing disruption from 

                                                 
162 Townships ist die Bezeichnung für die während der Apartheid in Südafrika eingerichteten Wohngegenden für 
die schwarze, die farbige oder die indische Bevölkerung. Sie nehmen auch heute noch die Ausmaße einer ganzen 
Stadt an. Ein typisches Beispiel ist Soweto (South Western Township), ein Stadtteil von Johannesburg in der 
Provinz Gauteng, die der Autor bei einer Forschungsreise im Frühjahr 2004 selbst in Augenschein nehmen 
konnte. Sie waren Teil der „idealen Apartheidstadt“, in der alle Rassen durch so genannte buffer zones in Form 
von physischen Barrieren, Verkehrsanlagen, Industrieeinrichtungen oder unbebauten Landstücken getrennt 
wurden. Während die „weiße“ Stadt durch eine sozioökonomische Viertelbildung charakterisiert wurde, waren 
die Townships ursprünglich nach ethnischen Gesichtspunkten aufgeteilt. Eine Besonderheit stellten die so 
genannten „Hostels“ dar, welche als einfachste Sammelunterkünfte für alleinstehende Männer und Frauen 
dienten, die in „weißen“ Gebieten arbeiteten. 
163 Bei der weißen Bevölkerung lag die Abiturientenrate im selben Zeitraum bei 96%. Vgl. Beinart, William: 
Twentieth Century South Africa. a.a.O. S. 331. 



 87

protests, and poorly trained, unmotivated teachers in an expanding system working with new 

syllabuses.“164  

 

Die Bedingungen, die viele Schwarze zu Hause vorfanden, waren ungünstig für eine 

weitergehende akademische Entwicklung. Viele Jugendliche lebten auf der Straße und 

gehörten Banden an, während es jungen Frauen fast unmöglich gemacht wurde, aus der 

Tradition der harten Arbeit für die Familie auszubrechen und sich so weit fortzubilden, dass 

es für eine  akademische Laufbahn gereicht hätte. Ebenso gab und gibt es das Problem der 

überproportional häufigen Jugendschwangerschaften, die auf Unwissenheit, Vergewaltigung 

und Tradition zurückzuführen sind. Somit konnte ein vollständiger Wandel in der 

Jugendkultur nicht vollzogen werden. Dies stellte den Nährboden für Perspektivenlosigkeit 

und ein daraus resultierendes Abdriften ins kriminelle Milieu dar. Thokozani Xaba beschreibt 

die Ursprünge für dieses Abdriften wie folgt: „They had been socialized into a violent 

masculinity legitmized by the struggle: manliness for the young men of the townships meant 

standing up both to „flush“ the security forces and their informers out of the township as well 

as to defend their communities. This brought them social respect as comrades, young lions 

and liberators and also access to young women.”165  Einer der großen Problempunkte bei 

dieser Gewaltwelle war die Gewalt an Frauen. Eine der Ursachen ist, dass Männer - 

insbesondere aus der Inkatha-Tradition - aus ihrer Rolle als Ernährer und Kopf der Familie 

immer weiter verdrängt wurden. Zum anderen machten es sich Gangs oft zur Aufgabe, Frauen 

zu vergewaltigen. In einer Gang, die sich selbst Bhepa span - zu deutsch etwa „derber Sex“ – 

nannte, war die Vergewaltigung einer Frau ein Aufnahmeritual. Mit diesem Verhalten 

verschafften sich junge Männer, die am Rande der Gesellschaft standen, Respekt.  

 

Ein damit verbundenes Problem war die schnell anwachsende Zahl der HIV-Infizierten und 

AIDS-Kranken. Dieses Phänomen beschränkte sich nicht nur auf die Republik Südafrika, 

sondern erfasste die gesamte Region. Über die 1980er Jahre hinweg (1982 wurde das Virus 

erstmals isoliert) blieb die Ansteckungsrate im südlichen Afrika gering. Im Laufe der 1990er 

Jahre wurde AIDS zu einer der Pandemien des afrikanischen Kontinents. Die Ausbreitung des 

Virus‘ stieg durch Immigranten, Fernfahrer, migrierte Arbeiter und exilierte Guerilleros, die 

aus Camps aus anderen Staaten zurückkehrten. Eine Umfrage unter schwangeren Frauen 1999 

ergab, dass 30 Prozent von ihnen mit AIDS infiziert waren. Schlimmer jedoch war die 

                                                 
164 Ebenda. S. 331. 
165 Ebenda. S. 331. 
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Erkenntnis, dass die AIDS-rate bei Frauen zwischen 15 und 25 am höchsten lag und dass 

Südafrika weltweit die höchste Wachstumsrate an AIDS-Kranken zu verzeichnen hatte.166  

 

Berichte aus Gauteng ergaben, dass Jungfrauen besonders gefährdet waren, da hier die 

Männer eine Infektion ausschließen konnten, sich sogar Heilung durch Geschlechtsverkehr 

mit einer Jungfrau versprachen. Nicht nur die schlechte Ausstattung mit Verhütungsmitteln 

verschlechterte die Situation, sondern v.a. die mangelhafte Aufklärung hatte zur Folge, dass 

die Menschen die Seuche nicht ernst nahmen. Eine Untersuchung unter Minenarbeitern ergab, 

dass AIDS als eine von vielen Gefahren ihrer Arbeit angesehen wurde. Ihr Wunsch nach 

schnellem Sex und die Unwissenheit über die Krankheit überwogen die Bedenken bei 

Weitem.167 Weder Mandela noch später Mbeki übernahmen eine Führungsrolle im Kampf 

gegen AIDS. Das lag zum einen daran, dass das Problem unterschätzt wurde, zum anderen 

bestand ein kulturelles Problem, da der „afrikanische Mann“ in seinen Handlungen nicht 

kritisiert werden durfte. Eine weit angelegte Kampagne, die Verhütung und Aufklärung zum 

Ziel gehabt hätte sowie die medizinische Betreuung der Patienten, hätte das Budget des 

südafrikanischen Haushalts schlicht überstrapaziert. Erst mit der Welt-AIDS-Konferenz im 

Juli 2000 in Durban kam das Problem auf die Agenda der Mbeki-Administration: „it 

threatened to hit the most vulnerable African people hardest; cast a shadow over political and 

social advances; required difficult budgetary decisions in what was initially one of the more 

successful ministries; and called on African politicians to move away from anti-apartheid 

rhetoric and confront explosive issues of African culture, gender, and sexuality.”168 

 

                                                 
166 Vgl. ebenda. S. 334. 
167 Vgl. ebenda. S. 334-335. 
168 Ebenda. S. 335. 
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3.1.3. Seit 1999: Südafrika unter Mbeki 
 

Abbildung 11: geschichtlicher Überblick seit 1999 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Am 2. Juni 1999 fanden die zweiten Wahlen des neuen Südafrika statt. Dass es einen neuen 

Präsidenten geben würde, war im Voraus klar, da Nelson Mandela eine zweite Amtszeit 

kategorisch ausgeschlossen hatte. So trat Thabo Mbeki für den ANC und als Erbe Nelson 

Mandelas an. Zwar verfehlte der ANC die erhoffte Zweidrittelmehrheit - dieser Erfolg würde 

ihm später, bei den Wahlen 2004, vergönnt sein, doch er erhielt 66,35 Prozent der Stimmen 

und damit 266 von 400 Sitzen im Parlament. Zweitstärkste Kraft wurde mit 9,56 Prozent der 

Stimmen die Democratic Party (DP) vor der IFP mit 8,58 Prozent der Stimmen (die DP 

erhielt 38 Sitze, die IFP 34).  

2. Juni 1999 Zweite demokratische Wahlen in Südafrika; ANC baut seine 
starke Position weiter aus und erhält 66,35 Prozent der 
Stimmen; hoher Stimmenverlust für die New National Party
(NNP), die aus der NP hervorgegangen ist und nur noch 
6,87 Prozent der Stimmen erhält. 

14. Juni 1999 Ernennung Thabo Mvuyelwa Mbekis zum Präsident der 
Republik Südafrika 

16. Juni 1999 Amtseinführungsrede Thabo Mbeki, in der er mehrfach 
eine Renaissance Afrikas beschwört 

9.-14. Juli 2000   Welt-AIDS-Konferenz in Durban 
31. August –   Antirassismus-Konferenz in Durban 
7.September 2001   
9. Juli 2002 Gründung der African Union (AU) in Durban (Nachfolgerin 

der Organisation of African Unity (OAU)) gleichzeitig 
Unterzeichnung der „Declaration of the Implementation of 
the New Partnership for Africa’s Development (NEPAD).“ 

2. - 11. September 2002 Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg 
14. April 2004 Nationalwahlen; der ANC kann seine Position stärken und 

regiert nun mit 69,69 Prozent im Parlament mit
Zweidrittelmehrheit. Die Democratic Alliance (DA) erhält 
12,37 Prozent der Stimmen. 

Eigene Darstellung
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Einen erdrutschartigen Verlust musste die aus der NP hervorgegangene New National Party 

(NNP) hinnehmen. Die NNP erhielt nur noch 6,87 Prozent der Stimmen, wohin gegen ihre 

Vorgängerpartei in der Wahl von 1994 noch mit 20,39 Prozent in der Wählergunst gestanden 

hatte und zweitstärkste Kraft im Land war. Die NNP musste sich mit 28 Sitzen zufrieden 

geben.169  

  

Abbildung 12: Ausgewählte Ergebnisse der Wahlen vom 2. Juni 1999 
Partei Stimmen in % Sitze im Parlament 

African National Congress (ANC) 10.601.330 66,35 266 
Democratic Party (DP) 1.527.337 9,56 38 

Inkatha Freedom Party (IFP) 1.371.477 8,58 34 
New National Party (NP) 1.098.215 6,87 28 

United Democratic Movement (UDM) 546.790 3,42 14 
African Christian Democratic Party (ACDP) 228.975 1,43 6 

Pan African Congress  (PAC) 113.125 0,71 3 
United Christian Democratic Party (UCDP) 125.280 0,78 3 

Freedom Front (VF-FF) 127.217 0,8 3 
Federal Alliance (FA) 86.704 0,54 2 

Afrikaner Eenheids Beweging (AEB) 46.292 0,29 1 
Minority Front (MF) 48.277 0,3 1 

Quelle: Independent Electoral Commission of South Africa 
 

Die Präsidentschaft Nelson Mandelas war geprägt von einer Welle des Optimismus und der 

Freude über die friedliche Überwindung der Apartheid. Die neue Nation musste sich erst 

formieren und neu definieren. Mandela, der für eine Versöhnung mit den ehemaligen Kräften 

der Apartheid stand und gemeinsam mit Desmond Tutu die Rainbow Nation propagierte, 

genoss im eigenen Land, aber auch und gerade weltweit ein sehr hohes moralisches Ansehen. 

Mit der zweiten demokratischen Wahl in Südafrika und dem angekündigten Rückzug 

Mandelas aus der Politik wurde vielen Menschen erst bewusst, mit welch immensen 

Problemen das Land zu kämpfen hatte: eine stetig wachsende Arbeitslosenzahl, Armut, die 

hohe Rate an HIV-Infizierten und AIDS-Kranken, die wachsende Kriminalität und die damit 

verbundenen Schwierigkeiten im wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Bereich: 

Eine schlechte Ausgangsposition für Thabo Mbeki.  

 

                                                 
169 Alle Angaben zu den Wahlergebnissen: Republic of South Africa 1999 General Election, official website. 
http://electionresources.org/za/1999/ (27.7.2006). 
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Thabo Mbeki, der 1990 nach 27 Jahren im Exil nach Südafrika zurückkehrte, genießt in den 

Industrieländern hohes Ansehen. Zum einen liegt dies an Mbekis Ausbildung, die er zum 

Großteil in Großbritannien genoss und wo er sich westliche Sicht- und Lebensweise 

aneignete, zum anderen, so beschreibt es Peter Beinart: „He favoured diplomatic rather than 

military efforts to end apartheid, and the Thatcherite economic policies he has since pursued 

have been an IMF dream.“170 Der gewählte Präsident Thabo Mbeki war als Macher und 

Manager des Wandels angetreten. Nicht Reconciliation, wie bei seinem Vorgänger Nelson 

Mandela, sollte den Mittelpunkt der Politik bilden, sondern Transformation und Delivery von 

Wohnraum und Arbeitsplätzen.171 Die Pfeiler seiner Politik sollten die Initiativen für ein 

wieder erstarkendes Afrika sein. Schon in seiner Antrittsrede beschwört Mbeki die 

Afrikanische Renaissance:  

 

“As the sun continues to rise to banish the darkness of the long years of 
colonialism and apartheid, what the new light over our land must show is a 
nation diligently at work to create a better life for itself. What it must show is a 
palpable process of the comprehensive renewal of our country - its rebirth - 
driven by the enormous talents of all our people, both black and white, and 
made possible by the knowledge and realisation that we share a common 
destiny, regardless of the shapes of our noses. (…) Being certain that not 
always were we the children of the abyss, we will do what we have to do to 
achieve our own Renaissance. We trust that what we will do will not only 
better our own condition as a people, but will also make a contribution, 
however small, to the success of Africa's Renaissance, towards the 
identification of the century ahead of us as the African Century.“172 

 

Ein weiterer Pfeiler von Mbekis Politik bestand in einer neoliberalen Wirtschaftspolitik, wie 

sie das GEAR-Programm verfolgte.173  

 

                                                 
170 Uys,  Stanley; Myburgh, James: Thabo Mbeki’s Presidency and Policy. A psychologiacal profile. In: 
Internationales Afrika Forum, N° 3 2002. S. 260. 
171 Vgl. Osmanovic, Armin: Südafrika in der Ära Mbeki: Wirtschaftsreformen, AIDS und „Afrikanische 
Renaissance“. In: Sonderdruck aus Anlass der Afrika-Reise des deutschen Bundespräsidenten Johannes Rau im 
Januar 2002. Institut für Afrika-Kunde (Hg.), Hamburg 2002. S. 24. 
172 Speech of President Thabo Mbeki, at his Inauguration as President of the Republic of South Africa: Union 
Buildings, Pretoria, 16 June 1999. Quelle: http://www.gov.za/speeches/inaug/mbeki/1999.html (17.07.2006).  
173 Das im Jahr 1996 verabschiedete GEAR-Programm (Growth, Employment and Redistribution Programme) 
zielte auf ein jährliches BIP-Wachstum von sechs Prozent und die Schaffung von 400.000 Arbeitsplätzen pro 
Jahr. 



 92

Mbekis Politik war und ist nicht unumstritten. Das zögerliche Eingreifen der Unruhen in 

Simbabwe wirft einen Schatten auf Mbekis Außenpolitik. Peter Mandelson formuliert es wie 

folgt:  

 

“NEPAD depends on the world’s commitment and goodwill. Mr Mbeki, 
therefore, is losing ground rapidly. (he) will be throwing away any chance of 
NEPAD being taken seriously by G8 members if he does not move towards 
world opinion over Mugabe. The choice is as raw as that. Mr Mbeki and his 
country will come off worse than Britain if Mr Mugabe remains unchecked and 
the world shrugs and turns away from Africa for another generation.“174  

 

Auch die Haltung Mbekis gegenüber der AIDS-Problematik stieß national und international 

auf Unverständnis und wurde Mbeki fast zum politischen Verhängnis. Erst auf enormen 

öffentlichen Druck hin rückte das Problem AIDS auf der politischen Agenda nach oben. Van 

der Vliert, eine Wissenschaftlerin, die für die südafrikanische Organisation Pulse Track ein 

AIDS Alert Paper verfasste, schrieb über die AIDS-Politik in Südafrika: „Much of what has 

happened on the political front in SA’s AIDS epidemic has bewildered analysts, both locally 

and internationally, but the most perplexing piece in the puzzle is the role of President Mbeki 

himself. Why should an intelligent, sophisticated man refuse to deal with the epidemic in the 

rational way in which other African presidents had done?“175 Ein weiterer Punkt, der v.a. von 

den zwei anderen Partnern der Tripartite Alliance - bestehend aus der South African 

Communist Party (SACP), der Conference on South African Trade Unions (COSATU – 

Dachverband der Gewerkschaften in Südafrika) und des ANC – heftigst kritisiert wurde, war 

die neoliberale Wirtschaftspolitik Mbekis, denn die SACP und COSATU verfolgten eine 

sozialistische, wenn nicht kommunistische Politik, sowohl im wirtschaftlichen als auch 

gesellschaftlichen Politikbereich. 

 

                                                 
174 Zitiert aus: Uys,  Stanley; Myburgh, James: Thabo Mbeki’s Presidency and Policy. A psychological profile, 
a.a.O. S. 256. 
175 Zitiert aus: Ebenda. S. 263.  
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Das Verhältnis zwischen Nelson Mandela und Thabo Mbeki ist eher gespannt. Weder 1993, 

als Thabo Mbeki Vorsitzender des ANC wurde, noch bei der Ernennung zum Präsidenten 

1999 war Mbeki der favorisierte Kandidat Mandelas. So schreiben Uys und Mybourgh über 

Mbeki und Mandela:  

 

“The contrast between Mbeki and Mandela is illuminating. In 1962, Mandela, 
then aged 44, went to prison until his release in 1990, aged 71. Also, in 1962, 
Mbeki, aged 20, was sent by the ANC into exile for training (mostly in 
England, the Soviet Union and Africa), and in 1990, he too returned to South 
Africa, aged 47. The point is the man who served 27 years in prison came out 
as a conciliator, while the man who served 27 years in exile came back racially 
driven.“176 

 
Politisch, gesellschaftlich und wirtschaftlich ist Mbeki von seinen Erfahrungen im Exil 

geprägt. Mbeki hat zwei Grundüberzeugungen: wirtschaftlich sieht er in einem neoliberalen 

Kurs den einzigen Weg in ein prosperierendes und konkurrenzfähiges Südafrika, das als 

(wirtschaftliche) Regional-/Mittelmacht177 eine Rolle in der Welt spielen kann. Politisch und 

gesellschaftlich verfolgt Mbeki eine Politik, die mit dem Slogan „no reconciliation without 

transformation“178 beschrieben werden kann. Im Gegensatz zur Politik Mandelas, für den das 

friedliche Miteinander maßgebend war, sucht Mbeki die Veränderung der Verhältnisse.  

                                                 
176 Ebenda. S. 260. 
177 In der Theorie der Internationalen Beziehungen gibt es eine Reihe von Definitionen über die Machtstellung 
eines Landes im internationalen Geflecht. Zunächst soll der Begriff Macht nach Max Weber definiert werden, 
der „jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben 
durchzusetzen, gleichviel, worauf diese Chance beruht.“ Winckelmann, Johannes (Hg.): Weber, Max: Wirtschaft 
und Gesellschaft. Grundriß der Verstehenden Soziologie., Tübingen 1980. S. 35. Zur Definition einer Regional- 
bzw. Mittelmacht soll die Definition von Barry Buzan herangezogen werden. Dieser definiert den Begriff wie 
folgt: „A regional power is a term used in the field of international relations to describe a state with power and 
influence that allows it to have a certain element of control over its geographical region.” Buzan, Barry: Regions 
and Powers: The Structure of International Security, London 2003. S. 52. 
178 Zitiert aus: Uys,  Stanley; Myburgh, James: Thabo Mbeki’s Presidency and Policy. A psychological profile, 
a.a.O. S. 265. 
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Die Machtpyramide der Apartheidjahre, mit einer kleinen Gruppe von Weißen an der Spitze 

und einer großen Mehrheit von Schwarzen als Bodensatz, soll den realen Zahlen angepasst 

werden. Somit verfolgt Mbeki ein Konzept der demografischen Repräsentation. Dies kommt 

in vielen Gesetzen zum Ausdruck, v.a. im Gesetz zur affirmative action nach US-

amerikanischem Vorbild.179 So glaubt Mbeki: „The global struggle against racism cannot be 

detached from the global struggle to end poverty and underdevelopment.“180  

 

Ein zweiter Pfeiler der politischen Überezeugungen ist Mbekis zentralistische Sichtweise. 

Dies drückt sich in seinem geringschätzenden Verhalten („contemptous attitude“181) 

gegenüber der Opposition und dem Parlament insgesamt aus: Seiner Auffassung nach ist nur 

mit einer starken Führung(spartei) der Umbau der Wirtschaft und Gesellschaft Südafrikas 

effizient zu gestalten. Mbeki ist sich dessen bewusst, dass der Reformprozess sich lange 

hinziehen wird, zumindest länger, als es die Geduld der verarmten Mehrheit der Südafrikaner 

zulässt, bis diese die Schuld schließlich bei der regierenden Partei suchen wird. Besonders 

deutlich wird diese Sichtweise bei der angeblichen Einflussnahme Mbekis auf die 

Untersuchungskommission (Select Committee on Public Accounts (SCOPA)), die 

Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit dem größten Waffenkauf Südafrikas in den 

Jahren 1999/2000 aufdecken sollte.182 Dr. Gavin Wodds (IFP), der Vorsitzender von SCOPA 

war, trat nach einer festgestellten Einflussnahme aus höchsten Regierungskreisen auf Antrag 

des Komitees zurück. Er begründete seine Entscheidung wie folgt: „Parliament’s position as 

a ‚people’s parliament‘ and its role in overseeing government are being eroded. [...] The 

                                                 
179 So wurden im Jahr 2000 u.a. das Gleichheitsgesetz (Promotion of Equality and Prevention of Unfair 
Discrimination Act), mit weitreichenden Vollmachten für die Gerichte zum Vorgehen gegen Diskriminierung als 
auch das Beschaffungsgesetz (Preferential Procurement Policy Framework Act), das dem Staat die Möglichkeit 
gibt, bei der Vergabe öffentlicher Aufträge bisher benachteiligte (schwarze) Unternehmen zu bevorzugen, 
verabschiedet. Vgl. Osmanovic, Armin; Baumhögger, Goswin: Südafrika im Jahr 2000. in: Afrika Jahrbuch 
2000, Hamburg 2001. S. 37-38. 
180 Vgl. Uys,  Stanley; Myburgh, James: Thabo Mbeki’s Presidency and Policy. A psychological profile, a.a.O. 
S. 265. 
181 Ebenda. S. 261 
182 Die Kommission hatte die Aufgabe, die Begleitumstände des etwa neun Mrd. € teuren Waffengeschäfts, das 
von der Regierung im Dezember 1999 zur Modernisierung der südafrikanischen Verteidigung beschlossen 
wurde, aufzuklären. In ihrem Abschlussbericht erklärte die Kommission, dass nur einige wenige Beamte 
Fehlverhalten begangen hätten. Dem Kabinett oder gar dem Präsidenten wurde hingegen nichts vorgeworfen. 
Dieses Ergebnis wertete die Regierung als Freispruch, die Opposition reagierte jedoch empört auf die Vorlage 
des 450 Seiten starken Berichts. Parlamentsmitglied R. Taljaard (DA) erwog eine Klage beim 
Verfassungsgericht, um die Rolle Mbekis bei der Erstellung des Berichts prüfen zu lassen, da auch die Presse 
Mbeki vorgeworfen hatte, auf den Inhalt des Berichts Einfluss genommen zu haben. Vgl. Osmanovic, Armin: 
Südafrika 2001. in: Afrika Jahrbuch 2001, Hamburg 2002. S. 420.  
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executive has become increasingly authoritarian in approach and insists on getting its way 

with new legislation or policy or when resisting scrutiny and oversight.”183  

 

Mit seinen Prinzipien – neoliberaler Wirtschaftskurs, Wandel der Gesellschaft zugunsten der 

schwarzen Mehrheit und ausgeprägter Zentralismus – schaffte sich Mbeki eine Menge 

politischer Feinde. Auch sein Verhalten in der HIV-/AIDS-Problematik stieß, wie bereits 

erwähnt, auf Unverständnis.  

Besonders Malegapuro William Makgoba, der sich mit der HIV-/AIDS-Problematik 

auseinander gesetzt hat und sich ebenso mit der Afrikanischen Renaissance beschäftigt, 

kritisierte die Regierungspolitik aufs Schärfste: 

 

“The effect of the current political/scientific furore on HIV/AIDS has much 
broader implications than some are prepared to admit. It is: undermining the 
good strategies government has put in place; sending mixed signals to those 
who have dedicated themselves to the alleviation and eradication of this 
epidemic; having a negative effect on patients and families; undermining 
scientists and the scientific method in a developing country; and eroding 
foreign investor confidence in SA. If we do not heed these implications, history 
may judge us to have collaborated in the greatest genocide of our time. We 
cannot afford any more blunders or mixed messages on the choices we make. 
The dissidents with their theories, like the seasons, will come and go. When 
they are gone, we South Africans will still face the consequences of this 
unrelenting epidemic and the chanting challenges of the African 
Renaissance.“184 

 
 

Trotz der vielen Kritik lässt sich keine negative Bilanz über Mbeki ziehen. Seine Reputation 

im Inland, in der Region und weltweit ist unbestritten. Seine Verdienste um die Afrikanische 

Renaissance, die Gründung der AU und die Gründung von NEPAD sprechen für sich. Die 

Erfahrungen, die Mbeki durch 27 Jahre Exil geprägt haben, erleichtern das Verständnis seiner 

Handlungsweise. Mbeki ist sein Leben lang ein Politiker, ein Ideologe und ein pragmatischer 

Mensch gewesen - kein Intellektueller im eigentlichen Sinn. Er meisterte Stolpersteine -  

Simbabwe, die massive Kritik in Bezug auf HIV/AIDS, den oben genannten Waffenskandal – 

um nur einige zu nennen. Zudem hat er bis dato keinen ernstzunehmenden Konkurrenten 

innerhalb des ANC.  

                                                 
183 Uys,  Stanley / Myburgh, James: Thabo Mbeki’s Presidency and Policy. A psychological profile. A.a.O. S. 
261. 
184 Ebenda. S. 265. 
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Doch wie Giliomee warnt: „No successor of the ANC is yet in sight, but the quietly flowing 

stream of political life in South Africa probably will suddenly hit a rather nasty rapid in five 

or six years’ term.”185 Nichtsdestotrotz ist Mbeki der Erfolg des ANC bei den Wahlen 2004 

zu verdanken, bei der die Partei ein historisches Ergebnis einfuhr: die Zweidrittelmehrheit.  

 

Es ergibt sich für die Präsidentschaft Mbekis seit 1999 bis heute eine zwiespältige Bilanz: 

außenpolitisch erfolgreich, wie die Gründung der AU und die Implementierung von NEPAD, 

aber auch die Ergebnisse des G8-Africa-Action-Plan, der u.a. auf die Initiative Mbekis 

zurückzuführen ist, bezeugen.  

 

Sicherheitspolitisch ist die Bilanz aufgrund seines zögerlichen Verhaltens gegenüber 

Simbabwes Präsident Mugabe nicht sonderlich positiv, wobei andererseits viele 

Interventionen – etwa in Burundi und der DR Kongo – als überwiegend erfolgreich bewertet 

werden können.  

 

Innenpolitisch stand Mbeki häufig in der Kritik: Seine zögerliche Haltung zum Thema 

HIV/AIDS, sein GEAR-Programm, das nicht den gewünschten Erfolg brachte - nämlich mehr 

Jobs - die Kritik von Seiten der SADC und COSATU, die dem ANC nahe stehen, der raue 

Umgangston mit der parlamentarischen und außerparlamentarischen Opposition wie auch das 

schwierige Verhältnis zur Presse verleihen den innenpolitischen Bemühungen der Regierung 

Mbeki einen bitteren Beigeschmack. 

                                                 
185 Ebenda. S. 270. 
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3.2. Grundzüge südafrikanischer Außenpolitik seit 1994 
 

Südafrikas Außenpolitik seit 1994 gleicht einer Achterbahnfahrt. Das ist verständlich, da sich 

die Determinanten der Außenpolitik Südafrikas und die globalen Rahmenbedingungen 

grundlegend änderten.  

 

Das Hauptinteresse südafrikanischer Außenpolitik von 1945 bis 1988 galt der Erhaltung der 

Apartheid und der eines Staates, der von Weißen dominiert und kontrolliert wurde.186 

Südafrika wurde während der Apartheidjahre mehr und mehr isoliert, sodass von 

Außenpolitik bald kaum mehr die Rede sein konnte. Südafrika war umgeben von 

„schwarzen“ Staaten, die der Apartheid feindselig gegenüberstanden. Diese Front Line States 

(FLS) stellten eine Bedrohung für das Apartheidregime dar, sodass sich die Außenpolitik bald 

zum großen Teil auf Verteidigung konzentrierte. Dazu kam der wirtschaftliche Faktor, der es 

Südafrika überhaupt erst ermöglichte, sein rassistisches Regime so lange erhalten zu können.  

 

Das neue Südafrika musste zunächst seine Wirtschafts- und Sicherheitsinteressen neu 

definieren und sich überlegen, welche Rolle es regional wie auch im Kontext der 

Völkergemeinschaft spielen wollte. Dass die ersten Jahre nach der Wahl 1994 turbulent 

waren, liegt zum einen an der unüberschaubaren Zahl bilateraler und multilateraler Verträge, 

die Südafrika in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre abschloss, zum anderen an einer 

Außenpolitik, die selbst nicht wusste, welches Ziel sie eigentlich verfolgte. Bis heute tut sich 

das Kapland schwer, eine klare, konsistente und nachvollziehbare Außenpolitik zu definieren 

und - viel wichtiger - auch ihr entsprechend zu handeln.  

 

Aufgabe dieses Kapitels wird es sein, zunächst den Wechsel, der fraglos mit dem Ende der 

Apartheid zu beobachten ist, nachvollziehbar zu machen und die Entwicklungen der ersten 

Jahre der neuen südafrikanischen Außenpolitik darzustellen. Erläutert werden auch die der 

Außenpolitik Südafrikas immanenten Grenzen, seien sie durch die Verfassung von 1996, 

durch regionale und internationale Zwänge oder auch die wirtschaftlichen und 

gesellschaftlichen Bedingungen im Land selbst gesetzt. Im weiteren Verlauf des Kapitels soll 

der vom Department of Foreign Affairs (DFA) herausgegebene Strategic Plan 2003-2005 

näher erläutert werden.  

                                                 
186 Vgl. van Niekerk, Dewald: Foreign Policy, in: Governance, Politics, and Policy in South Africa. Cape Town 
2001. S. 230. 
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Es wird zu diskutieren sein, ob es sich bei Südafrika um eine Regionalmacht oder um eine 

Mittelmacht handelt, und weiterhin, ob das Land am Kap zum einen die Voraussetzungen 

mitbringt, innerhalb des Konzepts einer Wiedergeburt Afrikas eine Führungsrolle spielen zu 

können, und zum anderen, ob es überhaupt eine Führungsrolle spielen will. 

3.2.1. Südafrikanische Außenpolitik im Übergang 

 

“The main aim of South African foreign policy in the period 1945-1988 was 
the preservation of a white controlled state. The means employed to maintain 
white power changed as the challenges increased for the South African 
apartheid state. This aim shaped and dominated domestic and foreign policy as 
the former government attempted to ensure the security, status and legitimacy 
of the state within the international community.“187 

 

Wie bereits erwähnt hatte die Außenpolitik des weißen Südafrika ein klar definiertes Ziel, und 

jegliches Handeln stand im Zeichen der Erhaltung des Apartheidregimes. Jedoch änderten 

sich die Rechtfertigungen der Apartheidregierungen im Laufe der Zeit. Dies ist auf das Ende 

des Kolonialismus in den 1960er Jahren und die politische Ächtung des Rassismus 

zurückzuführen. So argumentierte man zunächst mit der Dominanz und Überlegenheit der 

weißen Rasse über die schwarze, milderte später ab: die Weißen hätten dem Land 

Zivilisation, wirtschaftliche Entwicklung, Ordnung und Bildung gebracht, und im Sinne der 

Wohlfahrt der gesamten Gemeinschaft müsse die Regierung der Weißen bestehen bleiben. 

Unter der Last der dauernden Kritik bezog man sich auf Gruppenrechte: das Recht der 

Weißen zu einer eigenen Identität und Kontrolle über ihr eigenes Schicksal. Der ehemalige 

Präsident Südafrikas, Vorster, argumentierte später: „I believe they have the right to maintain 

themselves as white people [...] That right which I claim for myself I also grant to every non-

white person living here, to be itself.”188  

 

Die Außenpolitik im weißen Südafrika konnte als oligarchisch-bürokratischer Prozess 

beschrieben werden.189 Die Entscheidungsfindung lag in Händen einer kleinen Elite, meist in 

denen von Ministern und hohen Beamten. Südafrikas Bedrohungsperzeption beruhte auf der 

Tatsache, dass das Land umgeben war von „schwarzen Staaten“. Außenpolitik wurde immer 

mehr zur Verteidigungspolitik.  

                                                 
187 van Niekerk, Dewald: Foreign Policy, in: Governance, Politics, and Policy in South Africa. Cape Town 2001. 
S. 230. 
188 Ebenda. S. 230-231. 
189 Ebenda. S. 231. 
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Die Außenpolitik Südafrikas spielte sich auf drei Ebenen ab: in einem regionalen Kontext im 

südlichen Afrika; in der Beziehung zum Westen; und im Weltkontext (einschließlich 

internationaler Organisationen).190 Auf der regionalen Ebene fühlte sich Südafrika von seinen 

Nachbarstaaten direkt bedroht, jedoch waren diese Staaten von Waren und Dienstleistungen 

aus Südafrika abhängig. Über wirtschaftliche Verbindungen versuchte Südafrika, Kooperation 

mit diesen Staaten zu erreichen. Jedoch gingen die Nachbarstaaten nur so weit eine 

Kooperation ein, wie es eben notwendig war. Trotzdem blieben diese Staaten Gegner des 

Apartheidregimes. In seinen Beziehungen zum Westen fühlte sich Südafrika zunehmend 

verraten. Das weiße Südafrika versuchte, Kooperation und, wenn möglich, eine 

verteidigungspolitische Allianz mit dem Westen einzugehen. Es bekam etwas Kooperation, 

v.a. im wirtschaflichen Bereich, jedoch keine Allianz.191 Südafrika – in seinem 

Selbstverständnis - als „letzte Bastion westlicher Werte“ und starker Gegner des 

Kommunismus erregte im Westen schlichtweg wenig Aufmerksamkeit. In internationalen 

Organisationen wurde Südafrika mehr und mehr isoliert. Trotzdem hielt Südafrika an einer 

Mitgliedschaft in der UN fest, da es dadurch seine internationale Legitimation gesichert sah 

und somit als souveräner Staat galt. 

 

Das Ende der Apartheid in Südafrika veränderte die Grundlagen des Staates vollkommen. 

Südafrika musste seine Interessen neu definieren. Die Bemühungen des neuen Südafrika, sich 

in der internationalen Politik neu zu positionieren, waren von vielen Erfolgen begleitet. Die 

Ausrichtung des neunten Treffens der United Nations Conference on Trade and Development 

(UNCTAD) im April 1996 kann zu einem der Höhepunkte gezählt werden. Der Fortschritt 

und die Bemühungen im Bereich der Abschaffung von Atomwaffen sowie der Vorsitz 

Südafrikas in der Southern African Development Community (SADC) sind weitere 

Meilensteine dieser Frühphase des Postapartheidstaates.  

 

                                                 
190 Barber, James; Barrett, John: South Africa’s Foreign Policy. The Search for Status and Security, 1945-1988. 
Cambridge 1990. S. 5. 
191 Ebenda. S. 7. 
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Jedoch schien die Außenpolitik Südafrikas konzeptlos zu sein. Dies wird deutlich an der 

verspäteten Aufnahme der Verhandlungen mit der Europäischen Union (EU) zum Cotonou-

Abkommen; an der wenig durchschaubaren China-Politik Südafrikas; an der zögerlichen und 

unklaren Haltung in Bezug auf die Konflikte in der Region um die Großen Seen (DR Kongo, 

Ruanda u.a.) wie auch an der unbefriedigenden Verfolgung von offensichtlichen 

Menschenrechtsverletzungen.192 Ebenso sah sich die südafrikanische Außenpolitik der Kritik 

ausgesetzt, sie sei in einem Vakuum entstanden. Es fehle ihr an Visionen, Führungskraft und 

einem klar definierten nationalen Interesse. In dieser Anfangsphase versuchte Südafrika, seine 

Rolle zu finden, indem es nach dem Prinzip des Trial and Error vorging, so Kritiker. 

Südafrika habe noch nicht seine Rolle gefunden und die Führung sei entweder inkompetent 

oder schlecht informiert. Die Ausrichtung der Außenpolitik stütze sich auf veraltete Theorien 

und Sichtweisen. Diese Kritik ist auf einen fehlenden Konsens der Definition des nationalen 

Interesses Südafrikas in dieser Anfangsphase zurückzuführen.193 Damit die Außenpolitik 

Südafrikas erfolgreich und nachhaltig gestaltet werden konnte, mussten nach Niekerk sieben 

Felder geklärt werden: 

 

“-   Formulating a foreign policy framework based on national consensus, partly  
through ongoing and wider consultations. 

- Developing consensus on what South Africa’s interests should be. 
- Reaching clarity on South Africa’s stance on human rights. 
- Re-conceptualising South Africa’s leadership role in southern Africa, including the 

role of non-governmental organisations. 
- Analyzing the question of the unipolar world and the global economy, including 

the promotion of positive South-South relations. 
- Establishing an non-élitist advisory council that would allow regular consultation 

between civil society and government regarding contentious issues and other 
foreign policy matters. 

- Improving governmental decision-making processes, including enhanced co-
ordination with other government departments, and the addition of a policy-
planning unit within the foreign ministry.“194 

 

                                                 
192 Vgl. van Nieuwkerk, Anthoni: South Africa's emerging Africa policy. The Foundation for Global Dialogue 
FGD Occasional Paper No. 17, October 1998. S. 12f. 
193 Ebenda. S. 14. 
194 van Niekerk, Dewald: Foreign Policy. In: Governance, Politics, and Policy in South Africa. A.a.O. S. 234. 
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Zahlreiche Stellungnahmen - sowohl des ehemaligen Präsidenten Nelson Mandela als auch 

des derzeitigen Präsidenten Thabo Mbeki – deuten daraufhin, dass sich die Außenpolitik 

Südafrikas hauptsächlich auf Afrika und insbesondere das Afrika südlich der Sahara 

konzentriert. Nichtsdestotrotz kann und muss Südafrika eine Rolle im internationalen Kontext 

spielen.  

3.2.2. Rahmenbedingungen: Verfassung, bi- und multilaterale Verpflichtungen 

 
Seit der Übergangsverfassung vom 20. Dezember 1993195 und besonders seit der 

demokratisch legitimierten Verfassung vom 10. Dezember 1996196 ist Südafrika eine 

Demokratie westlichen Typs. Die Verfassung Südafrikas besteht aus 14 Kapiteln mit 

insgesamt 243 Artikeln und vier Anhängen. Abbildung 13 gibt einen Überblick über die 

einzelnen Kapitel der Verfassung. 

Abbildung 13: Die südafrikanischen Verfassung vom 10.12.1996 
Chapter Title Sections 
Preamble     

1 Founding Provisions 1 to 6 
2 Bill of Rights 7 to 39 
3 Co-operative Government 40 to 41 
4 Parliament 42 to 82 
5 The President and National Executive 83 to 102 
6 Provinces 103 to 150 
7 Local Government 151 to 164 
8 Courts and Administration of Justice 165 to 180 
9 State Institutions Supporting Constitutional Democracy 181 to 194 
10 Public Administration 195 to 197 
11 Security Services 198 to 210 
12 Traditional Leaders 211 to 212 
13 Finance 213 to 230 
14 General Provisions 231 to 243 

 
 
Südafrika hat ein Zwei-Kammer-System mit einer Nationalversammlung (National Assembly; 

NA), mit 350 bis maximal 400 Sitzen (Section 46 (1); CRSA) als Parlament, das alle fünf 

Jahre direkt und nach proportionalem Wahlverfahren gewählt wird, und einer Kammer der 

Regierungen der neun Provinzen197 (National Council of Provinces; NCoP) nach deutschem 

Vorbild.  

                                                 
195 Constitution of the Republic of South Africa, Act 200 of 1993. 
196 Constitution of the Republic of South Africa (CRSA), Act 108 of 1996. 
197 Diese sind: Gauteng, Free State, KwaZulu-Natal, Westcape, Limpopo (Northern Province), Mpumalanga, 
Eastern Cape, Northern Cape, Northwest. 

Eigene Darstellung 
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Der Präsident wird aus der Mitte der NA gewählt und bildet zusammen mit dem 

Vizepräsidenten und den Ministern die Regierung der Republik Südafrika. Es gibt eine 

horizontale (Judikative, Exekutive, Legislative) und eine vertikale (Staat, Provinz, Gemeinde) 

Gewaltenteilung, einen Verfassungsgerichtshof (Constitutional Court) und einen obersten 

Gerichtshof (Supreme Court) als oberste Organe der Rechtsprechung. Der 

Verfassungsgerichtshof gilt als Hüter der Verfassung.198 Die Verfassung gilt als das oberste 

Gesetz199 der Republik und kann als solches nur mit einer Zweidrittelmehrheit der Mitglieder 

des Parlaments (nicht der anwesenden Mitglieder des Parlaments) geändert werden. Gemäß 

Section 1 CRSA ist die Republik Südafrika ein demokratischer Staat, aufgebaut auf folgenden 

Prinzipien: 

 

“The Republic of South Africa is one, sovereign, democratic state founded on 
the following values:  
Human dignity, the achievement of equality and the advancement of human 
rights and freedoms.  
Non-racialism and non-sexism.  
Supremacy of the constitution and the rule of law.  
Universal adult suffrage, a national common voters roll, regular elections and 
a multi-party system of democratic government, to ensure accountability, 
responsiveness and openness.“200 

 

Die für die Außenpolitik der Republik Südafrika bestimmenden verfassungsrechtlichen 

Rahmenbedingungen finden ihren Ausdruck in der Stellung des Präsidenten, dem Verhältnis 

Völkerrecht – CRSA, dem Ratifikationsverfahren internationaler Verträge, dem Verhältnis 

internationaler Menschenrechte - CRSA und dem Verhältnis internationalen humanitären 

Rechts (z. B. Genfer Konventionen) - CRSA.  

 

Der Präsident ist gemäß Section 83 CRSA Staats- und Regierungschef der Republik Südafrika 

und an die Verfassung gebunden. Somit ist er der höchste Repräsentant des Staates nach 

außen. Zu seinen Rechten im außenpolitischen Kontext gehören die Richtlinienkompetenz der 

Politik (Section 85 (2) CRSA) zusammen mit dem Kabinett sowie die Ernennung der 

Botschafter und Konsule (Section 84 (2) CRSA).  

                                                 
198 Section 167 (3) CRSA: The Constitutional Court is the highest court in all constitutional matters. 
199 Section 2 CRSA: This Constitution is the supreme law of the Republic; law or conduct inconsistent with it is 
invalid, and the obligations imposed by it must be fulfilled. 
200 Section 1 CRSA. 
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Das Kabinett ist gegenüber dem Parlament als Ganzes verantwortlich, ebenso sind die 

Fachminister einzeln dem Parlament gegenüber verantwortlich (Section 92 (2) CRSA), und bei 

einer Verletzung der Verfassung, bei Missführung oder einer Unfähigkeit, die Aufgaben des 

Amtes zu erfüllen, kann das Parlament den Präsidenten mit einer Zweidrittelmehrheit aus dem 

Amt entheben.201 Ebenso hat das Parlament die Möglichkeit, dem Kabinett mit qualifizierter 

Mehrheit sein Misstrauen auszusprechen. Geschieht dies, muss der Präsident das Kabinett neu 

besetzen (Section 102 (1) CRSA). Ebenso hat das Parlament die Möglichkeit, mit qualifizierter 

Mehrheit dem Präsidenten sein Misstrauen auszusprechen. Geschieht dies, muss der Präsident 

mitsamt dem Kabinett zurücktreten (Section 102 (2) CRSA). Somit besitzt der Präsident 

innerhalb der Verfassung eine starke außenpolitische Rolle, ist jedoch bei seinen Handlungen 

an die Verfassung gebunden und dem Parlament gegenüber verantwortlich. 

 

Das südafrikanische Gewohnheitsrecht ist eine Mischung aus römisch-dänischem und 

englischem Gewohnheitsrecht und bekennt sich zum internationalen Gewohnheitsrecht. 

Internationales Gewohnheitsrecht ist Teil des südafrikanischen Gewohnheitsrechts und 

südafrikanische Gerichte sind daran gebunden. Internationales Gewohnheitsrecht ist Gesetz in 

Südafrika, es sei denn, es ist inkonsistent mit der Verfassung oder mit einem gültigen Gesetz 

der Republik Südafrika.202 Section 233 der südafrikanischen Verfassung enthält das 

Bekenntnis zum Völkerrecht: „When interpreting any legislation, every court must prefer any 

reasonable interpretation of the legislation that is consistent with international law over any 

alternative interpretation that is inconsistent with international law.”203  

 

                                                 
201 Section 89 (1) CRSA: “The National Assembly, by a resolution adopted with a supporting vote of at least two 
thirds of its members, may remove the President from office only on the grounds of  a serious violation of the 
Constitution or the law; serious misconduct; or inability to perform the functions of office.” 
202 Vgl. Dugard, John: International Law and the South African Constitution. In: European Journal of Interna-
tional Law, Vol. 8, N° 1, 1997. S. 78. Vgl. Section 232 CRSA. 
203 Section 233, CRSA. 
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Die Verhandlungen über internationale Verträge und deren Unterzeichnung ist Aufgabe der 

Exekutive Südafrikas. Jedoch müssen diese sowohl von der NA als auch der NCoP ratifiziert 

werden. Ausnahmen sind Verträge, die nur technischer, administrativer oder exekutiver Natur 

sind.204  

“The provision to section 231 (4) is bound to create problems as it introduces 
the concept of self-executing of treaties into South African law. The provisions 
of a treaty ratified by Parliament, but not incorporated into municipal law by 
Act of Parliament, that are ‚self-executing‘ become part of municipal law 
unless inconsistent with the Constitution or an Act of Parliament. Whether the 
provisions of a treaty are self-executing or not has troubled the courts of the 
United States for many years. Now South African courts will be required to 
develop their own jurisprudence on this subject.“205 

 

Das Apartheidregime baute auf einer repressiven, diskriminierenden Politik der National 

Party (NP) auf, was Südafrika über vierzig Jahre lang in der internationalen 

Staatengemeinschaft isolierte. Sowohl die Übergangsverfassung von 1993 als auch die 

endgültige Verfassung von 1996 erklärten ihrerseits eindeutig ihr Bekenntnis zur Gültigkeit 

der internationalen Menschenrechte auf südafrikanischem Territorium. Kapitel zwei206 der 

südafrikanischen Verfassung garantiert die Menschenrechte, die von internationalen 

Menschenrechtskonventionen geschützt werden. Dabei garantiert die Verfassung sowohl 

politische Rechte und Bürgerrechte als auch soziale und ökonomische Rechte.  

 

                                                 
204 Section 231 CRSA lautet: “(1) The negotiating and signing of all international agreements is the responsibil-
ity of the national executive.  
(2) An international agreement binds the Republic only after it has been approved by resolution in both the Na-
tional Assembly and the National Council of Provinces, unless it is an agreement referred to in subsection (3).  
(3) An international agreement of a technical, administrative or executive nature, or an agreement which does 
not require either ratification or accession, entered into by the national executive, binds the Republic without 
approval by the National Assembly and the National Council of Provinces, but must be tabled in the Assembly 
and the Council within a reasonable time.  
(4) Any international agreement becomes law in the Republic when it is enacted into law by national legislation; 
but a self-executing provision of an agreement that has been approved by Parliament is law in the Republic 
unless it is inconsistent with the Constitution or an Act of Parliament.  
(5) The Republic is bound by international agreements which were binding on the Republic when this Constitu-
tion took effect.”  
205 Dugard, John: International Law and the South African Constitution. In: European Journal of International 
Law, a.a.O. S. 81. 
206 Chapter 2 CRSA: Bill of Rights, Section 7 to 39. 
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Das Verfassungsgericht ist mit weitreichenden Kompetenzen von der Überprüfung 

bestehender Gesetze über Gesetzesvorlagen bis zur administrativen Ausübung ausgestattet.207 

Obwohl die Wortwahl der südafrikanischen Verfassung schlicht erscheint, stimmt sie mit 

internationalen Normen überein. Die einfache Sprache wurde gewählt, da ein möglichst 

großes Verständnis der Rechtsnormen garantiert werden sollte. Einige Abschnitte der 

Verfassung nennen ausdrücklich die Gültigkeit des Völkerrechts: Section 37 (4) CRSA 

beinhaltet, dass die Menschenrechte bei einer Ausrufung des Notstandes nur beschränkt 

werden dürfen, sofern diese dem Völkerrecht für Notstandsregelungen entsprechen. Section 

35 (3) (I) CRSA beinhaltet das völkerrechtliche Rückwirkungsverbot, nach dem ein 

Verbrechen nicht geahndet werden kann, wenn es zum Zeitpunkt des Vergehens kein 

entsprechendes Gesetz gegeben hat (nullem crimem, nulla poena sine lege praevia). Das 

klarste Bekenntnis zum Völkerrecht findet sich in Section 39 (1): „When interpreting the Bill 

of Rights, a court, tribunal or forum must promote the values that underlie an open and 

democratic society based on human dignity, equality and freedom; must consider 

international law; and may consider foreign law.”208 

 

Dies zusammen mit Section 233 garantiert, dass die Gerichte bei der Urteilsfindung dem 

Völkerrecht und den internationalen Institutionen, die das Völkerrecht interpretieren, 

verpflichtet sind. In Zusammenhang mit Section 35 (1) bemerkt Dugard: 

 

“International agreements and customary international law accordingly 
provide a framework within which the Bill of Rights can be evaluated and 
understood, and for that purpose, decisions of tribunals dealing with 
comparable instruments, such as the United Nations Committee on Human 
Rights, the Inter-American Commission on Human Rights, the Inter-American 
Court of Human Rights, the European Commission on Human Rights, and the 
European Court of Human Rights, and, in appropriate cases, reports of 
specialised agencies such as the International Labour Organisation, may 
provide guidance as to the correct interpretation of particular provisions of 
[the Bill of Rights].“209 

 

Das weitreichende Bekenntnis der südafrikanischen Verfassung zu den internationalen 

Menschenrechten beruht auf den Erfahrungen des Apartheidregimes und des jahrelangen 

Kampfes des ANC für die Gültigkeit der Menschenrechte in Südafrika.  

                                                 
207 Die Aufgaben, der Aufbau, die Zusammensetzung und die Rechte des Verfassungsgerichts sind geregelt in: 
Section 167, 172 und 173. 
208 Section 39 (1) CRSA. 
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Dem internationalen humanitären Recht wird im Kapitel zwei (Security Services) Rechnung 

getragen. Section 198 zählt als einer der grundlegenden Prinzipien auf: „National security 

must be pursued in compliance with the law, including international law.” Weiterhin führt 

Section 199 (5) aus: “The security services must act, and must teach and require their 

members to act, in accordance with the Constitution and the law, including customary 

international law and international agreements binding on the Republic.” Weiter heißt es: „6) 

No member of any security service may obey a manifestly illegal order.”210 Das Bekenntnis 

zum internationalen Kriegs- und Gefangenenrecht findet sich in Section 37 (8), demzufolge in 

kriegerischen Auseinandersetzungen gefangene Nicht-Südafrikaner nach internationalem 

Recht behandelt werden müssen. Das jus ad bellum ist in Section 200 (2) geregelt, nach dem: 

„The primary object of the defence force is to defend and protect the Republic, its territorial 

integrity and its people in accordance with the Constitution and the principles of 

international law regulating the use of force.” Nach Section 201 (1) (c) ist der Präsident 

berechtigt, die südafrikanischen Streitkräfte „in fulfilment of an international obligation“211 

zu entsenden. Mit dieser Regelung ist garantiert, dass Südafrika an internationalen 

Friedensmissionen teilnehmen kann.  

 

Weitere Rahmenbedingungen für die südafrikanische Außenpolitik spiegeln sich in 

zahlreichen bi- und multilateralen Abkommen und in der Mitgliedschaft in internationalen 

Organisationen wider, die die Handlungsfähigkeit Südafrikas mitbestimmen. Mit 187 Staaten 

hat Südafrika die verschiedensten bilateralen Abkommen geschlossen.212 Dazu kommen 

insgesamt 236 multilaterale Abkommen, wovon 97 nur zwischen afrikanischen Staaten 

geschlossen wurden. Wichtig sind hierbei v.a. die Verträge mit der UN und ihren zahlreichen 

Unterorganisationen, die Abkommen im Rahmen der Bretton-Woods-Institutionen, Verträge 

mit den G8-Staaten (v.a. der G8-Africa-Action-Plan), aber auch die Verträge im Rahmen der 

AU und weiteren afrikanischen Organisationen wie SADC und Economic Community of West 

African States (ECOWAS).  

  

                                                 
209 Dugard, John: International Law and the South African Constitution. In: European Journal of International 
Law, a.a.O. S. 84. 
210 Section 199 (6) CRSA. 
211 Section 201 (1) (c) CRSA. 
212 Vgl. Department of Foreign Affairs: http://www.dfa.gov.za/for-relations/bilateral/index.html (27.7.2006). 
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Festzuhalten bleibt, dass die multilateralen Verträge den Rahmen der südafrikanischen 

Außenpolitik setzen. Multilaterale Verträge als Ausdruck von Kooperation ziehen gleichzeitig 

eine gewollte gegenseitige Abhängigkeit nach sich. Des Weiteren wird die Außenpolitik eines 

Landes durch solche Kooperationsformen berechenbar und somit der Staat ein 

ernstzunehmender, da verlässlicher, Partner in der Weltgemeinschaft. Ein Bekenntnis zu 

multilateralen Verträgen schränkt allerdings durchaus die Unabhängigkeit eines Staates ein. 

Dies wirkt sich auf die Praxis der Außenpolitik aus, wobei hier betont werden soll, dass diese 

Einschränkungen keinen Nachteil darstellen müssen. 

 

Weitere Rahmenbedingungen, wie Haushaltsbudget eines Staates, geografische wie 

ökonomische Faktoren als auch die Zwänge der Globalisierung, werden hier nicht 

berücksichtigt. 
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3.3. Grundpfeiler südafrikanischer Außenpolitik nach 1996 
 

Wie beschrieben, stellen die Rahmenbedingungen südafrikanischer Außenpolitik - durch die 

Verfassung von 1996, bi- und multilaterale Abkommen, die Mitgliedschaft in regionalen und 

internationalen Organisationen sowie die aus der Innenpolitik hervorgehenden Zwänge - 

einen Katalog an Bedingungen und Forderungen dar. In diesem Kapitel sollen einige der 

Bedingungen durchleuchtet werden. Dabei lassen sich zwei Thesen aufstellen: 

 

1. die Außenpolitik Südafrikas weist Risse in Bezug auf ein eindeutiges Bekenntnis zu 

Demokratie und Menschenrechte auf; 

2. die südafrikanische Außenpolitik wird auf absehbare Zeit einem ökonomischen 

Imperativ folgen müssen. 

 

Das „neue“ Südafrika war - zum Teil - das Ergebnis einer massiven 

Menschenrechtskampagne, die im Namen der unterdrückten schwarzen Bevölkerung in 

Südafrika von Nichtregierungsorganisationen, Regierungen aus der Dritten Welt und ihren 

Repräsentanten in internationalen Organisationen – v.a. in der UN – geführt wurde. Dies 

drückte sich auch in der unermüdlichen Unterstützung des ANC aus. Daher ist das immer 

wiederkehrende Bekenntnis zu Menschenrechten und Demokratie präsent in Südafrika. 

Demnach ist Demokratie die Regierungsform, in der Menschenrechte am besten gewahrt 

bleiben.  

 

Früh musste die Regierung Mandela feststellen, dass das Motto „Foreign policy begins at 

home“213 bedeutete, dass der marode Staat, den Mandela geerbt hatte, saniert werden musste 

und somit ein ökonomischer Imperativ zur Geltung kam. Südafrikas Ökonomie musste in 

einen globalen Markt integriert werden, bei dem Liberalisierung und Deregulation von Nöten 

waren, um den externen Erwartungen, d.h. denen der Investoren, gerecht zu werden. Nur so 

würden ausländische Direktinvestitionen gesichert und eine ökonomische Besserung des 

Landes erreicht werden. Denn nur wenn die Grundbedürfnisse der Menschen gedeckt sind, 

kann eine stabile Demokratie entstehen.  

                                                 
213 Spence, Jack: Introduction. In: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign 
Policy. Dilemmas of a New Democracy. Palgrave 2001. S. 5.  
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Diese Ziele wurden bei Weitem nicht erreicht, auch wenn in den Bereichen des 

Wohnungsbaus, der Elektrifizierung und der Trinkwasserversorgung Erfolge erzielt 

wurden.214 

  

Der ökonomische Imperativ bedingte die Ausrichtung südafrikanischer Außenpolitik hin zu 

den reichen Ländern im Norden, um finanzielle Leistungen und Investitionen im Land zu 

akkumulieren. Dies schränkte und schränkt den Handlungsrahmen für die gewünschte Süd-

Süd-Kooperation erheblich ein und in Folge dessen rief diese Politik das Misstrauen der 

direkten und entfernteren Nachbarn Südafrikas hervor. Die Ambitionen und die Wichtigkeit 

Südafrikas beschreibt Graham Evans wie folgt: 

 

„A grand design to reinvent South Africa as a global trading state with strong 
regional and continental interests – a trading state moreover which exists 
fortuitously at the intersection of four overlapping foreign policy circles: Sub-
Saharan Africa, Continental Africa, the Western World and the Indian 
Ocean/Pacific Rim. South Africa is an indispensable link with these disparate 
economic and ideological entities, and its diplomatic mission will be to 
maintain, as far as is practical, an active presence in all four realms.“215 

 

3.3.1. Demokratie und Menschenrechte in der südafrikanischen Außenpolitik 

 

Südafrika befindet sich nach wie vor in einer Transformation. Diese Transformation hat zwei 

Charakteristika: zum einen die Eigendynamik eines sich im demokratischen Aufbau, der 

Konsolidierung und des Ausbaus befindlichen Südafrika. Zum anderen der globale Kontext, 

der sich politisch wie ökonomisch im Umbruch befindet: politisch durch die Beendigung des 

Ost-West Konflikts und die dadurch ausgelöste Demokratisierungswelle, ökonomisch durch 

die stetig fortschreitende Globalisierung.  

                                                 
214 Bis 1999 wollte die Regierung eine Million Häuser gebaut haben, es waren bis dahin immerhin 650.000; die 
Elektrifizierung und die Versorgung mit Trinkwasser ist weitestgehend hergestellt. Vgl. Africa Institute of South 
Africa: Africa At a Glance, Pretoria 2000. S. 70-75. 
215 Evans, Graham: Foreign Policy and the African Renaissance. In: Spence, Jack (Hg.): After Mandela: The 
1999 South African Elections. London 1999. S. 72-73. 
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Diese zwei Dimensionen, zusammen mit Südafrikas Bekenntnis zu Demokratie und 

Menschenrechten, aber auch der Rolle Mandelas, führten zu vielen Ungereimtheiten in der 

Außenpolitik Pretorias. Kritik musste sich Mandela gefallen lassen in Bezug auf 

Menschenrechte und Nigeria216, Waffenverkäufe in Konfliktregionen217, die „Zwei-China-

Frage“218 und das Verhalten Südafrikas im Konflikt in der DR Kongo.219 Sowohl die 

Prinzipien als auch die Praxis südafrikanischer Außenpolitik wurden wiederholt in Frage 

gestellt.220 

 

Zunächst soll das Wortpaar Demokratie und Außenpolitik in Südafrika näher erörtert werden. 

Obwohl das Bekenntnis zu Demokratie und damit auch das Einbeziehen demokratischer 

Bemühungen in die südafrikanische Außenpolitik mehrfach verankert ist, gibt diese noch 

keine Auskunft über Inhalte. Es gibt mehrere alternative Modelle einer demokratischen 

Außenpolitik. Alexander Johnston folgend, sollen diese kurz dargestellt werden, bevor auf 

Südafrika selbst eingegangen wird. 

 

Zunächst die „liberale demokratische Außenpolitik“: Diese Form der Außenpolitik sieht den 

Staat als Verteidiger und Garant von individuellen Rechten und Freiheiten, hauptsächlich in 

Form von Privatbesitz und Akkumulation von Wohlstand innerhalb einer Gesellschaft. Diese 

Form sieht ein hohes Maß an weltweiter Ungleichheit als gegeben an, jedoch hebt diese 

Politik Rechte und Pflichten von Staaten hervor, namentlich die Akzeptanz der Souveränität 

anderer Staaten und die Gleichheit vor dem Gesetz und die Weiterentwicklung von 

Demokratie innerhalb der Staaten. Diese Politik sucht eine friedliche Lösung von Konflikten 

über Verhandlungen auf allen Ebenen (bi- und multilateral, Unterstützung internationaler 

Organisationen). Interventionen können auf der Basis von humanitärer und stabilisierender 

Hilfe gerechtfertigt sein. 

 

                                                 
216 Alden, Chris; Le Pere, Garth: South Africa’s post-apartheid foreign policy: from reconciliation to revival? 
Oxford 2003. S. 27. 
217 Siehe dazu: Ebenda. S. 28 ff. 
218 Siehe dazu: Ebenda, S. 28 ff. 
219 Siehe dazu: Ebenda: S. 28 ff. 
220 Vgl. Johnston, Alexander: Democracy and Human Rights in the Principles and Practice of South African 
Foreign Policy, in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilem-
mas of a New Democracy, a.a.O. S. 11-12. 
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Das zweite Modell demokratischer Außenpolitik kann als „radikale demokratische 

Außenpolitik“ bezeichnet werden, wobei radikal meint, dass das Kollektiv der Staaten in 

einem tieferen Sinn demokratisiert werden soll. Diese Form der Außenpolitik hat eine größere 

soziale und ökonomische Dimension, in der eine Reform internationaler Institutionen 

repräsentativer gestaltet werden soll und Ungleichheiten in Bezug auf Wohlstand nicht 

akzeptiert werden. Sozioökonomische Gerechtigkeit im Verhältnis der industrialisierten 

Länder zu den nicht-industrialisierten Ländern wird gesucht.  

 

Das dritte Modell kann als „prozeduale demokratische Außenpolitik“ bezeichnet werden. Hier 

liegt der Fokus auf den Verpflichtungen und Rechten der Regierung gegenüber ihrer 

Bevölkerung. „In this view, a democratic foreign policy [...] is one which emerges from 

accountable processes of foreign policy-making.” 221 

 

Im Allgemeinen kann das liberale Modell als eines von den Industrieländern unterstütztes und 

praktiziertes Modell angesehen werden. Für die Entwicklungsländer ist es erklärtes Ziel, mehr 

Gerechtigkeit, im Sinne von Partizipation, im weltpolitischen Kontext zu erreichen. Daher ist 

die radikale Demokratie im Süden das Modell, das den Bedürfnissen dieser Staaten am 

Nächsten kommt. Prozeduale demokratische Außenpolitik in ihrer Reinform findet man nicht, 

gerade weil man davon ausgehen muss, dass die Welt im Laufe der letzten Jahrzehnte 

zunehmend interdependent geworden ist.  

 

                                                 
221 Ebenda. S. 16. 
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Die wohl beste Politik ist eine Mischung aus allen dreien. Für Südafrika hat sich dies schon in 

der Reaktion auf die Exekution des nigerianischen Aktivisten Ken Saro Wiwa gezeigt, bei der 

Südafrika sich nicht bemüht hat, ernsthaft einzugreifen, und sich heftiger Kritik ausgesetzt 

sah.222 Ein weiteres Beispiel stellt auch die zögerliche Haltung Südafrikas zur „Zwei-China-

Frage“ dar, bei der es um den diplomatischen Status Taiwans ging.223 Alexander Johnston 

bringt die Problematik in Bezug auf eine demokratische Außenpolitik Südafrikas wie folgt auf 

den Punkt: 

 

“The contradictions between isolation and involvement, and between placating 
the status quo elements within the South African foreign policy establishment 
and accommodating radical challenges to it, have created enormous 
difficulties for the Government of  National Unity (GNU). Grappling with these 
contradictions requires a commitment of resources to goals which are not 
always morally clear and whose pursuit rarely, if ever, brings quantifiable 
domestic benefit.“224 

 

Betrachtet man den Bereich der Menschenrechte in Bezug auf Außenpolitik, so ergibt sich für 

Südafrika ein unstetes Bild, in dem praktische Handlungsweisen der Vergangenheit als höchst 

fragwürdig eingeschätzt werden können und in dem, außer einem immer wiederkehrenden 

Bekenntnis zu der Gültigkeit von Menschenrechten, keine klare Strategie sichtbar wird. 

Außenpolitische Handlungsweisen, die im Namen von Menschenrechten gerechtfertigt 

wurden und werden, erscheinen geradezu inflationär. Best schreibt: „[The Human Rights] 

have become the lingua franca of armed conflicts, political activism and personal 

                                                 
222 Am 10. November 1995 wurde Ken Saro-Wiwa, der nigerianische Menschenrechtsaktivist und Schriftsteller, 
durch die Militärjunta des Generals Sani Abacha hingerichtet. Mit ihm starben acht weitere Männer aus dem 
Volk der Ogoni. Wegen angeblicher Morde an MOSOP-Gegnern (Movement for the Survival of the Ogoni 
People) waren sie zum Tode verurteilt worden, dabei war friedlicher Widerstand gegen die korrupte 
Zentralregierung und die Zerstörung ihrer Heimat im Nigerdelta durch internationale Ölkonzerne ihr einziges 
Vergehen. Regierungen, NGOs, die Öffentlichkeit weltweit waren entsetzt und protestierten, aber ohne Erfolg. 
Siehe dazu: Affandi, Julius Rustam: Shell Nigeria und der Fall Ken Saro-Wiwa, Quelle: 
http://www.weltpolitik.net/Regionen/Afrika/Nigeria/Analysen/Shell%20Nigeria%20und%20der%20Fall%20Ke
n%20Saro-Wiwa.html  (12.06.2006). 
223 Die guten Beziehungen zu Taiwan waren ein Relikt aus den Apartheidzeiten Südafrikas. Mit der neuen 
Regierung in Südafrika wendete man sich mehr und mehr China zu. Im Jahr 2004 stellte man schließlich die 
diplomatischen, jedoch nicht die wirtschaftlichen Beziehungen zu Taiwan ein. Hintergrund war ein Versprechen 
der chinesischen Regierung, Südafrika mit Entwicklungshilfegeldern großzügig zu unterstützen. Der 
südafrikanischen Regierung wurde daraufhin unterstellt, moralische Grundsätze zugunsten finanzieller 
Unterstützung aufzugeben.  
224 Johnston, Alexander: Democracy and Human Rights in the Principles and Practice of South African Foreign 
Policy, in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a 
New Democracy, a..a.O. S. 18. 
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commitments the world over. If there is a universal ideology – or a surrogate for one – this is 

it.”225  

 

Menschenrechte müssen, wenn sie universell gelten sollen, abstrakt und eben universell 

formuliert werden. Durch diese Formulierungen ergeben sich bei der Umsetzung 

Schwierigkeiten, die aus der abstrakten Formulierung herrühren. Ein nicht durchbrechbarer 

Teufelskreis: Menschenrechte müssen abstrakt formuliert werden, damit diese dann auch 

universell gelten. Genau diese Universalität lässt jedoch viel Spielraum bei der Umsetzung. 

Ein weiteres Paradoxon in Bezug auf Menschenrechte ergibt sich durch deren Umsetzbarkeit 

in lediglich demokratischen Systemen. Das widerspricht selbstverständlich der Universalität 

von Menschenrechten. In der Außenpolitik Südafrikas haben sich auch hier einige 

Stolpersteine aufgezeigt: wieder in der „Nigeria-Frage“ wie auch in der „Zwei-China-Frage“ 

und schließlich im Umgang mit Simbabwes Robert Mugabe.226 Besonders im Zusammenhang 

mit Simbabwe wird das Dilemma besonders deutlich: Das zunächst zögerliche Eingreifen 

Südafrikas beruhte auf der gemeinsamen Vergangenheit Mugabes und Mandelas, aber auch 

Mbekis als Apartheidgegner. Erst als die Situation drohte, die Region zu destabilisieren und 

damit den ökonomischen Fortschritt Südafrikas zu gefährden, wurden die 

Menschenrechtsverletzungen in Simbabwe ausgesprochen und verurteilt. Solange jedoch 

Menschenrechte mehr Mittel zum Zweck denn Ziel sind, leidet die Glaubwürdigkeit der 

Außenpolitik. Ziel muss jedoch sein, eine menschenrechtspolitische Agenda zu entwickeln, 

die Konsistenz zeigt, jedoch so flexibel gestaltet ist, dass man situativ agieren und reagieren 

kann, in Bezug auf die Wirklichkeit eine Gratwanderung, bei der die Gefahr des Kippens auf 

eine Seite sehr hoch ist. Bei der Verwirklichung von Menschenrechten in nicht-

demokratischen Staaten und menschenrechtsverletzenden Ländern sucht Südafrika die 

Strategie des constructive engagement zu verfolgen, demzufolge etwaige Hilfen und 

                                                 
225 Zitiert aus: Ebenda. S. 18. 
226 Robert Mugabe, der Simbabwe seit 25 Jahren (seit der Befreiung des ehemaligen Rhodesiens) regiert, hat seit 
etwa 2000 systematisch ein autokratisches Regime etabliert, bei der die Opposition Movement for Democratic 
Change (MDC) unter ihrem Führer Morgan Tsvangirai und deren Unterstützer, etwa die weißen Farmer, 
systematisch ausgeschaltet oder in die Bedeutungslosigkeit gebracht wurden. Im Jahr 2005 erlebt Mugabe seinen 
bisher größten Erfolg: bei den - offensichtlich gefälschten - Wahlen erreicht seine Partei, die Zanu-PF, die 
Zweidrittelmehrheit. Über die Jahre hinweg verfolgte Thabo Mbeki eine Politik der „stillen Diplomatie“, bei der 
durch Dialog ein demokratisches System wieder eingeführt werden soll. Da Mugabe der Anführer der Front Line 
States, die eine Abschaffung der Apartheid in Südafrika anstrebten, gewesen ist, fällt hier die Verquickung von 
Dankbarkeit und dem politisch Notwendigen besonders deutlich ins Auge. Kritiker aus dem In- und Ausland 
behaupten, Mbeki verspiele seine Glaubwürdigkeit, indem er nicht härter bei dem Fall Simbabwe durchgreift. 
Wenn Südafrika Demokratie und Menschenrechte als Prinzip seiner Außenpolitik heraufbeschwört, so müsse es 
im Fall Simbabwe härter durchgreifen. Siehe Dazu: Dieterich, Johannes: Unter Löwen, in: Profil, 18/05, Wien 
2003. S. 16 f. 
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Kooperationen an die Verwirklichung von Menschenrechten in dem betreffenden Land 

gekoppelt werden - unter Diplomaten eine anerkannte und erfolgreiche Taktik. Jedoch: „On 

the whole, constructive engagement gets a rather bad press as justification of the pursuit of 

self-interest under dubious moral circumstances.“227 

 

Eine weitere Dimension von Menschenrechten und Demokratie auf Seiten der afrikanischen 

Staaten ist die Beschäftigung mit eigenen, kulturell gewachsenen Naturrechten. Gerade in 

Afrika steht das Individuum eben nicht im Vordergrund, im Gegensatz zu den stark 

individualistischen universellen Menschenrechten. Daher suchen afrikanische Staaten, eine 

stärkere Einbeziehung dieser Dimension in den Menschenrechtskatalog zu gewährleisten. Im 

internationalen Vergleich ergibt sich jedoch folgendes Bild: „Africa does have a human rights 

regime, embodied in the African Commission on Human and Peoples’ Rights.”228 Im 

Vergleich ist dieses Regime schwach: „Of three functioning regional systems for protection of 

human rights  (Africa, The America, Western Europe), the African system is the only one 

lacking a court to complement the Commission.”229 Die traditionellen afrikanischen 

Menschenrechte stehen zum Teil im Widerspruch mit den universellen Menschenrechten: 

„Most of the traditional communitarian values were privileges rather than rights and were 

available on terms (including gender) that were far from equal.”230 

 

3.3.2. Die regionale Sicherheitsperzeption Südafrikas 

 

Zwischen den südafrikanischen Parteien herrscht Einigkeit darüber, dass das Geschick des 

Landes eng verbunden ist mit dem der Region des südlichen Afrika. Das südliche Afrika ist 

somit einer der Kernbereiche der Außenpolitik Tshwanes. Diese Sichtweise betrifft sowohl 

die politische als auch die ökonomische Dimension. Die Frage, die sich hier stellt, ist, wie 

man dieses politische Ziel am besten erreichen kann.  

                                                 
227 Johnston, Alexander: Democracy and Human Rights in the Principles and Practice of South African Foreign 
Policy. In: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a 
New Democracy, a.a.O. S. 21. 
228 Hamalengwa, Munyonzwe (Hg.): The International Law of Human Rights in Africa. Dordrecht 1988. S. 34. 
229 Welch, Claude E.: The African Commission on Human and Peoples’ Rights. A five Year Report and Assess-
ment, in: Human Rights Quarterly, 14, 1992. S. 45. 
230 Mahmud, Sakah S.: The state and human rights in Africa in the 1990s. Perspectives and Prospects, in: Human 
Rights Quarterly, 15, 193, S. 488. 
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Zum Auf- und Ausbau einer regionalen Sicherheit kann man die Herausforderungen, denen 

Südafrika gegenübersteht, auf vier Felder beschränken:  

 

1. Aufbau von Vertrauen der Nachbarstaaten Südafrikas; 

2. Konfliktprävention mit Hilfe diplomatischer Mittel; 

3. Konfliktprävention durch Entwicklung; 

4. die Interventionsfrage. 

 

Schon zu Beginn der 90er Jahre erklärte der ANC, damals als Oppositionspartei, in Bezug auf 

seine regionale Politikstrategie die Interdependenz der Region und des Aufbaus einer 

friedlichen Kooperation der Staaten untereinander. Der ANC konnte sich bei der Übernahme 

der Regierungsverantwortung 1994 einiger Vorschusslorbeeren erfreuen, begünstigt durch 

drei Faktoren: erstens die Etablierung eines demokratischen Systems mit den ersten 

demokratischen Wahlen 1994. Zweitens, die starke Verbindung von Staaten aus der Region 

zu ehemalige ANC-Exilanten, die hohe Positionen inne hatten. Drittens, die starke moralische 

Autorität Nelson Mandelas, die jeden Vorwurf, der ANC zeige hegemoniale Züge, im Keim 

erstickte.231 Auf institutioneller Ebene zeigt sich zum Beispiel in der SADC, insbesondere 

ihrem Organ on Politics, Defence and Security (OPDS) und dem Inter-State Defence and 

Security Committee (ISDSC), wie Südafrika eine Politik der vertrauensbildenden Maßnahmen 

verfolgt.  

 

Die südafrikanische Außenpolitik trägt einiges dazu bei, um Vertrauen innerhalb der Region 

aufzubauen. So findet man in fast allen außenpolitischen Richtlinien des ANC das Bekenntnis 

zu einer friedlichen Lösung bei zwischenstaatlichen Konflikten. Allerdings übersteigen die 

Militärausgaben Südafrikas bei weitem die der anderen Länder in der Region. Eine 

Reduzierung der Militärausgaben sowie eine Verkleinerung der South African National 

Defence Forces (SANDF), beziehungsweise eine stärkere Umstrukturierung zugunsten einer 

friedensschaffenden Eingreiftruppe würde mehr Vertrauen schaffen. Ebenso fehlt bis heute 

eine transparente Verteidigungspolitik, die die Bemühungen der Regierung, das Misstrauen 

der Anrainerstaaten zu minimieren, konterkarieren könnte.  

                                                 
231 Siehe dazu: Alden, Chris; Le Pere, Garth: South Africa’s post-apartheid foreign policy: from reconciliation to 
revival? Oxford 2003. S. 30. 



 116

Weiterhin können bi- und multilaterale Abkommen, die eine gegenseitige Abhängigkeit 

schaffen, zu den Instrumenten vertrauensbildender Maßnahmen gezählt werden. Durch die 

genannten Schritte kann auch die Kooperation zwischen den Staaten ausgebaut werden - zum 

Nutzen der Region.  

 

Eventuelle Aggressoren von außerhalb der Region könnten gemeinsam zurückgewiesen 

werden, eine Koordination von Operationen zur Milderung von Katastrophen, die Räumung 

von Landminen in der Region, den Schutz heimischer Fischgründe vor Plünderungen durch 

gemeinsame See- und Luftpatrouillen und grenzübergreifende Aktionen zur Bekämpfung von 

Schmuggel (Drogen-, Waffen- und Menschenhandel) sind im Alleingang nicht möglich und 

bedürfen einer regionalen Zusammenarbeit.232  

 

Diesen möglichen Ansätzen zu einer Verbesserung der regionalen Sicherheit stehen zwei 

Bedrohungen gegenüber. Zum einen tut sich das Verteidigungsministerium schwer, seine 

„althergebrachten“ Vorurteile abzubauen. Noch immer geistert in den Köpfen der Militärs die 

Bedrohungsperzeption aus Apartheidzeiten. Die SANDF-Strukturen und die politisch 

Verantwortlichen fordern noch immer eine starke Armee, gut ausgerüstet für einen 

konventionellen Krieg mit Staaten aus der Region.233 Verteidigungsminister Joe Modise 

erklärte 1994: „Peace is the ideal situation but ideal situations are hard to find in the real 

world. The chances of lasting peace are very remote.”234 Im Juli 1996 manifestiert sich 

Modise Meinung diesbezüglich: 

 

“No one can predict where the threat lies. Any country that attacks us will not 
notify us prior to the attack. What we are doing in our country is keeping a 
reserve force, which enables us to defend ourselves, if we are attacked, and we 
are also building up military capabilities if the need exists. […] In other words, 
there is no visible threat, but we must be prepared, we will not get a second 
chance. We will be totally destroyed and colonised again.“235 

 

                                                 
232 Siehe dazu: Ebenda, S. 45 f. 
233 Vgl. Hamill, James: South Africa’s Regional Security Dilemma, in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, 
Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 32. 
234 Zitiert aus: Ebenda. S. 32. 
235 Zitiert aus: Ebenda. S. 32. 
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In dieses Bild passen die exorbitanten Ausgaben für Anschaffungen militärischer 

Gerätschaften aus dem Jahr 1999/2000. Kritiker wie Gary Kynoch halten die Militärausgaben 

des Landes für unproportional zu dessen Bedrohungslage.236 Zum anderen ist die strittige 

Verwicklung Südafrikas in den weltweiten Waffenhandel, insbesondere die Rolle des ANC 

als strenger Verfechter der Menschenrechte, ein eventueller Stolperstein für die Regierung, 

deren Haltung innerhalb der Problematik der Waffenlieferung schwer zu ermitteln ist.  

 

Innerhalb des ANC ist der Streit über dieses Thema nicht behoben. Besonders die mächtige 

Waffenlobby,237 die Arbeitsplätze schafft und erhält und die Außenhandelsbilanz positiv 

beeinflusst, zwingen die Regierung, eine Haltung einzunehmen, die einerseits den Prinzipien 

des ANC - also Menschenrechte und eine Non-Proliferationspolitik von Waffen - entspricht, 

andererseits jedoch eben ökonomische Aspekte zu beachten hat: ein Dilemma, aus dem sich 

Südafrika so schnell nicht befreien kann. Waffenlieferungen des Postapartheidstaates an 

Indonesien, Ruanda, Syrien oder die Türkei folgen nicht den oben genannten Grundsätzen. 

Entweder gingen die Lieferungen in Krisengebiete, an Staaten, die Menschenrechte nicht 

achten, oder in konfliktgefährdete Regionen.238  

 

So entstehen hier zwei Dilemmata: Die hohen Militärausgaben stehen einer anspruchsvollen 

Entwicklung Südafrikas im Weg und die Waffenlieferungen können die Region gefährden. 

Booth und Vale formulieren dies wie folgt: „pockets of growth in the South African weapons 

industry might be generated by South Africa’s export into the neighbourhood of further means 

by which its inhabitants may kill one another.“239 

 

Ein weiteres Bemühen Südafrikas, Sicherheit in der Region zu schaffen, besteht in der 

Konfliktverhütung. Konfliktverhütung soll auf der politisch-diplomatischen Bühne 

durchgesetzt werden. Dieses Vorhaben ist konsistent mit der Reform der SADC und ihren neu 

geschaffenen Organen Inter-State Defence and Security Committee (ISDSC) und Organ on 

Politics, Defence and Security (OPDS). Jakkie Cilliers vom Institute for Security Studies 

schreibt, dass dies „[a] first step towards acceptance of an integrated vision of comprehensive 

                                                 
236 Vgl. Kynoch, Gary: The „Transformation“ of  the South African Military; in: Journal of Modern African 
Studies, Nr. 34/3, 1996. S. 442. 
237 Insbesondere die halbstaatlichen Unternehmen Armscor und Denel sind wichtige Akteure hierbei. 
238 Siehe dazu: Arms for Syria?, The Economist, 18. Januar 1997. 
239 Booth, Karl; Vale, Peter: Security in Southern Africa: after apartheid, beyond realism; in: International Af-
fairs, N° 71/2. 1995. S. 289. 
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and co-operative security built on interdependence” sei.240 Somit befindet sich die 

Instrumentalisierung von Konfliktprävention im südlichen Afrika in der Aufbau- und 

Konsolidierungsphase.  

 

Die Bemühungen zu einer effektiven und konstruktiven Konfliktverhütung bedingen drei 

Ziele: 

1. ein Frühwarnsystem, das potenzielle Konflikte innerhalb und zwischen Staaten 

identifizieren kann; 

2. eine präventive Diplomateneinheit (prevental diplomacy unit; PDU); 

3. die Entwicklung eines für die Region bestimmenden Schlichtungsprozedere. 

 

Damit Südafrika innerhalb der diplomatischen Konfliktverhütung eine Rolle spielen kann, 

bedarf es der Klärung von vier umstrittenen Themenkomplexen: 

 

1. Will Südafrika bewusst das Risiko eingehen, das seine Waffenlieferungspolitik 

aufwirft? Es besteht die Gefahr, dass andere Staaten misstrauisch gegenüber Südafrika 

werden könnten und eine mehr militärisch orientierte Politik verfolgen. Im 

schlimmsten Fall kann dieses Verhalten dazu führen, dass Konflikte, die friedlich 

hätten gelöst werden können, in eine kriegerische Auseinandersetzung münden. 

 

2. Besitzt Südafrika die Ressourcen und das Humankapital, als führende Macht innerhalb 

des Konfliktverhütungsapparates in der Region zu agieren, oder übersteigen diese 

Ambitionen die Möglichkeiten des Kaplandes? Allein kann Südafrika diese Aufgaben 

nicht stemmen. Nur in Zusammenarbeit mit der AU, den Unterorganisationen der UN 

und anderer Organisationen wie der EU, die Südafrika Personal, Know-how und 

finanzielle Mittel zur Verfügung stellen, kann diese Aufgabe gestemmt werden. 

Nichtsdestotrotz hat das Land an der Südspitze Afrikas eine besondere Rolle inne und 

muss diese auch akzeptieren. 

 

                                                 
240 Cilliers, Jakkie: The Evolving Security Architecture in Southern Africa. Gutteridge 1997. S. 145. 
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3. Kann Südafrika vermeiden, dass die Institutionen und Rahmenbedingungen der 

diplomatischen Konfliktverhütung nicht von Despoten, autoritären Systemen und 

bewaffneten Rebellengruppen in einer Hinhaltetaktik ausgenutzt werden? Dafür 

müssten innerhalb des OPDS Verfahren entwickelt werden, die bestimmen, wann die 

diplomatischen Bemühungen um die Lösung eines Konfliktes ausgeschöpft sind, 

welche Sanktionsmöglichkeiten gegeben sind und ob man diese anwenden möchte. 

Dies kann vom Ausschluss aus der Gemeinschaft über wirtschaftliche Sanktionen bis 

hin zum militärischen Eingreifen gehen.241 

   

4. Wie gefestigt sind die demokratischen, rechtsstaatlichen und 

menschenrechtsachtenden Strukturen innerhalb Südafrikas, um als Motor der 

Demokratisierung glaubwürdig agieren zu können? Die SADC hat in ihrer Satzung die 

Stärkung der Demokratie und die Achtung aller internationalen Abkommen zum 

Thema Menschenrechte ausdrücklich als Prinzipien festgelegt.242 In den Erklärungen 

des ANC zur Demokratisierung - in Opposition wie auch in Regierungsverantwortung 

– sehen die Verantwortlichen zwar nicht einen „magischen Schlüssel“ zur 

Demokratisierung, jedoch erkennt man, dass mit Hilfe demokratischer Systeme die 

Region stabilisiert werden kann. Jedoch ergeben sich für Südafrika und der SADC 

zwei Probleme, die es zu überwinden gilt: Zum einen handelt es sich um ein 

komplexes und schwieriges Unterfangen, betrachtet man die Staaten des südlichen 

Afrika etwas genauer. Diese Staaten stecken mehr oder weniger in einer 

Transformation, die Demokratien sind sehr jung und befinden sich in einer Aufbau- 

bzw. Konsolidierungsphase.243  

                                                 
241 Eine negative Erfahrung mit diesen Verhaltensmustern musste Nelson Mandela persönlich erfahren, als er 
sich – mit hohen persönlichen Engagement – um eine friedliche Beilegung des Konflikts in Angola bemühte und 
von Dr. Jonas Savimbi und seiner UNITA immer wieder hingehalten wurde und somit einen Teil seiner sehr 
guten Reputation einbüßen musste.  
242 Vgl. Hamill, James: South Africa’s Regional Security Dilemma; in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, 
Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy. A.a.O. S. 32. 
242 Zitiert aus: Ebenda. S. 38. 
243 Die vielen militärischen Interventionen haben aus Swaziland eine „Barracken-Demokratie” werden lassen; 
Swaziland hat ein auf Tradition beruhendes eher autoritäres politisches System; Angola war jahrelang zwischen 
Krieg und Frieden gefangen und erholt sich langsam; in Malawi kann nach 30 Jahren Diktatur die Pflanze 
Demokratie als sehr klein und schwach angesehen werden; Mosambik erholt sich ökonomisch, jedoch ist auch 
hier die Demokratie noch nicht gefestigt; allein Botswana zeichnet sich durch eine gewachsene Demokratie und 
relativen Wohlstand aus. In Südafrika wird die Demokratie durch innere Konflikte in den Regionen (Kwa Zulu 
Natal) gefährdet. Ökonomische Stagnation, Kriminalität und nicht zuletzt der Vorwurf, der ANC habe ein Quasi-
Einparteien-System installiert, belasten die noch junge Demokratie. Vgl. Cawthra, Carol: Securing South Af-
rica’s Democracy. Palgrave 1997. S. 120 ff. 
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Carother spricht daher von „countries with consistently stated democratic intentions 

but hazy political realities.“244 Zum anderen ist es, im Rahmen der SADC 

bepispielsweise von Nöten, eine Form von gouvernementaler Zusammenarbeit zu 

schaffen, die garantieren kann, dass Demokratie im südlichen Afrika in einigen 

Staaten nicht zur Karikatur verkommt. Diese Staaten können ebenso eine Bedrohung 

für den Frieden im südlichen Afrika werden wie ein autoritäres Regime.245  

 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage der Staatssouveränität. Wie weit sind die 

Regierungen des südlichen Afrika in der Lage und bereit zu intervenieren und unter welchen 

Voraussetzungen? Die Frage von Staatssouveränität versus Intervention beherrscht die 

internationale Bühne als Folge des Zusammenbruchs der Sowjetunion und der darauf 

folgenden Neustrukturierung der internationalen Politik – namentlich des Völkerrechts. So 

agiert die SADC zwischen diesen beiden Prinzipien und gerät dadurch ins Kreuzfeuer der 

Kritik. Der Konflikt um die DR Kongo und die diplomatischen Bemühungen im Rahmen der 

SADC sind Ausdruck dieses Dilemmas.246 

 

Eine weitere Dimension der Konfliktverhütung ist der Zusammenhang zwischen 

Unterentwicklung, Instabilität und den daraus folgenden regionalen Sicherheitsrisiken. 

Konfliktprävention muss sich auch auf die ökonomische Entwicklung der Region 

konzentrieren. Obwohl Südafrika im globalen Vergleich eine kleine Volkswirtschaft ist – 

Südafrikas Bruttoinlandsprodukt (BIP) beträgt etwa ein Drittel des holländischen und nur 

sechs Prozent des bundesdeutschen BIPs247 - ist es für afrikanische Verhältnisse ein 

ökonomischer Riese. Die Aufnahme Südafrikas in die SADC 1995 war mit der Hoffnung 

verbunden, dass sich ein ökonomischer Nutzen für die Region einstelle und durch die gute 

Reputation Südafrikas in der Weltgemeinschaft eine Aufwertung der Organisation erkennbar 

werde. Das Bekenntnis Südafrikas zur Region und der erklärte Wille, als Stabilisator zu 

wirken, schufen Vertrauen. Der ANC sprach 1991 gar von Konzessionen. Allerdings läßt sich 

hier wieder das Auseinanderdriften von Versprechungen und Realität klar erkennen. Hamill 

schreibt: „If such expectations did exist, they were hopelessly exaggerated, even facile, for it 

was entirely unrealistic to expect an automatic harmony of interest to emerge between 

                                                 
244 Carother, Tim: Democracy; in: Foreign Policy, N° 107, 1997. S. 12. 
245 Als Beispiel dafür kann Angola herangezogen werden. Siehe dazu: Hamill, James: South Africa’s Regional 
Security Dilemma; in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Di-
lemmas of a New Democracy. A.a.O. S. 39-40. 
246 Vgl. ebenda. S. 41. 
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economies of such varying strength as those of South Africa and its neighbours.“248 Anfang 

der 1990er Jahre teilten viele südafrikanische Staaten die Bedenken gegenüber einem starken 

Südafrika, denn je näher der ANC an die Regierungsverantwortung rückte, um so mehr wich 

er von seinen vorher genannten Äußerungen ab. Thabo Mbeki sprach schon 1991 als einer der 

wenigen davon, dass Südafrika nicht in der Lage sei, viel für seine Nachbarn tun zu 

können.249  

 

Ein international wieder voll respektiertes Südafrika nimmt den Löwenanteil der schon 

geringen FDI ein. Eine Liberalisierung des Marktes, wie von internationalen Geldgebern 

gefordert, führt zu einer marktbeherrschenden Stellung Südafrikas innerhalb der Region.  

 

Diese drei Faktoren provozieren Misstrauen gegenüber Südafrika. Jedoch kann und soll 

Südafrika nicht allein für die Entwicklung der Region zuständig sein. Entwicklung ist eine 

komplexe, multidimensionale Erscheinung, bei dem alle südafrikanischen Staaten den 

Anforderungen der Globalisierung gerecht werden und ein investitionsfreundliches Klima 

schaffen müssen. Innerhalb der SADC sollten alle Zölle bis 2006 abgeschafft sein.250 Die 

Handelsbilanz Südafrikas zu den anderen Staaten der Region ergibt ein Verhältnis von 5:1.251 

Damit regionale Sicherheit durch Entwicklung entstehen kann, muss Südafrika bis zu der 

geplanten völligen Liberalisierung des SADC-Marktes Konzessionen machen und auch 

asymmetrische Handelsabkommen mit seinen Nachbarstaaten akzeptieren. In anderen 

Bereichen muss Südafrika durch Wissenstransfer in Bezug auf technischem Know-how, Auf- 

und Ausbau von Unternehmen und verwandten Bereichen aktiv werden. Südafrika wird und 

hat zum Teil schon die Rolle des Anwalts der Region in der Welt übernommen. Diese 

Motivation liegt im nationalen Interesse, da die Aufmerksamkeit gegenüber Südafrika 

schrumpft und das Land „just another country“252 wird. Problematisch für die Region ist die 

prekäre innenpolitische Lage Südafrikas, die zu einer Marginalisierung des regionalen 

Engagements Südafrikas führen könnte. Somit können Aktivitäten zur Verbesserung der 

                                                 
247 Vgl. Cilliers, Jakkie: The Evolving Security Architecture in Southern Africa. A.a.O. S. 134. 
248 Hamill, James: South Africa’s Regional Security Dilemma; in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, Gordon 
(Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 43. 
249 Vgl. Financial Times: Africa keen to deal with a rehabilitated Pretoria. 25. Juni 1991. S. 5. 
250 Siehe dazu: SADC: Priority Work Areas 2005/2006, S. 2. Quelle: 
http://www.sadcreview.com/directorate_reports/frreports.htm (22.06.2006). 
251 Vgl. Hamill, James: South Africa’s Regional Security Dilemma, in: Broderick, Jim; Burford, Gary; Freer, 
Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 45. 
252 Spence, Jeff E.: On Becoming “Just Another Country”, in: The World Today, N° 53, 1997. S. 3. 
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heimischen Wirtschaft nicht in Einklang mit den Bemühungen um die Region gebracht 

werden.253  

 

Das Reconstruction and Development Programme (RDP), ursprünglich im Einklang und dem 

festen Willen erstellt, das südliche Afrika bei der Umsetzung südafrikanischer 

Wirtschaftspolitik stets zu berücksichtigen, wurde mehr und mehr zuungunsten der Region 

umstrukturiert. Logische Konsequenz war das Fallenlassen des RDP zugunsten des Growth, 

Employment and Redistribution Programme (GEAR), das sich pragmatisch den 

Gegebenheiten der Globalisierung und den Interessen des Landes anpasst, auf Kosten der 

Region.254    

 

Schließlich soll als letztes Mittel zur Beilegung von Konflikten eine militärische Intervention 

im Rahmen der SADC in Betracht gezogen werden. Diese Option soll erst herangezogen 

werden, wenn die oben genannten Mittel eines Frühwarnsystems und die diplomatischen 

Bemühungen, alle eingebettet in eine Politik der ökonomischen Entwicklung der Region, 

ausgeschöpft sind. Die Frage, unter welchen Bedingungen, mit welchen Mitteln und wie die 

Umsetzung einer eventuellen militärischen Intervention vonstatten gehen soll, bleibt zunächst 

im Verborgenen. Die Initiative Südafrikas für einen solchen Apparat ging von der Erfahrung 

des Staates aus, der von grenzübergreifenden Aggressoren bedroht war, dem andauernden 

Aufbau des Verteidigungsapparates unterlag und die Debatte um die finanziellen Kosten eines 

solchen Aufbaus und die zum Teil daraus resultierende Unpopularität des Themas erlitt.  

                                                 
253 Vgl. Maasdorp, Gavin; Saville, Andrew: The SADC-Economies: Waiting for South Africa. Johannesburg 
1997. S. 20. 
254 Die sozialen und ökonomischen Folgen der Apartheid waren und sind die eigentlichen Herausforderungen für 
die neue Demokratie. 1995 lebten nach offiziellen Statistiken 48 Prozent der Bevölkerung unter der 
Armutsgrenze – die meisten davon gehörten zur schwarzen Bevölkerungsmehrheit. 1994 führte die neue 
Regierung ein umfassendes Entwicklungsprogramm ein, das RDP (Reconstruction and Development 
Programme), das sich einem Wachstum durch Umverteilung verpflichtet sah und wachsende öffentliche 
Programme plante. 1996 wurde dieses Programm durch GEAR (Growth, Employment and Redistribution) 
ersetzt, einem selbst auferlegten Strukturanpassungsprogramm neoliberaler Ausrichtung, das über 
Ausgabenbegrenzung, Privatisierung von Dienstleistungen und Liberalisierung von Handelsbeziehungen ein 
marktgesteuertes Wachstum fördern wollte. Bis heute gibt es heftige Debatten darüber, was die Regierung 
veranlasst hat, diese Wende vorzunehmen, und welche Folgen sie hat. Die selbst gesteckten Ziele konnte GEAR 
jedenfalls bisher nicht einhalten. Trotz moderaten Wirtschaftswachstums gab es keinen Zuwachs an 
Arbeitsplätzen, im Gegenteil gingen durch die Integration Südafrikas in die globalisierte Ökonomie fast eine 
halbe Million Arbeitsplätze verloren. Die Privatisierungspolitik und die engen Budgetvorgaben haben zudem die 
Schere zwischen privatem und öffentlichem Sektor vergrößert und große Proteste wie zum Beispiel beim Umbau 
der Wasserversorgung provoziert. Die Einführung einer Regelung zur Kostendeckung, nach der Wasser nur 
gegen Zahlung über Chipkarten abgegeben werden sollte, führte zu Boykotten, Gewaltausbrüchen und Anfang 
2002 zu einer größeren Choleraepidemie, weil die Menschen das saubere Wasser nicht bezahlen konnten. Die 
Verwaltung musste dieses System wieder zurücknehmen und stellte eine Grundversorgung frei. 
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Der stellvertretende Außenminister Südafrikas Aziz Pahad äußerte sich zum Engagement 

Südafrikas in diesem Bereich wie folgt: 

 

“Because of our past experience and fear of being accused of having a big brother 
syndrome we did not see ourselves playing a leading role in the region… [but] we 
have come to recognise that there is an expectation from Africa and the rest of the 
world that we have a role to play.“255 

 

Gemeinsame militärische Übungen, wie die peace-keeping training exercise 1997 mit 

Simbabwe oder eine Ausweitung der Zusammenarbeit Südafrikas mit Tansania auf 

militärischer Ebene mit dem Ziel einer regionalen Friedenstruppe, sind Ausdruck der 

Bemühungen um den Aufbau einer funktionierenden Interventionstruppe durch Südafrika: 

Seit 1997 bemüht sich die SADC im Rahmen der UN, eine Southern African Peace-Keeping 

Force aufzubauen.  

3.3.3. Die ökonomische Dimension 
 

Neben den klassischen Handelspartnern Europa, Nordamerika und Japan werden für 

Südafrika Asien und Australien sowie Afrika selbst immer wichtigere Märkte. Abbildung 14 

zeigt die 20 wichtigsten Handelspartner Südafrikas im Im- und Export aus dem Jahr 2005. 

Neben den klassischen Handelspartnern Großbritannien, die USA, Japan und Deutschland hat 

sich China in den letzten Jahren als zweitgrößter Importeur etabliert. Deutschland, China, die 

USA und Japan haben Waren im Wert von 21,2 Mrd. US-$ nach Südafrika importiert, im 

Gegenzug exportierte Südafrika in die vier wichtigsten Länder (Japan, Großbritannien, USA 

und Deutschland) Waren im Wert von 18,9 Mrd. US-$. Das Handelsdefizit Südafrikas im 

Jahre 2005 belief sich auf 3,5 Mrd. US-$.256 

 

                                                 
255 Zitiert aus: Hamill, James: South Africa’s Regional Security Dilemma, in: Broderick, Jim; Burford, Gary; 
Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 47. 
256 Bundesagentur für Außenwirtschaft: Wirtschaftsdaten kompakt: Südafrika 2005. Quelle: 
http://www.bfai.de/ext/anlagen/PubAnlage_1077.pdf (20.08.2006). 
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Abbildung 14: Südafrikas 20 wichtigste Handelspartner, 2005 

Rang Land 
Export  
(in Mio. 
Rand) 

Land 
Import 
(in Mio. 
Rand) 

 

1 Japan 33.156,9 Deutschland 49.197,0  
2 Großbritannien 32.377,3 China 31.476,6  
3 USA 31.453,7 USA 27.354,1  
4 Deutschland 21.076,4 Japan 23.750,6  
5 Niederlande 14.893,2 Großbritannien 20.129,8  
6 Australien 9.704,4 Saudi Arabien 19.407,6  
7 Belgien 8.967,4 Frankreich 15.428,6  
8 China 8.763,2 Iran 14.324,5  
9 Spanien 8.713,4 Italien 10.349,0  
10 Schweiz 7.875,4 Südkorea 9.244,1  
11 Italien 7.510,9 Brasilien 8.341,3  
12 Simbabwe 7.486,9 Australien 7.353,3  
13 Indien 7.393,8 Indien 7.029,8  
14 Frankreich 6.493,9 Spanien 5.617,0  
15 Mosambik 6.402,6 Thailand 5.616,9  
16 Sambia 5.442,0 Taiwan 5.524,0  
17 Südkorea 5.436,8 Niederlande 5.419,4  
18 Taiwan 5.038,1 Schweden 4.857,3  
19 Israel 4.640,8 Belgien 4.771,6  
20 Hong Kong 3.847,9 Schweiz 4.504,1 Handelsbilanz: 
  Summe: 236.675,0   279.696,60 -43.021,6 

  Länder der EU  
+ Schweiz 107.907,9   115.769,15 -7.861,3 

  Länder Afrikas 19.331,5   0,0 19.331,5 

  Länder Asiens 
+ Australien 73.341,1   89.995,3 -16.654,2 

    Summe: -48.205,6 
Quelle: Department of Trade and Industry, South Africa 

 

Beim Import findet sich kein afrikanisches Land unter den 20 größten Importeuren. Innerhalb 

der 20 wichtigsten Handelspartner kann Südafrika im Handel mit afrikanischen Ländern einen 

Handelsbilanzüberschuss von 19.331,5 Mio. Rand verzeichnen. Afrika ist also ein wichtiger 

Markt für die ökonomische Entwicklung Südafrikas. Der Handel mit den Ländern Asiens und 

mit Australien ist für Südafrika von hoher Bedeutung - Tendenz steigend. Im Export macht 

unter den ersten 20 fast schon die Hälfte des Exports derjenige in die EU und in die Schweiz 

aus. Dasselbe Bild ergibt sich - im Verhältnis - bei den Importen. Betrachtet man diese 

Zahlen, so ergibt sich ein differenzierteres Bild, als es die meisten Ökonomen und 

Wissenschaftler vom südafrikanischen Handel haben.  
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Der Handel mit dem Norden ist zwar noch immer von wichtiger Bedeutung für Südafrika, 

jedoch lässt sich erkennen, dass Asien und Afrika immer mehr an Bedeutung zunehmen.  

 

Innerhalb der SADC spielt Südafrika die wichtigste Rolle. Betrachtet man allein die BIP der 

Mitglieder, so macht das BIP Südafrikas fast 75 Prozent der gesamten SADC-Region aus. 

Abbildung 15 gibt genauer Auskunft über die einzelnen BIP. 

 

Abbildung 15: BIP der Länder der SADC, 2001/02 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Bei den Mitgliedern der South African Customs Union (SACU) Namibia, Lesotho, 

Swasiland, Botswana und Südafrika, die gleichzeitig auch Mitglieder der SADC sind, ist die 

Abhängigkeit der Mitglieder von Südafrika noch deutlicher. Rechtlich sind Namibia, Lesotho, 

Botswana und Swasiland zwar unabhängige Staaten, wirtschaftlich jedoch ausschließlich 

abhängig von Südafrika. Das South African Department of Customs and Excise (DCE) 

veröffentlicht keine Zahlen zum Handel zwischen den SACU-Staaten. Daher ist die Datenlage 

hier sehr dünn. Allein die Tatsache, dass das DCE diese Daten nicht veröffentlichen will, lässt 

jedoch vermuten, dass die Statistiken eine eindeutig „hegemoniale“ Sprache sprechen 

Quelle: SADC annual Report 2001/2002 
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könnten.257 Der SACU-Markt ist ein wichtiger Markt für Südafrika. Gleichzeitig ist der 

Handel mit den „Partnern“ ungleich, d.h. es besteht ein nicht unerheblicher 

Handelsbilanzüberschuss für Südafrika. Südafrikas Exporte in diese Länder überstiegen die 

Importe um den Faktor 5,7.258  

 

Abbildung 16 gibt einen Überblick des Handels Südafrikas mit den SADC-Ländern mit einem 

Handelsbilanzüberschuss von knapp 20 Mrd. Rand. 

 

Abbildung 16: Ex- und Import Südafrikas mit SADC-Ländern (2005) 
 

Land Export 
(in mio. Rand) 

Import  
(in mio. Rand) Handelsbilanz 

Simbabwe 7.486,9 3.131,5 4.355,4 
Mosambik 6.402,6 199,3 6.203,3 

Sambia k.A. k.A. k.A. 
Angola 3.535,8 1.891,1 1.644,7 

Mauritius 2.190,1 167,9 2.022,2 
Malawi 1.637,9 455,8 1.182,1 

Tansania 2.757,3 250,8 2.506,5 
Demokratische  
Republik Kongo 1.807,2 26,5 1.780,7 

Seychellen 302,9 17,9 285 
Summe:       26.120,7           5.685             19.979,9    

 
 

                                                 
257 Vgl. Ahwireng-Obeng, Fred; McGowan,Patrick J.: Partner or Hegemon? SA in Africa. In: Broderick, Jim; 
Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 
59-61. 
258 Stand: 2003. Vgl. ebenda. S. 60. 

Quelle: Department of Trade and Industry, South Africa 
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Die Bedeutung der SADC und SACU für Südafrika übersteigt die des restlichen Kontinents. 

Jedoch sind auch hier die Exportzahlen für Südafrika sehr günstig. So stieg der Handel mit 

Nicht-SADC-Ländern im Jahr 2001 um 12,9 Prozent, 2002 gar um 53,2 Prozent und um 13,4 

Prozent im Jahr 2003.259 Die Exporte Südafrikas innerhalb des afrikanischen Kontinents 

unterscheiden sich von denen zu den klassischen Exportländern USA, Japan und der EU. 

Während Südafrika hauptsächlich Bodenschätze (Diamanten, Gold und Edelmetalle) in die 

Triade exportiert, fließen vorgefertigte und gefertigte (Industrie-) Güter (Papier, Stahl, 

Chemikalien, Verpackungsmaterial, Lebensmittel, Maschinen, PKW und Autoteile, 

Bergbauequipment) sowie Dienstleistungen in den Bereichen Transport, Bankenwesen und 

Ingenieurswissen in den afrikanischen Markt.260 Somit ist Afrika der wachsende Markt für 

eine diversifizierte südafrikanische Wirtschaft. Die Zielsetzung des GEAR-Programms, 

jährlich zwölf Prozent in diesem Bereich zu wachsen, wird hauptsächlich im intra-

kontinentalen Handel möglich sein. 

 

Die Dimension des Handels mit dem südlichen Afrika – und Afrika als Ganzem - ist für 

Südafrika von großer Bedeutung. Für das Kapland ist die Region von Bedeutung, betrachtet 

man die schnell wachsenden Bevölkerungszahlen - jährlich etwa 2,2 Prozent261 - die 

fortschreitende Urbanisierung und den Klimawandel, der sich auf die südafrikanische 

Landwirtschaft auswirkt durch fortschreitende Desertifikation. Die Region könnte ein 

wichtiger Lieferant von Lebensmitteln für Südafrika werden. Im Gegenzug gilt Südafrika als 

Strom- und Wasserlieferant und kann für Ausländer Arbeitsplätze bieten. Schon jetzt ist 

beispielsweise Simbabwe zum Großteil von südafrikanischem Strom abhängig. Im globalen 

Kontext kann eine wachsende SADC-Region für Investoren interessant werden, wovon die 

ganze Region profitieren könnte. Bedenkt man, dass Afrika vom Welt-FDI nur ein Prozent 

erhält und davon das meiste nach Südafrika fließt, kann ein solcher Ausbau nur begrüßt 

werden.262  Die International Herald Tribune bezeichnete die SADC schon als den 

„Economic Giant of Africa“, mit einem Bevölkerungsanteil von 40 Prozent, einem BIP von 

81 Prozent und 80 Prozent des gesamtkontinentalen Exports.263  

                                                 
259 Davies, Robert: South Africa in the SADC: Trade and Investment: Impact on Migration. Quelle: 
http://www.anc.org.za:80/govdocs/green_papers/migration/davies.html (12.06.2004). S. 4. 
260 South African Foreign Trade Organisation (SAFTO): Statistics on South African Trade, Johannesburg 2004. 
S.10 ff. 
261 Siehe dazu: Southern African Development Community (SADC): Annual Report 2003/2004, Mauritius 2005. 
S. 68. 
262 Vgl. Worldbank: African Development Report 2004. Washington 2005. S. 105 f. 
263 Vgl. Kent State University College of Business: Southern African Development Community: Country Pro-
files/Trade Opportunities. 2004. Quelle: http://www.business.kent.edu/sabos/intro.html (20.06.2006).  
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Jedoch muss man auch die negativen Seiten in Betracht ziehen. Die Region erlitt in den 

letzten zwei Dekaden hohe Verluste durch kriegerische Auseinandersetzungen und Konflikte, 

v.a. in der DR Kongo und in Angola, in Mosambik und Simbabwe, wo mehreren Mio. 

Menschen das Leben verloren und ein wirtschaftlicher Schaden von knapp 100 Mrd. US-$ 

entstand. Eine moralische Verpflichtung für Südafrika stammt aus seine Historie: Mehrere 

FLS mussten aufgrund ihrer Anti-Apartheidpolitik und Unterstützung des ANC gegenüber 

Südafrika hohe ökonomische Verluste hinnehmen.  

 

Innerhalb Afrikas besitzt Südafrika einen strukturellen Vorteil, der durchaus vergleichbar ist 

mit der Position der USA in der Weltwirtschaft. Südafrikas Bevölkerung bemisst sich auf fünf 

Prozent der Gesamtbevölkerung des Kontinents - etwa den gleichen Anteil besitzt die USA 

im weltweiten Vergleich. Südafrika produziert etwa 45 Prozent des kontinentalen BIP, die 

USA produzieren etwa 26 Prozent des weltweiten BIP. Mit einem kontinentalen 

Exportvolumen von 42 Prozent zeigt sich Südafrika noch dominanter als die USA im 

Weltmarkt (zwölf Prozent). Vergleicht man diese Zahlen und die Anschuldigungen der 

Chinesen und einiger europäischen Staaten, die USA betreibe im Bereich der 

Wirtschaftspolitik eine hegemoniale Politik, wie wird erst Südafrika innerhalb des 

afrikanischen Kontinents betrachtet? Die Ängste der anderen afrikanischen Staaten, speziell 

der Staaten Subsahara-Afrikas, sind anhand dieses Vergleiches verständlich.264   

 

Das regionale Subsystem bedarf jedoch einer differenzierten Sichtweise. In den frühen 1990er 

Jahren waren drei Länder in Bezug auf Handel wenig in das System integriert: Angola, 

Mauritius und Tansania. Petroleum und Diamanten bestimmen zu über 80 Prozent den Export 

Angolas. Die Rohstoffe gehen ausschließlich in den amerikanischen und europäischen Raum. 

Im Gegenzug kommen die meisten Importe aus diesen Ländern, v.a. aus der ehemaligen 

Kolonialmacht Angolas, Portugal. Die Jahre der kriegerischen Auseinandersetzungen seit 

1975 verhinderten u.a. eine weitreichende wirtschaftliche Integration des Landes in die 

Region. Allerdings hat Südafrika im Jahr 2004 Waren im Wert von 2,8 Mrd. Rand nach 

Angola exportiert. Im Gegenzug hat Angola Waren im Wert von nur 0,4 Mrd. Rand nach 

Südafrika exportiert.  

 

                                                 
264 Vgl. Ahwireng-Obeng, Fred; McGowan,Patrick J.: Partner or Hegemon? SA in Africa, in: Broderick, Jim; 
Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 
63-65. 



 129

Tansanias Integration bezog sich auf Ostafrika, insbesondere innerhalb der East African 

Community, die sich aber Ende der 1960er Jahre auflöste. Für Tansania war eine Integration 

zudem erschwert durch weite Entfernungen zu den Märkten im Süden und einer schlechten 

Verkehrsinfrastruktur. Des Weiteren wird Tansania eine gewisse Inkohärenz durch die 

Mitgliedschaft sowohl in der SADC als auch im Common Market for Eastern and Southern 

Africa (COMESA), vorgeworfen. Bei der Gründung von COMESA 1995 traten Botswana 

und Südafrika nicht bei. Lesotho und Mosambik verließen die Organisation 1999. Die 

Zukunft der Organisation ist fraglich, da die oben genannten Länder - Motoren der Wirtschaft 

in Afrika - keine Mitglieder sind. Mit dem Wissen dieser Ereignisse ist es nicht 

verwunderlich, dass der Handel zwischen Tansania und Südafrika allein zwischen 1992 und 

1995 um sage und schreibe 6.302 Prozent angewachsen ist.265 Als jüngstes SADC-Mitglied 

kann Mauritius einen sich intensivierenden Handel mit Südafrika vorweisen, der die 

Bedürfnisse des Tourismus bedient. So ist hier der Handel zwischen 1994 und 2004 um satte 

527 Prozent von 393,8 Mio. Rand im Jahr 1994 auf 2,6 Mrd. Rand im Jahr 2004 gestiegen. 

Ein Vorteil aller drei Länder ist, dass sie über ihre Häfen direkten Zugang zu den 

Weltmärkten vorweisen können. Dasselbe gilt für Mosambik und Namibia. Die übrigen sechs 

Mitgliedsstaaten der SADC haben keinen Zugang zum Meer - sogenannte Land Locked States 

- und sind daher strukturell noch mehr auf ein regionales Subsystem mit dem Zentrum 

Südafrika angewiesen als die anderen vier Länder.266 Die vier Mitglieder der SACU – mit 

Südafrika als fünftes Mitglied – können wirtschaftlich als „Provinzen Südafrikas“ bezeichnet 

werden, da 85 bis 94 Prozent ihrer Importe aus Südafrika stammen und Südafrika der jeweils 

wichtigste oder zweitwichtigste Handelspartner ist.267 Man könnte die Liste weiter führen, 

jedoch kommt man zu dem Ergebnis, dass Südafrika innerhalb der SADC und der SACU 

sowie für den Kontinent als Ganzes den ökonomisch wichtigsten Partner darstellt, im Falle 

des südlichen Afrika sogar große Abhängigkeiten von Südafrika bestehen. 

 

                                                 
265 Dies betrifft die Exporte Südafrikas nach Tansania. 1992 waren es noch Waren im Wert von 24,6 Mio. Rand, 
die Südafrika nach Tansania lieferten, 2002 schon 1,53 Mrd. Rand. Vgl. South African Foreign Trade Organisa-
tion (SAFTO): Statistics on South African Trade. 1996. S. 10ff. 
266 Vgl. Ahwireng-Obeng, Fred; McGowan,Patrick J.: Partner or Hegemon? SA in Africa. In: Broderick, Jim; 
Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 
67. 
267 Vgl. Africa Institute of  South Africa: Africa at a Glance. Pretoria 2004, S.73. 



 130

Im globalen Kontext ergeben sich für das südliche Afrika folgende Probleme: Die Exporte in 

den meisten Ländern umfassen fast ausschließlich nur ein oder zwei Produkte, meist 

Bodenschätze oder Rohstoffe. So besteht Angolas Exportstruktur zu 97 Prozent aus Öl und 

Diamanten, die Botswanas zu 85 Prozent aus Diamanten und Mineralien, die Malawis zu 85 

Prozent aus Tabak, Zucker und Tee, die Sambias zu 84 Prozent aus Kupfer und Kobalt.268 

Zweitens fließen diese Exporte fast ausschließlich in nicht-afrikanische Länder, d.h. es besteht 

das Problem der Nichtdiversifizierung, somit bestimmen die Weltmarktpreise über Wohl oder 

Weh der einzelnen Länder. Weiterhin fallen die Terms of Trade und eine der wichtigsten 

Schritte für eine Entwicklung, nämlich der Intraregionalhandel, weg. Im Ergebnis gehen 80 

Prozent der Exporte aus dem SADC-Raum in Drittländer, vorzugsweise in die Triade USA, 

Japan und EU. Balefi Tsie schreibt daher: „Until there is economic structural transformation 

away from this commodity-export-oriented pattern via economic diversification and export 

deepening, the prospects for enhanced economic integration within the region are dim.”269 

Das wahrscheinlichste Szenario für die Region ist daher: „Trade diversion will occur in which 

South African manufactured goods and services will gradually replace SADC’s and other 

African states’ traditional sources of supply from the north because of their lower 

transportation costs and African-friendly characteristics.”270 Südafrika hat eine regionale 

ökonomische Dominanz erreicht, die noch nie zuvor beobachtet wurde, betrachtet man die 

Statistiken, die zur Verfügung stehen. 

 

                                                 
268 Vgl. ebenda.  
269 Tsie, Balefie: States and Markets in the Southern African Development Community (SADC), in: Journal of 
Southern African Studies. N° 22, März 1996. S. 94. 
270 Ahwireng-Obeng, Fred; McGowan, Patrick J.: Partner or Hegemon? SA in Africa. In: Broderick, Jim; Bur-
ford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 67. 
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Im privaten bzw. halbstaatlichen Sektor engagieren sich südafrikanische Firmen im südlichen 

Afrika an breiter Front. Die in allen wirtschaftlichen Bereichen angesiedelten und vielfältigen 

Initiativen können folgendermaßen begründet werden: Erstens haben viele südafrikanische 

Firmen ein Interesse und Nachholbedarf an Expansion und Engagement, v.a. im südlichen 

Afrika, aufgrund der Apartheidjahre, die von Isolation gekennzeichnet waren. Somit sind 

auch die Mitarbeiter der Firmen geradezu enthusiastisch, Geschäfte in Afrika zu tätigen. 

Zweitens ist das Investitionsvolumen in Subsahara-Afrika in den letzten 15 Jahren stetig 

gefallen. Das eröffnet Chancen sowohl für südafrikanische transnationale Konzerne als auch 

für Konzerne, die einen Sitz in Südafrika haben, da man hier die Chance sieht, sich zu 

vergrößern, und einen somit gewachsenen politischen Einfluss ausüben kann.  

Drittens werden diese Firmen durch Initiativen der USA, der Weltbank und des 

Internationalen Währungsfonds unterstützt - Hilfen, die man gerne ausnutzen möchte. 

Viertens haben viele Staaten die so genannten Structural Adjustment Programmes (SAP) der 

Bretton-Woods-Institutionen akzeptiert, die eine Liberalisierung und die Schaffung eines 

investitionsfreundlichen Klimas fordern. Fünftens sehen viele afrikanische Staats- und 

Regierungschefs Südafrika „as the continent’s best last chance.“271   

 

Doch dieses Engagement birgt auch Risiken für die Lokalmärkte. Ein kleines, aber gutes 

Beispiel ist die mosambikanische Geflügelindustrie, die im Jahr 1995 1.800 direkte und 

10.000 indirekte Arbeitsplätze sicherte. Mit den neuen südafrikanischen Importen von 

tiefgefrorenem Geflügel, das auf agroindustrielle Weise produziert wurde - etwa vergleichbar 

mit großen Geflügelfarmen in den USA - wurden die lokalen Geflügelhersteller, die frisches 

Geflügel anboten, mehr und mehr verdrängt: Die südafrikanischen Firmen konnten ihre 

Produkte um bis zu 15 Prozent billiger anbieten. Des Weiteren nutzten die großindustriellen 

Geflügelfarmen „Schlupflöcher“, da die Importquoten beschränkt waren - ein klarer Verstoß 

gegen damalig geltende Handelsbeschränkungen.272  

 

                                                 
271 Wells, Ken: Trade Irony: many african nations now view South Africa as an economic hope, in: Wall Street 
Journal, 30. Januar 1997. 
272 Vgl. Ahwireng-Obeng, Fred; McGowan, Patrick J.: Partner or Hegemon? SA in Africa, in: Broderick, Jim; 
Burford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 
75. 
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Nimmt man die vorangegangenen Tatsachen zur Kenntnis, so ist man geneigt, der 

Behauptung von Iheduru Recht zu geben: „what the apartheid regime could not achieve 

politically is now increasingly being accomplished through the structural power of South 

African capital.“273 Die direkten und komparativen Vorteile Südafrikas in der Region werden 

vom privaten Sektor ausgebaut und durch ein Bekenntnis der Regierung zur Liberalisierung 

und freien Handel u.a. mit dem GEAR-Programm unterstützt. Bei der Betrachtung Südafrikas 

mit der Region drängt sich ein Vergleich auf, der aus dem globalen Kontext des Verhältnisses 

Nord-Süd herrührt: Südafrika besetzt die Rolle des „Nordens“ innerhalb der Region und die 

übrigen Länder können als der „Süden“ bezeichnet werden. Das muss - innerhalb der Region 

- kein Nachteil sein, solange Südafrika seine Position nicht zu sehr zu Ungunsten der anderen 

Länder ausübt.  

 

Global gesehen, müssen die Länder des südlichen Afrika sowie des gesamten Kontinents 

zusammen arbeiten, damit ein Ausgleich mit dem Norden geschaffen werden kann. Bei allen 

negativen Szenarien für die Zukunft: Südafrika scheint die einzige wirkliche Hoffnung für die 

Region zu sein. Die Chancen und Wohlfahrtsgewinne müssen nur fair aufgeteilt werden und 

Mbeki muss eine Politik der nicht-hegemonialen Führung mit einem klaren Bekenntnis zum 

Kontinent anstreben. Die Zwänge im globalen Kontext scheinen diese Bemühungen zu 

konterkarieren. Jedoch müssen diese unausweichlichen Veränderungen auf einen eigenen 

„afrikanischen Pfad“ vollzogen werden: 

 

“In all likelihood, capital will be accumulated, but very unevenly and 
decidedly in the favour of South African manufacturing and service businesses. 
Human Development for most of the region’s 145 million people will only 
marginally improve […] In the longer term, therefore, the scenario for 
Southern Africa and its people is not very sanguine; but is there a viable 
alternative as we enter the twenty-first century, given the ideological hegemony 
of the discourses of globalisation and neo-liberalism?“274 

 

                                                 
273 Iheduru, Okechukwu: Post-Apartheid South Africa and its Neighbours: A Maritime Transport Perspective, in: 
Journal of Modern African Studies, N° 34, 1996. S. 8. 
274 Ahwireng-Obeng, Fred; McGowan, Patrick J.: Partner or Hegemon? SA in Africa, in: Broderick, Jim; Bur-
ford, Gary; Freer, Gordon (Hg.): South Africa’s Foreign Policy. Dilemmas of a New Democracy, a.a.O. S. 77. 
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3.3.4. Der „Strategic Plan 2003 - 2005“  
 

“The Strategic Plan outlines the service delivery commitments of the 
Department of Foreign Affairs, conducted under the direction of the President 
and the Minister of Foreign Affairs. The Plan articulates the focus of the 
department’s work for the 2003/04 financial year terms of its mission statement 
of promoting and protecting South Africa’s national interests and values, 
promoting the African Renaissance and creating a better life for all.“275 

 

Am Ende des ersten Jahrzehnts der Außenpolitik des neuen Südafrika steht der Strategic 

Plan. Anhand der folgenden Kriterien soll dieses Papier näher untersucht werden. Zunächst 

wird herausgearbeitet, wie Südafrika die gegebenen Rahmenbedingungen der internationalen 

Politik einschätzt, bevor das nationale Interesse darzustellen ist. Schließlich sollen die 

Politikfelder, in denen sich Südafrika nach einer Prioritätenliste einsetzen will, sowie das 

angestrebte Engagement in den einzelnen Regionen weltweit näher erläutert werden.  

 

In ihren einleitenden Worten gibt die Ministerin, Dr. NC Dlamini Zuma eine 

Perzeptionsanalyse der Rahmenbedingungen der internationalen Politik ab. So sieht sie den 

Beginn der Demokratie im Zusammenhang mit den Ende des Kolonialismus und dem Ende 

des Kalten Krieges. Diese Phase sei geprägt gewesen von vielen Hoffnungen. Aus der Sicht 

Südafrikas seien dies ein Ende des Wettrüstens, verbesserter Dialog der Nationen durch die 

Vereinten Nationen, eine größere Fokussierung der Bekämpfung von Unterentwicklung und 

der Beseitigung der Armut und schließlich eine verbesserte Kooperation und Beziehungen 

zwischen den Staaten des Nordens und des Südens.276 Die ersten Jahre südafrikanischer 

Außenpolitik sieht die Ministerin als Konsolidierungsphase an, in der Südafrika seine 

Beziehungen zu anderen Ländern wieder aufbauen, bzw. vertiefen und seine eigene Position 

in der Welt suchen musste. Die Erfahrungen, die Pretoria in den letzten Jahren gemacht hat, 

reflektieren die Rolle Südafrikas in der internationalen Gemeinschaft. Deren Implikationen 

bezeichnet die Ministerin wie folgt: 

 

                                                 
275 Minty, Abdul, S.: Introduction by the Acting Director-General, in: Department of Foreign Affairs: Strategic 
Plan 2003-2005, Pretoria 2003. S. 11. 
276 Zuma, NC Dlamini: Message from the Minister of Foreign Affairs, in: Department of Foreign Affairs: Strate-
gic Plan 2003-2005. A.a.O. S. 6. 
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1. die Realität der zwei Nationen („a reality of two nations“277): Mit diesen „zwei 

Nationen“ beschreibt Zuma das Phänomen, dass ein (kleinerer) Teil der Bevölkerung 

Südafrikas nach westlichen Standards reich und entwickelt ist, wohingegen die 

Mehrheit der Bevölkerung unterentwickelt und an oder unterhalb der Armutsgrenze 

leben muss. Diese noch aus den Apartheidjahren stammende Ungleichheit lässt sich 

auch weltweit erkennen, so Zuma. Die Erfahrungen, die Südafrika auf diesem Gebiet 

hat, versucht Pretoria auf dem internationalen Parkett verwertbar zu machen. 

 

2. Menschenrechte: Der Missbrauch der Menschenrechte, der in Südafrika 

jahrzehntelang Realität war, macht den jungen Staat sensibel für die Verteidigung und 

Entwicklung von Bürgerrechten, politischen, sozialen und kulturellen Rechten wie 

beispielsweise das Recht auf Entwicklung. Ein dementsprechendes Engagement in 

Südafrikas Außenpolitik ist daher selbstverständlich. 

 

3. Frieden und Sicherheit: Nach Jahrzehnten der Bürgerkriege und Unruhen im südlichen 

Afrika hat es sich die Regierung zu einem Grundprinzip gemacht, Frieden und 

Sicherheit für alle Bürger anzustreben. Dieses Engagement spiegelt sich regional als 

auch international wieder. 

 

4. Friedlicher Wandel: Der Wandel, der Südafrika Demokratie und Menschenrechte 

brachte, zeigt, dass die Umstrukturierung eines Landes auch gewaltfrei vonstatten 

gehen kann. Südafrika gilt somit als Vorbild. International möchte Südafrika seine 

Erfahrungen weitergeben, damit ein Wandel zu mehr Demokratie und 

Menschenrechten möglich wird.278 

 

Aus diesen vier Feststellungen ergibt sich für Südafrika die Aufgabe, „[to] make meaning full 

contribution for the creation of a better world for all.“279 Weiter führt Zuma aus, dass diese 

„bessere Welt“ mehr Sicherheit und Frieden, Gleichheit zwischen den Völkern und ein Ende 

von Sexismus, Rassismus, Xenophobie, Intoleranz, Armut und Unterentwicklung bedeutet. 

 

                                                 
277 Ebenda. S. 7. 
278 Punkt 1-4: Vgl. ebenda. S. 7. 
279 Ebenda. S. 7. 
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Um Außenpolitik formulieren zu können, müssen erst die nationalen Interessen gefunden und 

formuliert werden. Diese Interessen können unterteilt werden in Sicherheitsinteressen, 

Autonomie im internationalen System, Wohlstandsinteressen und schließlich die Stellung des 

eigenen Landes im internationalen System (Status und Prestige). Sucht man im Strategic Plan 

nach diesen Kriterien ergibt sich folgendes Bild: 

 

1. Sicherheitsinteresse: Grundsätzlich haben Sicherheitsinteressen eine horizontale und 

eine vertikale Ebene. Die horizontale Ebene beschreibt die Politikfelder, in denen die 

eigene Sicherheit gewährleistet werden soll: zunächst die militärische Ausstattung,    

aber auch Sicherheit durch Kooperation und gegenseitige Abhängigkeit und 

wirtschaftliche Stärke, also die militärische, politische und wirtschaftliche 

Bereitschaft. Die vertikale Ebene bezieht sich auf den räumlichen Faktor: Sicherheit 

im unmittelbaren Grenzgebiet, die regionale Komponente und der globale Kontext.280 

Südafrika sieht sich nicht direkt bedroht, weder auf der horizontalen noch auf der 

vertikalen Ebene. Dies beruht zum einen auf der staatlichen Integrität des Landes, der 

militärischen und wirtschaftlichen Überlegenheit in der Region als auch zum anderen 

auf den überwiegend guten Beziehungen zu den angrenzenden Ländern. Südafrika ist 

an einer stabilen Region interessiert, da sich Instabilitäten negativ auf das Land 

auswirken können. Dies betrifft weniger die militärische Ebene, als vielmehr die 

wirtschaftlichen Auswirkungen. Eine von Konflikten beherrschte Region birgt, v.a. für 

ausländische Direktinvestitionen, ein Risiko. Je nach Perzeption der betreffenden 

Investoren könnten Investitionen ausbleiben. Daraus resultierend ergeben sich 

wirtschaftliche Nachteile, die sich auf den Staatshaushalt auswirken und soziale 

Unruhen zur Folge hätten. Somit wäre die Staatsintegrität mittelbar gefährdet. Im 

globalen Kontext betrachtet sich Südafrika als Teil einer globalisierten und 

interdependenten Weltgemeinschaft. Daher ist Südafrika an einer sicheren und 

friedlichen Welt interessiert.  

 

2. Autonomie im internationalen System: Ein Staat hat ein Interesse an Autonomie im 

internationalen System. Dies betrifft zum einen die Anerkennung als Staat in der 

Weltgemeinschaft, zum anderen aber auch die grundsätzliche Nichteinmischung 

anderer Staaten und Organisationen in innere Angelegenheiten.  

                                                 
280 Einteilung in Anlehnung an: van Niekerk, Dewald: Foreign Policy, in: Governance, Politics, and Policy in 
South Africa, a.a.O. S. 218-227. 
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Südafrika sieht diesen Punkt als weitgehend erfüllt: durch die Anerkennung im 

internationalen Staatensystem, die sich auch in der Vollmitgliedschaft bei der UN 

ausdrückt. Überdies besitzt das neue Südafrika eine hohe Dichte an bilateralen und 

multilateralen Abkommen, die Ausdruck der Anerkennung der Staatlichkeit 

Südafrikas sind. 

 

3. Wohlstandsinteressen: Eine der Hauptaufgaben des modernen Staates ist die 

Förderung des Wohlstands seiner Bürger. Dazu stehen dem Staat in der 

internationalen Sphäre viele Mittel zur Verfügung, wie bilaterale Abkommen, 

Mitgliedschaften in regionalen Interessengemeinschaften (z.B. SADC, AU u.a.) und 

multilateralen Organisationen (zum Beispiel World Trade Organisation; WTO). 

Südafrika hat ein Interesse an der Fortentwicklung des Wohlstands seiner Bürger und 

sucht zur Verbesserung des Wohlstands, diese auf verschiedenen Ebenen zu erreichen. 

Vor allem die Süd-Süd-Kooperation, aber auch der Ausgleich mit dem Norden stehen 

im direkten Interesse des Landes. 

 

4. Status und Prestige: Staaten sind stetig bemüht, ihren Status und ihr Prestige in der 

Weltgemeinschaft auf- bzw. auszubauen. Dies kann in den Sphären von 

Wirtschaftskraft, militärischer Überlegenheit als auch Diplomatie und Technologie 

erreicht werden. Südafrika will als Garant für Frieden und Sicherheit, Gerechtigkeit 

und Fortschritt auf dem afrikanischen Kontinent sein Prestige und seinen Status 

ausbauen. Die hohe Moralität Nelson Mandelas hat den Grundpfeiler der Orientierung 

Südafrikas gelegt, für einen Staat, der den Wandel der Gesellschaft und des staatlichen 

Systems auf friedliche Art und Weise bewältigt hat und bewältigt. 
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 Abbildung 17: Nationale Interessen der Republik Südafrika nach dem Strategic Plan 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus den oben genannten Interessen lassen sich Prinzipien einer südafrikanischen 

Außenpolitik ableiten. Anhand des Strategic Plan sowie gehaltener Reden, Stellungnahmen 

und Dokumenten über die südafrikanische Außenpolitik ergibt sich folgendes Bild: eine 

Verpflichtung gegenüber der Förderung von Menschenrechten und Demokratie sowie der 

Einhaltung des Rechts und der Förderung des internationalen (Völker-) Rechts und der 

Beziehungen der Staaten untereinander; die Verpflichtung, den internationalen Frieden und 

den internationalen Mechanismen zur Konfliktverhütung nachzukommen und zu befördern; 

den Ausbau des Gewichts Afrikas in der internationalen Politik auch durch eine Stärkung der 

Wirtschaft Afrikas durch regionale und internationale Kooperation in einer globalisierten und 

interdependenten Welt. 

 

Innerhalb des Eigenverständnisses der Regierung von Außenpolitik und aus den 

Handlungsweisen der letzten Jahre ergeben sich für die Politik weitere Richtlinien. 

Außenpolitik ist ein integrativer Teil der Regierungspolitik mit dem Ziel, Sicherheit und 

Lebensqualität aller Staaten des südlichen Afrika zu fördern. Als Mitglied der Vereinten 

Nationen fühlt sich Südafrika verpflichtet, integrativ den Weltfrieden zu fördern und seiner 

Verantwortung als „Weltbürger“ gerecht zu werden.  

Sicherheitsinteressen  
 Südafrika fühlt sich nicht direkt bedroht; 
 an regionaler Stabilität interessiert; 
 in einer globalisierten und interdependenten Welt an Sicherheit und  

Frieden interessiert. 
 
Autonomie    

 weitest gehend erfüllt durch: 
   Anerkennung des Staats-Status durch die Weltgemeinschaft; 
   hohe Dichte an bi- und multilateralen Abkommen. 
 
Wohlstandsinteressen   

 Ausbau des Wohlstands durch: 
 Süd-Süd-Kooperation; 

  Ausgleich mit dem Norden. 
 
Status und Prestige   

 Garant für Frieden und Sicherheit; 
 Gerechtigkeit im internationalen Kontext; 
 Fortschritt des afrikanischen Kontinents.

Eigene Darstellung 
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Eine Verpflichtung gegenüber der Afrikanischen Renaissance und ihrer Umsetzung durch die 

AU und NEPAD ist Ausdruck dieses Verständnisses.  

 

In der ökonomische Entwicklung durch regionale Kooperation im Rahmen der SADC und der 

SACU sieht sich Südafrika in seinen Beziehungen zu anderen afrikanischen Staaten als 

Gleicher unter Gleichen. Ebenso sucht Südafrika freundschaftliche Beziehungen zu allen 

Menschen und Nationen der Welt. Friedensstiftung und Konfliktverhütung gelten als 

Grundpfeiler südafrikanischer Außenpolitik. („Preventive diplomacy and proactive initiatives 

should be the approach, and monitoring mechanisms with african partners is essential.”281). 

Es nimmt daher eine aktive Rolle ein, um internationale Sicherheit zu erreichen, die 

Entwaffnung zu unterstützen, Genozide zu vermeiden, die Proliferation von Waffen zu 

unterdrücken und die Weltsicherheit durch die Stärkung der UN als wichtigstes Gremium für 

Weltsicherheit sowie innerhalb des Non-Aligned-Movements (NAM),282 der AU, der SADC, 

des Commonwealth und anderer multilateraler Organisationen zu forcieren.  

 

Südafrika strebt eine Reform der Bretton-Woods-Institutionen (Weltbank, Internationaler 

Währungsfonds) und der Vereinten Nationen an, um diese Institutionen der aktuellen 

Weltlage anzugleichen und eine Demokratisierung, d.h. mehr Mitspracherecht insbesondere 

für Afrika, zu erreichen. Im Rahmen der multilateralen Organisationen soll die WTO in den 

Bemühungen unterstützt werden, ein international gültiges Regelwerk für den 

grenzüberschreitenden Handel zu installieren und dessen Einhaltung zu gewährleisten.  

Hier sollen die Belange des Südens durch Kooperation - sowohl Süd-Süd-, als auch Nord-

Süd-Kooperation - gestärkt werden. Die Millennium Development Goals (MDG), die von der 

UN im Jahr 2000 verabschiedet wurden und deren Hauptziel die Halbierung der Armut bis 

2015 ist, werden von Südafrika begrüßt und unterstützt. Schließlich arbeitet Südafrika an 

einem positiven Image sowie an der eigenen territorialen Integrität und Souveränität. 

 

Aus diesen erweiterten Prinzipien verwirklichte die Regierung für die Jahre 2003 bis 2005 

und darüber hinaus die Ziele, die in Abbildung 18 zusammengefasst sind. 

 

                                                 
281 Department of Foreign Affairs: Strategic Plan 2003-2005, a.a.O. S. 14. 
282 Die Bewegung der Blockfreien Staaten (Non-Aligned Movement) ist eine Organisation, die sich als 
unabhängige Interessenvertretung von mittlerweile 114 Entwicklungsländern gegenüber bestehenden, meist 
westlichen, Bündnissystemen und den Großmächten versteht. Länder unterschiedlicher politischer Systeme und 
 



 139

Abbildung 18: Portfolio der Außenpolitik 2003-2005 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
Richtungen sollen in der Bewegung eine gemeinsame Stimme finden, mit der man sich auf internationalen Foren 
und in der UN Gehör verschaffen will. 

VVIISSIIOONN  
Our Vision is an African continent, which is prosperous, peaceful, democratic, non-racial, non 
sexist and united and which contributes to a world that is just and equitable. 
 
MMIISSSSIIOONN  
We are committed to promoting South Africa’s national interests and values, the African Renais-
sance and the creation of a better world for all. 
 
SSTTRRAATTEEGGIICC  OOBBJJEECCTTIIVVEESS  

 Through bilateral and multilateral interactions protect and promote South African national 
interests and values 

 Conduct and co-ordinate South African’s international relations and promote its foreign 
policy objectives 

 Monitor international developments and advise government on foreign policy and related 
domestic matters 

 Protect South Africa’s sovereignty and territorial integrity 
 Contribute to the formulation of international law and enhance respect for the provisions 

therof 
 Promote multilateralism to secure a rules based international system 
 Maintain a modern, effective and excellence driven department 
 Provide consular services to South African nationals abroad 
 Provide a world class uniquely South African State Protocol service 

 
VVAALLUUEESS  
The Department of Foreign Affairs adheres to the following values: 

 Patriotism 
 Loyalty 
 Dedication 
 Ubuntu 
 Equity 
 Integrity 
 Batho pele (Übersetzung: zuerst der Mensch) 

Quelle: Department of Foreign Affairs: Strategic Plan 2003 - 2005 
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Zur Erreichung dieser Ziele definiert das Außenministerium drei Kernbereiche seiner Arbeit: 

 

1. Frieden, Sicherheit und Stabilität; 

2. nachhaltige Entwicklung in Afrika und der Welt; 

3. Menschenrechte und Demokratie.283 

 

Die Prioritäten, die sich das Ministerium für die Periode 2003 bis 2005 setzte, waren 

demzufolge: 

 

“1. Facilitate South Africa’s role as African Union chair, and its continuing 
role as part of the African Union Troika. 
2. Implementation of NEPAD. 
3. Regional Integration, with specific reference to SADC and SACU. 

  4. Conflict Prevention, management and resoultion. 
  5. Economic Development and Co-operation. 

6. Respond to the challenge of unilateralism by ensuring the pre-eminence of     
 multilaterlaism and respect for international law. 
7. Develop a positive image of South Africa and to market South Africa 
internationally. 

 8. Provide efficient and effective support services.“284 
 

Im weiteren Verlauf des Strategic Plan definierte Südafrika seine regionalen und 

multilateralen Interessen und die daraus folgende Agenda in diesem Bereich. Der Bericht 

untergliederte sich in Afrika, Asien und „Australasien“ (Australien und Asien), den Mittleren 

Osten, Amerika, Europa und multilateralen Organisationen.  

 

Afrika steht im Zentrum der diplomatischen Bemühungen Südafrikas. Südafrikas Geschicke 

können demnach nur im Zusammenhang mit dem südlichen Afrika und Afrika als Ganzem 

betrachtet werden. Somit möchte Südafrika den „größtmöglichen Grad an ökonomischer 

Kooperation“ („highest possible degree of economic co-operation“285) in der Region und auf 

dem Kontinent erreichen. Dabei nennt Südafrika das besondere Interesse an der Umsetzung 

von NEPAD, dem Ausbau der AU, welche aus der OAU transformiert wurde, sowie die 

Anpassung der SADC an die Bedürfnisse von NEPAD. NEPAD wurde entwickelt als ein 

kontinentales Instrument, welches die Menschen Afrikas im Zentrum sieht und auf 

                                                 
283 Department of Foreign Affairs: Strategic Plan 2003-2005. A.a.O. S. 26. 
284 Ebenda. S. 16. 
285 Ebenda. S. 16. 
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demokratischen Prinzipien beruht. Nach außen soll es den Ländern Afrikas ermöglichen, in 

eine Partnerschaft unter Gleichen mit den Ländern außerhalb Afrikas treten zu können.286  

 

Die Afrikanische Union kann ihr Potenzial nur dann effektiv entfalten, wenn ihre regionalen 

Strukturen voll entfaltet sind. Das stellt eine schwierige Aufgabe an die Regierung Mbeki. 

Ebenso gehört auch die Implementierung des SADC-Programms Regional Indicative 

Strategic Development Plan (RISDP).287 Die Realisierung der Afrikanischen Renaissance soll 

mit den Zielen der AU und NEPAD in den folgenden Bereichen erreicht werden: 

 

- Sicherheit und Stabilität aller SADC-Mitglieder auf- und ausbauen; wirtschaftliche 

und soziale Entwicklung sowie zivilgesellschaftliche Interaktionen; 

- Sicherheit und Stabilität auch für den Rest des Kontinents; wirtschaftliche und 

soziale Entwicklung wie auch zivilgesellschaftliche Interaktionen; Stärkung der 

AU und der Regional Economic Communities (RECs)288, die im Rahmen der AU 

angesiedelt sind; 

- Harmonisierung der nationalen, regionalen und kontinentalen Programme zur 

besseren Ressourcenverteilung und Effizienzsteigerung auf NEPAD. 

 

Ein weiterer wichtiger Pfeiler ist das African Union Outreach Public Awareness 

Programme,289 welches die südafrikanische Regierung über ihr Ministerium und die 

Repräsentanzen weltweit fördern will. 

 

Die Beziehungen zum asiatischen Raum haben seit 1994 merklich zugenommen. Asien, als 

einer der am schnellsten wachsenden Märkte weltweit, ist für Südafrika ein wichtiger 

ökonomischer Partner. Speziell zu Japan, zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt, unterhält 

Südafrika sehr gute und enge Beziehungen. Japan und Taiwan investieren in Südafrika, 

insbesondere in Fabriken der Automobilindustrie. Von der wachsenden Nachfrage in China 

und Indien profitiert somit auch Südafrika. Südafrikanische Firmen finden interessante 

Investitionsmöglichkeiten in China, Indonesien und Thailand in diversen Feldern, z.B. 

                                                 
286 Zu NEPAD siehe Kapitel 5. 
287 Dabei handelt es sich um ein Programm, das die Integration in der SADC-Region stärken und vertiefen soll. 
Quelle: http://www.sarpn.org.za/documents/d0000294/index.php (5.7.2006). 
288 Das sind alle regionalen Organisationen, wie SADC, SACU, ECOWAS u.v.m. Mit diesen Organisationen soll 
eine Integration Afrikas vorangetrieben werden. 
289 Dabei handelt es sich um ein Vermarktungsprogramm, das die AU und NEPAD über die Botschaften und 
Konsulate bekannt machen und anwerben möchte. 
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Bergbau, Elektronik und petrochemische Industrie. Politisch finden sich Übereinstimmungen 

in zentralen multilateralen Themen, wie die Reform der WTO und der UN, internationale 

Entwaffnung, Proliferation von Kleinwaffen und Umweltthemen. Für das Jahr 2003 wurden 

die Erwartungen erfüllt, dass 27 Prozent der Exporte Südafrikas in den asiatischen Raum 

gehen. Südafrika im Einzelnen und Afrika im Gesamten erhalten für NEPAD eine breite 

Unterstützung aus asiatischen Staaten, allen voran Japan, das sich nicht zuletzt in der Tokyo 

International Conference on African Development (TICAD) zur Kooperation bekannt hat. 

Auch das China-Africa Cooperation Forum und India’s Focus Africa Programme wurden mit 

den Inhalten von NEPAD synchronisiert. „Asia comprises of both developing and developed 

countries. It is therefore imperative for South Africa to strengthen ties with this strategically 

important region, to strengthen our relations with countries of the South, and improve our 

multifaceted relations with the developed world, as stated in President Mbeki’s State of the 

Nation Address on 14 February 2003.”290 

 

Die Bedeutung des Mittleren Osten beruht auf seinen immensen Energiereserven. Nicht nur 

die größten Ölvorkommen entstammen dieser Region, sondern auch eine große Menge der 

Gasvorkommen. Historisch betrachtet, erhält diese Region ihre Wichtigkeit als Brücke 

zwischen Europa und Asien. Die Wahrnehmung gegenüber dem Mittleren Osten hat sich 

geändert - spätestens seit den Anschlägen des 11. September 2001 auf das World Trade 

Center in New York und das Pentagon. Die Gefährdung des globalen Friedens durch 

Terrorismus hat in dieser Region eine ihrer Wurzeln, die des islamischen Extremismus. Der 

von der Bush-Administration geführte Kampf gegen den Terrorismus betrifft diese Region im 

Besonderen, wie die Kriege in Afghanistan und im Irak gezeigt haben. Der ungelöste und 

anhaltende Konflikt zwischen Israel und Palästina gilt als Hauptfaktor der Instabilität des 

Nahen und Mittleren Ostens.  

 

Südafrika, wie viele andere Länder weltweit, ist abhängig von Öllieferungen aus dieser 

Region. Daher ist Südafrika an einem stabilen Mittleren Osten interessiert. Politisch sollen die 

Konflikte gelöst und wirtschaftlich die Handelsbeziehungen zu diesen Ländern ausgeweitet 

werden, die zum Großteil von dem Ölexport abhängig sind. Südafrika sucht folglich eine 

Diversifizierung dieser Länder zu unterstützen, indem die Kooperation des Gulf Cooperation 

Councils (GCC) mit der SADC ausgeweitet wird.  

                                                 
290 Department of Foreign Affairs: Strategic Plan 2003-2005. A.a.O. S. 19. 
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Tshwane hat sich als Beobachter in der Organisation of Islamic Conference (OIC) beworben, 

und die League of Arab States hat angekündigt, ein Büro in der Hauptstadt Südafrikas zu 

installieren. Die Bemühungen Südafrikas im israelisch-palästinensichen Friedensprozess und 

die Bemühungen um eine friedliche Lösung des Irakkonflikts haben das Profil und die 

Wahrnehmung Südafrikas in der Staatengemeinschaft geschärft. 

 

Die Interessen Südafrikas am amerikanischen Kontinent lassen sich bezüglich Süd- und 

Nordamerika unterscheiden. Die Länder Lateinamerikas und der Karibik sind für Tshwane in 

Bezug auf dichtere Süd-Süd-Kooperation von Belang. Zusammen mit Jamaika und Kuba 

arbeitet Südafrika in der NAM Zimbali Working Group zusammen, die die Bedeutung der 

NAM im aktuellen globalen Kontext untersucht. Beim Caribbean Community (CARICOM) 

Heads of Government Summit, der im Juli 2003 in Jamaika stattfand, hielt Thabo Mbeki eine 

Rede. Das zweite Treffen der South Africa/Brazil Commission und das dritte Treffen der 

South African/Cuban Bilateral Commission im Jahr 2003 fanden in Südafrika statt. 

Zielsetzung der diplomatischen Beziehungen zu diesen Ländern ist zum einen die Ausweitung 

des politischen Dialogs sowie die Unterstützung dieser Staaten in den Bereichen 

Demokratisierung, Frieden und Sicherheit; zum anderen sollen die wirtschaftlichen 

Beziehungen zueinander ausgeweitet werden, was die Bemühungen um ein 

Freihandelsabkommen zwischen Mercosur (Mercado Común del Sur) und SACU 

unterstreichen.  

 

Nordamerika, als wirtschaftlich mächtigster Raum weltweit, hat für Südafrika eine ebenso 

wichtige Bedeutung. Sowohl die Vereinigten Staaten von Amerika als auch Kanada haben 

ihre Unterstützung für den NEPAD-Prozess innerhalb der G8 und auch bilateral zugesichert 

und bekräftigt („pledged and reiterated“).291 Die Punkte, die Südafrika mit seiner 

Außenpolitik bei den USA erreichen will, sind die Ausweitung des Zugangs südafrikanischer 

und aus dem südlichen Afrika stammender Produkte zum US-Markt, die Ausweitung des 

Schuldenerlasses für die Region des südlichen Afrika, Steigerung der 

Auslandsdirektinvestitionen zugunsten Afrikas sowie wachsende Zahlen nordamerikanischer 

Touristen nach Afrika.292 

 

                                                 
291 Department of Foreign Affairs: Strategic Plan 2003-2005. A.a.O. S. 22. 
292 Vgl. ebenda. S. 22. 
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Die wichtigsten Bereiche der Beziehungen Südafrikas zu den europäischen Staaten und der 

Europäischen Union beinhalten eine ökonomische und eine politische Dimension sowie den 

Beitrag der EU zum NEPAD-Prozess. Die EU stellt den wichtigsten Handelspartner 

Südafrikas dar, was sich im Trade and Development Cooperation Agreement (TDCA), den 

Protokollen und Nebenabkommen über Wissenschaft und Technologie, Weine und 

Spirituosen, Fischerei und im Kontext der WTO äußert.293 Eine gleiche Interessenlage in 

Bezug auf globalen Frieden und Sicherheit, das Bekenntnis zum Multilateralismus, 

nachhaltige Entwicklung und ein Bekenntnis zu einer gerechten Welt haben die Beziehungen 

Südafrikas zur EU und umgekehrt weiter gestärkt, was sich auch an der Unterzeichnung des 

Cotonou-Abkommens, als Nachfolger des Lomé-Abkommens, zeigt.  

 

Mit der Ost-Erweiterung der EU im Jahr 2004 änderte sich auch die Beziehung Südafrikas zu 

diesen Ländern, da diese als Teil der EU automatisch den Acquis Communautaire, d.h. den 

gemeinschaftlichen Besitzstand, übernommen haben und somit eine neue Qualität in den 

Beziehungen zu diesen Ländern entsteht. Eine Annäherung und Ausweitung der bilateralen 

Verträge mit den Staaten Mittel- und Osteuropas (MOE) wird daher angestrebt. Wichtige 

Politikfelder für Südafrika stellen die Ausweitung des Zugangs zum europäischen Markt dar.  

 

Die Beziehung Südafrikas zur Russischen Föderation entwickelt sich hin zu einer 

strategischen Partnerschaft über das Inter-Governmental Committee on Trade and Economic 

Cooperation.  Die Beziehungen zur Türkei sollen insbesondere auf der politischen Ebene 

ausgebaut werden, da die geostrategische Bedeutung der Türkei als Knotenpunkt zwischen 

Euorpa, Asien und dem Mittleren Osten für Südafrika von Bedeutung ist.294 Die Länder 

Skandinaviens, als zuverlässigste Unterstützer Südafrikas und der Region sehen in Tshwane 

den wichtigsten Partner des Kontinents. Viele Projekte zur Demokratisierung, Befriedung und 

zur nachhaltigen Entwicklung des afrikanischen Kontinents haben ihren Ursprung in 

Skandinavien. Direktinvestitionen aus den nordischen Ländern haben seit 1994 stetig 

zugenommen. Zusammen mit der Förderung des Tourismussektors in Südafrika sollen hier 

die Kooperationsformen ausgebaut werden. 

 

                                                 
293 Vgl. ebenda. S. 23. 
294 Vgl. ebenda. S. 24. 
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 Aziz Pahad, stellvertretender Außenminister Südafrikas, beschreibt die Grundpfeiler der 

Außenpolitik wie folgt: „The cornerstone of our foreign policy will be to end conflicts 

peacefully, to achieve a new world order that is more equitable and people-centred and to 

create conditions for sustainable development. This demands that we strengthen and not 

weaken mulitlateralism.”295 Konkret sollen zur Umsetzung dieses Zieles drei Bereiche im 

Mittelpunkt südafrikanischer Außenpolitik stehen: Frieden, Sicherheit und Stabilität; 

nachhaltige Entwicklung in Afrika und der Welt; Menschenrechte und Demokratie. Eine 

Zusammenfassung gibt Abbildung 19. 

 

Südafrika unterstützt einen multilateralen Ansatz bei globalen Themen, insbesondere bei 

Themen, die den Kontinent Afrika direkt betreffen, da ein solcher nach Ansicht des 

südafrikanischen Außenministeriums die beste Chance bietet, die eigenen Interessen und die 

des Kontinents durchzusetzen. Südafrika verfolgt eine weitgehende Reform der wichtigsten 

Organisationen. Im Einzelnen: 

- die der Vereinte Nationen: Reform des Sicherheitsrates und der Bretton-Woods-

Institutionen.296 

- die der World Trade Organisation (WTO): im Rahmen der neuen Doha-Runde sollen 

die Interessen des Südens stärker herausgearbeitet werden.

                                                 
295 Vgl. ebenda. S. 24. 
296 Der Strategic Plan spricht eine Demokratisierung dieser Organisationen an, ohne konkrete Vorstellungen zu 
nennen. Allerdings unterstützt Südafrika die Bemühungen Indiens und Japans,als ständige Mitglieder des UN-
Sicherheitsrates aufgenommen zu werden. Vgl. ebenda. S. 18. 
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Abbildung 19: Schlüsselbereiche mulilateralen Handelns Südafrikas 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Department of Foreign Affairs, South Africa
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4. Die Afrikanische Union: Eine neue Organisation zwischen 

Pan-Afrikanismus und afrikanischem Nationalismus 

 

“By forming the Union, the peoples of our continent have made the 
unequivocal statement that Africa must unite! We as Africans have a common 
and shared destiny! Together, we must redefine this destiny for a better life for 
all the people of this continent. […] Time has come that Africa must take her 
rightful place in global affairs. Time has come to end the marginalisation of 
Africa. We call on the rest of the world to work with us as partners.“297 

 

Die erste Gipfelkonferenz der Staats- und Regierungschefs am 9./10. Juli 2002 in der AU und 

die vorangegangene 38. und letzte Gipfelkonferenz der OAU (gegründet 1963) markierten 

eine neue Phase der Suche nach Einheit der afrikanischen Staaten, in einer Zeit, in der Afrika 

als Kontinent sich vielen Problemen stellen muss, etwa im wirtschaftlichen und 

sicherheitspolitischen Bereich. Ein Jahr zuvor, nämlich am 23. Oktober 2001, verabschiedete 

das Implementation Committee of Heads of State (HIPC) unter der Führung des 

nigerianischen Präsidenten Obasanjo das überarbeitete NEPAD-Dokument. Mbeki zufolge 

muss NEPAD in engem Zusammenhang mit der Gründung der AU gesehen werden, wie auch 

die Operationalisierung der Conference on Security, Stability, Development and Cooperation 

(CSSDC).298 Kurz gesagt stellen die Gründung der AU sowie die Verabschiedung von 

NEPAD den Willen der afrikanischen Staats- und Regierungschefs dar, den veränderten 

Rahmenbedingungen gerecht zu werden, bei gleichzeitigem Aktivismus, der weiteren 

Marginalisierung des Kontinents entgegen zu wirken - und weiter noch: Afrika in eine bessere 

Zukunft zu führen.  

 

                                                 
297 Mbeki, Thabo: Rede während der Gründungsversammlung der Afrikanischen Union. Durban 9. Juli 2002. 
298 Vgl. Nabudere, Dani W.: NEPAD: Historical Background and its Prospects. Präsentation beim “African Fo-
rum for Envisioning Africa”. Nairobi, 26 bis 29. April 2002. Quelle:  
http://www.worldsummit2002.org/texts/DaniWNabudere.pdf (10.8.2006), S. 4.  
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Die Wege hin zu AU und NEPAD sollen in diesem Kapitel skizziert werden, da die 

Entwicklungen, die zur Gründung der AU und der Verabschiedung der NEPAD geführt 

haben, erkennen lassen, wie ernst es den betroffenen Staaten mit einem Neuanfang zu sein 

scheint. Dies zeigt zum einen allein die Geschwindigkeit, mit der die AU gegründet wurde299, 

zum anderen die Qualität der neuen Initiativen, die allein von afrikanischen Regierungschefs 

ausgingen.300  

 

In diesem Kapitel werden Fragen nach den Motiven einer Neustrukturierung und 

Umwandlung der OAU in die AU geklärt und inwieweit AU und NEPAD dem Konzept einer 

Erneuerung des Kontinents gerecht werden. Der weitere Verlauf des Kapitels widmet sich der 

AU: ihrer Organisationsstruktur, ihren Prinzipien und Aufgaben. Tendenziell hat die AU die 

Möglichkeit, Afrika aus der Kooperationsagonie aufzuwecken und - ähnlich wie die EU301 - 

über eine anfängliche Wirtschaftskooperation zu einer Integration zu kommen, die sich dann 

auch auf andere Politikbereiche ausweiten kann. In Afrika eine lange währende Diskussion 

mit den Gegenpolen Pan-Afrikanismus und Afrikanischer Nationalismus. Inwieweit die AU 

die an sie geknüpften Erwartungen erfüllen kann, bleibt abzuwarten. Es ist jedoch 

festzuhalten, dass die Struktur, der Aufbau und die Aufgaben der AU den Prinzipien der 

Afrikanischen Renaissance entsprechen. Die enorme Bandbreite der Aufgaben, denen sich die 

AU stellt - politisch und daraus resultierend institutionell -, stellen eine Herausforderung dar, 

die sogar den eingefleischtesten Afrooptimisten kritisch stimmen lässt. So bemerkte der 

Kameruner Journalist Emmanuel Wongibe in einem Artikel: „As good and enticing as the 

African Union project may look on paper, even the most optimistic of Pan Africanists cannot 

help but be scared by the sheer magnitude of the hurdles to be overcome to make this a 

reality.”302  

 

 

 

                                                 
299 Von dem ersten Vorschlag im September 1999 bis zur ersten Sitzung im Juli 2002.  
300 Die wichtigsten sind hierbei Libyens de-facto-Präsident Muammar al-Gaddhafi, der senegalesische Präsident 
Abdoulaye Wade, der nigerianische Präsident Olusegun Obasanjo und der südafrikanische Präsident Thabo 
Mbeki sowie der algerische Präsident Abdelaziz Bouteflika. 
301 Die Strukturen der AU und die Aussagen der Architekten der AU sehen strukturell eher die EU als die USA 
als Vorbild. Vgl. auch Meyns, Peter: Die „Afrikanische Union“ – Afrikas neuer Anlauf zu kontinentaler Einheit 
und globaler Anerkennung: in: Afrika Jahrbuch 2002 Hamburg. S. 60.  
302 Wongibe, Emmanuel: Africa at the Crossroads, in: Development and Cooperation, Volume 5, Septem-
ber/October 2001. S. 28. 
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4.1. Auf dem Weg zu AU und NEPAD 
 
Sowohl die Gründung der AU als auch die Verabschiedung der NEPAD sind einerseits 

Antworten auf die veränderten Rahmenbedingungen, denen sich Afrika seit dem Ende der 

Apartheid in Südafrika und somit dem endgültigen Zeichen, dass Afrika dekolonisiert wurde, 

und den unmittelbaren Auswirkungen des Endes des Ost-West-Konflikts gegenübersteht. 

Andererseits sind die Genesen von AU und NEPAD keine neuen und abgeschlossenen 

Initiativen, sondern beide greifen Themen auf, die auf dem Kontinent seit etwa hundert Jahren 

bestehen: Bei der AU der Streit zwischen Pan-Afrikanismus und Afrikanischem 

Nationalismus, im Falle der NEPAD die Betonung einer wirklichen Erneuerung Afrikas. 

Vorweg seien genannt die Initiative Gaddhafis eine United States of Africa303 zu gründen, 

sowie der Ausruf Mbekis „Africa must unite!“, der auf den Pan-Afrikanisten Kwame 

Nkrumah zurückgeht.  

 

Die Wege hin zur Gründung der AU und NEPAD kurz zu skizzieren ist wichtig, da sich aus 

den Schritten hin zu diesen Ereignissen der jüngsten afrikanischen Geschichte vielerlei 

Fragen nach Motiven und Beweggründen klären lassen. Des Weiteren kann allein aus den 

historischen Ereignissen heraus abgelesen werden, was an den Initiativen neu ist und was aus 

früheren Initiativen übernommen wurde. Obwohl die NEPAD erst in Kapitel 5 eingehend 

erörtert wird, sollen die Schritte hin zu ihrer Verabschiedung schon in diesem Kapitel 

dargelegt werden, da die Gründung von AU und NEPAD in engem Zusammenhang zu sehen 

sind. Die Dynamik, welche die Überwindung der Apartheid in Südafrika und die veränderten 

globalen Bedingungen freigesetzt haben ist nicht zu unterschätzen und hat einen Prozess in 

Gang gesetzt, der eben in diesen zwei großen Entwürfen der jüngsten afrikanischen 

Geschichte mündete. Nicht nur die Gleichzeitigkeit der Vorschläge zur Gründung der AU und 

der Initiative, die in die NEPAD mündete - der OAU-Gipfel in Sirte 2001 - sondern auch die 

gegenseitige, unbewusste Beeinflussung der zwei Initiativen lässt eine Betrachtung nur im 

gemeinsamen Kontext zu. 

 

 

                                                 
303 So äußerte sich Gaddhafi während der vierten außerordentlichen Sitzung der OAU, die in Sirte, Libyen, 1999 
stattfand.  
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4.1.1. Pan-Afrikanismus versus Afrikanischem Nationalismus und die Afrikanische 
Union 

 

Abbildung 20: Auf dem Weg zur AU 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 20 gibt einen Überblick der wichtigsten Entscheidungen, die zur Gründung der 

AU geführt haben. Auf der Gründungsversammlung zitierte Thabo Mbeki,  während seiner 

Rede im Stadion von Durban den Ausspruch des Pan-Afrikanisten Kwame Nkrumah: „Africa 

must unite!“ Damit brachte Mbeki den Wunsch zum Ausdruck, „in einer veränderten Welt das 

Engagement der Völker und Nationen Afrikas für die kontinentale Einheit erneut zu 

entfachen, das Nkrumah am Ende der Epoche des Kolonialismus [...] einforderte.“304 

Gleichzeitig brachte dieser Ausruf auch zum Ausdruck, dass die Bemühungen der letzten 40 

Jahre, also ungefähr seit der Gründung der ehemaligen OAU, zu kontinentaler Einheit nicht 

sehr weit vorangeschritten waren. So zeigte sich gerade in den 1990er Jahren bei den 

Konflikten in Ruanda und Somalia, dass die OAU unfähig war, auf derartige Ereignisse 

effektiv und wirkungsvoll zu reagieren.305  

 

                                                 
304 Meyns, Peter: Die „Afrikanische Union“ – Afrikas neuer Anlauf zu kontinentaler Einheit und globaler 
Anerkennung, a.a.O. S. 51. 
305 Zum Völkermord in Ruanda und die Verwicklungen der OAU siehe: DesForges, Alison: Kein Zeuge darf 
überleben, Hamburg 2002. 

 88..99..11999999:: 4. außerordentliche Sitzung der Staats- und Regierungschefs der OAU;
Gaddhafi schlägt die Gründung der „Vereinigten Staaten von Afrika“ oder die Schaffung
einer „Union der afrikanischen Staaten“ vor 

 
 

 99..99..11999999:: Entscheidung über die Gründung einer „African Union“ (Sirte Declaration, N°
8 (I)) 

 
 

 1100..  ––  1122..  JJuullii  22000000:: 36. ordentliche Sitzung der OAU in Lomé, Togo: Verabschiedung
der Gründungsakte der AU 

 
 

 99..  ––  1111..  JJuullii  22000011::  37. ordentliche Sitzung der OAU in Lusaka, Sambia:
Verabschiedung der Implementierung der AU („Road Map“) 

 
 

 99..  ––  1111..  JJuullii  22000022:: 38. und letzte ordentliche Sitzung der OAU; 1.
Gründungsversammlung der Staats- und Regierungschefs der AU in Durban,
Südafrika. 1. Vorsitz geht an Südafrika 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Viele Beobachter standen der Gründung der AU positiv gegenüber und bezeichneten diese als 

„Neuanfang“. Die Gründung der AU sei ein Bruch mit der Vergangenheit, da die Länder 

Afrikas nicht länger die Schuld an der Misere bei den Industrieländern suchten, sondern sich 

selbst in der Verantwortung für eine positive Entwicklung in Afrika sahen.306 Das ist 

sicherlich richtig, jedoch geht der Gründung der AU ein fast schon hundertjähriger Streit 

zwischen den Intellektuellen307 und Regierungschefs in Afrika darüber voraus, wie 

Kooperation in Afrika auszusehen habe. So entstand zuerst in der Karibik und den USA die 

Bewegung des Pan-Afrikanismus,308 die Ausdruck einer Rückbesinnung auf vorkoloniale 

Werte darstellte. Die zunächst kulturelle Bewegung wurde nach dem Zweiten Weltkrieg 

zunehmend politischer. Der Afrikaner Kwame Nkrumah wurde einer der glühendsten 

Vertreter des Pan-Afrikanismus, der zur damaligen Zeit auch Einzug in Afrika selbst hielt. 

Demnach sollten sich afrikanische Länder nach der Erreichung ihrer Unabhängigkeit 

zusammenschließen, um das koloniale Erbe zu überwinden und Reste der Fremdherrschaft zu 

beseitigen. 1957 wurde Ghana (die damalige britische Kolonie Goldküste) das erste Land 

Subsahara-Afrikas, das in die Unabhängigkeit entlassen wurde. Sowohl Pan-Afrikanismus als 

auch der afrikanische Nationalismus wurden die wichtigsten Strömungen der 

Unabhängigkeitsbewegung:  

 

                                                 
306 Vgl. Braun, Hans Gert: Die Afrikanische Union - ein Neuanfang mit Perspektive? in: Internationales 
Afrikaforum, Nr. 3/2002. Bonn 2002. S. 203-204. 
307 Anfänglich waren es Intellektuelle, die sich in der Diaspora über ein vereintes Afrika Gedanken machten und 
wie dieses verwirklicht werden könne. 
308 Definition: das Bestreben der Völker und Staaten Afrikas, sich wirtschaftlich und kulturell 
zusammenzuschließen. Die Bewegung begann um 1900 unter den Schwarzen Nordamerikas und Westindiens. 
Sie spaltete sich 1920-1930 in die Reihe der von Intellektuellen (W. E. B. Du Bois, B. Diagne) getragenen pan-
afrikanischen Kongresse und die „Heim-nach-Afrika“-Massenbewegung des Jamaikaners M. Garvey, die v.a. in 
New York Boden gewann. Im französischen Sprachraum blieb der Pan-Afrikanismus bis zum 2. Weltkrieg ein 
rein kulturelles Ziel (Négritude). Nach 1945 verschmolzen die verschiedenen Strömungen zu einer 
realpolitischen afrikanischen Einheitsbewegung: 1958 tagten in Ghana die ersten Konferenzen der unabhängigen 
Staaten und der „Völker“ (d. h. der politischen Organisationen) Afrikas; nach vorübergehender Spaltung der 
Staaten in die Casablanca- und die Monrovia-Gruppe kam 1963 die Organisation für afrikanische Einheit (OAU) 
zustande. Geiss, Immanuel: Pan-Afrikanismus. Frankfurt a. M. 1968. S. 123. 
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„[der Afrikanische Nationalismus] strebte somit ein stabiles 

Nationalbewusstsein an. Soweit der Pan-Afrikanismus in seiner politischen 

Ausrichtung das Ziel verfolgt, Zusammenschlüsse von nationalen Entitäten zu 

realisieren, kann er folglich in Widerspruch zum afrikanischen Nationalismus 

geraten. Dieser Widerspruch hat die Diskussion um pan-afrikanische 

Zielsetzungen zu Beginn der 1960er Jahre stark geprägt und spielt auch in der 

aktuellen Diskussion um die AU eine wichtige Rolle.“309   

 

So entstanden 1961 die Monrovia-Gruppe310 und die Casablanca-Gruppe,311 wobei die 

Casablanca-Gruppe eher radikalere, d.h. pan-afrikanische Ideale verfolgte, und die Monrovia-

Gruppe eher den afrikanischen Nationalismus in den Vordergrund stellte. Unüberbrückbar 

waren die Unterschiede zwischen beiden Gruppen jedoch nicht, schließlich suchte die 

Casablanca-Gruppe nicht eine sofortige Durchsetzung ihrer Ideale, d.h. der sofortigen 

Integration der Staaten. Schließlich kam es auf der Basis der Positionen der zwei Gruppen zur 

Gründung der OAU 1963. Mit der Gründung der OAU behielt die Position der Monrovia-

Gruppe die Oberhand, da es sich bei der OAU um eine intergouvernementale Organisation 

souveräner Nationalstaaten handelte. Somit hatte die OAU von Anfang an vielmehr 

kooperativen denn integrativen Charakter. Dies drückte sich v.a. in Artikel III (1) – (3) der 

OAU-Charta aus, die die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten und die Achtung 

der Souveränität und territorialen Integrität jedes Staates sowie das unantastbare Recht auf 

unabhängige Existenz betonten.  

 

Die OAU wurde im Verlauf ihres fast 40-jährigen Bestehens zu einer festen Größe der 

afrikanischen Politik. Sie vereinte schließlich 53 Staaten; nur Marokko war 1984 aus Protest 

wieder aus der OAU ausgetreten, nachdem die Organisation die Exilregierung West-Sahara 

anerkannte.312 In wichtigen Fragen, etwa der Beseitigung der Reste kolonialer Herrschaft, ist 

Afrika in internationalen Organisationen wie der UN immer geschlossen aufgetreten - nicht 

zuletzt ein Verdienst der OAU.  

                                                 
309 Meyns, Peter: Die „Afrikanische Union“ – Afrikas neuer Anlauf zu kontinentaler Einheit und globaler 
Anerkennung, a.a.O. S. 53. 
310 Bestehend aus Togo, Kongo-Leopoldville (Ex-Zaire), Nigeria, Sierra Leone, Äthiopien, Somalia, Tunesien, 
Liberia, so wie die Brazzaville-Gruppe als Kern (Mauretanien, Senegal, Mali (ehemals französisch Sudan), 
Elfenbeinküste, Benin (ehemals Dahomey), Burkina-Faso (ehemals Obervolta), Niger, Kongo-Brazzaville 
(ehemals Mittel-Kongo), Gabun, Zentralafrikanische Republik (ehemals Oubangui-Chari) und Tschad).  
311 Bestehend aus Ghana, Guinea, Mali, Marokko, Ägypten (damals: Vereinigte Arabische Republik) und die 
Exilregierung Algeriens. 
312 Der Konflikt um das von Marokko besetzte Territorium ist bis heute ungelöst. 
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Allerdings wies die OAU erhebliche Defizite auf, v.a. aufgrund des Gebotes der 

Nichteinmischung in innere Angelegenheiten bei der Konfliktlösung bzw. der Prävention von 

Menschenrechtsverletzungen durch Diktatoren, wie etwa Bokassa oder Nguema. Weit 

dramatischer zeigte sich die Machtlosigkeit der OAU bei der Bekämpfung der 

Wirtschaftskrisen in den 1980er und 1990er Jahren und den innerstaatlichen Konflikten der 

1990er Jahre. „Durch den Vorrang, den sie in ihrem Selbstverständnis der nationalen 

Souveränität gegeben hatte, hatte die OAU sich bei Fragen der wirtschaftlichen, sozialen, 

politischen und militärischen Sicherheit, die zunehmend in den Vordergrund rückten, selbst 

die Hände gebunden.“313 Rückblickend hatte die OAU ein eher negatives Image. Gino Naldi, 

ein Beobachter der OAU, schreibt daher: 

 

“The OAU was established in a sea of idealism and expectations of its 
achievements may have been unrealistically inflated. It cannot be denied that 
the OAU has disappointed, often reflecting inter-State divisions and 
demonstrating impotence in the fact of internal repression and human right 
abuses.“314 

 

Eine weitere Kritik, der die OAU ausgesetzt war, war, dass diese als „Bühne“ fungierte, auf 

der sich afrikanische Führer präsentieren konnten, um ihre eigene Bedeutung hervorzuheben 

und ihre Stellung in der afrikanischen Politik zu stärken.315 Mit dieser Art der 

Selbstdarstellung gerieten die Beschlüsse, die die OAU gefasst hatte, eher ins Abseits und 

wurden teilweise gar nicht umgesetzt. Eine Versammlung als Politikforum der Eitelkeiten, 

das nicht den Notwendigkeiten entsprach, war oft die Folge.  

 

Die genannten Kritikpunkte können als Gründe genannt werden, warum eine Auflösung der 

OAU oder ihre Umwandlung von Nöten war. Hauptgrund sind jedoch vielmehr die stark 

veränderten Rahmenbedingungen im politischen wie sozioökonomischen Bereich in den 

1990er Jahren: 

 

                                                 
313 Meyns, Peter: Die „Afrikanische Union“ – Afrikas neuer Anlauf zu kontinentaler Einheit und globaler 
Anerkennung, a.a.O. S. 55. 
314 Naldi, Gino J.: The Organisation of African Unity. An Analysis of its role, London 1999. S. 38. 
315 Vgl. El Ayouty, Yassin (Hg.): The Organisation of African Unity after Thrity Years, London 1994. S. 53ff. 
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- Die OAU war aus dem Willen entstanden, die Entkolonisierung des Kontinents zu 

beschleunigen und zu vollenden. Mit dem Ende des Apartheidregimes in Südafrika 

1994 wurde dieser Schritt vollzogen. Neue Aufgaben waren mehr im 

wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Bereich zu suchen. Die African 

Economy Community, die 1991 gegründet wurde, ist in die neue AU integriert 

worden, und NEPAD sieht sich ebenso als integrativer Teil der AU. 

 

- Die innerstaatlichen Konflikte, die mit den Genoziden von Ruanda und Somalia 

eine neue - traurige - Qualität erreichten, bedurften einer neuen Definition von 

staatlicher Souveränität. Ein Interventionsgebot aus humanitären Gründen musste 

durchsetzbar werden - im übrigen kein explizites Problem der OAU, sondern 

vielmehr eine allgemeine Neuausrichtung des Völkerrechts. Eben hier lebt die 

Diskussion zwischen Pan-Afrikanismus und Afrikanischem Nationalismus wieder 

verstärkt auf. 

 

- Die beschleunigte Globalisierung nach dem Ende des Ost-West-Konflikts setzte 

die OAU im Hinblick auf afrikanische Wirtschaftskooperation und –integration 

enorm unter Druck. Auf der OAU-Gipfelkonferenz von 1990 sprachen die Staats- 

und Regierungschefs schon von der „Gefahr der Marginalisierung unseres 

Kontinents.“316 Bei der Gipfelkonferenz von 1999, in deren Rahmen Gaddhafi den 

Vorschlag unterbreitete, eine neue Kooperationsgemeinschaft zu gründen, aus der 

schließlich die AU hervorgegangen ist, stand u.a. die Frage nach der Ausrichtung 

Afrikas in einer globalisierten Welt im Mittelpunkt. 

 

Der Elan und die Geschwindigkeit, in der die OAU in die AU umgewandelt wurde, ist 

beeindruckend. Vom ersten Vorschlag bis zur feierlichen Gründung in Durban vergingen nur 

drei Jahre. Dabei stellen sich hier zwei Fragen: Warum konnte die AU so schnell gegründet 

werden? Und warum war Gaddhafis Interesse an Afrika auf einmal so groß?  

 

                                                 
316 „These, we found, constitute major factors which should guide Africa’s collective thinking about the chal-
lenges and options before her in the 1990s and beyond in view of the real threat of marginalisation of our conti-
nent.” Declaration of the Assembly of Heads of State and Government of the Organisation of African Unity on 
the Political and Socio-Economic Situation in Africa and the fundamental Changes Taking Place in the World. 
Assembly of Heads of  State and Government. Twenty-sixth Ordinary Session 9 – 11 July 1990, Addis Abeba, 
Ethiopia. N° 2. AHD/Decl. 1 – 2 (XXVI), AHG/Res. 190 – 200 (XXVI) Rev. 1. Quelle: http://www.africa-
union.org/root/au/Documents/Decisions/hog/zHoGAssembly1990 (28.08.06). 
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Gaddhafis Außenpolitik ist aufgrund seines exzentrischen Auftretens und seines eigenen 

persönlichen Stils oft als undurchsichtig und er selbst als unberechenbar tituliert worden. 

Letztendlich war seine Politik „an seinen Machtambitionen und am nationalen Interesse 

Libyens ausgerichtet.“317 In seinem politischen Leben war die Hinwendung zu Nordafrika, 

zur arabischen und islamischen Welt, von Vorrang. Das neue Interesse an Afrika beruhte auf 

der internationalen Kritik, der sich Gaddhafi ausgesetzt sah, insbesondere bei den 

Verhandlungen zum Lockerbie-Attentat von 1988, bei dem libysche Attentäter als 

Hauptverdächtige galten, und den Verwicklungen des libyschen Geheimdienstes, die 

Gaddhafi v.a. bei den USA und Großbritannien in Ungnade fielen ließen. Des Weiteren 

zeigten die verhängten UN-Sanktionen von 1992/93 ihre Auswirkungen. So suchte Gaddhafi 

die Kooperation mit den westlichen Ländern und den afrikanischen Staaten, da diese für seine 

Anliegen mehr Unterstützung versprachen. Der Durchbruch für Gaddhafi war die 

Unterstützung der OAU bei dem Disput um die Lockerbie-Attentate zwischen Libyen auf der 

einen und den USA und Großbritannien auf der anderen Seite.  

 

Während des vierten OAU-Sondergipfels, der vom 8. bis 9. September 1999 unter Gaddhafis 

Vorsitz in Sirte, Libyen, abgehalten wurde, überraschte dieser die Staats- und 

Regierungschefs mit zwei Vorschlägen, die OAU umzuwandeln. Ein Entwurf sah die 

föderalen „Vereinigten Staaten von Afrika“ vor, der andere Entwurf sprach von der Schaffung 

einer konföderalen „Union der afrikanischen Staaten“. Wie es Gaddhafis Auffassung von 

Politik entsprach, wurden die Mitgliedstaaten vorher nicht informiert, obwohl Artikel XXXII 

der OAU-Charta festlegte, dass solcherlei Vorschläge ein Jahr zuvor den Mitgliedstaaten 

unterbreitet werden müssten. Gaddhafi bevorzugte die föderale Struktur; somit ist er als Pan-

Afrikanist einzustufen. Festzustellen bleibt, dass Gaddhafi mit seinen Vorschlägen die 

Diskussion über die Organisationsform der afrikanischen Einheit, die 1963 zugunsten der 

intergouvernementalen OAU entschieden wurde, neu entfachte. Hier setzt der Vergleich 

Gaddhafis mit Nkrumah an. War damals der Wortführer der Pan-Afrikanisten noch Nkrumah, 

so war es dieses Mal Gaddhafi gewesen.  

 

                                                 
 
317 Meyns, Peter: Die „Afrikanische Union“ – Afrikas neuer Anlauf zu kontinentaler Einheit und globaler 
Anerkennung, a.a.O. S. 57. 
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Mit dem Inkrafttreten des Abuja-Vertrages 1994, der die Errichtung der African Economic 

Community (AEC) vollzog, gab es zwei Vertragswerke, die die afrikanische Einheit 

begründeten. Somit kam die Initiative Gaddhafis nicht grundlos, sondern hatte durchaus ihre 

Daseinsberechtigung. Allerdings waren die Vorschläge des libyschen Staatschefs für die 

anderen Mitglieder indiskutabel. Um jedoch einen Disput zu vermeiden, wurde kurzerhand 

eine Arbeitsgruppe gebildet. Buchstäblich über Nacht arbeitete diese Arbeitsgruppe eine 

Deklaration aus, die am 9. September 1999 von den Staatschefs der OAU-Mitgliedstaaten 

unterzeichnet wurde und als Sirte Declaration den Beginn der Umstrukturierung und 

Überführung der OAU in die AU einläutete. In der Erklärung heißt es: „We DECIDE TO: (i) 

Establish an African Union, in conformity with the ultimate objectives of the Charter of our 

Continental Organisation and the provisions of the Treaty establishing the African Economic 

Community.”318 Bei der Erklärung war es den Staats- und Regierungschefs besonders wichtig, 

dass die neue Organisation auf den Prinzipien der OAU aufgebaut werden sollte. Im Ergebnis 

ist die AU strukturell mehr eine Kooperations- denn eine integrative Gemeinschaft. Ferner 

legte die Sirte Declaration einen Zeitplan fest, demzufolge schon während der nächsten 

Gipfelkonferenz 2000 ein Entwurf für die Gründungsakte der AU vorliegen sollte. Für die 

feierliche Annahme der Gründungsakte war ein weiterer Sondergipfel in Sirte vorgesehen. In 

der Sirte Declaration waren zwei weitere Punkte angesprochen, die die Struktur der 

zukünftigen AU tangierten. Zum einen wurden die Präsidenten Algeriens (Bouteflika) und 

Südafrikas (Mbeki) beauftragt, mit den Gläubigern Afrikas Gespräche aufzunehmen um über 

einen Schuldenerlass zu diskutieren. Zum zweiten wurde auf besonderen Wunsch des 

nigerianischen Staatschefs Obasanjo die Einberufung einer Conference on Security, Stability, 

Development and Cooperation beschlossen. Obasanjo führte bereits 1991 als Vorsitzender 

des zivilgesellschaftlichen African Leadership Forum eine solche Konferenz in Kampala an.  

 

                                                 
318 Sirte Declaration. Fourth Extraordinary Session of the Assembly of Heads of State and Government. Sirte, 
9.9.1999. Punkt 8. 
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Die Arbeiten an der Gründungsakte wurden mit großer Intensität betrieben. Während dieser 

ersten Sitzungen der afrikanischen Experten versuchte Gaddhafi immer wieder, Einfluss auf 

die Delegierten auszuüben. So ermahnte er diese beim zweiten Expertentreffen in Libyen 

persönlich, sich auf Grundlage der libyschen Entwürfe zu beraten. Bei der anschließenden 

Sitzung forderte der libysche Sitzungsleiter, dass die Arbeit „in Übereinstimmung mit den 

Direktiven des Revolutionsführers“319 abgehalten werden sollte. Das Treffen musste 

schließlich unverrichteter Dinge abgebrochen werden, da Gaddhafi nicht bereit war, von 

seinem harten, pan-afrikanischen Kurs abzuweichen. Bei der nachfolgenden Ministersitzung 

kann als Hauptstreitpunkt wieder die Frage nach einer pan-afrikanischen oder einer dem 

afrikanischem Nationalismus folgenden AU identifiziert werden. Schließlich sind, wie oben 

erwähnt, Elemente aus der OAU in die AU übergegangen. Gaddhafi musste hier viele seiner 

Ideale aufgeben, damit es zu einer Einigung kommen konnte. Intergouvernementale Elemente 

überwiegen in der AU-Struktur heute eindeutig.  

 

Als der Sirte-2-Gipfel Anfang März 2001 stattfand, hatten zur feierlichen Annahme der 

Gründungsakte der AU noch nicht die erforderliche Anzahl von 36 Staaten - das entspricht 

einer Zweidrittelmehrheit laut Artikel 28 der Gründungsakte - ihre Unterschriften beim 

Generalsekretariat der OAU hinterlegt. Dennoch legte der Vorsitzende Eyademá aus Togo die 

Resolution vor, die Errichtung der AU feierlich zu begehen. Folge war eine 

Marathonverhandlung zwischen den Staats- und Regierungschefs, bei der ein Kompromiss 

zustande kam: Die Errichtung der AU sollte verkündet werden, jedoch mit der 

Einschränkung, dass es sich hierbei lediglich um eine Willenserklärung handelte, da die 

erforderliche Mehrheit noch nicht erreicht war. Die Erklärung lautete wie folgt: 

 

 “[...] 1. To proudly declare the establishment of the African Union by the 

unanimous will of Member States;   

2. That the legal requirements for the Union will have been completed upon the 

deposit of the 36th instrument of ratification of the Constitutive Act of the Afri-

can Union;“320 

 

                                                 
319 Meyns, Peter: Die „Afrikanische Union“ – Afrikas neuer Anlauf zu kontinentaler Einheit und globaler 
Anerkennung, a.a.O. S. 59. 
320 Decision adopted by the fifth Extraordinary Session of the Assembly of the Heads of State and Government 
of the OAU/AEC. Sirte, 2.3.2001. 
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Die Errichtung der AU in Sirte kann als Prestigeerfolg für Libyen bezeichnet werden. 

Allerdings konnten eine Woche später Nigeria und Südafrika als 35. und 36. Staaten, die die 

Ratifizierungsurkunde hinterlegten, ihrerseits einen Erfolg verbuchen, da mit diesen Staaten 

die nötige Zweidrittelmehrheit nun erreicht war. Der 38. ordentliche Gipfel der OAU wurde 

somit die letzte Sitzung der OAU und zugleich die erste Sitzung der AU, die in Durban, 

Südafrika stattfand. Beschlossen wurde hier, dass der 2. März ab sofort als Unionstag feierlich 

begangen werden sollte.321  

 

4.1.2. Vom Lagos-Plan of Action zu NEPAD 
 
 

Die New Partnership for Africa’s Development (NEPAD) ist ein Versprechen von 

afrikanischen Führern, die Armut zu überwinden und die afrikanischen Länder auf einen Kurs 

zu bringen, der nachhaltiges Wachstum und nachhaltige Entwicklung verspricht.322  

 

NEPAD ist somit kein neues Kapitel in den Bemühungen Afrikas, sich aus seiner Misere zu 

befreien. Vielmehr ist die Initiative die logische Konsequenz aus der Vergangenheit unter den 

veränderten Rahmenbedingungen des 21. Jahrhunderts. Psychologisch betrachtet ist NEPAD 

der Versuch der Afrikaner und ihrer politischen Führung, über pan-afrikanische Strukturen 

ihren Kontinent im sozialen und wirtschaftlichen Bereich erfolgreich zu transformieren. 

Gleichzeitig ist NEPAD Ausdruck des Selbstbestimmungsanspruchs Afrikas. Eben diese zwei 

Punkte lassen sich spätestens seit der Dekolonisierung des Kontinents in den politischen 

Bemühungen und intellektuellen Diskursen immer wieder finden. Ohne Zweifel unterscheidet 

sich NEPAD signifikant von allen vorhergehenden Bemühungen. Allerdings ist die 

Motivationsgrundlage über die Jahrzehnte hinweg die Gleiche geblieben. Dass NEPAD ein 

Ergebnis eines fortwährenden Prozesses und nicht im luftleeren Raum entstanden ist, sollen 

die folgenden Erläuterungen darstellen.  

                                                 
321 Während der 2. ordentlichen Sitzung der AU in Maputo im Jahr 2003 wurde beschlossen, dass von nun an der 
09. September der Africa Day sein soll. Zweifelsfrei ein Erfolg für Gaddhafi, da an diesem Tag 1999 Gaddhafi, 
während der außerordentlichen Sitzung in Sirte, Libyen, den Staats- und Regierungschefs seinen Vorschlag über 
die Gründung der Vereinigten Staaten von Afrika machte.  
322 „1. This New Partnership for Africa’s Development is a pledge by African leaders, based on a common vision 
and a firm and shared conviction, that they have a pressing duty to eradicate poverty and to place their coun-
tries, both individually and collectively, on a path of sustainable growth and development, and at the same time 
to paticipate actively in the world economy and body politic.” The New Partnership for Africa’s Development, 
Abuja Ocotber 2001. Preamble.  
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Dass sich afrikanische Politik immer wieder um neue Initiativen bemüht hatte, um den 

Kontinent aus der Krise zu helfen, zeigen unzählige Verträge, Pläne oder sonstige 

Anstrengungen. Eine Richtungsänderung von Dekolonisationsbemühungen und Forderungen 

nach „Reparationszahlungen“ hin zu eigenen Initiativen zeichnete sich in den 1980er Jahren 

mit der Verabschiedung des Final Act of Lagos (1980) ab. Abbildung 21 gibt einen Überblick 

über die wichtigsten Bemühungen seit den 1980er Jahren. 

 

Abbildung 21: Entwicklungsagenda in den 1980er und frühen 1990er Jahren 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Lagos Plan of Action, der 1980 von den Staats- und Regierungschefs der OAU 

verabschiedet wurde, ist aufgrund seines entwicklungspolitischen Ansatzes von Bedeutung. 

Die bis dahin verfolgte Entwicklungspolitik beruhte grob gesagt auf der Übertragung 

westlicher Technologien auf den afrikanischen Kontinent und der Streuung der 

Entwicklungsgelder nach dem so genannten Gießkannenprinzip. Ohne näher darauf 

einzugehen, konnte diese Politik als gescheitert erklärt werden.323 Im Lagos Plan of Action 

wurde die Selbstständigkeit (self reliance) betont. Hinter diesem Konzept steckte die 

Überlegung, dass - ausgehend vom Vertrauen auf die eigenen Kräfte - die eigenen, 

vorhandenen Ressourcen ausreichend sind, um die menschlichen Grundbedürfnisse zu 

befriedigen. Des Weiteren sah dieses Konzept die Konzentration auf den afrikanischen 

Binnenmarkt sowie die Beteiligung der Bevölkerung an politischen Entscheidungen vor. Das 

Ziel sollte durch Massenmobilisierung verwirklicht werden.  

                                                 
323 Siehe dazu: Winter, Johannes: Entwicklungspolitik im Wandel der Zeit, in: Weltpolitik, Nr. 2/2002, o.O. S. 
12-33. 

11998800:: LAGOS PLAN OF ACTION for the Economic Development of Africa 1980 - 2000 
 
 11998866:: Africa’s Priority Programme for Economic Recovery 1986 - 1990 (APPER) 

 später Umwandlung in United Nations Programme of Action for Africa’s Economic Re-
covery and Development (UN-PAAERD) 

 
11998899:: The African Alternative Framework to Structural Adjustment Programme for 
Socio-Economic Recovery and Transformation (AAF-SAP) 
 
 11999900:: The AFRICAN CHARTER for Popular Participation for Development 
 

11999911:: The United Nations New Agenda for the Development of Af-
rica (UN-NADAF)  

Quelle: Eigene Darstellung
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Als weitere Konsequenz aus der Selbstständigkeit entstand die kollektive Selbständigkeit 

(collective self-reliance), bei der die afrikanischen Staaten durch Zusammenarbeit zum einen 

in den Verhandlungen mit dem Norden gestärkt würden und zum anderen die Kooperation auf 

politischer, wirtschaftlicher und sozialer Ebene ausgebaut werden sollte. Der Lagos Plan of 

Action war ein Aktionsplan, der sich das wirtschaftliche Vorankommen der afrikanischen 

Staaten zum Ziel setzte und auf 20 Jahre angelegt war und verwirklicht werden sollte durch 

die Schaffung zollfreier Wirtschaftszonen (preferential trade areas) und dem Auf- und 

Ausbau des Intrakontinentalhandels. Bis zum Jahr 2000 sollte dann eine kontinentale 

Wirtschaftsgemeinschaft aufgebaut sein. Schwere wirtschaftliche Krisen sowie Bürgerkriege 

verhinderten jedoch die Umsetzung der Pläne, weiterhin die Zersplitterung und 

Interessengegensätze der afrikanischen Staaten. Wichtig bleibt zu betonen, dass mit dem 

Lagos Plan of Action und dem dort verabschiedeten Prinzip der self-reliance ein Umdenken 

bei den Staats- und Regierungschefs Afrikas stattgefunden hat. 

 

Bei der 21. ordentlichen Sitzung der OAU in Addis Abeba 1985 erklärten die anwesenden 

Staats- und Regierungschefs:  

 

“6. We re-affirm that the development of our continent is the primary 
responsibility of our Governments and people. We are, therefore, determined 
to take concrete actions and measures individually and collectively for the 
achievements of the economic development of our continent in unity and 
solidarity of African peoples and Member States.“324 

 

Im Ergebnis wurde Africa’s Priority Programme for Economic Recovery (APPER) 1986 - 

1990 verabschiedet, das später in das United Nations Programme of Action for Africa’s 

Economic Recovery and Development (UN-PAAERD) umgewandelt wurde. Die Resolution 

der Generalversammlung, die das Programm ins Leben rief325, betonte die verheerenden 

Auswirkungen der weltweiten Wirtschaftskrise besonders auf die Staaten Afrikas.  

                                                 
324 Declaration on the Economic Situation in Africa adopted by the Twenty-first Ordinary Session of the Assem-
bly of Heads of State and Government of the Organisation of African Unity. AHG/DECL.1 (XXI). Addis Abeba, 
16-20 July 1985. Quelle: http://www.africanreview.org/docs/govern/changes.pdf (28.08.06). 
325 Dies war die 8. Plenarsitzung der UN-Generalversammlung vom 1. Juni 1986, A/RES/S-13/2. 
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Mit der Gründung der UN-PAAERD wollte die UN die Bemühungen, die die OAU seit dem 

Lagos Plan of Action und dem APPER unternahm, unterstützen. In der Resolution wird im 

Punkt A (9) und A (10) 326 ausdrücklich auf diese Pläne Bezug genommen. Durch sie erfuhr 

das Prinzip der self-reliance als neues Dogma weltweite Anerkennung. 1989 bekräftigte die 

UN-Generalversammlung mit einer Resolution die Bemühungen um den ökonomischen 

Aufstieg Afrikas und empfahl der „international community, including the multilateral 

financial and development institutions, to consider the African Alternative Framework as a 

basis for constructive dialogue and fruitful consultation.“327 Das genannte African Alternative 

Framework war das bereits erwähnte AAF-SAP, das mit dieser Resolution verabschiedet 

wurde. 

 

Die African Charter for Popular Participation in Development and Transformation wurde im 

Februar 1990 in Arusha, Tansania, verabschiedet. Anlass war die International Conference on 

Popular Participation in the Recovery and Development Process in Africa. An der Konferenz 

beteiligt waren zum einen zivilgesellschaftliche Organisationen aus Afrika, zum anderen die 

Regierungen der afrikanischen Staaten und Vertreter diverser UN-Organisationen, die sich 

mit der Thematik auseinander gesetzt haben. Die verabschiedete Charta beruhte auf 

Vorschlägen von NGOs und den Ergebnissen der Halbzeitüberprüfung der UN-PAAERD von 

1988. Das Neuartige an der Charta war die umfassende Beteiligung zivilgesellschaftlicher 

Elemente und darüber hinaus die teilweise Umsetzung der Vorschläge von NGOs. Beim 

Lagos Plan of Action hieß es noch, dass man die Bevölkerung am politischen Prozess 

teilhaben lassen wollte, damit aus der veranschlagten Politik eine Massenbewegung würde. 

Hier hat man nun konsequent die Gesellschaft mit einbezogen. Ergebnis war, dass ein 

weiterer Schritt zur Umsetzung der Ziele des Lagos Plan of Action erreicht wurde. Inzwischen 

gilt die Einbindung der Zivilgesellschaft als selbstverständlich.  

 

                                                 
326 A (9) führt aus: „9.  The African countries have fully committed themselves to the implementation of a sharply 
focused, practical and operational set of activities, priorities and policies, as elaborated in Africa's Priority 
Programme for Economic Recovery 1986-1990. The successful implementation of the Priority Programme will 
lay the foundation for durable structural changes, improve levels of productivity and ensure the rapid recovery 
of the African economies while at the same time enhancing long-term development prospects.” Ebenda. A (10) 
führt aus: “10. The implementation of the Priority Programme should contribute to the realization of the Lagos 
Plan of Action for the Implementation of the Monrovia Strategy for the Economic Development of Africa, the 
Industrial Development Decade for Africa, proclaimed by the General Assembly in its resolution 35/66 B of 5 
December 1980, the Transport and Communications Decade in Africa, proclaimed by the Assembly in its resolu-
tion 32/160 of 19 December 1977, and the Harare Declaration on the food crisis in Africa, adopted on 25 July 
1984 by the Thirteenth FAO Regional Conference for Africa.” Ebenda. 
327 UN General Assembly, 60th Plenary meeting, 17.11.1989. A/RES/44/24. N° 2. 
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Die Antwort der UN auf die veränderte Situation in der Welt - auf das Ende des Ost-West 

Konflikts - für Afrika war The United Nations New Agenda for the Development of Africa, die 

1991 von der UN-Generalversammlung verabschiedet wurde.328 Auch hier berief man sich 

auf die vorangegangenen Resolutionen, die ihren Ursprung im Lagos Plan of Action hatten. 

Im Laufe der 1990er Jahre, insbesondere nach der Überwindung der Apartheid in Südafrika 

und den ersten freien Wahlen 1994, sprach man in Afrika von der dritten und endgültigen 

Befreiung aus der Kolonisation. Zusammen mit den enorm schnell voranschreitenden 

globalen Veränderungen erfuhr der Prozess, den Veränderungen politisch gerecht zu werden, 

einen enorm hohen Druck. Vorangetrieben wurde der vom damaligen südafrikanischen 

Vizepräsidenten Thabo Mbeki und dem senegalesischen Präsidenten Abboulaye Wade, aber 

auch vom nigerianischen Präsidenten Olusegun Obasanjo und dem algerischen Präsidenten 

Abdul Aziz Bouteflika.  

 

Während des außerordentlichen Gipfeltreffens der Staats- und Regierungschefs der OAU in 

Sirte, Libyen, im März 2001 stellte Thabo Mbeki das Millenium Partnership for African 

Recovery Programme (MAP) vor. MAP ist die Grundlage für die spätere NEPAD-Initiative. 

Unterstützt wurde Mbeki von Bouteflika und Obasanjo. So steht in der Einleitung zum MAP - 

wie später nahezu wörtlich zitiert in NEPAD:  

 

“1. The Millennium Partnership for the African Recovery Programme is a 
pledge by African leaders based on a common vision, and a firm and shared 
conviction that they have a pressing duty to eradicate poverty and to place 
their countries, both individually and collectively, on a path of sustainable 
growth and development, and to participate actively in the world economy and 
body politic.“329 
 

 

                                                 
328 United Nations New Agenda for the Development of Africa in the 1990s, G.A. res. 49/142, 49 U.N. GAOR 
Supp. (No. 49) at 52, U.N. Doc. A/49/49 (1994). 
329 The Millenium Partnership for the African Recovery Programme (MAP). Pretoria  2001. Introduction, N° 1.  
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Das MAP, wie später auch NEPAD, war von Beginn an ein detaillierter Plan für die 

ökonomische und soziale Erneuerung des Kontinents. Dies sollte mit Hilfe und in enger 

Kooperation der entwickelten Länder vorangetrieben werden.330 Dani Nabudere beschreibt 

das MAP wie folgt: „It was anchored on the determination of Africans to extricate themselves 

and the continent from the malaise of underdevelopment and exclusion in a rapidly 

globalising world.“331 Zur selben Zeit, da Mbeki am MAP arbeitete, entwarf der 

senegalesische Präsident Wade einen eigenen Plan, um Armut und Unterentwicklung im 

neuen Jahrhundert überwinden zu können. Während des Jaunde-Gipfels der OAU vom 17. bis 

19. Januar 2001 stellte Präsident Wade seinen Omega Plan vor.  

 

Der Name „Omega“ wird in der Einführung erläutert: „Takes its name from the fact that it 

needs not be personalized as the idea, once stated, is meant to grow from the contributions of 

others in various environments. As a consequence, the Plan as a whole will be everybody‘s 

plan : this is the reason why it is given an anonymous name.”332 Der Omega Plan war wie das 

MAP eine auf den ganzen Kontinent ausgelegte Initiative, die sich zum Ziel setzte, die 

Bedürfnisse des Kontinents durch die Überwindung der Lücken zu den industrialisierten 

Ländern, die in den Bereichen Infrastruktur, Bildung, Gesundheit und Landwirtschaft gesehen 

wurden, zu befriedigen. Wade betonte die Einbindung der UN sowie der industrialisierten 

Länder, speziell des privaten Sektors. Eine Kombination aus Schuldenerlass, eigenen 

Anstrengungen und Investitionen des privaten Sektors wie auch Hilfen der internationalen 

Gemeinschaft sollten zur schrittweisen Überwindung der Unterentwicklung führen. Der 

Omega Plan konstatiert an mehreren Stellen, dass es sich hierbei nicht um schnell zu 

erreichende Ziele handelt, vielmehr spricht er sogar von einer Laufzeit von 50 Jahren.333  

 

                                                 
330 Dies ist einer der Gründe, warum sich NEPAD von den vorherigen Initiativen absetzt. 
331 Nabudere, Dani W.: NEPAD: Historical Background and its Prospects. Präsentation beim “African Forum for 
Envisioning Africa,” a.a.O. S. 5. 
332 The Omega Plan. Dakar, 2001. Introduction. 
333 „The provisional funding will extend over a long period as the debt installments will cover a fifty year period 
[...].“ Ebenda. Unter dem Punkt Implementation ist zu lesen: “Developed countries are asked to manage the 
interests of these resources on a long term basis […].” Ebenda. 
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Die Parallelen zwischen dem MAP und dem Omega Plan sind erkennbar: Beide Initiativen 

sind für den ganzen Kontinent auf eine längere Zeit angelegt. Beide betonen die 

Eigenanstrengung, und beide versuchen, durch die Ausrichtung des Plans an Forderungen des 

IMF verstärkt internationale Geldgeber zur Teilnahme zu bewegen. So erschien es fast 

logisch, dass beide Pläne zu einem verschmolzen werden sollten, wollten die neuen Führer 

Afrikas nicht die gleichen Fehler begehen, die im Laufe der vorherigen Jahrzehnte begangen 

worden waren, in denen zwar theoretisch der Geist des Pan-Afrikanismus gepredigt wurde, in 

der Realität jedoch viele Aktionen, Pläne und Initiativen nur nationalen Charakter aufwiesen. 
 

Interessant sind die Mobilisierungsbemühungen Mbekis, Unterstützung für seinen Plan zu 

gewinnen, noch bevor dieser überhaupt veröfentlicht wurde. Nach seinem ersten Briefing der 

Teilnehmer des Weltwirtschaftsforums in Davos vom 28. Januar 2001, bei dem Mbeki das 

MAP vorstellte, wurde Mbeki in der Parteizeitschrift ANC Today in größerem Umfang zitiert. 

Er erläuterte hier, mit welchen Politikern er sein Vorhaben diskutiert habe: darunter waren der 

damalige Präsident der USA, Bill Clinton, und dessen Amtskollege Tony Blair, des Weiteren 

der damalige Gouverneur von Texas George W. Bush. Mbeki hatte während der Berlin 

Konferenz Progressive Governance im Juni 2000 die Möglichkeit, mit vielen Staats- und 

Regierungschefs der Industrieländer zu sprechen. Im selben Monat nahm er am Treffen der 

Nordic Prime Ministers sowie des Europarates in Portugal teil. Im Juli nahmen Mbeki, 

Obasanjo und Bouteflika am Treffen der G7-Staaten in Tokio teil. Dort wurden auch 

bilaterale Verhandlungen mit Japan aufgenommen. Einen Monat später sprach Mbeki in 

Pretoria mit Horst Köhler, damaliger Managing Director des IMF, und während des UN 

Millennium Summits in New York im September hielt Mbeki eine Rede vor der 

Generalversammlung und nahm auch dort Gespräche u.a. mit dem russischen Präsidenten 

Wladimir Putin auf. Zur gleichen Zeit traf Mbeki mit dem Generalsekretär der UN, Kofi 

Annan, zusammen.334  

 

Es steht außer Frage, dass die Bemühungen Mbekis von den meisten Kritikern begrüßt 

wurden, jedoch gab es keine (zumindest offiziellen) Absprachen zwischen Mbeki und den 

anderen afrikanischen Führern darüber, wie die Strategie des Kontinents gegenüber den 

anderen Staaten in diesem Punkt aussehen sollte. „It is clear that he did all these briefings 

without coming to any agreement as to what should be Africa’s strategy in this endeavor with 

                                                 
334 Vgl. Mbeki, Thabo: Africa’s People central to success of Recovery Programme, in: ANC Today, 2. February 
2001. S. 2. 
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the other African leaders and African civil society in general.”335 Ein weiterer Beleg für den 

Alleingang Mbekis dürfte das fast gleichzeitige Erscheinen von MAP und Omega Plan sein, 

die beide, wie oben beschrieben, ähnliche Ziele verfolgten. Mbeki wird vorgeworfen, dass er 

erst die Fakten schuf, bevor er die Beteiligung anbot. 

 

Nachdem MAP und Omega Plan sich in ihrer Zielsetzung und Vorgehensweise ähnlich 

waren, war es nur folgelogisch, diese zwei Initiativen zu bündeln. So wurde auf dem OAU-

Gipfel in Lusaka, Sambia am 11. Juli 2001 die Verschmelzung der zwei Initiativen zur New 

African Initiative (NAI) beschlossen. Ziel der NAI sollte gemäß Kapitel 4 des Vertrages sein, 

„achieving sustainable development in the 21st century.“336 Am 20. Juli 2001 wurde die 

Initiative den Teilnehmern des G8-Gipfels in Genua präsentiert. Danach wurde die 

Implementierung der NAI beschlossen. Das Heads of State Implementation Committee 

(HSIC), unter der Führung von Olusegun Obasanjo begann mit der Implementierung am 23. 

Oktober 2001 - zugleich der Beginn der NEPAD wie die Initiative seither heißt. Das Komitee 

beschloss, die NEPAD mit dem HSIC einem Steering Committee und einem Sekretariat zu 

versehen. Sowohl die Aussagen der verschiedenen Staats- und Regierungschefs Afrikas - 

etwa Mbeki oder Obasanjo - als auch der Rahmen der Beschlussfassung von NEPAD lassen 

keinen Zweifel daran, dass NEPAD als eine Initiative der OAU bzw. AU angesehen wird. Die 

Schritte hin zu NEPAD - MAP, Omega Plan, Verknüpfung der zwei Pläne zur NAI und 

schließlich die Verabschiedung von NEPAD - sind allesamt im Rahmen der OAU-Gipfel 

diskutiert und verabschiedet worden.  

 

Wie die Ausführungen gezeigt haben, sind die Gründung der AU und der NEPAD eng 

miteinander verknüpft. Wie anfangs beschrieben, sind die Gleichzeitigkeit sowie die 

gegenseitige Beeinflussung der zwei Initiativen bemerkenswert. Beide wurden jeweils im 

Rahmen der OAU-Gipfelkonferenzen diskutiert und verabschiedet und beide weisen eine 

hohe Geschwindigkeit - von der ersten Idee bis zur Umsetzung - auf. Eine vergleichbare 

Aufbruchstimmung die in Afrika in Bezug auf die zwei Initiativen zu beobachten ist, lässt 

sich in der Geschichte Afrikas der letzten 60 Jahre nicht wieder finden.  

                                                 
335 Nabudere, Dani W.: NEPAD: Historical Background and its Prospects. Präsentation beim “African Forum for 
Envisioning Africa,” a.a.O. S. 6. 
336 A New African Initiative. Merger of the Millenium Partnership for the African Recovery Programme (MAP) 
and Omega Plan. Pretoria, July 2001. Kapitel 4. 
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Im weiteren Verlauf soll geklärt werden, wie die AU strukturiert ist, welche Neuerungen 

gegenüber der OAU eingetreten sind und ob die neue Organisation auch eine neue Qualität 

besitzt und effektiver für die Menschen des Kontinents arbeiten kann. 
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4.2. Die Afrikanische Union 
 
Die Hauptziele der OAU bestanden in der Überwindung der Kolonisation und der Apartheid 

auf dem afrikanischen Kontinent. Darüber hinaus sollte die Einheit und Solidarität der 

afrikanischen Staaten gefördert werden und die Kooperation zur Entwicklung koordiniert und 

intensiviert werden. Der Erhalt der gerade gewonnenen Souveränität und die territoriale 

Integrität der einzelnen Staaten sollten u.a. durch die OAU gewährleistet werden. Im Rahmen 

der UN suchte die OAU die Verbesserung der internationalen Kooperation. 

 

Wie bereits erwähnt, beruft sich die Gründungsakte der AU eindeutig auf die OAU-Charta. 

Die AU als Nachfolgeorganisation der OAU zu bezeichnen, würde jedoch nur zum Teil der 

Realität Rechnung tragen. Wie die Ausführungen zeigen werden, handelt es sich, betrachtet 

man die AU-Gründungsakte, um vielmehr als nur eine Weiterführung der OAU unter neuem 

Namen. Sowohl Quantität, d.h. die Struktur der AU, als auch die Qualität - die Bereiche und 

Zuständigkeiten der AU - weisen im Vergleich zur OAU einen größeren Umfang aus.  

 

Anhand der Erörterungen lassen sich folgende Thesen aufstellen: 

 

1. Potenziell weist die AU eine neue Qualität in der afrikanischen Kooperation und 

Integration auf; 

2. die mangelhafte Ausstattung sowie das Auftreten und Verhalten einiger Staats- und 

Regierungschefs innerhalb der AU-Gremien verweisen auf alte Strukturen, die den 

Prozess einer Erneuerung des Kontinents im Wege stehen könnten; 

3. da sich die Organisation im Aufbau befindet, lassen sich Anspruch und Wirklichkeit 

nur sehr schwer ermitteln. 

 



 168

Die Debatten um Afro-Pessimismus337 und Afro-Optimismus338 lassen sich gerade an den neu 

gegründeten Organisationen und Initiativen wie AU und NEPAD deutlich darstellen. Diese 

politischen Sichtweisen verwässern nicht nur die Realität, sondern sie beeinflussen das 

Voranschreiten der neuen Initiativen auf zwei Ebenen. Zum einen entstehen durch die 

unrealistischen Annahmen des Machbaren Fehlentscheidungen, die nicht nur Geld kosten, 

welches dann in anderen Bereichen fehlt, sondern den Prozess der Erneuerung des Kontinents 

mitunter bremsen. Zum anderen entstehen durch den Afro-Pessimismus negative externe 

Effekte, die dem Image des Kontinents - und damit indirekt dem Vorankommen - Schaden 

zufügen. Tim Hughes führt dazu aus: „It is time to scrap the unhelpful Afro-pessimist / Afro-

optimist nomenclatura […] It is time to drop the destructive labelling that equates 

constructive critique with unpatriotic behaviour.”339  

 

4.2.1. Vision und Zielvorstellungen der AU 

 

Die AU soll Afrikas wichtigste Institution und Hauptorganisation für die sozioökonomische 

Integration des Kontinents darstellen. Die AU setzt sich zum Ziel, eine größere Einigkeit und 

Solidarität zwischen den afrikanischen Ländern und ihren Menschen zu verwirklichen. Die 

Union basiert auf der gemeinsamen Vision eines vereinten und starken Afrikas und der 

Notwendigkeit, die Partnerschaft zwischen den Regierungen und allen Teilen der 

Zivilgesellschaft - insbesondere in Belangen der Frauen, der Jugend und des privaten Sektors 

- zu stärken und die Solidarität und Kohäsion zwischen den Völkern des Kontinents zu 

erweitern. Als kontinentale Organisation setzt sich die AU die Förderung von Frieden, 

Sicherheit und Stabilität als Voraussetzung der Entwicklung und Integration des Kontinents 

zum Ziel.340 

 

Hinter den blumigen Formulierungen dieser Verträge stecken rhetorisch fein abgestimmte 

Aussagen über die Ziele, die mit diesen Verträgen verfolgt werden sollen. Bei den „Visionen“ 

des AU-Vertrages gibt es bemerkenswerte Neuerungen wie auch vertraute Zielsetzungen.  

                                                 
337 Diese Sichtweise sieht Afrika als den verlorenen Kontinent. Beispielhaft für diese Auslegung der zukünftigen 
Chancen Afrikas ist der Artikel: Africa - The Hopeless Continent, The Economist, 13.05.2000. 
338 Der Afro-Optimismus wird vertreten durch Thabo Mbeki und andere Staats- und Regierungschefs in Afrika. 
Hauptmerkmal des Afro-Optimismus ist die unerschöpfliche Herausstellung der Vorteile des Kontinents, ohne 
Risiken und Nachteile anzusprechen. 
339 Hughes, Tim: Afro-Realism: Constructive Critics Wanted, in: eAfrica. The electronic journal of governance 
and innovation. Volume 1, July 2003. S. 3. 
340 African Union: The Vision of the AU. Quelle: http://www.africa-union.org/home/Welcome.htm (13.07.2006). 
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Zu den vertrauten Formulierungen gehören die Stärkung der Einigkeit und Solidarität 

zwischen den Völkern Afrikas wie auch die Verfolgung (sozio-) ökonomischen Wachstums 

als eines der Hauptmotive der Organisation, ebenso das eindeutige Bekenntnis zu den 

Kernelementen der OAU-Charta als Grundlage des AU-Vertrages. Auffällig sind die vielen 

neuen „Visionen“, die in der Präambel des konstituierenden Vertrages zu finden sind. So wird 

die Integration des Kontinents als Ziel gesehen.341 Im Streit zwischen der Form der 

Zusammenarbeit - Kooperation oder Integration - behält zwar die Kooperation die Oberhand, 

die Benennung der Integration als Ziel ist jedoch Ausdruck einer für den afrikanischen 

Kontinent neuen Qualität innerhalb einer multilateralen Organisation. Ebenso ist die 

ausdrücklich formulierte Einbeziehung der Zivilgesellschaft342 in der Gründungsakte - 

insbesondere Frauen und Jugend - als Neuerung zu nennen. Zur Zivilgesellschaft zählt 

außerdem der private Sektor, der in den letzten zehn bis 15 Jahren an Bedeutung, gerade in 

der Entwicklungspolitik, gewonnen hat. Frieden, Sicherheit und Stabilität lassen sich als 

Zielsetzung auch in vorhergehenden Verträgen finden. Das neue Element in der 

Gründungsakte besteht darin, dass oben genannter Friede, Sicherheit und Stabilität nicht als 

Zweck gesehen werden, sondern dass mit diesem Dreiwort die Voraussetzung für die 

(ökonomische) Entwicklung des Kontinents betrachtet wird. Den neuen Entwicklungen 

bezüglich Demokratie und dem Prinzip der Good Governance wird in der Gründungsakte 

ebenso Rechnung getragen343 - angesichts autoritär geführter Mitgliedsstaaten wie Libyen 

oder Simbabwe ein Fortschritt, zugleich aber bleibt die Befürchtung, dass es sich hierbei nur 

um ein Lippenbekenntnis handeln könnte.344 So zeigen sich in der Präambel der 

Gründungsakte viele Neuerungen, die einer näheren Betrachtung unterzogen werden müssen. 

Wenn auch kein Beweis für die neue Qualität des Vertrages, so stellt die Präambel zumindest 

einen neuen Konsens in Bezug auf Demokratie und die Einbeziehung des privaten Sektors 

dar. 

 

                                                 
341 „CONSCIOUS of the fact that the scourge of conflicts in Africa constitutes a major impediment to the socio-
economic development of the continent and of the need to promote peace, security and stability as a prerequisite 
for the implementation of our development and integration agenda;” Constitutive Act of the African Union. 
Lome, Togo 11 July 2000. S. 1. 
342 „GUIDED by our common vision of a united and strong Africa and by the need to build a partnership be-
tween governments and all segments of civil society, in particular women, youth and the private sector, in order 
to strengthen solidarity and cohesion among our peoples;” Ebenda. 
343 „DETERMINED to promote and protect human and peoples' rights, consolidate democratic institutions and 
culture, and to ensure Good Governance and the rule of law.” Constitutive Act of the African Union, a.a.O. S. 1. 
344 Hierbei ist auch der African Peer Review Mechanism (APRM) des NEPAD-Vertrages von hoher Bedeutung.  
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Die Zielvorstellungen der AU finden sich in Artikel 3 der Gründungsakte. Die insgesamt 14 

Ziele lassen sich in fünf Bereiche untergliedern, wie in Abbildung 22 gezeigt wird. In den 

Zielvorstellungen kann man ebenso bekannte wie neue Auffassungen der Mitgliedstaaten 

finden.  

 

Abbildung 22: Ziele der Afrikanischen Union 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Grundsätzliches 
 Erreichung größerer Einheit und Solidarität zwischen den afrikanischen Staaten (vgl. Art. 3 (a) AU-V) 
 Beschleunigung der politischen und sozioökonomischen Integration des Kontinents (vgl. Art. 3 (c) AU-V) 
 Erweiterung und Verteidigung afrikanischer Positionen, die im Interesse des Kontinents stehen (vgl. Art. 3 (d) 

AU-V) 
 Sicherstellung der der effektiven Beteiligung der Frau in der Entscheidungsfindung, insbesondere im 

politischen, ökonomischen und soziokulturellen Bereich (vgl. Zusatz 2nd ordinary session, Maputo 2003. Art. 3 (i) 
AU-V) 
 

 Wirtschaftliche Entwicklung 
 Förderung einer nachhaltigen Entwicklung im ökonomischen, sozialen und kulturellen Bereich sowie 

Förderung der ökonomischen Integration (vgl. Art. 3 (k) AU-V) 
 Förderung der Kooperation in diversen Feldern zur Erhöhung des Lebensstandards der Afrikaner (vgl. Art. 3 

(l) AU-V) 
 Forschungsförderung, insbesondere Wissenschaft und Technik mit dem Ziel der Entwicklung des Kontinents 

(vgl. Art. 3 (n) AU-V) 
 

 Menschenrechte und Demokratie 
 Förderung demokratischer Prinzipien und Institutionen, Beteiligung der Allgemeinheit und der guten 

Regierungsführung (vgl. Art. 3 (g) AU-V) 
 Förderung und Schutz der Menschenrechte in Einklang mit der African Charter on Human and Peoples’ 

Rights und anderen relevanten Menschenrechtsinstrumenten (vgl Art. 3 (h) AU-V) 
 

 Sicherheit 
 Verteidigung der Souveränität, der territorialen Integrität und Unabhängigkeit der Mitgliedsstaaten (vgl. Art 3 

(b) AU-V) 
 Förderung von Friede, Sicherheit und Stabilität auf dem Kontinent (vgl. Art. 3 (f) AU-V) 
 Entwicklung und Förderung gemeinsamer Politik in den Bereichen Handel, Verteidigung und 

Außenbeziehungen mit dem Ziel, den Kontinent zu verteidigen, und der Stärkung ihrer Verhandlungsposition (vgl. 
Zusatz 2nd ordinary session, Maputo 2003. Art. 3 (p) AU-V) 
 

 Internationale Kooperation 
 Internationale Kooperation unter Berücksichtigung der United Nations Charter und der Universal Declaration 

of Human Rights fördern (vgl. Art. 3 (e) AU-V) 
  Schaffung der nötigen Voraussetzungen, damit der Kontinent seine ihm zustehende Rolle in der globalen 

Ökonomie und bei internationalen Verhandlungen spielen kann (vgl. Art. 3 (j) AU-V) 
  Koordination und Harmonisierung der bestehenden und zukünftigen Regional Economic Communities mit 

den Zielen der AU (vgl. Art. 3 (m) AU-V) 
  Zusammenarbeit mit den für die Bekämpfung von vermeidbaren Krankheiten und der Förderung der 

Gesundheit relevanten internationalen Partnern (vgl. Art. 3 (o) AU-V)    
  Volle Einbeziehung der afrikanischen Diaspora als wichtiger Teil des Kontinents und der Aufbau der 

Afrikanischen Union (vgl. Zusatz 2nd ordinary session, Maputo 2003. Art. 3 (q) AU-V)  

Quelle: Eigene Darstellung 
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4.2.2. Die Organe der Afrikanischen Union 
 
Der AU-Vertrag sieht im Vergleich zur OAU zusätzliche Organe vor. Im Einzelnen sind dies: 

 

1. Assembly 

Die Versammlung setzt sich aus den Staats- und Regierungschefs der AU oder von den 

Regierungen benannten Vertretern zusammen. Sie stellt das höchste Gremium dar und trifft 

sich regelmäßig einmal im Jahr. Den Vorsitz übernimmt jeweils ein Mitgliedstaat für ein Jahr, 

gewählt von der Versammlung. 

 

2. Executive Council 

Der Exekutivrat setzt sich aus Fachministern oder von den Regierungen eingesetzte Befugten 

zusammen. Der Exekutivrat ist gegenüber der Versammlung verantwortlich. Er trifft sich 

mindestens zweimal jährlich. 

 

3. Commission 

Die Kommission setzt sich aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, acht Kommissaren 

und deren Mitarbeiter zusammen. Jeder Kommissar ist für einen Themenbereich zuständig. 

Die Kommission stellt das Sekretariat der AU dar. 

 

4. Permanent Representatives’ Committee (PRC) 

Das PRC setzt sich aus Repräsentanten der Regierungen zusammen, die die Arbeiten des 

Exekutivrates vorbereiten. Geregelt ist das PRC in Artikel 21 des Constitutive Act. 

 

5. Peace and Security Council (PSC) 

Das PSC findet sich nicht in der Gründungsakte der AU wieder. Ein Zusatzprotokoll, die 

Entscheidung AHG/Dec160 (xxxvii), die während des Lusaka-Gipfels 2001 von den Staats- 

und Regierungschefs der OAU verabschiedet wurde, sieht die Gründung eines Friedens- und 

Sicherheitsrates vor. Während der Gipfelkonferenz der AU 2003 in Maputo war die nötige 

einfache Mehrheit (27 von 53 Staaten) noch nicht erreicht. Am 26. Dezember 2003 

hinterlegte Nigeria als 27. Staat die Ratifizierungsurkunde. Somit trat das Protokoll an diesem 

Tag in Kraft. Das PSC soll, laut Protokoll „a standing decision-making organ for the 

prevention, management and resolution of conflicts [sein]. The Peace and Security Council 

shall be a collective security and early-warning arrangement to facilitate timely and efficient 
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response to conflict and crisis situations in Africa.”345. In Maputo wurde bestimmt, dass das 

PSC in die Gründungsakte der AU mit aufgenommen wird. Es findet sich jetzt in Art. 5 (f) 

AU-V. Das PSC soll, laut Artikel 2 (2) AU-V, von der Kommission unterstützt werden und 

mit einem Panel of Wise, einem kontinentalen Frühwarnsystem, der so genannten African 

Standby Force, und einem Special Fund ausgestattet werden.346 Das PSC setzt sich aus 15 

Mitgliedern zusammen, die unter Berücksichtigung regionaler Repräsentation von den Staats- 

und Regierungschefs benannt werden. Zehn der Mitglieder werden auf zwei Jahre, fünf der 

Mitglieder auf drei Jahre gewählt. Das PSC ist der Assembly gegenüber verantwortlich. 347  

 

6. Pan-African Parliament (PAP) 

Das pan-afrikanische Parlament soll die volle Partizipation der afrikanischen Völker in 

Fragen der Regierungsführung, Entwicklung und ökonomischer Integration des Kontinents 

sicherstellen. Es soll aus Parlamentariern der nationalen Parlamente bestehen, oder, wenn kein 

Parlament in dem betreffenden Staat vorhanden ist, aus von der Regierung benannten 

Vertretern. Dabei soll jedes Land fünf Abgeordnete senden. 348 Das pan-afrikanische 

Parlament besitzt vorerst nur beratende Funktion.349  

 

7. Economic, Social and Cultural Council (ECOSOCC) 

Das ECOSOCC soll als beratendes Organ fungieren. Es besteht aus verschiedenen sozialen 

Gruppen und Spezialisten der Mitgliedstaaten.350 Konkret gesprochen handelt es sich bei dem 

ECOSOCC um die Beteiligung der Zivilgesellschaft an den Entscheidungen der AU. 

ECOSOCC muss nicht, wie die anderen Organe, über ein bindendes Protokoll oder eine 

Konvention etabliert werden. Vielmehr muss ECOSOCC von der Assembly über mehrere 

Statuten verabschiedet werden. 

 

8. Court of Justice 

Artikel 18 (1) des Constitutive Act besagt, dass ein Gerichtshof der AU gegründet werden 

soll. Das dazugehörige Protokoll (Artikel 18 (2)) wurde bei der 2. Ordentlichen Versammlung 

                                                 
345 Protocol Relating to the Establishment of the Peace and Security Council of the African Union. Adopted by 
the 1st Ordinary Session of the Assembly of the African Union Durban, 9 July 2002. Art. 2 (1). 
346 Ebenda. Art. 2 (2). 
347 Vgl. ebenda. Art. 5 (1-3). 
348 Vgl. Protocol to the Treaty Establishing the African Economy Community Relating to the Pan-African Par-
liament. Adopted by the 5th extra-ordinary session of the Assembly of Heads of States and Governments in Sirte, 
Libya on 2 March 2001. Art. 4 (1) – (3). 
349 Ebenda. Art. 3 (2) i. 
350 Constitutive Act of the African Union Lome, Togo 11 July 2000. Art. 22. 
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der AU im Juli 2003 in Maputo verabschiedet. Demnach ist der Gerichtshof das höchste 

Gericht der AU.351 Es verhandelt Angelegenheiten, die die Interpretation sowie 

Rechtmäßigkeit des AU-Vertrages betreffen, sowie jegliche Fragen des internationalen 

Rechts. Verabschiedete Entscheidungen der AU-Organe können bei Anrufung vom 

Gerichtshof überprüft werden. Weiterhin können Vertragsverletzungen, neue Gesetze in 

Mitgliedstaaten, die dem AU-Vertrag widersprechen, sowie Streitigkeiten zwischen 

Mitgliedstaaten vor den Gerichtshof gebracht werden.352 Der Gerichtshof besteht aus elf 

Richtern, mindestens zwei aus jeder Region; jedes Land darf nur einmal vertreten sein.353 Die 

Unabhängigkeit der Richter354 sowie deren Immunität355 sind gewährleistet. Laut Artikel 18 

des Protokolls kann der Gerichtshof von folgenden Parteien angerufen werden: 

 

- Mitgliedstaaten; 

- die Versammlung, dem Parlament und allen anderen Organen, die von der 

Versammlung autorisiert sind; 

- der Kommission oder einem der Mitglieder der Kommission, wenn diese im Streit 

liegen; 

- dritten Parteien, deren Anspruch von der Versammlung geregelt werden muss, und 

wenn die Drittpartei damit einverstanden ist. 

 

9. Specialized Technical Committees 

Die spezialisierten technischen Komitees sind in Artikel 14 bis 16 des Constitutive Act 

geregelt. Darin heißt es, dass folgende Komitees eingerichtet werden sollen:   

o Committee on Rural Economy and Agricultural Matters; 

o Committee on Monetary and Financial Affairs; 

o Committee on Trade, Customs and Immigration Matters; 

o Committee on Industry, Science and Technology, Energy, Natural 

Resources and Environment; 

o Committee on Transport, Communications and Tourism; 

o Committee on Health, Labour and Social Affairs; 

                                                 
351 Protocol of the Court of Justice of the African Union. Adopted by the 2nd Ordinary Session of the Assembly 
of the African Union. Maputo, 11 July 2003. Art. 2 (2). 
352 Ebenda. Art. 20 (a-g). 
353 Ebenda. Art. 3 (1), (4), (6). 
354 Ebenda. Art. 13. 
355 Ebenda. Art. 14. 
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o Committee on Education, Culture and Human Resources.356 

 

Diese Komitees finden auf Ministerebene statt und werden je nach Bedarf einberufen. Die 

Komitees sind dem Executive Council gegenüber verantwortlich. Ihre Aufgaben sind in 

Artikel 15 geregelt. Danach sollen die Komitees Projekte und Programme der Union 

vorbereiten und dem Executive Council vorlegen. Die von den Komitees vorgeschlagenen 

Projekte und Programme sollen bei Umsetzung von ihnen selbst überwacht und evaluiert 

werden. Ebenso sind die Komitees für die Abstimmung der Projekte untereinander zuständig.  

 

10. Financial Institutions 

Artikel 19 Constitutive Act besagt, dass die Union folgende Finanzinstitutionen besitzen soll: 

o African Central Bank; 

o African Monetary Fund; 

o African Investment Bank. 

 

Abbildung 23 zeigt, wie die Institutionen zusammen arbeiten sollen bzw. werden. 

                                                 
356 Constitutive Act of the African Union. A.a.O. Art. 14 (1) (a-g). 
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Abbildung 23: Organe der AU 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhand der Organisationsstruktur ist die Ähnlichkeit zur Europäischen Union als auch der 

Vereinten Nationen erkennbar. Insbesondere die Kommission der AU hat die EU-

Kommission als Vorbild. Eine nähere Betrachtung der Kommission sowie des Peace and 

Security Council ist lohnenswert, da die Funktionsfähigkeit der Kommission eine wichtige 

Voraussetzung zur Funktionsfähigkeit der gesamten AU darstellt. Das Peace and Securtiy 

Council kann potenziell zur Befriedung und damit zu einer stabilen Erholung des Kontinents 

beitragen. 
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4.2.3. Funktion und Aufbau der AU-Kommission 

 

In der Vorbereitung zur 2. AU-Gipfelkonferenz, die vom 4. bis 12. Juli 2003 in Maputo 

(Mosambik) stattfand, war das beherrschende Thema die Wahl der zehn Mitglieder der AU-

Kommission. Der Vorsitzende der Kommission und sein Stellvertreter mussten direkt von der 

Versammlung mit Zweidrittelmehrheit gewählt werden, die acht Kommissare vom 

Exekutivrat. Ähnlich der Kommission der Europäischen Union ist die AU-Kommission der 

„Motor“ der Union und die Qualität und Kompetenz der Kommissare ist entscheidend für die 

Funktionsfähigkeit der Organisation. Demzufolge schrieb der damalige Vorsitzende der AU, 

Thabo Mbeki, in seinem wöchentlichen Letter from the President: 

 

“We sincerely hope that the Assembly will elect African men and women of 
high calibre, capable of providing effective leadership to the institutions of the 
Union as they work to discharge their responsibilities. This requires people 
with the necessary professional skills, a deep and genuine commitment to the 
realisation of the goals of the Union, as spelt out in the Constitutive Act, and 
love for our continent and its peoples. None of us should therefore seek to 
dump on the Commission people who have become redundant in our countries. 
Rather, the candidates we offer should be precisely the very same people we 
need for our own national development, and not „rejects“.“357 

 

Zwei Bedingungen erschwerten die Wahl der Kommissare. Zum einen mussten aus den fünf 

Regionen (Nord-, Süd-, Zentral-, West und Ostafrika) je zwei Kommissare gewählt werden, 

zum anderen musste die Kommission zur Hälfte aus Frauen bestehen.358 Die gewählten 

Kommissare, die ihre Arbeit am 1. September 2003 aufnahmen, sind: 

 

Chairperson: Präsident Alpha Konare (Mali, West-Afrika); 

Deputy chairperson: Patrick Mazimhaka (Ruanda, Ost-Afrika); 

Peace and Security: Said Djinnit (Algerien, Nord-Afrika); 

Political Affairs: Julia Dolly Joiner (Gambia, West-Afrika); 

Infrastructure and Energy: Bernard Zoba (Kongo Brazzaville, Zentral-Afrika); 

Social Affairs: Gawanas Bience Philomina (Namibia, Südliches-Afrika); 

Human Resources, Science and Technology: Saida Agrebi (Tunesien, Nord-Afrika); 

Trade and Industry: Elisabeth Tankeu (Kamerun, Zentral-Afrika); 

                                                 
357 Thabo Mbeki: Letter from the President. In: ANC today, Volume 3, No. 26 . 4 - 10 July 2003. S. 1. 
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Rural Economy and Agriculture: Rosebud Kurwijila (Tansania, Ost-Afrika); 

Economic Affairs: Dr. Maxwell M. Mkwezalamba (Südafrika, Südliches-Afrika). 

Folgende Struktur weist die Kommission  auf. 

Abbildung 24: Struktur der AU-Kommission 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Somit wurde in Maputo ein wichtiger Grundstein der AU gelegt. Die Wahl der Kommissare 

hat gezeigt, dass die Umwandlung der OAU in die AU für die Staats- und Regierungschefs 

ein ernstes Anliegen darstellte. Mit der frisch gewählten Kommission tauchte jedoch ein 

neues Problem auf: ihr Budget musste enorm aufgestockt werden. Genau wie zuvor in der 

OAU lässt die Zahlungsmoral der Mitgliedstaaten zum Teil stark zu Wünschen übrig. Im 

Vorfeld der Maputo-Gipfelkonferenz wurde überlegt, welche Staaten aufgrund ihrer 

fehlenden Beiträge unter Sanktionen zu setzen seien.359  

 

Die Finanzsituation ist eine ernst zu nehmende Bedrohung für die Funktionsfähigkeit der AU. 

Zwar sind die ausstehenden Mitgliedsbeiträge von 42,5 Mio. US-$ im Jahr 2002 leicht auf 

39,9 Mio. US-$ im Jahr 2003 gesunken, jedoch sieht sich die AU, besonders nach der 

immensen Ausweitung der Kommission, einer Finanzkrise ausgesetzt, noch bevor die 

Umwandlung der OAU in die AU abgeschlossen ist.360 Das Gesamtbudget für 2004 wurde in 

                                                 
358 Kommissare müssen die Nationalität einer der Mitgledstaaten besitzen, mindestens 35 Jahre alt sein, einen 
universitären Abschluss vorweisen sowie die Kompetenz auf den ihnen übertragenen Gebiet nachweisen können. 
359 Einen echten Sanktionsmechanismus zur Einhaltung des Debt Repayment Plan gibt es nicht. Vgl. Report of 
the Second Ordinary Session on the Sub-Committee on Contributions, Executive Council, Third Ordinary Ses-
sion, 04. – 08. July 2003, Maputo, Mozambique, EX/CL/27(III), Par 20. Unter Sanktionen wurden gesetzt: 
Guinea Bissau, Liberia, Zentral Afrikanische Republik, DR Kongo, Sao Tomé und Prinicipé, Seychellen, Soma-
lia und die Komoren. 
360 Vgl. Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A Review of 2003 Summit of the African Union, a.a.O. S. 2. 
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Maputo mit 43 Mio. US-$ verabschiedet. Das Budget wurde im Jahr 2005 auf 158 Mio. US-$ 

aufgestockt, da das Personal der AU-Kommission entsprechend erweitert werden musste.361  

 

Ein wichtiger Punkt betrifft die Zusammenarbeit zwischen der AU-Kommission und NEPAD. 

Der senegalesische Präsident Wade362 präsentierte der Versammlung in Maputo die 

Declaration on the Implementation of NEPAD. Dieser Bericht listete eine Vielzahl von 

durchaus bemerkenswerten Fortschritten der Partnerschaft auf, Erfolge, die auch der Union 

halfen, internationale Beachtung zu finden und den internationalen Geldgebern ein positives 

Zeichen zu geben. Demzufolge verabschiedete die Versammlung der Staats- und 

Regierungschefs u.a. die Entscheidung zu dem Action Plan of the Environmental Initiative of 

NEPAD sowie die Erklärungen zur Landwirtschaft und Nahrungsmittelsicherheit wie auch die 

Erklärung zur Implementierung von NEPAD. Schon im Mai 2003 diskutierten die Staats- und 

Regierungschef auf einer außerordentlichen Sitzung in Sun City, Südafrika, das Verhältnis 

der NEPAD zu der AU. NEPAD arbeitet als selbstständige Institution. Dadurch kann die 

NEPAD in Konkurrenz zu Programmen der AU treten. Während der oben genannten 

Beratungen kam es zu der Entscheidung, „that NEPAD, as a programme of the African 

Union, be fully implemented (into the AU-structures)“363. Während der Maputo-Versammlung 

wurde beschlossen, „that the integration of the NEPAD Secretariat into the AU Commission 

should be gradual with a Coordinating Unit of not more than five (5) staff and should 

commence after the Maputo Summit with a possible duration of three (3) years or until the 

AU Structures are fully operational or whichever comes first.”364 Das achte Treffen der 

NEPAD-HSIC, das während des Maputo-Summit stattfand, weitete jedoch durch seine 

Entscheidungen die Selbstständigkeit von NEPAD aus:  

 

- Der Aufbau einer Verbindung zwischen dem NEPAD Steering Committee 

(bestehend aus den Repräsentanten des HSIC) und den relevanten Organen der 

AU, u.a. das PRC und dem Exekutivrat soll vorangetrieben werden. Somit 

mandatiert sich NEPAD direkt mit allen AU Institutionen. 

                                                 
361 Ebenda. S. 2-3. 
362 Der Vorsitzende der HSIC, Präsident Obasanjo aus Nigeria, war nicht anwesend, da zu diesem Zeitpunkt der 
amerikanische Präsident George W. Bush eine Afrika-Reise veranstaltete, obwohl dieser wusste, dass die AU-
Gipfelkonferenz zu diesem Zeitpunkt stattfinden würde. 
363 Decision on NEPAD. Decision of the Third Extraordinary Session of the Executive Council. 21-24 May 
2003, Sun City, South Africa. EXT/EX/CL/Dec.2-13(III). S. 12. 
364 Decision on the Integration of NEPAD into the Structures and Processes of the African Union. Doc 
EX/CL/60(III), in: Decisions of the Second Ordinary Session of the Executive Council. 4.-8. July 2003, Maputo, 
Mozambique. EX/CL/39(III). S.  41. 
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- Während der Übergangsphase von drei Jahren soll NEPAD den Status eines AU-

Büros, das außerhalb des AU-Hauptquartiers agiert, erhalten.365 

- Eine Formulierung der Arbeitsbeziehung zwischen dem NEPAD-Büro und der 

AU-Kommission soll erarbeitet werden. 

- Angleichung und Harmonisierung der Arbeitsabläufe, des Personalwesens und 

Verantwortlichkeiten der NEPAD an die der AU-Kommission. 

 

Jedoch wurde das nächstliegende Feld der Zusammenarbeit und Harmonisierung in Maputo 

nicht angesprochen: das der beiden Peer Review Mechanisms, die im Büro des AU-

Vorsitzenden angesiedelt sind (CSSDCA), und der African Peer Review Mechanism, der 

unter der Ägide der NEPAD läuft. 

 

Im Prozess der Erneuerung des Kontinents spielen somit die NEPAD auf der einen Seite und 

die AU-Kommission auf der anderen Seite eine bedeutende Rolle. Das Bekenntnis, dass 

NEPAD eine Initiative unter dem Dach der AU werden soll, ist insofern von Bedeutung, da 

eine koordinierte Zusammenarbeit der Initiativen, die unter dem Konzept der Afrikanischen 

Renaissance subsummiert werden können - AU, NEPAD und nicht zuletzt die Rolle der 

internationalen Gemeinschaft, wie etwa der G8-Aktionsplan -, eine der 

Grundvoraussetzungen zum Gelingen darstellen. Es ist zu früh, an diesem Punkt eine 

Prognose abzugeben. Erkennbar ist jedoch die Dynamik des Prozesses und der erklärte Wille 

der beteiligten Staaten, der AU-Kommission die Rolle zu teil werden zu lassen, die diese 

benötigt, um als „Motor“ der AU agieren zu können. Wie oben dargestellt, zeichnen sich auf 

den Weg dorthin noch einige Stolpersteine ab, die es zu überwinden gilt. Sollte das 

Bekenntnis zu Multilateralismus und Demokratie, welches sich auf dem afrikanischen 

Kontinent abzeichnet, keine Rhetorik bleiben, so kann der Prozess der Erneuerung durch eine 

starke und fähige AU-Kommission nur profitieren. Als schwerstwiegendes Problem dürfte 

sich die Finanzsituation der AU unter Umständen negativ auf die Kommission auswirken. 

Wie beim PRC dürfte die AU von Zahlungen der Staatengemeinschaft - zumindest teilweise 

und zu Beginn - abhängig sein. 

                                                 
365 „Legal status of an AU office operating outside of the African Union Headquarters.“ Declarations of the 
Second Ordinary Session of the Assembly. 04.-08. July 2003, Maputo, Mozambique. Assembly/AU/Decl. 5(II).  
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4.2.4. Peace and Security Council – Chance für Stabilität 
 

Gerade für Thabo Mbeki stellte der Maputo-Summit in einem Punkt eine Enttäuschung dar: 

Die erhoffte einfache Mehrheit für das Inkrafttreten des PSC war bis dato noch nicht erreicht. 

Wie oben erwähnt, trat das PSC-Protokoll am 26. Dezember 2003 in Kraft, nachdem Nigeria 

als 27. Staat die Ratifizierungsurkunde bei der AU hinterlegt hatte. Das PSC löste somit den 

Central Mechanism for Conflict Prevention, Management and Resolution der OAU ab, der 

1993 nach der Verabschiedung der Kairo-Deklaration installiert wurde. Die afrikanischen 

Regierungen sahen aufgrund der steigenden Zahl von innerafrikanischen Konflikten seit 1990 

Handlungsbedarf. Der Mechanismus besaß drei Hauptziele: erstens potenzielle Konflikte 

vorherzusehen und zu verhüten, bevor diese in kriegerische Auseinandersetzungen 

umschlugen; zweitens die Ergreifung friedensschaffender und friedensbildender Maßnahmen 

bei schon bestehenden Konflikten; drittens friedensschaffende und friedensbildende 

Maßnahmen in Post-Konflikt-Regionen.366 Obwohl der Mechanismus mit steigender 

Institutionalisierung und Sichtbarkeit durchaus Beachtung fand, zeigte er sich als ineffizient 

in der Lösung der Konflikte in Ruanda, Burundi, der DR Kongo und der Komoren. 

Institutionell galt die OAU seit der Einführung des Mechanismus als zentrales Organ in der 

Konfliktverhütung und -lösung, in der Realität jedoch spielte sie immer eine periphere Rolle. 

Dafür gab es drei Gründe: Erstens hatte die OAU keinerlei Erfahrung auf dem Feld der 

Konfliktverhütung und -lösung vorzuweisen; zweitens waren die Konflikte der 90er Jahre des 

ausgehenden 20. Jahrhunderts schlicht zu viele und in ihrer Intensität erdrückend; drittens sah 

sich die OAU Problemen der Unterfinanzierung, der Organisation und der mandatsbezogenen 

Limitierungen gegenüber, die ein effektives und effizientes Arbeiten unmöglich machten.367  

 

Abbildung 25 gibt einen Überblick über die Struktur des PSC, wie diese während der AU-

Gipfelkonferenz 2003 in Maputo verabschiedet wurde. Das PSC wird auf der Ebene 

permanenter Repräsentanten (Botschafterebene), Außenminister und Staats- und 

Regierungschefs arbeiten.  

                                                 
366 Muyangwa, Monde; Vogt, Margaret A.: An Assessment of the OAU Mechanism for Conflict Prevention, 
Management and Resolution, in: International Peace Academy, Reports. New York 2002, S. 2. 
367 Ebenda, S. 2. Ein großes Problem stellte die OAU-Charta selbst dar, da diese die nationale Souveränität als 
oberstes Prinzip sah und somit ein Eingreifen konstitutionell verboten war. 



 181

Die beigetretenen Mitgliedstaaten wählen 15 Länder, die im PSC vertreten sein sollen, je drei 

aus den fünf Regionen.368 Das PSC muss mindestens zweimal im Monat tagen, auf Minister- 

und Regierungsebene mindestens einmal jährlich. Die meisten Treffen werden in 

geschlossenen Sitzungen stattfinden, wobei jeder Mitgliedstaat der AU, die AU-Kommission 

sowie jedes Organ der AU das PSC anrufen kann.369 

Abbildung 25: Struktur des Peace and Security Councils der Afrikanischen Union 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die AU-Kommission hat einen Großteil der Verhandlungen zum institutionellen Rahmen des 

PSC im Vorfeld des Maputo-Gipfels vorbereitet, u.a. eine Versammlung der 

Verteidigungsminister in Addis Abeba im Mai 2003, die einen Rahmen für die African Stand-

by Forces verabschiedete. Demnach sollen fünf regionale Brigaden in zwei Schritten – und 

zwar bis 2005 und 2010 – etabliert werden. Die Brigaden sollen in sechs möglichen Szenarien 

eingesetzt werden, von Beobachter-Missionen bis hin zu robusten Interventionen.370 Dieses 

Papier wurde dem Executive Council, welches im Mai 2003 in Sun City tagte, vorgetragen 

und später beim Treffen der G8 in Evian als gemeinsame afrikanische Initiative vorgestellt.  

                                                 
368 Siehe dazu: Protocol Relating the Establishment of the Peace and Security Council of the African Union, 
Durban Juli 2002. Artikel 5. 
369 Dies beinhaltet den Vorsitzenden der AU; jedes Mitglied des PSC; jeden Mitgliedstaat; den Vorsitzenden der 
Kommission; den Regional Mechanism for Conflict Prevention, Management and Resolution (durch den 
Vorsitzenden der Kommission); den Vorsitzenden des Pan African Parliament; den Vorsitzenden der African 
Commission on Human and Peoples’ Rights. 
370 Vgl. Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A Review of 2003 Summit of the African Union. A.a.O. S. 7. 

Quelle: Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A review of 2003 Summit of the 
African Union. ISS Paper 76 2003. S. 7. 
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In Evian wiederholten die Staats- und Regierungschefs der G8 erneut ihren Willen, die 

Schaffung der African Stand-by Force bis zum Jahr 2010 zu unterstützen.  

 

Auf derselben Konferenz in Addis Abeba verabschiedeten die Verteidigungsminister die  

Modalitäten für das Military Staff Committee. Das Komitee steht, nach Artikel 13 des PSC-

Protokolls, als ständiges, militärisch beratendes Komitee dem PSC zur Verfügung und 

untersteht denselben Wahlmodalitäten wie das PSC, also 15 gewählte Mitglieder aus den fünf 

Regionen. Sowohl das Prozedere als auch die Modalitäten des Panel of the Wise sollten nach 

Beratschlagung der Versammlung in Maputo weiter diskutiert werden.  

 

Der Vorschlag für die Zusammensetzung des Panel of the Wise sieht vor, dass dieses aus fünf 

hoch angesehenen Persönlichkeiten („five highly respected personalities“)371 bestehen soll, je 

einer aus den fünf Regionen, wobei die Mitgliedschaft auf zwei Perioden à drei Jahre begrenzt 

werden soll. Die Mitglieder des Panel of the Wise werden vom Vorsitzenden der AU-

Kommission nach Konsultationen mit den Mitgliedstaaten vorgeschlagen und von der 

Versammlung der Staats- und Regierungschefs gewählt. Die Mitglieder des Panels dürfen zur 

Zeit ihrer Benennung und während der Mitgliedschaft kein politisches Amt innehaben. Die 

Mitglieder bestimmen aus ihren eigenen Reihen den Vorsitzenden und diese arbeiten durch 

den Vorsitzenden der Kommission dem Peace and Security Council zu. Die Aufgabe des 

Panels besteht in der Beratung bei angehenden und entbrannten Konflikten. Des Weiteren soll 

das Panel Möglichkeiten für inoffizielle Verhandlungen mit Streitparteien ausloten, seine 

eigenen Vorschläge für die Stabilisierung und Etablierung von Frieden und Sicherheit 

vortragen und schließlich nach außen hin eine sichtbare Institution in Fragen der Sicherheit, 

des Friedens und der Stabilität darstellen.372  

 

Die Bedeutung des PSC kann in drei Punkten zusammengefasst werden: Erstens bestehen 

große Hoffnungen, dass das PSC endlich den Durchbruch zu einer effektiven und effizienten 

Institution für Konfliktlösung und -verhütung, Friedenskonsolidierung und damit Stabilität 

auf dem afrikanischen Kontinent avanciert. Zweitens stehen die Chancen für diese 

Hoffnungen unter einem besseren Stern als noch 1993, da die AU am Anfang ihres Bestehens 

schon effektiver arbeitet, als es die OAU je getan hat, und das PSC besser ausgestattet werden 

soll als der vorangegangene Mechanismus.  

                                                 
371 Vgl. ebenda. S. 7. 
372 Vgl. ebenda. S.8. 
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Nicht zuletzt verfügt es über Erfahrungen der afrikanischen Institutionen aus den vielzähligen 

Konflikten der letzten Jahre seit 1993. Drittens ist die versprochene Hilfe der G8 für den 

Aufbau der African Stand-by Forces, Finanzmittel und Know-how zur Verfügung zu stellen, 

ernst zu nehmen, da es im Interesse der Industriestaaten selbst liegt, ein Afrika vorzufinden, 

das mit eigener Stärke seine militärischen Konflikte lösen kann. Allgemeiner argumentiert, 

muss dem PSC innerhalb der AU mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden, da Konfliktlösung 

und -verhütung mit dem Ziel der Stabilisierung einer der Grundpfeiler innerhalb des 

Konzeptes der Afrikanischen Renaissance darstellt. Sicherlich kann ein solcher Mechanismus, 

der in der Hierarchie ganz oben angesetzt ist, nicht bis auf die unterste Ebene hindurch alle 

Konflikte lösen. Jedoch stellt ein präsentes PSC auch ein sichtbares Signal dafür dar, dass alle 

Mitgliedstaaten mit ihren Bemühungen um Frieden und Sicherheit dieses Versprechen nicht 

ohne Folgen brechen können. Die Logik ist einleuchtend und inzwischen Allgemeingut, dass 

als ein sine-qua-non einer nachhaltigen Entwicklung - neben der Demokratisierung und der 

Deckung der Grundbedürfnisse, somit auch ökonomischen Reformen - der Stabilität ein hoher 

Stellenwert beigemessen werden muss.  

4.2.5. Problembereiche der AU – Budget und Regierungen 

 

Die AU sieht sich - trotz der vielfach positiven Signale - vielen Schwierigkeiten ausgesetzt. 

Eines der tragendsten und leidvollsten Probleme stellt die Budgetierung der Union dar. An 

diesem Punkt tritt die AU das unglückliche Erbe der OAU an: „With an informally projected 

budget of US$ 100 million – three times the current OAU budget, many people are wondering 

how the funds will be raised. Unpaid dues by member states were a perennial problem of the 

OAU, and there is no sign that things will change with the Union.”373 Hauptträger der AU 

sind die Länder Südafrika, Nigeria, Ägypten, Libyen und eventuell Algerien, das aufgrund 

eines schweren Erdbebens bis 2007 nur 7,5 Prozent zum Budget der AU beitragen wird. Die 

übrigen vier genannten Länder tragen jeweils 8,25 Prozent zum AU-Budget bei. Somit 

machen die Zahlungen dieser vier Länder allein ein Drittel des Gesamtbudgets aus – bei 53 

Mitgliedstaaten. In Maputo wurden die Zahlungsmodalitäten neu bestimmt. Demnach tragen 

                                                 
373 Wongibe, Emmanuel: Africa at the Crossroads, in: Development and Cooperation. A.a.O. S. 29. 
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die ärmsten Länder je 0,25 Prozent zum Budget der AU bei.374 Die armen Länder zahlen 0,75 

Prozent.375  

 

Bei den übrigen wurden einzelne Prozente verabschiedet, bis hin zu einem Maximum von 

8,25 Prozent, das die vier reichsten, oben genannten Staaten zu entrichten haben. Das in 

Maputo für das Jahr 2004 verabschiedete Gesamtbudget soll 43 Mio. US-$ betragen.376 Für 

2005 wurde ein Gesamtbudget von 158 Mio. US-$ verabschiedet: eine Vervierfachung des 

Budgets von 2004.377 Wie oben erwähnt, fehlten der AU im Jahr 2003 Beitragszahlungen von 

39,9 Mio. US-$. An diesen Zahlen wird ersichtlich, wie bedrohlich die ausbleibenden 

Zahlungen für die Funktionsfähigkeit der AU sind. Im Jahr 2001, bei der Versammlung der 

Staats- und Regierungschefs der OAU in Lusaka, suchte man nach alternativen Geldquellen, 

um die Finanzmisere zu stoppen. In Maputo griff man diese Idee wieder auf. Dabei sollten 

den Staaten durch folgende Steuern Mehreinnahmen zu gute kommen: 

 

1. eine Steuer auf Kosten, Versicherungen und Fracht von Produkten, die aus einem 

Nicht-AU Land kommen. Bei 0,5 Prozent könnte man mit Mehreinnahmen von 600 

Mio. US-$ jährlich rechnen; 

2. eine Mehrwertsteuer, die dann allerdings auf dem Gebiet der OAU – jetzt AU – 

einheitlich geregelt werden müsste; 

3. eine Steuer auf Fluggäste, die von außerhalb Afrikas den Kontinent anfliegen.378 

 

Abgesehen von der Beschaffung von Entwicklungsgeldern379 kamen in Maputo keine 

brauchbaren Ergebnisse zustande, und so wurde beschlossen, das Problem einer Kommission 

zu übergeben, die Pläne zur Abstimmung bis zur nächsten Sitzung des Executive Councils im 

Jahr 2004 ausarbeiten sollte. Die Herausforderung zur ausreichenden Budgetierung der AU 

geht jedoch viel weiter.  

                                                 
374 Im Einzelnen sind dies: die Komoren, die DR Kongo, Djibuti, Äquatorial Guinea, Guinea-Bissau, Gambia, 
Liberien, SADR, Sao Tome und Principe, Seychellen, Sierra Leone. 
375 Im Einzelnen sind dies: Benin, Burkina Faso, Burundi, Kapverden, Zentralafrikanische Republik, Tschad, 
Kongo, Eritrea, Lesotho, Malawi, Mali, Mauretanien, Niger, Ruanda, Somalia, Swasiland, Togo und Sambia. 
376 Siehe dazu: PRC/RPT (VI) Paragraph 50 und EX/CL/26 (III). 
377 Davon sollen 63 Mio. US-$ für die Operationalität der AU zur Verfügung gestellt werden und 95,3 Mio. US-
$ für Programme der AU auf freiwilliger Basis freigestellt werden. Decision on the Reprioritized Priority Pro-
gramme, the Solidarity Budget and the 2005 Programme Budget, Ext/Ex.Cl/Dec.1 (VI), Addis Abeba, 2004. 
378 Vgl. Report of the Sixth Ordinary Session of the Permanent Representatives´ Committee, 4-5 July 2003, 
Maputo. PRC/RPT, Paragraph 38. 
379 Für die Kommission ist dies ein fatales Problem, würde doch die Abhängigkeit von auswärtigen Geldern die 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten sowie das Prinzip der Eigenverantwortung unterminieren. 
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Selbst wenn alle Staaten ihre offenen Beiträge begleichen würden und die AU in Zukunft alle 

Beiträge rechtzeitig erhalten würde, blieben noch immer einige geplante Institutionen der AU 

völlig ohne Budgetplan außen vor. Sowohl das pan-afrikanische Parlament als auch 

ECOSOCC, die drei Finanzinstitutionen und die vielfältigen spezialiserten Komitees waren in 

den Budgetplänen nicht berücksichtigt.  

 

Die Kosten für das PSC wurden nicht ausgerechnet und die zwei Gerichte - Gerichtshof und 

Menschenrechtsgerichtshof - waren ebenfalls noch nicht in den Plänen enthalten.380 Die 

geplanten Strukturen und Ämter der AU stellen die Zahlungsmöglichkeiten der 

Mitgliedstaaten auf eine harte Probe. Die Bereitschaft Südafrikas, über den Maximalbeitrag 

von 8,25 Prozent hinauszugehen, können an der grundsätzlichen Situation nichts ändern. Die 

Kritik gerade der kleinen Länder ist kaum zu überhören. Das Beispiel des Austritts der 

Seychellen aus der SADC mit der Begründung, der Inselstaat hätte zu wenig Nutzen an einer 

Mitgliedschaft, könnte sich bei der AU wiederholen. Die Institutionen der AU stellen einen 

Gewinn und ein Muss für den Kontinent dar, will dieser sich mit einer Stimme Geltung in der 

Weltgemeinschaft verschaffen und seine Stellung ausbauen. Jedoch ist eine Lösung der 

finanziellen Krise der Gemeinschaft – bis auf Zahlungen von Drittstaaten – nicht in Sicht. Die 

Idee der „AU-spezifischen“ Steuern wäre einer der Auswege aus dem Dilemma. Zum Beispiel 

könnte die Fluggaststeuer direkt der AU zu gute kommen. Damit könnte ein beträchtlicher 

Teil der zu lösenden Probleme in Angriff genommen werden. 

 

Ein zweites Problem, welches auch schon die OAU betraf, ist das Selbstverständnis einiger 

Regierungschefs in der AU. Oftmals nutzten ansonsten isolierte oder aufgrund ihrer Politik 

kritisierte Politiker das Forum der OAU für die Zurschaustellung ihrer Ansichten. Nicht oft 

verfehlten die Ausführungen von teilweise despotischer Autokraten den guten Ton und 

schadeten dem Bild der Organisation nach außen. Direkt zu Beginn der gerade gegründeten 

Union, bei der konstituierenden Sitzung der AU in Durban, hielt Gaddhafi eine Rede im 

Football-Stadion von Durban, bei der er Mugabe zu seiner Politik gratulierte und die 

Begleichung der „offenen Rechnung“ mit den Kolonialisten (sprich: den weißen Farmern) als 

gerecht und gerechtfertigt verteidigte.  

                                                 
380 Vgl. Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A Review of 2003 Summit of the African Union, a.a.O. S. 3. 
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Ohne Zweifel sind das Äußerungen, die im Ausland wenn nicht belächelt werden, so doch 

Unverständnis hervorrufen und somit den Bemühungen der AU für kontinentale Einheit im 

Sinne von Demokratie, Menschenrechten und nachhaltiger Entwicklung einen Dämpfer geben 

können.  

 

Gaddhafi, von jeher die Primadonna unter den Staatsfürsten, verlangt nach dem 

Scheinwerferlicht, während Mbeki als wenig charismatisch, wenn auch als geschickter 

Diplomat gilt. Gaddhafi, der gerne auf unorthodoxe Weise seine Kollegen überrascht, hat 

seine eigenen Vorstellungen von Demokratie und Menschenrechten, jedoch gilt er als 

flammender Redner, für den die Befreiung Afrikas aus den Klauen der „post-kolonialen“ 

Staaten, sprich: der Industrieländer, noch lange nicht beendet ist. Damit schafft der Anführer 

der Revolution es immer wieder, Begeisterung bei seinen Zuhörern hervorzurufen. Im Grunde 

ist Gaddhafi Mbeki intellektuell unterlegen, was Mbeki schon mehrmals unter Beweis gestellt 

hat, zuallererst bei der überraschenden Unterbreitung Gaddhafis in Sirte, zu der Mbeki einen 

diplomatischen Kompromiss fand, indem er dazu beitrug, dass es doch zu einer 

Absichtserklärung der Gründung einer Afrikanischen Union kam. Das zweite Ereignis war 

das geschickte Ausspielen Mbekis, Gaddhafi den 1. Vorsitz der AU förmlich 

wegzuschnappen, drittens die Intervention Mbekis bei der Frage nach den Örtlichkeiten des 

pan-afrikanischen Parlamentes, das nach dem Willen des libyschen Staatschefs in Libyen 

verortet werden sollte. In Maputo brachte Libyen vier Vorschläge ein, die von Erfolg gekrönt 

waren, darunter auch die Verabschiedung von fünf Regionalbüros der AU in den fünf 

Regionen. Die nominierten Länder waren Südafrika, Libyen, Nigeria, Gabun und Äthiopien. 

Obwohl die AU erst in Malawi ein Büro für das südliche Afrika eingerichtet hattte und die 

Verhandlungen über Finanzierung und Effizienz der AU solche Regionalbüros nicht zuließen, 

wurde entsprechend der Vorlage Libyens entschieden, einzig - so erweckt es zumindest den 

Eindruck - um ein Regionalbüro der wichtigen Union im eigenen Land zu haben.  

 

Ein zweiter Coup Gaddhafis betraf die Beziehungen des afrikanischen Kontinents zu anderen 

Kontinenten. Er argumentierte in einer Rede, dass es eine Schande sei, dass 50 afrikanische 

Staats- und Regierungschefs bei einem Staatschef der Industrieländer antreten 

(Staatspräsident Jacques Chirac, während des Afrika-Frankreich-Dialogs im Vorfeld des G8-

Treffens in Evian 2003). Eine regional strukturierte Vertreterdelegation, die aus fünf 

Staatsoberhäuptern bestünde, wäre die angemessene Struktur für Afrika-EU-Verhandlungen. 

Grundsätzlich lässt sich die Haltung Gaddhafis befürworten.  
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Doch die Argumentation stieß bei den Industrienationen auf Unverständnis, da Gaddhafi den 

Industrienationen Neokolonialismus vorwarf, wenn diese sich so - eben der Empfang von 

fünfzig Regierungschefs aus Afrika gegenüber einem Regierungsvertreter der „entwickelten 

Welt“ - verhielten. Gaddhafi erntete für seine Ausführungen frenetischen Applaus von den 

Delegierten der Versammlung.  

 

Ein weiterer Meinungsaustausch betraf die Diskussion um Demokratie und Marktwirtschaft 

als Zukunftsmodell. Gaddhafi argumentierte: „Why should Africa copy the West? We are 

different!”381 Sicher würden einige der Argumentation folgen, das zumindest Libyen „anders” 

ist. Während einer Diskussion zu den Konfliktsituationen in Afrika präsentierte Gaddhafi 

anschaulich die Situation in der Landwirtschaft und die Wasserprobleme in einigen Teilen 

Afrikas - ein eindeutiger Affront gegen NEPAD, da kurz danach das von NEPAD in Gang 

gesetzte Comprehensive Africa Agriculture Development Programme (CAADP)382 seinen 

Bericht erstattete. Das CAADP ist eines der zwei kontinentalen Programme von NEPAD, die 

sich in der Aufbauphase befinden. Gaddhafi wollte mit diesem Vorstoß eine außerordentliche 

Sitzung in Sirte provozieren, die diese Themen zum Inhalt haben sollten. Jakkie Cilliers 

bemerkt dazu: „South Africa would have none of this and Mr Mbeki repeatedly took the floor 

even to the point of refusing to accept the ruling of the chairperson who was desperately 

seeking a way to appease both leaders while also having to deal with suggestions from 

Senegal to broaden the agenda of the proposed meeting to include energy.”383 Der 

Kompromiss sah vor, dass die Kommission mit diesem Problem betraut wurde und die 

Mitgliedstaaten ihre Vorschläge einbringen konnten. Die Kommission wurde mandatiert „to 

initiate a feasibility study with appropriate Terms of References on the themes of the 

Extraordinary Summit, using as guides the proposals put forward by the Leader of the Libyan 

Revolution Colonel Muamar Khaddafi and other states.“384 

 

Ein weiteres Problem, dem sich die AU stellen muss - ein kontinentales Problem -, sind die 

Prinzipien von Demokratie und Good Governance, welche in der AU-Charta ausdrücklich 

genannt werden.385 Die jährliche Ansprache des UN-Generalsekretärs Kofi Annan anlässlich 

des AU-Summit ist zu einem festen Bestandteil avanciert. Annan ist dafür bekannt sich 

                                                 
381 Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A Review of 2003 Summit of the African Union, a.a.O. S. 7. 
382 Siehe dazu: NEPAD: Comprehensive Africa Agriculture Development Programme, o.O., 2002. 
383 Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A Review of 2003 Summit of the African Union, a.a.O. S. 9. 
384 Assembly/AU/Dec (unnumbered). 
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schmucklos zu äußern und auf den Punkt zu kommen. Während des Maputo-Gipfels äußerte 

er sich zum Thema Demokratie wie folgt: „Lasting peace is [...] sustainable only if 

accompanied by democratic transformation and Good Governance. […] Democracy also 

means alternating government. […] If term limits are necessary to make this possible, so be 

it.”386  

 

Die empörten Reaktionen einiger Regierungschefs können nicht verwundern, sind doch einige 

damit beschäftigt, ihre Amtszeit durch Änderungen der Verfassung und Beeinflussung der 

Legislative zu verlängern und ihre Position zu stärken.  

 

Auf dem Feld freier Wahlen, Wahlbeobachtung, Demokratie und Good Governance hielten 

im Frühjahr 2003 die AU und die African Independent Electoral Commission in Pretoria eine 

Konferenz ab. Ihre Ergebnisse bestanden in drei verabschiedeten Entwürfen, die Draft 

Guidelines on Election Observation and Monitoring, die Draft Declaration on Elections, 

Democracy and Governance in Africa und die Inaussichtstellung der Etablierung eines 

Electoral Assistance Funds.387 Die hier genannten Dokumente wurden in Maputo der 

Versammlung überreicht und den Mitgliedstaaten zur Beratung überlassen. Ein weiteres 

Problemfeld in diesem Bereich stellt die African Commission on Human and Peoples’ Rights 

dar, die während des Maputo-Summit ihren ersten Bericht abgegeben hatte. Die Kommission 

hat kein eigenes Bürogebäude und ist unterfinanziert. Oft wurde dem Personal die Einreise in 

ein Land verweigert, wenn es sich auf einer Mission befand.388 Obwohl alle 53 Staaten der 

AU das Protokoll zur Kommission unterzeichnet hatten, kamen nur neun Staaten ihrer Pflicht 

nach, regelmäßige Berichte über die Menschenrechtssituation in ihrem Land abzugeben. 25 

weitere Staaten gaben ihre Berichte „mit Verspätung“ ab, 19 Staaten überhaupt nicht.389 

Allein an diesen Ausführungen erkennt man, dass der Wille bei vielen Staaten nicht sehr 

ausgeprägt scheint, wenn es um die genannten Aspekte geht.  

                                                 
385 In Artikel 4 (m) des konstituierenden Vertrages mit dem Titel Principles der AU steht: „(m) respect for de-
mocratic principles, human rights, the rule of law and Good Governance;”. 
386 The Secretary General, Address to the African Union Summit, Maputo, 10 July 2003. S. 3. 
387 Vgl. Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A Review of 2003 Summit of the African Union, a.a.O. S. 10.  
388 Siehe dazu: African Commission on Human and Peoples’ Rights: 14th  Annual Activity Report, Banjul 2002. 
S. 35ff.  
389 Ebenda. S. 73. 
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Die Geschwindigkeit und Effizienz der Kommission ist in Frage zu stellen, wenn man 

Folgendes liest: „Commissioner Pityana presented the report of the fact-finding-mission to 

Zimbabwe that was undertaken from 24th to 28th June 2002. The African Commission 

however to defer further consideration of the report to the 34th Ordinary Session when the 

report once translated into the working languages of the African Commission would be 

formally considered and adopted.”390 Es bleibt abzuwarten, wie die AU diese wichtige 

Institution – sie soll Teil der Berichterstattung des African Peer Review Mechanisms von 

NEPAD werden, der sich um den Bereich Menschenrechte kümmert - ausstattet und für voll 

nimmt.  

 

Trotzdem oder gerade deshalb ist die Thematik um Wahlen, Demokratie und Menschenrechte 

eine für die Union immer bedeutender werdende Aufgabe. Das neue Büro der Kommissarin 

für Political Affairs, Mrs. Julia Dolly Joiner, ist gegenüber anderen Kommissaren zwar nicht 

reichlich ausgestattet, doch die Verpflichtung der Union gegenüber diesen Themen gerät 

immer mehr in den Fokus. Das Büro könnte als Mahner der Einhaltung der Charta gegenüber 

den Mitgliedstaaten fungieren. Ein zweiter Bereich wäre der der Wahlbeobachtung, die 

jedoch bisher von Geldgebern und dem Land, das observiert werden soll, abhängig ist. Daher 

muss die Unabhängigkeit dieser Wahlbeobachtungen zumindest angezweifelt werden. Ein 

erwähnenswerter Fortschritt auf diesem Feld sind die während einer Konferenz in Ruanda von 

Experten der ersten AU Ministerial Conference on Human Rights verabschiedete Kigali 

Declaration, die Grand Bay (Mauritius) Declaration und der Plan of Action.391 

 

Die Grenzen zwischen den Zielen und Aufgaben der AU verschmelzen zwangsläufig mit 

denen des gesamten Kontinents, da von insgesamt 54 Staaten in Afrika 53 Mitglied der Union 

sind. Somit sieht sowohl die AU als auch der gesamte Kontinent die Problematik der 

Diaspora als ein Problem an, das es zu beheben gilt. Es erscheint zudem essenziell, da der 

sogenannte Brain Drain der Entwicklung des afrikanischen Kontinents ernsthaften Schaden 

zufügt.392 Daher gilt es, nicht nur die in Afrika Ausgebildeten und dann Emigrierten 

zurückzugewinnen, sondern auch diejenigen für den afrikanischen Kontinent zu gewinnen, 

die seit mehreren Generationen - aus verschiedenen Gründen - nicht mehr in ihrem 

                                                 
390 Sixteenth Annual Acitivity Report of the African Commission on Human and Peoples’ Rights 2002 – 2003, 
Assembly of the African Union, Second Ordinary Session, 10 – 12 July 2003, Maputo, Mozambique, Assem-
bly/AU/7 (II) Paragraph 23. 
391 EX/CL/35 (III). 
392 Siehe dazu: Ondeng, Pete: Africa’s Moment, Nairobi 2003. S. 53ff. 
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Heimatland verweilen. Der senegalesische Präsident Abdoulaye Wade hat während des 

Maputo-Gipfel vorgeschlagen, die Diaspora als sechste afrikanische Region neben den fünf 

afrikanischen Regionen (Süd-, Zentral-, West-, Ost- und Nordafrika) zu benennen. Thabo 

Mbeki, der zu dieser Zeit gerade aus Haiti kam, wo er anlässlich der Gründung der ersten 

schwarzen Republik Haiti zum 1. Januar 2004 einen Staatsbesuch abgehalten hatte, hielt eine 

Rede, in der er anmerkte, dass diese Staatsgründung das Ergebnis harter Arbeit der 

ehemaligen Sklaven des Landes sei, die letztendlich in einem Erfolg gemündet sei. Die 

haitianische Regierung wünschte das Erscheinen vieler afrikanischer Staatschefs, um die 

Bande zwischen Haiti und dem afrikanischen Kontinent zu stärken.393   

 

Tage vor dem Maputo-Summit bemerkte Mbeki dazu: „The Caribbean Community looks 

forward to the elaboration of a practical programme of action to bring about this result. 

Accordingly, the Maputo Assembly will take the necessary decisions to take this matter 

forward, relating to the entirety of the African Diaspora.”394 Für Mbeki ist die Beteiligung der 

Diaspora eine Herzensangelegenheit, die er nicht als „Einweghilfe” sieht, d.h. Geldleistungen 

von Afrikanern außerhalb des Kontinents an Afrika, sondern als reziproke Beziehung 

definiert. In einem Arbeitspapier der Kommission, argumentiert Mbeki: 

 

“Those transported across the Atlantic began as second class citizens in their 
new mode just as the establishment of the colonial order of the African 
continent relegated their brothers to the same status on the continent. Hence, 
the quest for freedom and social emancipation became a shared concern. 
Africans on both sides of the Atlantic divide felt the impact of vestigal 
discrimination in the aftermath of the abolition of the Slave Trade and the 
onset of the 20th century. Thus the Civil Rights Movement in the Diaspora and 
the Independence Movement in Africa coincided with each other and became 
mutually reinforcing. Continental Africans supported the Afro-American quest 
for equality and civil rights while Afro-Americans campaigned strenuously for 
African Independence.“395 

 

Das Western Hemisphere Diaspora Network (WHADN)396 soll in Zukunft mit der 

Kommission der Union zusammenarbeiten. Ebenso wurde auf dem Maputo-Summit die 

Gründungsakte um Artikel 3 (q) erweitert, der die Diaspora mit einbezieht.397  

                                                 
393 Pres. Mbeki's speech at Caricom largely about Haiti and 2004 participation. By President Thabo Mbeki, Is-
sued by  The Presidency, 30 June 2003. 
394 Mbeki, Thabo: High Hopes for AU Maputo Summit. In: Letter from the President in ANC today, Volume 3, 
N° 26, 4-10 July 2003. 
395 The Development of the Diaspora Initiative within the Framework of the OAU/AU, Rev. 2. o.O., o.D. 
396 Quelle: http://www.whadn.org  (05.04.2006).  
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Die Diaspora ist sehr wohl ein wichtiger Promoter für „die Afrikanische Sache“ weltweit. Die 

Vorstellung Thabo Mbekis, dass die Diaspora - insbesondere die seit mehreren Generationen 

außerhalb des afrikanischen Kontinents lebenden Menschen - eng verknüpft sei mit dem 

afrikanischen Kontinent und sich sogar bereit erkläre, physisch ihre angestammten 

Lebensräume zu verlassen, ist eine Hoffnung, die für den Großteil wohl außerhalb der 

Realität steht. Nichtsdestotrotz darf die Rhetorik Mbekis nicht unterschätzt werden.  

 

Der südafrikanische Präsident weiß selbst, dass seine Äußerungen Wunschdenken 

entsprechen, doch motiviert er mit solcher Rhetorik die betreffenden Menschen, wieder 

empfänglicher für die Probleme des Kontinents zu werden. Ein sinnvoller Rahmen innerhalb 

der AU wäre sicherlich das ECOSOCC, da hier zivilgesellschaftliche Elemente dem 

Fortkommen der AU behilflich sein sollen und mit der Zeit neben der beratenden Funktion 

auch eine bestimmende Funktion installiert werden soll. 

 

4.2.6. Die wichtigsten institutionellen Änderungen der AU gegenüber der OAU 
 

In diesem Abschnitt soll ein Vergleich der OAU-Charta und der AU-Gründungsakte 

vorgenommen werden. So wird anhand der Neuerungen der AU gegenüber ihrer 

Vorgängerorganisation am besten der neue Geist der Union erkennbar. Insgesamt ist 

festzustellen, dass die Gründungsakte der AU in Umfang und Inhalt die OAU-Charta 

übertrifft.  

 

Vergleicht man die zwei Papiere, so fallen zwei Punkte merklich ins Auge:  

 

1. Die OAU sah sich hauptsächlich als Organisation, die die Dekolonisierung 

voranzutreiben und daraus resultierend die gewonnene Souveränität zu verteidigen 

suchte. 

2. die AU weist quantitativ mehr Organe (neun Hauptorgane) auf als die OAU (vier 

Hauptorgane). 

 

                                                 
397 Siehe dazu: Abbildung 18: Ziele der Afrikanischen Union. 
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In der Präambel der OAU-Charta wird festgehalten, worum es den Gründern ging: 

„Determined to safeguard and consolidate the hard-won independence as well as the 

sovereignty and territorial integrity of our states, and to fight against neo-colonialism in all 

its forms.”398 Jeder souveräne Staat auf dem Kontinent konnte der Organisation beitreten, 

unabhängig von seinem politischem System. Dieses Recht ist niedergelegt in Artikel IV der 

OAU-Charta. In der Präambel findet sich kein Hinweis auf Demokratie oder ein 

repräsentatives System.  Allein die Souveränität zieht sich durch das gesamte Vertragswerk 

und ist in folgenden Artikeln zu finden: in der Präambel, in Artikel II (c) („to defend their 

sovereignty“) und Artikel III (3) wie auch in Artikel III (2), der die Souveränität und 

Gleichheit aller Mitgliedstaaten hervorhebt. Artikel III (2) spricht sogar wortwörtlich von der 

ausnahmslosen Nicht-Einmischung in die inneren Angelegenheiten („Non-interference in the 

internal affairs of the states“).  

 

Die AU setzt bei den Themen Souveränität und Regierungsform neue Akzente, und in Bezug 

auf die Ziele der Union sind diese vielfältiger, als die der OAU gewesen sind. Die Präambel 

des konstituierenden Vertrages der AU deutet dies an. In Puncto mehrerer Problembereiche 

findet sich in der Präambel: „DETERMINED to take up the multifaceted challenges that 

confront our continent and peoples in the light of the social, economic and political changes 

taking place in the world.”399 Das Bestreben nach einem demokratischen System, guter 

Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und Beachtung der Menschenrechte findet sich dort 

ebenso wieder. Besonders die Nennung des Bestrebens nach Demokratie findet hier einen 

würdigen Platz und kann als Novum gewertet werden. Ebenso werden Regierungen, die nicht 

auf legale, demokratische Weise an die Macht gekommen sind - insofern der betroffene Staat 

Mitglied ist -, aus den Aktivitäten der Union ausgeschlossen.400 Allerdings beruft sich die 

Gründungsakte ausdrücklich auf die OAU-Charta, welche in Bezug auf Souveränität und 

Nicht-Einmischung in innere Angelegenheiten ihr Heil eher in einem veralteten Völkerrecht 

suchte und sucht. Jedoch eröffnet Artikel 4 (h) der Gründungsakte die Chance zu 

intervenieren. Die Interventionsgründe werden wie folgt benannt: „(h) the right of the Union 

to intervene in a Member State pursuant to a decision of the Assembly in respect of grave 

circumstances, namely: war crimes, genocide and crimes against humanity.”401  

                                                 
398 OAU-Charta, Präambel. Addis Abeba, 25. Mai 1963. S. 1. 
399 Constitutive Act of the African Union, a.a.O. Präambel. 
400 In Artikel 30 heißt es: „Governments which shall come to power through unconstitutional means shall not be 
allowed to participate in the activities of the Union.”  Constitutive Act of the African Union, a.a.O. Artikel 30. 
401 Ebenda. Artikel 4 (h).  
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Im Aufgabenfeld finden sich vielerlei neue Gesichtspunkte. Hervorzuheben sind hierbei die 

Stärkung der Frau, die Einbeziehung der Zivilgesellschaft, die Förderung der Jugend und die 

Bekämpfung von vermeidbaren Krankheiten (gemeint sind hier v.a. AIDS, aber auch Malaria 

und andere übertragbare Krankheiten) sowie die Einbeziehung der Diaspora.402  

 

Die AU konzentriert sich in ihren Zielen vielmehr auf die wirtschaftliche Stärkung des 

Kontinents als die OAU. Zu finden ist dies ebenfalls in der Präambel403 und in einigen 

Artikeln, namentlich Artikel 3 (i) – (m), Artikel 13 (a) – (f) und Artikel 14 (1) (a) – (d). 

 

Bezüglich der Organe ist die AU weit umfangreicher ausgestattet als die OAU. Als 

bedeutendste Neuerung muss die AU-Kommission betrachtet werden, die als Exekutive der 

Union agieren soll. Auch hier werden die zehn Kommissare mit ihren Aufgabenfeldern dem 

breitgefächerten Themengebiet der Gründungsakte gerecht. Als weitere Novität dürfen auch 

das pan-afrikanische Parlament sowie ECOSOCC genannt werden, mit denen das erste Mal 

auf der Ebene einer kontinentalen Regierungsorganisation in Afrika die Einbeziehung der 

Parlamente, der Zivilgesellschaft sowie von Experten institutionell garantiert werden sollen. 

Die Gründung dieser Organe kann als Ausdruck der Demokratisierungsbemühungen gedeutet 

werden. Als weitere Erneuerung gegenüber der OAU ist das PSC zu nennen, das nicht nur 

besser ausgestattet wird als der „alte“ Mechanismus, sondern ebenfalls integraler Bestandteil 

der kontinentalen Organisation ist. Entsprechend kann das PSC auch von jedem Organ der 

Union angerufen werden. Die Gründung des PSC beruht auf den schrecklichen Erfahrungen, 

die der Kontinent in den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts machen musste. Die Integration der 

AEC in die AU ist ein weiterer Bestandteil der Erweiterung der Zuständigkeiten der AU auf 

dem Kontinent. 

  

                                                 
402 Für das gesamte Spektrum der Ziele siehe Abbildung 18. 
403 Dort heißt es: „CONVINCED of the need to accelerate the process of implementing the Treaty establishing 
the African Economic Community in order to promote the socio-economic development of Africa and to face 
more effectively the challenges posed by globalization.” Constitutive Act of the African Union. A.a.O. Präambel. 
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4.2.7. Bewertung des Rahmenkonzeptes der Afrikanischen Union und Ausblick 

 

Bei der Bewertung der AU kommt man nicht umhin, zum einen die fast reibungslose 

Umwandlung der OAU in die AU anzuerkennen; zum anderen ist aber auch die Gefahr, dass 

sich die AU strukturell, institutionell und politisch übernimmt, ernst zu nehmen. Die Frage, 

die sich stellt: Kann die Union es schaffen, die hoch gesteckten Ziele zu erreichen?  

 

Zunächst sollen die positiven Elemente der AU hervorgehoben werden. Müsste man den 

Erfolg einer Organisation allein am Willen der Gründer bemessen, so würde dem Erfolg der 

Organisation nichts im Wege stehen. Der Wille der afrikanischen Staatenlenker und die 

Umwandlung des Willens in Taten sind hoch anzuerkennen. Das wachsende Vertrauen unter 

den Regierungschefs führt zu befriedigenden Ergebnissen. Die Auffassung, dass man unter 

Berücksichtigung der eigenen staatlichen Interessen zusammen ein Ziel verfolgt - und zwar 

das Aufholen des Kontinents mit dem Rest der Welt -, führt zu annehmbaren Kompromissen, 

die endlich mit der Agonie der OAU aufräumen.  

 

Der ehemalige Interimsvorsitzende der Kommission, Amara Essy, sprach sogar von einer 

„second generation of founding fathers.“404 Ein weiterer positiver Aspekt besteht im Aufbau 

der AU. Die AU soll sich in vielfältigen Politikbereichen engagieren und ist dafür 

institutionell bestens ausgestattet. Auch fehlt es der Union nicht an Erfahrung aus der OAU, 

insbesondere der letzten 15 Jahre seit dem Ende des Ost-West Konflikts.    

 

Ebenso positiv zu bewerten ist das Abrücken von der strikten Nichteinmischung in innere 

Angelegenheiten. Die Gründungsakte der AU sieht bei Kriegsverbrechen, Genozid und 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit Interventionsmöglichkeiten vor, die von der 

Versammlung verabschiedet werden müssen. Ebenfalls positiv ist die Rolle Südafrikas in 

diesem Prozess. Ein Großteil des Erreichten geht auf das Konto von Südafrika, v.a. Präsident 

Thabo Mbekis zurück. Südafrika gilt innerhalb dieses Prozesses als Führungsland und Thabo 

Mbeki als der führende Politiker auf dem Kontinent. Nicht nur die hohe finanzielle 

Beteiligung des Kaplandes ist Grund dafür, sondern mehr noch das politische 

                                                 
404 Pressemitteilung von Amara Essy, Interimsvorsitzender der AU-Kommission anlässlich des Maputo-Summit 
vom 8. Juli 2003, Maputo. 
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Durchhaltevermögen der südafrikanischen Regierung und ein hohes Maß an konstruktiver 

Kompromissbereitschaft.  

 

Als Beispiele seien hier nur genannt, dass der äthiopische Präsident Meles Zenawi während 

des Maputo-Gipfel Thabo Mbeki als Verhandlungsführer für Afrika in Gesprächen mit der 

EU vorgeschlagen hat. Ruanda wünscht sich eine Führungsrolle Südafrikas bei der 

endgültigen Befriedung und des Wiederaufbaus der Großen-Seen-Region. Zwar heißen nicht 

alle Länder die Spitzenposition Tshwanes Willkommen, jedoch sind die Bemühungen des 

Landes für den Kontinent von unschätzbarem Wert. Die Frage stellt sich, wie Südafrika es 

politisch erreicht, mehr als Partner denn als Hegemon unter den Ländern Afrikas gesehen zu 

werden.  

 

Es sind negative, unübersichtliche Elemente zu erkennen, die angesprochen werden müssen. 

Generell kann man die unrealistischen und übermotivierten Annahmen anprangern, deren 

Finanzierung noch offen ist. An einem Punkt müssen die afrikanischen Führer einen 

realistischen Rahmen für ihre Konzepte setzen. Ansonsten kann das gesamte Unternehmen an 

dem Auseinanderdriften zwischen Wunsch und Wirklichkeit scheitern. Afrika hat sich für den 

Pfad der politischen Integration mit einem kleinsten gemeinsamen Nenner entschieden, um 

der Marginalisierung des Kontinents in der globalisierten Weltgemeinschaft entgegenzutreten, 

die jedoch ökonomisch, nicht politisch bestimmt wird. Jakkie Cilliers schreibt dazu:  

 

“With the possible exception of SACU and COMESA there is little practical 
benefit discernable from African economic or political integration. The simple 
task of seeking to transport publications from South Africa to distribute at the 
Maputo Summit, and the hurdles and complexities that have to be overcome in 
this most simple of economic functions leaves one with a distinct sense of the 
vast distance that separates the grand integration schemes associated with the 
new doctrine of Pan-Africanism and reality.“405 

 

Die AU ist eine Verschmelzung von armen und oft schwachen Staaten. Kann Afrika eine 

solide Union gründen, bei der die Konstitution schwach und porös ist und die regionale 

Integration so wenig Fortschritte gemacht hat? Kann die Union dafür garantieren, dass die im 

Plenum beschlossenen Schritte von den zum Teil schlecht ausgestatteten Regierungen 

national umgesetzt werden können? Sollten diese Fragen mit Ja beantwortet werden, muss 

Afrika lernen, die neuen Institutionen - wie das pan-afrikanische Parlament und ECOSOCC - 



 196

sinnvoll zu integrieren und weitere wichtige und richtige Institutionen wie die Commission on 

Human and Peoples’ Rights mit ausreichenden finanziellen Mitteln und sinnvollen 

Sanktionsmechanismen auszustatten.  

 

Die AU ist so wirksam wie ihre Mitglieder. Oft herrscht guter Wille, jedoch ist die 

Ausstattung, das Know-how und die Infrastruktur für einen effektiven und effizienten Dienst 

am Bürger schlichtweg nicht vorhanden. Sinnvoll wäre zuallererst diese Strukturen auf- und 

auszubauen, damit die gemachten und zum Großteil sinnvollen Entscheidungen auch „unten“ 

ankommen.  

 

Es bleibt noch einmal zu betonen, dass der Wille und der Enthusiasmus der Führer in Afrika 

bemerkenswerte positive Signale in die Welt gesendet hat. Diese hohe Motivation stellt einen 

wichtigen Punkt bei der Umsetzung der Pläne zur AU dar. Südafrika, das sich sogar bereit 

erklärt hat, einen höheren Beitrag an die AU zu leisten, als es die in Maputo gesetzte 

Obergrenze erlaubt, ist Beweis dieser Motivation. 

 

 

 

                                                 
405 Cilliers, Jakkie: From Durban to Maputo. A Review of 2003 Summit of the African Union, a.a.O. S. 15. 
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5. Die New Partnership for Africa’s Development (NEPAD) 
 

 

“This New Partnership for Africa’s Development is a pledge by African 
leaders, based on a common vision and a firm and shared conviction, that they 
have a pressing duty to eradicate poverty and to place their countries, both 
individually and collectively, on a path of sustainable growth and development, 
and at the same time to participate actively in the world economy and body 
politic.“406 

Artikel 1, New Partnership for Africa’s Development (NEPAD) 

 

Die NEPAD kann als Herzstück der Erneuerung des afrikanischen Kontinents bezeichnet 

werden. Die historischen Voraussetzungen und Bedingungen sowie die zeitliche Entwicklung 

von MAP zu NEPAD wurden in den Vorkapiteln beschrieben. In diesem Kapitel soll die 

Frage geklärt werden, als was NEPAD bezeichnet werden kann – als Programm, Idee, Vision 

oder konkrete Handlungsempfehlung an die Politik. Ein weiterer Aspekt besteht in der 

Erläuterung der Positionierung der NEPAD innerhalb des Rahmens der Afrikanischen 

Renaissance und das Selbstverständnis der „Neuen Partnerschaft“.  

 

In der öffentlichen Diskussion ist NEPAD ein vieldiskutiertes und umstrittenes Projekt, bei 

dem die Bewertungen und Hoffnungen, die in diese Partnerschaft gesetzt werden, von 

grundlegender Ablehnung bis zur Beschwörung als einzig sinnvolle Chance für den 

afrikanischen Kontinent gehen. Die Hauptkritik bezieht sich auf die Tatsache, dass die 

Formulierung und Implementierung von NEPAD ein Elitenprojekt gewesen sei, bei dem die 

zivilgesellschaftlichen Elemente nicht informiert, geschweige denn konsultiert wurden, 

obwohl die Akteure der NEPAD nie müde werden zu betonen, dass es sich um eine Initiative 

„von Afrikanern für Afrikaner“ handelt. Anhand der Erörterungen, die in diesem Kapitel 

gegeben werden, lassen sich drei Thesen aufstellen, die im Laufe der Ausführungen an 

Substanz gewinnen werden: 

 

1. NEPAD ist mehr als Programmatik denn als konkrete Handlungsanweisung an die 

Politik zu sehen. Einerseits kann dies als Schwäche gesehen werden, wie die in weiten 

Teilen vage formulierten Empfehlungen des Dokumentes beweisen. Andererseits kann 

dies auch als Vorteil gesehen und vielleicht sogar als von den Autoren der NEPAD 

                                                 
406 Artikel 1, Kapitel I, The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), Abuja 2001. 
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gewollt betrachtet werden. NEPAD analysiert vielmehr den Ist-Zustand des 

Kontinents und zeigt grundsätzliche Wege aus der Krise und wie diese beschritten 

werden müssen. Die Umsetzung bedarf konkreter Vertiefungen der Ausführungen der 

NEPAD und ist den jeweiligen Situationen anzupassen. 

 

2. Der Erfolg der in NEPAD ausgearbeiteten Programme steht und fällt mit der 

Unterstützung der reichen Industrienationen und der internationalen, kapitalstarken 

Organisationen, v.a. den Bretton-Woods-Institutionen. Das NEPAD-Dokument spricht 

von einer „Neuen Globalen Partnerschaft“ mit - allgemein gesprochen - 

internationalen Geldgebern. Um überhaupt in die Gunst dieser Geldgeber treten zu 

können, verfolgt die NEPAD „nördliche“ Standards des Wirtschaftens - neoliberale 

Wirtschaftspolitik - und des Politikverständnisses: Demokratie, gute 

Regierungsführung, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit. Kehrseite der Medaille 

ist der eventuelle Verlust einer eigenen, selbstständigen Identität. Dies kann - aber 

muss nicht - zu einem Desaster führen, und zwar dann, wenn die internationalen 

Geldgeber - aus welchen Gründen auch immer - die Zahlungen, die zum Erfolg der 

NEPAD nötig wären, nicht mehr leisten. 

 

3. NEPAD kann als kontinentaler Plan nur Erfolg haben, wenn erstens die 

Implementierung an die regionalen Bedürfnisse angepasst und zweitens eine klare 

Position der NEPAD innerhalb des Konzeptes der Afrikanischen Renaissance definiert 

wird. Die größte Gefahrenquelle eines jeden Konzeptes oder Planes ist der Ausschluss 

der Anpassung an regionale Bedürfnisse. Gerade innerhalb Afrikas gibt es 

unterschiedliche Entwicklungsschwerpunkte.407 Diese zu berücksichtigen, ist 

unabdingbare Voraussetzung für den Erfolg von NEPAD. Die Rolle der NEPAD 

innerhalb der Strukturen ist deshalb von Belang, weil ansonsten Ressourcen sinnlos 

verschwendet werden könnten. Schlechtestenfalls kann eine Konkurrenz zwischen 

Institutionen mit ähnlichen Aufgabengebieten entstehen, die dem Prozess der 

Erneuerung kontraproduktiv entgegen wirken kann.408 

                                                 
407 So liegen die Bedürfnisse in Zentralafrika zuallererst in der Befriedung der Region, im Norden Afrikas in der 
Entkopplung von Staat und Kirche, im südlichen Afrika in der Grundbedürfnisversorgung der Bevölkerung. 
Auch innerhalb der regionalen Strukturen gibt es große Unterschiede.   
408 Siehe dazu den AU-Kommissar für Economic Affairs, der ähnliche Aufgaben übernimmt wie die in NEPAD 
genannten Instrumente zur Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse, etwa die Economic and Corporate 
Governance Initiative (NEPAD, Kapitel V, Art 85, 87) oder die Peace and Security Initiative von NEPAD (Kap. 
V, Abschnitt A (i), Art. 72-78) und das Peace and Security Council der AU. 
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Bei der Bewertung von NEPAD sollte berücksichtigt werden, dass dieser Plan seit der 

Unabhängigkeit der afrikanischen Staaten der erste ist, der umfassend auf die ökonomischen 

Voraussetzungen und Bedingungen des afrikanischen Kontinents eingeht und einen eigenen 

afrikanischen Plan zur Überwindung der ökonomischen (und politischen) Marginalisierung 

des Kontinents zur Verfügung stellt. 
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5.1. Definition und Selbstverständnis der NEPAD 
 

Zunächst soll geklärt werden, welche Rolle NEPAD spielt und wie das Selbstverständnis der 

Initiative aussieht:  

 

- die Vergangenheit des Kontinents; 

- die Gegenwart des Kontinents; 

- eine mögliche Zukunft des Kontinents. 

 

Zunächst beschäftigt sich die NEPAD mit der Wichtigkeit des Kontinents für die Welt, 

untergliedert in vier Punkte:  

 

1. die reichen Bodenschätze, seine Flora und Fauna und die weitgehend unberührte Natur 

als Grundlage für Bergbau, Landwirtschaft, Tourismus und industrielle 

Entwicklung;409 

2. die ökologische Lunge, die die Regenwälder des Kontinents bereitstellen, und die 

geringe Luftverschmutzung können als globales gemeinschaftliches Gut angesehen 

werden;410 

3. die paläontologische und archäologische Bedeutung des Kontinents als Wiege der 

Menschheit und Sammelbecken von einer einzigartigen Pflanzen- und Tierwelt;411 

4. der Reichtum afrikanischer Kultur als Beitrag zu den Kulturen der Welt.412 

 

Mit diesen Äußerungen wird betont, dass der Kontinent zum einen einen wichtigen Beitrag 

zum materiellen und immateriellen Reichtum der Welt beiträgt, zum anderen soll durch die 

Nennung dieser vier Komponenten auch eine Verpflichtung des Restes der Welt gegenüber 

Afrika herausgestellt werden, da die nötigen Ressourcen, die Afrika der Welt zur Verfügung 

stellt, geschützt werden müssen. 

 

                                                 
409 The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), Abuja 2001. Kapitel II, Art. 10, Abs. 1. 
410 Ebenda. Abs. 2. 
411 Ebenda., Abs. 3. 
412 Ebenda. Abs. 4. 
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Im zweiten Teil wird der Ist-Zustand des Kontinents beschrieben und damit die notwendige 

Analyse vorgenommen, um dann im dritten Teil die folgerichtigen Schritte zu formulieren, 

die für eine Erneuerung des Kontinents notwendig sind. Im Ist-Zustand sehen die Urheber von 

NEPAD den Kontinent zwischen Armut und Reichtum. Die Armut bezieht sich auf die 

Situation der Menschen, der Reichtum auf die großen und vielfältigen Ressourcen Afrikas, 

wie Bodenschätze und Natur. Globalisierung ist für NEPAD eine gegebene Tatsache, der sich 

keiner entziehen kann,413 bei der jedoch nur wenige Länder profitieren. V.a. die 

Industriestaaten werden als Profiteure der Globalisierung genannt.414 Für die afrikanischen 

Staaten, die schlecht oder nur bedingt wettbewerbsfähig sind, ging die Globalisierung mit 

einer gleichzeitigen Marginalisierung einher. Die Ursachen für die Unfähigkeit, am 

Globalisierungsprozess beteiligt zu werden, liegen an den strukturellen Problemen des 

Kontinents wie auch an begangenen Fehlern der politischen und wirtschaftlichen Führung.415 

Im weiteren Verlauf werden die Risiken beschrieben, die Armut, schlechte 

Regierungsführung und wirtschaftliche Abstinenz für den Kontinent und dessen Menschen, 

aber auch - und gerade - für die Welt bedeuten. Um nur einige Probleme zu nennen, sprechen 

die Autoren von Kriegen verschiedener Couleur und Massen-Migration.416  

 

Aus dieser Analyse heraus bekräftigen die politischen Führer des Kontinents ihren Willen, es 

nicht auf dieser Situation beruhen zu lassen, sondern aktiv an der Erneuerung des Kontinents 

mitzuarbeiten. So lautet der Titel des Kapitels III: „The New Political Will of African 

Leaders.“ In acht Artikeln beschreiben die Autoren der Initiative, welcher Verantwortung sie 

sich gegenübersehen und wie die veränderte Lage nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 

sich auf den politischen Willen - Demokratie und gute Regierungsführung - der afrikanischen 

Führer ausgewirkt haben und auswirken.  In Artikel 49 legen die Autoren die 

Verantwortlichkeiten fest, um die in NEPAD gesetzten Ziele zu verwirklichen. Darunter 

finden sich Konfliktprävention, -management und -lösung, Demokratie und Menschenrechte, 

makroökonomische Stabilität durch eine entsprechende Fiskal- und Monetärpolitik, 

Rechtsstaatlichkeit und transparente Finanzmärkte, Bildung und Gesundheitsstandards, 

insbesondere die Bekämpfung von HIV/AIDS.  

                                                 
413 Ebenda. Art. 31. 
414 Ebenda. Art. 31. 
415 Ebenda, Art. 34. 
416 Ebenda. Art. 37. 
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Besondere Aufmerksamkeit gilt auch der Stärkung der Rolle der Frau sowie die Entwicklung 

der Infrastruktur, der Landwirtschaft und der Diversifizierung mit dem Ziel intraregionalem 

und extraregionalem Export. 

 

In Betracht der Analyse der historischen Bedeutung des afrikanischen Kontinents, des Ist-

Zustandes und der erklärten Verantwortlichkeiten der Regierungen der Unterzeichner widmet 

sich das Dokument im dritten Teil den Schritten, die unternommen werden müssen, um die 

Misere des Kontinents zu beheben.  

5.1.1. NEPAD – eine Richtlinie politischen Handelns 

 

Was NEPAD leistet, ist eine Identifikation der Probleme des afrikanischen Kontinents, 

basierend auf einer Beschreibung der Historie des Kontinents und einer Analyse des Ist-

Zustandes. Ein Viertel des Dokumentes befasst sich mit eben dieser Beschreibung des 

Kontinents. Die Intention, die sich aus dem Dokument herauslesen lässt, ist, dass v.a. die 

Industrieländer die strategische Bedeutung des afrikanischen Kontinents für Ihren Wohlstand 

erkennen sollen. Mit NEPAD nehmen die Autoren die Industrieländer in die Pflicht: 

Entwicklungshilfe ist keine Großzügigkeit der Industrieländer, sondern liegt in ihrem eigenen 

Interesse und ist somit unverzichtbar. Den Geldgebern wird eine Teilschuld an dem Zustand 

des Kontinents angelastet. In Kapitel I, Artikel 3 spricht das Dokument davon, dass „credit 

has led to the debt deadlock, which, from instalment to rescheduling, still exists and hinders 

the growth of African countries. The limits of this option have been reached.”417 Die ersten 

Artikel des Kapitels II mit der Überschrift Africa in Today’s World: Between Poverty and 

Prosperity lesen sich - überspitzt formuliert - wie eine Broschüre über die Wichtigkeit des 

afrikanischen Kontinents für die Weltgemeinschaft.418 Noch einmal soll herausgestellt 

werden, dass die Probleme Afrikas als global zu betrachten sind. Die Schlussfolgerung für 

den Leser ist eine Verantwortung gegenüber „Mutter Afrika“.  

 

                                                 
417 Ebenda. Art. 3. 
418 Ebenda. Art. 9 – 12. 
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Kapitel III, The New Political Will of African Leaders, ist ein Bekenntnis der Unterzeichner 

von NEPAD zu westlichen Werten wie Demokratie, Achtung der Menschenrechte, 

Rechtsstaatlichkeit und guter Regierungsführung. Auch in diesem Abschnitt findet man 

Passagen, die klarstellen sollen, dass Afrika sich - aus der Sicht der internationalen Geldgeber 

- auf dem richtigen Weg befindet. So steht in Artikel 46: „The changed conditions in Africa 

have already been recognised by governments across the world. The United Nations 

Millennium Declaration, adopted in September 2000, confirms the global community’s 

readiness to support Africa’s efforts to address the continent’s underdevelopment and 

marginalisation.”419 Auch hier finden sich wieder Elemente, die einerseits zeigen sollen, dass 

sich in Afrika – positiv gesehen – etwas tut und andererseits die Weltgemeinschaft in die 

Pflicht genommen werden muss. 

 

Allen drei Kapiteln gemein sind die generalisierenden und wenig konkretisierten Aussagen 

über den „schwarzen Kontinent“. Drei Kernaussagen lassen sich präzisieren: 

 

1. Afrika ist trotz seines Reichtums (an Bodenschätzen und Ressourcen) ein verarmter 

Kontinent; 

2. die Behebung der Misere Afrikas muss im Interesse der Weltgemeinschaft liegen - 

aufgrund der globalen Wichtigkeit des Kontinents; 

3. die Führung Afrikas hat Fortschritte im Hinblick auf Demokratisierung und guter 

Regierungsführung geleistet und bekennt sich zu diesen Prinzipien bei der 

Durchsetzung des „Wiederaufbaus“ Afrikas. 

 

Das Kapitel V, Programme of Action: The Strategy for Achieving Sustainable Development in 

the 21st Century, gilt als das Herzstück des Dokumentes und beschreibt die zu 

unternehmenden Schritte für die Erreichung einer ökonomischen, politischen und 

soziokulturellen Erneuerung des Kontinents. Stanley Subramoney fasst zusammen: „NEPAD 

is a vision and strategic policy framework for African renewal.”420 Die zu unternehmenden 

Schritte werden allgemein und abstrakt dargestellt. Eine Konkretisierung und Umsetzung der 

einzelnen Schritte werden nicht von NEPAD geleistet.  

 

                                                 
419 Ebenda. Art. 46. 
420 Subramoney, Stanley: NEPAD – High Stakes for Africa, in: IMFO, Spring 2003 Pretoria. S. 19. 
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Resultierend aus diesen Betrachtungen lässt sich sagen, dass die anscheinende 

Oberflächlichkeit und die verallgemeinernden Aussagen der NEPAD gewollt sind. Es handelt 

sich mehr um eine Definition der Probleme, denen der Kontinent gegenübersteht, und daraus 

resultierend eine Wegbeschreibung der Mittel, die unternommen werden müssen, um den 

Kontinent mittelfristig zu entwickeln. 

5.1.2. Selbstverständnis von NEPAD 

 

In einem Artikel der Pretoria News vom 15. Oktober 2001 fasst Nazeem Mahatey, 

Mitarbeiter im Präsidentenbüro von Thabo Mbeki, in wenigen Sätzen zusammen, was 

NEPAD bedeutet. Sally Mathews’ Ausführungen dazu: 

  

“Mahatey points out, that Africa is the cradle of humanity and has been an 
indispensable resource base for centuries. However, these resources have not 
been used to develop the continent. This situation can be explained by 
examining both internal reasons why Africa’s resources were not used for 
Africa’s benefit […] and external reasons […]. These and other factors have 
led to the situation in which Africa currently finds itself. […] The current 
situation is one of global integration and, according to NEPAD, this situation 
presents Africa’s best hope to end poverty and find the path to prosperity. 
Africa’s development is seen as favourable to the rest of the world and 
deterioration in Africa as detrimental to the whole world. NEPAD argues that 
globalisation has the potential to eradicate human suffering, but that it’s 
potential benefits to the poor have not yet been realised. NEPAD hopes to 
affect the process of globalisation so as to make it more beneficial to the poor 
and marginalized.”421 

 

 

Diese Zusammenfassung der Intention von NEPAD zeigt zum Teil ihr Selbstverständnis. 

Globalisierung wird als gegebene Tatsache gesehen, aus der heraus Chancen zur 

Überwindung der Armut entstehen können. In den nun folgenden Ausführungen soll ein 

besseres Bild der Voraussetzungen und des Selbstverständnisses von NEPAD gegeben 

werden. Dabei wird man feststellen, dass NEPAD Globalisierung grundsätzlich positiv 

bewertet und als Chance sieht, wenn eine neoliberale Wirtschaftspolitik verfolgt wird.  

 

 

                                                 
421 Matthews, Sally: NEPAD: Realising the Renaissance? in: Politeia, Vol. 22, N° 2, Pretoria 2003. S. 66. 
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5.1.2.1. NEPAD sieht Afrika als Teil einer „Weltkultur“, bei der sich der Kontinent nur  
 hinsichtlich seiner Situation vom Rest der Welt unterscheidet. 

 
 

NEPAD spricht von der Existenz einer Weltkultur (world culture),422 einer einzigen 

menschlichen Zivilisation (human civilisation)423 und einer globalen Gemeinschaft (global 

community).424 Teil II geht von der Annahme aus, dass Afrika ein Teil der globalen 

Gemeinschaft und Kultur ist, die das gleiche Ziel verfolgt.425 Dabei beschreibt dieser 

Abschnitt Afrikas limitierte Rolle in der Weltgemeinschaft, hauptsächlich als Lieferant 

wichtiger Ressourcen. Artikel 16 beschreibt den Beitrag Afrikas zur Weltkultur, betont aber, 

dass es Afrika nun ermöglicht werden müsse, durch Integration in die globale Wirtschaft 

einen größeren Beitrag leisten zu können.426 NEPAD beschreibt das neue Jahrtausend mit 

dem Willen der Menschheit, eine bessere Welt zu erschaffen. Dazu muss Afrika auf einen 

Weg der gleichberechtigten Partnerschaft (v.a. mit den Industrieländern) mit dem Ziel der 

Entwicklung menschlicher Zivilisation gehoben werden.427 Während Afrikas Beitrag in den 

letzten Jahrhunderten als zu gering betrachtet wird, will NEPAD Afrikas Beteiligung stärken. 

Die Annahme: Es handelt sich um ein globales Projekt der Verbesserung und/oder des 

Fortschritts. 

 

Somit ist die Afrikanische Renaissance mehr ein Versuch, Afrikas Engagement in der 

universellen Zivilisation zu stärken, denn die Stärkung einer afrikanischen Zivilisation, 

afrikanischen Kultur oder einer afrikanischen Gesellschaft als selbstständige Zivilisation, 

Kultur und Gesellschaft. Es geht nicht um ein afrikanisches Projekt, sondern um die 

Einbindung Afrikas in die globalisierte Welt mit dem Ziel eines Fortschritts zur Verbesserung 

der Menschheit. 

                                                 
422 The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), Abuja 2001. Artikel 16.  
423 Ebenda. Artikel 17. 
424 Ebenda. Artikel 9, 10 und 46. 
425 In Artikel 9 heißt es: „Africa’s place in the global community is defined by the fact that the continent is an 
indispensable resource base that has served all humanity for so many centuries.” Ebenda. Artikel 9. 
426 Siehe dazu: Ebenda. Artikel 16. 
427 In Artikel 17 heißt es: „In this new millennium, when humanity is searching for a new way to build a better 
world, it is critical that we bring to bear the combination of these attributes and the forces of human will to 
place the continent on a pedestal of equal partnership in advancing human civilisation.” Ebenda. Artikel 17. 
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5.1.2.2. NEPAD unterstützt eine Afrikanische Renaissance, die Globalisierung und eine  
 Ausweitung der wirtschaftlichen globalen Homogenität 

 
 

Im NEPAD-Dokument wird man diese Aussage nicht explizit finden, jedoch kann sie als 

logische Schlussfolgerung der oben genannten Ausführungen betrachtet werden. Aus einer 

gesamten Menschheitszivilisation muss konsequenterweise eine Homogenisierung der 

bestehenden Kulturen entstehen. Geht man von einer weltweiten Kultur aus, so können die 

bestehenden Unterschiede von zwei Regionen am besten mit unterschiedlichen 

Entwicklungsstufen beschrieben werden. Afrikas Zustand kann dementsprechend als 

rückständig (backwardness)428 bezeichnet werden. Um die Situation der Menschen in den 

Gebieten der Rückständigkeit zu verbessern, werden die weiter entwickelten Gebiete als 

Vorbild genommen. Betrachtet man deren Weg zum Aufstieg, so findet man die 

Voraussetzungen für eine Entwicklung.429 Die Angleichung an die weiterentwickelten Länder 

hat zur Folge, dass Lebensweise, Kultur und Zivilisation Afrikas den Gesellschaften des 

Nordens mit fortschreitender Entwicklung immer ähnlicher werden (sollen? müssen?). 

Ausdruck findet diese Annahme in Artikel 65 der NEPAD: „The objective of the New 

Partnership for Africa’s Development is, to provide an impetus to Africa’s development by 

bridging existing gaps in priority sectors to enable the continent catch up with developed 

parts of the world.”430 Im Ergebnis geht NEPAD mehr von einer Assimilation Afrikas mit den 

weiter entwickelten Teilen der Erde aus, als es ein eigenes Projekt ist, das die Einzigartigkeit 

Afrikas hervorhebt. Die Sichtweise NEPADs von dem Prozess der Globalisierung 

unterstreicht die Forderung der Unterstützung einer wachsenden globalen Homogenität im 

wirtschaftlichen Bereich. 

                                                 
428 Tatsächlich spricht NEPAD von der backwardness Afrikas. Siehe dazu: Ebenda. Artikel 2. 
429 Diese Annahme nennt man in der Entwicklungstheorie „Modernisierungstheorie“, die seit dem Ende des 2. 
Weltkrieges bis in die 1970er Jahre hinein als Grundlage der Entwicklungspolitik diente. Die 
Modernisierungstheorie geht von einem Prozess der Nachahmung und der Angleichung unterentwickelter 
Gesellschaften an die entwickelten Gesellschaften der westlichen Industrieländer aus. Vgl. Nohlen, Dieter (Hg.): 
Lexikon Dritte Welt, Hamburg 2000. S. 522.  
430 The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), Abuja 2001. Artikel 65. 
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Obwohl die NEPAD den Globalisierungsprozess nicht für einen Perfekten hält, so sieht 

NEPAD die Chance, durch die Globalisierung die Situation der Menschen in Afrika zu 

verbessern. NEPAD erkennt, dass die Globalisierung die Marginalisierung Afrikas 

vorangetrieben und die Schwächeren schwächer und die Stärkeren stärker gemacht hat. 

Jedoch kann eine effizient und effektiv geführte Integration einen wirtschaftlichen 

Aufschwung und die Reduzierung der Armut nach sich ziehen.431 Afrika ist gewillt, Teil der 

globalen Ökonomie und politischen Weltgemeinschaft zu werden. Im Umkehrschluss 

bedeutet dies, dass Afrika nicht als einzigartig gesehen und eine Unabhängigkeit vom Rest 

der Welt nicht gesucht wird. Wo Integration als Assimilation angesehen wird, ist diese nicht 

als kontraproduktiv zur Afrikanischen Renaissance zu sehen. 

 

5.1.2.3. NEPAD unterstützt eine Afrikanische Renaissance, die politische und ökonomische 
globale Standards adaptiert. 

 

NEPAD führt keinen alternativen Weg einer Entwicklung des afrikanischen Kontinents an, 

sondern hält sich an den Weg, der von den mächtigen Spielern der globalen Arena bevorzugt 

wird. NEPAD propagiert eine Art der Demokratie, die von den VN und den mächtigen 

Industrieländern definiert wird. Artikel 79 bringt dieses Demokratieverständnis zum 

Ausdruck: „With the New Partnership for Africa’s Development, Africa undertakes to respect the 

global standards of democracy, which core components include political pluralism, allowing for 

the existence of several political parties and workers' unions, fair, open, free and democratic 

elections periodically organised to enable the populace choose their leaders freely.”432  

 

Was für die politischen Grundvoraussetzungen gilt, hat ebenso Wirksamkeit bei den 

ökonomischen Grundsätzen. Ein Bekenntnis zu einer neoliberalen Wirtschaftspolitik, wie sie 

die Bretton-Woods-Institutionen bevorzugen, wie auch zu den reichen Industrieländern findet 

sich im NEPAD-Dokument wieder.  

                                                 
431 „The world has entered the new millennium in the midst of an economic revolution. This revolution could 
provide both the context and the means for Africa’s rejuvenation. While globalisation has increased the cost of 
Africa’s ability to compete, we hold that the advantages of an effectively managed integration present the best 
prospects for future economic prosperity and poverty reduction.” Ebenda. Artikel 28. 
432 Ebenda. Artikel 79. 
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 „The African Renaissance project, which should allow our continent, plundered for centuries 

to take its rightful place in the world, depends on the building of a strong and competitive 

economy as the world moves towards greater liberalisation and competition.”433  

 

Somit ergibt sich für das Bild der Afrikanischen Renaissance – nach NEPAD – eine Initiative, 

die die global anerkannten Prämissen fördert und fordert und nicht einen „afrikanischen Weg“ 

in ökonomischer, politischer und kultureller Hinsicht aufzeigt. 

 

5.1.2.4. NEPAD bleibt eine Antwort schuldig, wer das Projekt der Afrikanischen Renaissance 
anführen soll. Kann es wirklich ein nur von Afrikanern geführtes Projekt sein? 

 

Im NEPAD-Dokument findet man keine Äußerungen, wer oder was der Motor der 

Wiedergeburt Afrikas sein soll. Ein Teil des „Renaissance-Projektes“ ist, dass dieser Prozess 

von Afrikanern eingeleitet und geführt werden muss und dass die Zeiten der Ergebenheit der 

Fremdbestimmung vorüber sei. Doch das Verständnis von Partnerschaft im NEPAD-

Dokument ist zweideutig.  

 

NEPAD beinhaltet einige Erklärungen darüber, wie wichtig es ist, dass der Prozess Afrika-

geführt ist. Artikel 47 äußert, dass „The New Partnership for Africa’s Development centres 

around African ownership and management“434, und Artikel 48 hebt hervor, dass NEPAD „on 

the agenda set by African peoples through their own initiatives and of their own volition, to 

shape their own destiny”435, basiert. Diese Aussagen implizieren, dass NEPAD ein integraler 

Teil von African Leader- und Ownership ist. Jedoch sieht die NEPAD sich als Partner 

zwischen Afrika und dem Rest der Welt (respektive den Industrieländern und internationalen 

Finanzinstitutionen und somit den Geldgebern). Obwohl NEPAD davon spricht, dass 

„Africans must not be wards of benevolent guardians; rather they must be the architects of 

their own sustained upliftment”436, ist es den Beteiligten klar, dass ohne fremde Hilfe die 

NEPAD nicht umgesetzt werden kann437 - obwohl oder gerade weil NEPAD die 

Selbstverantwortung der afrikanischen Führer andauernd betont. Dass diese Akteure - 

Industrieländer und internationale Finanzinstitutionen – Einfluss auf die Umsetzung jedweden 

                                                 
433 Ebenda. Artikel 50. 
434 Ebenda. Artikel 47. 
435 Ebenda. Artikel 48. 
436 Ebenda. Artikel 27. 
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Programmes nehmen, bei dem diese Ressourcen zur Verfügung stellen, dürfte eine logische 

und verständliche Konsequenz sein. 

 

5.1.2.5. NEPAD impliziert, dass der Umbau der Ökonomien in Afrika das Kernstück der 
Renaissance darstellt. 

  

NEPAD ist hauptsächlich ein ökonomischer Plan. Artikel 50, wie schon oben erwähnt, sieht 

im Zentrum der Anstrengungen „the building of a strong and competitive economy.“438 

Zumeist beschäftigt sich NEPAD mit Veränderungen im ökonomischen Bereich. Die anderen 

Bereiche sind deswegen von Belang, weil sie direkte oder indirekte Auswirkungen auf die 

Wirtschaft haben. Als Beispiel kann die Democracy and Political Governance Initiative 

genannt werden, die betont, dass „development is impossible in the absence of true 

democracy.“439 Im Umkehrschluss hieße das, dass Demokratie deswegen wichtig sei, weil 

diese (wirtschaftliche) Entwicklung ermögliche. Bereiche wie Infrastruktur und 

Energieversorgung werden auch unter ökonomischen Gesichtspunkten erwähnt. Sally 

Matthews fasst dies wie folgt zusammen: 

 

“This means that the Renaissance, as promoted by NEPAD, will not be 
realised by a revival of African cultural practices, a reinvestigation into 
Africa’s past, the promotion of particular types of governance, encouragement 
of spirituality or community spirit, or by any other non-economic means. 
Rather, the economy is seen as key to the Renaissance, resulting in the 
overwhelming economic focus of the Programme of Action.“440 

 

Aus diesen Betrachtungen heraus erscheint NEPAD zum einen ein überwiegend ökonomisch 

ausgerichtetes Dokument, das die globalist interpretation unterstützt, zum anderen eine 

Ambivalenz in sich trägt, indem es afrikanische Eigenverantwortlichkeit und Besitz des 

Prozesses propagiert, sich gleichzeitig aber dessen bewusst ist, dass ohne Unterstützung der 

reichen Länder und der internationalen Organisationen der Plan nicht im gewünschten 

zeitlichen und finanziellen Rahmen umgesetzt werden kann, was eine Mitbestimmung der 

Geldgeber mit sich bringt und die Ownership des Projektes verwässert.  

                                                 
437 Artikel 75 der NEPAD äußert sich gegenüber den Leistungen, die die so genannten „Partner“ zur Verfügung 
stellen müssen: „The exercise will also include actions required of partners, and the nature and sources of 
financing such activities.“ Ebenda. Artikel 75. 
438 Ebenda. Artikel 50. 
439 Ebenda. Artikel 79. 
440 Matthews, Sally: NEPAD – Realising the Renaissance? In: Politeia, Vol. 22, N° 2, 2003. A.a.O. S. 70. 
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Die Grundvoraussetzung - eine Akzeptanz des Plans durch die Geldgeber - ist Afrika mit 

NEPAD gelungen, da es sich an die vorherrschenden politischen und wirtschaftlichen 

globalen Doktrinen - Demokratie und neoliberale Wirtschaftspolitik - hält und eben nicht 

einen alternativen Plan zum Wiedererwachen des Kontinents bietet. 

 

Abbildung 26 gibt einen Überblick der Morphologie der NEPAD. Eine nähere Beschreibung 

der Inhalte der NEPAD findet sich im Anhang wieder. 
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 Abbildung 26: Morphologie der New Partnership for Africa’s Development 
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5.2. Analyse der NEPAD 
 
 
Obwohl die NEPAD offiziell ein Projekt der AU ist, wie auf dem Gipfeltreffen in Maputo 

2003 verabschiedet, stellt die Partnerschaft das Kernelement der Anstrengungen für ein neues 

Afrika im 21. Jahrhundert dar. Mit NEPAD wird versucht, aus der Geschichte zu lernen. 

Adebayo Olukoshi nennt zwei Gründe, wie es zu der wirtschaftlichen Krise in Afrika 

kommen konnte: 

 

“First, the management of the crisis was accompanied by increased levels of 
political repression and exclusion which further widened the gulf between state 
and society, popular social forces and the wielders of state power. Secondly, 
the International Monetary Fund (IMF)/World Bank structural adjustment 
framework that triumphed in the quest for reversing the dwindling economic 
fortunes of Africa not only exacerbated the crisis of decline but also 
represented the final nail in the coffin of the post-colonial model of 
accumulation and the social contract that was built into it.“441 

 

NEPAD versucht, aus diesen Fehlern zu lernen, und setzt eine umfassende Agenda auf, die in 

den Bereichen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft aufgelegt und miteinander verschmolzen 

wird.  

 

NEPAD kann als Meilenstein bezeichnet werden, da es neben der Berücksichtigung aller 

Entwicklungssphären auch den Paradigmen der internationalen Finanzinstitutionen entspricht. 

Neben vielen Stärken - etwa das alleinige Auflegen der Partnerschaft, die den Willen der 

Afrikaner zu handeln eindrucksvoll unterstreicht - besitzt die NEPAD auch einige 

Schwächen, etwa der Umfang der Pläne, der vorhandene Strukturen nicht berücksichtigt und 

an sich als fast unbezahlbar gilt. Aus der Kulmination der negativen und positiven Aspekte 

der NEPAD ergeben sich auch Bedrohungen und Herausforderungen.  

 

In diesem Kapitel werden die Punkte herausgearbeitet und zu einer Kommentierung 

zusammengefasst. Im Ergebnis wird sich zeigen, dass die NEPAD durchaus als Kernelement 

der Bemühungen des Wiedererwachens des Kontinents bezeichnet werden kann. Dies 

bekräftigt die positive Resonanz der Weltgemeinschaft, insbesondere der internationalen 

                                                 
441 Olukoshi, Adebayo: Governing the African Political Space for Sustainable Development: A Reflection on 
NEPAD. Prepared for presentation at the African Forum for Envisioning Africa to be held in Nairobi Kenya 26 – 
29April 2002, Dakar 2002. S. 7. Quelle: http://www.cas.ed.ac.uk/research/confvols.html (29.8.2006). 
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Geldgeber. Will NEPAD erfolgreich sein, müssen allerdings zum einen schon bestehende 

Strukturen berücksichtigt werden bei der Umsetzung der Pläne, zum anderen muss für jeden 

der zu unternehmenden Schritte untersucht werden, ob NEPAD in diesem Bereich einen 

komparativen Vorteil besitzt, und wenn nicht, welche Ebenen und welche Organisationen 

diese Aufgabe besser erfüllen können. Diese Handlungsweise entspricht dem 

Subsidiaritätsprinzip442 der EU. 

5.2.1. Stärken der NEPAD 
 

Die wichtigste Stärke der NEPAD ist der Wille für die Erneuerung des Kontinents selbst aktiv 

zu werden. Die vielfältigen Anstrengungen der Kernländer der NEPAD – Südafrika, Nigeria, 

Senegal, Algerien und Ägypten – zeigen, dass nicht nur ein Plan aufgelegt werden sollte, der 

Afrika aus der Misere befreien soll, sondern einer, der auch Anklang bei den internationalen 

Geldgebern findet, ohne die eine ernsthafte Erneuerung kurz- bis mittelfristig nur schwerlich 

erreicht werden kann. Viel wichtiger erscheint jedoch die Wahrnehmung Afrikas während des 

Prozesses, der zu NEPAD führte. Afrika wurde, insbesondere im Norden, als Einheit 

wahrgenommen und sprach mit einer Stimme - sicherlich ein Vorteil, da die Einigkeit des 

Kontinents das Partnerschaftsangebot der reichen Länder leichter macht. 

 

Eine zweite Stärke ist indirekt auf die Gründung der NEPAD zurückzuführen. Die Erkenntnis, 

dass die OAU ihre Aufgabe zur Befreiung des Kontinents erfüllt hat und eine neue 

Organisation  - die AU -, die weniger politisch und mehr als Managementinstrument der 

kontinentalen Probleme angesehen wird hervorgebracht hat, ist auch auf die Planungen, die zu 

NEPAD geführt haben, zurückzuführen. Dass die NEPAD - zunächst unabhängig - nun als 

ein Instrument der Union zu betrachten ist, ist Ausdruck der Erkenntnis einer notwendigen 

einheitlichen und ineinandergreifenden Struktur, um die Herausforderungen des 21. 

Jahrhunderts für Afrika meistern zu können. 

 

                                                 
442 Subsidiarität ist eine politische und gesellschaftliche Maxime, die Entscheidungen auf die niedrigste mögliche 
Ebene verlagert wissen will. Subsidiarität meint eine Zuständigkeitsvermutung der kleineren Einheit gegenüber 
größeren, soweit die kleinere in der Lage ist, das Problem selbstständig zu lösen. Gleichzeitig soll bei 
Problemen, die kleine Einheiten überfordern, die übergeordnete Ebene unterstützend (= „subsidiär“ in der urspr. 
lateinischen Wortbedeutung) tätig werden. Das Subsidiaritätsprinzip ist eine wichtige Grundlage der Verfassung 
der Europäischen Union, um die Organe der EU in der europäischen Gesetzgebung zu beschränken. Weiterhin 
ist es ein wichtiges Konzept föderaler Staatssysteme wie der Bundesrepublik Deutschland oder der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft. 
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Innerhalb der Strukturen der AU gilt die NEPAD als ein kompetentes Instrument in 

wirtschaftlichen Belangen - eine weitere Stärke der NEPAD. Die OAU konnte auf ein solches 

Instrument nicht zurückgreifen und war daher für wirtschaftliche Belange der falsche 

Ansprechpartner. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass eine Stärke der NEPAD die 

Identifizierung der wirtschaftlichen Schwächen des Kontinents darstellt. Somit können die 

Staaten auf eine einheitliche Basis zurückgreifen und müssen nicht erst eine - oft falsche - 

Ausgangslage des Kontinents definieren. 

 

Überdies ist die Definition von politischen Voraussetzungen, wie Demokratie, Achtung der 

Menschenrechte und gute Regierungsführung, für eine nachhaltige, auf das Wohlergehen der 

Menschen ausgerichtete Entwicklung unabdingbar. Demokratische Staaten, die effizient 

geführt werden, bieten die größte Chance für eine positive Entwicklung. Ein Großteil der 

Entwicklungshilfe ist heute - verstärkt nach dem Ende des Kalten Krieges – an diese 

politischen Werte gekoppelt. Das Bekenntnis zu solchen Prinzipien ist nicht neu. Neu jedoch 

ist, dass diese Prinzipien aus der Mitte Afrikas stammen und in einen institutionellen Rahmen 

eingebettet werden und - weiter noch - von diesen Staaten selbst mit einem umfangreichen 

Überprüfungsmechanismus - dem APRM - ausgestattet wurden. 

 

Eine Erneuerung stellt auch der Generationenwechsel der politischen Führung in Afrika dar. 

Thabo Mbeki und andere neue Führer stehen nicht unter dem Verdacht der Autokratie, 

Korruption und Fehladministration. Der Generationenwechsel ist bei den meisten Afrikanern 

und über die Grenzen Afrikas hinweg willkommen und gibt denen Mut, die ihre Hoffnung in 

den Kontinent schon verloren hatten.443 Politikern wie Thabo Mbeki ist in zweierlei Hinsicht 

zu danken. Sie haben durch die NEPAD zum einen den entwicklungspolitischem Diskurs 

neuen Schwung verliehen und diesen in eine neue Richtung geführt - weg von der einseitigen 

Hilfe im Sinne der Geber-Nehmer-Mentalität hin zu Eigeninitiative, die von außen unterstützt 

werden soll. Zum anderen haben sie Afrika ein neues Gesicht verliehen: nicht der verlorene 

Kontinent, dem aus Mitmenschlichkeit geholfen werden muss, sondern ein Kontinent, der 

reich an Ressourcen ist - Bodenschätze, Humankapital, Umwelt und Kultur - und dessen 

Bedürftigkeit Ausdruck einer falschen Politik und Wirtschaft ist, die es zu korrigieren gilt. 

Dazu hat die politische Führung Afrikas mit NEPAD ihren Willen geäußert, etwas zu tun, das 

sich von den vorangegangenen Initiativen in oben genannter Weise unterscheidet. 

                                                 
443 Vgl. Diescho, Joseph: Understanding the New Partnership for Africa’ Development (NEPAD). Windhoek 
2002. S. 48. 
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Das Erkennen der Problematik des brain drain und die entsprechende Antwort Human 

Resource Development Initiative444 ist eine weitere Stärke der Initiative, obwohl die Umkehr 

des brain drain von den meisten Beobachtern als eher unwahrscheinlich angesehen wird, da 

die ehemalige Heimat auf dem afrikanischen Kontinent den Gut- und Bestausgebildeten kaum 

einen Anreiz zur Wiederkehr gibt. Dennoch hat dieses Erkennen hohen symbolischen Wert. 

Jede Bemühung in diese Richtung ist ein gutes Signal und kann daher als Stärke der NEPAD 

bezeichnet werden. Die statistischen Auswertungen, die NEPAD in diesem Bereich 

anstrengen will, geben die Möglichkeit, ein umfassendes Bild dieses Phänomens zu zeichnen. 

Auf dieser Basis werden zukünftige Programme aufgelegt sein, die den brain drain zumindest 

eindämmen oder sogar stoppen. 

5.2.2. Schwächen der NEPAD 

 

Einer der Hauptkritikpunkte an der NEPAD ist die Art und Weise, wie das Programm 

entstanden ist. Der Vorwurf der Kritiker besagt, dass das Konzept ein Elitenprojekt sei, bei 

dem zuerst Thabo Mbeki allein, später auch weitere Führungskräfte der NEPAD, namentlich 

Obasanjo (Nigeria), Wade (Senegal), Bouteflika (Algerien) und Mubarak (Ägypten), die 

Weichen für diesen Plan gestellt haben. Erst nach Absprache mit den führenden Geldgebern 

wurde das Konzept den anderen Staaten vorgelegt und erörtert. Eine Beteiligung bzw. eine 

Einbindung der Zivilgesellschaft fand nicht statt. Dies widerspricht dem erklärten Willen der 

Unterzeichner der NEPAD, ein Programm aufzulegen, das von Afrikanern für Afrikaner 

entwickelt wurde. Viel wichtiger erscheint die Dimension der Zustimmung zu NEPAD, die 

nur erreicht werden kann, wenn die Inhalte einer breiten Öffentlichkeit kommuniziert werden 

und eine öffentliche Debatte über das Wie und Warum geführt wird. Betrachtet man diesen 

Vorwurf im Zusammenhang mit den Erfahrungen, die die Menschen in Afrika mit politischen 

Führern, Elitenvorhaben und einer Politik, die von oben nach unten verläuft, gemacht haben, 

so gewinnt er zusätzlich an Gewicht. In einem Kontinent, bei dem die Mehrzahl der 

politischen Führer meist nicht für eine Verbesserung der Lebensverhältnisse der Menschen 

gearbeitet hat, sich vielmehr an Staatseigentum selbst bereicherte, ist eine wenn nicht 

ablehnende, so zumindest resignierte Haltung gegenüber Eliteprojekten verständlich.  

 

Ein weiterer Kritikpunkt findet sich im Umfang der NEPAD. Die Programme, die im Rahmen 

der NEPAD aufgelegt werden sollen, sind so umfangreich, dass zwei Fragen aufkommen: 

                                                 
444 Vgl. The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), Abuja 2001. Artikel 124 – 125. 
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Gibt es nicht schon in gewissen Bereichen Strukturen, die von diesen übernommen werden 

können? Und wenn die Programme so umfangreich aufgelegt werden, stellt sich die Frage 

nach der Finanzierung. Das Dokument selbst spricht von 64 Mrd. US-Dollar, die NEPAD 

jährlich zusätzlich benötigt. Angesichts der schrumpfenden Entwicklungshilfegelder, der fast 

desaströsen Bilanz von ausländischen Direktinvestitionen in Afrika, scheint diese Frage 

berechtigt.   

 

In Bezug auf die erste Frage gibt NEPAD keine Antwort, in welchen Bereichen die zu 

erreichenden Ziele mit bestehenden Strukturen durchgeführt werden sollen. Vielmehr sieht 

NEPAD eine Vielzahl von neuen Strukturen vor, ohne nach vorhandenen zu suchen. Etwa 

beim APRM könnte im Bereich der Menschenrechte die African Charter on Human and 

Peoples’ Rights, die unter der Ägide der AU arbeitet, die Überprüfung zusammen mit der 

Kommission der AU durchführen. Im selben Bereich haben gerade zivilgesellschaftliche 

Organisationen einen Vorteil, da diese, soweit Strukturen in einem Land aufgebaut sind, 

strukturelle Schwächen und eventuelle Diskrepanzen zwischen Anspruch und Wirklichkeit 

kennen und als nichtstaatliche Akteure eine höhere Glaubwürdigkeit besitzen.  

 

In Zusammenhang mit diesen Fragestellungen gibt es einen grundsätzlichen Klärungsbedarf. 

Dieser zielt auf die Frage, ob in einem gewissen Bereich ein Vorteil gegenüber anderen 

Strukturen vorliegt. Erst bei einer positiven Beantwortung sollte die NEPAD in diesem 

Bereich tätig werden: „Practically, NEPAD peer review will be limited to economic and 

corporate governance review and restricted to countries that voluntarily accede to 

NEPAD.”445 Eine Besinnung auf die komparativen Vorteile der NEPAD schlägt auch Ravi 

Kanbur vor, nur sieht er den Vorteil in anderen Bereichen: „On areas, in keeping with 

NEPAD’s special comparative advantage, I would suggest an initial focus on democracy and 

political governance.”446 Jedoch schränkt Kanbur seinen Vorschlag ein, indem er hinterfragt, 

wie der gesamte Fragenkatalog beantwortet werden kann:  

                                                 
445 Cilliers, Jakkie: Peace and Security through Good Governance. A guide to NEPAD African Peer Review 
Mechanism, in: Occasional Paper N° 70, Institute for Security Studies. Pretoria, April 2003. S. 13. 
446 Kanbur, Ravi: The African Peer Review Mechanism (APRM): An Assessment of Concept and Design. 
Cornell 2004. S. 11. 
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 „But if this focus on one area is not possible then there has to be some pruning down of the 

mass of assessment sub-areas listed in the Appendix (siehe Fußnote dazu) to this paper – how 

can we possibly imagine that all these can be covered competently, no matter how good the 

staff?”447 Im Ergebnis kann man sich einig sein, dass NEPAD, hier am Beispiel des APRM, 

eventuell zu viel in zu vielen Bereichen erreichen will.  

 

Drittens besteht eine Diskrepanz zwischen dem erklärten Willen der Unterzeichner der 

NEPAD, bezüglich des Anspruchs der ownership des Prozesses und der Wirklichkeit. Der 

Vorsitzende der HSIC, Obasanjo, spricht zwar von der Machbarkeit der NEPAD ohne Hilfe 

von außen, jedoch widerspricht das der aktuellen Wirklichkeit. So wird das NEPAD-

Sekretariat zur Zeit ausschließlich von ausländischen Organisationen, wie der EU, 

finanziert.448 NEPAD muss sich in diesem Bereich grundsätzlich die Frage gefallen lassen, 

inwieweit der Prozess von afrikanischen Akteuren geleitet und nach deren Vorstellungen 

durchgeführt werden soll, ohne auf die Hilfe von außen zu verzichten - angesichts der immer 

größer gewordenen Konditionierung von ODA ein mehr als fraglicher Punkt.  

 

Eine indirekte Beantwortung dieser Frage wirft gleichzeitig einen weiteren Kritikpunkt auf. 

Dieser zielt auf die Annahmen und Vorgehensweisen bei der Bewältigung der kontinentalen 

Probleme. Die klare Ausrichtung an neoliberalen Grundsätzen, die Sichtweise der 

Globalisierung als Chance für den Kontinent und die Akzeptanz der HIPC-Initiative, bei der 

eine Entschuldung der ärmsten Länder verbessert werden soll, werfen die Frage auf, ob 

NEPAD die Überzeugung der Gründer ausdrückt oder als Notwendigkeit gesehen wird, um 

weitere Hilfen aus dem Ausland zu erhalten. In Bezug auf neoliberale Wirtschaftspolitik gilt 

diese bei Kritikern der NEPAD als in der Vergangenheit gescheitert. Daher werden auch die 

Unterzeichner der NEPAD für die unkritische Akzeptanz einer neoliberalen Wirtschaftspolitik 

angegriffen.449  

                                                 
447 Im Bereich Democracy and Political Governance sieht der APRM 41 Bereiche vor, die untersucht werden 
müssen, wobei Fragen zu finden sind, deren Beantwortung allein als nicht unproblematisch zu betrachten ist. 
Etwa die Frage: „1.31 Consequential Stepps taken to ensure full and meaningful participation of women in all 
aspects of national life, particularly in political and economic domains.” Ebenda. S. 11 – 13. 
448 Siehe dazu: Diescho, Joseph: Understanding the New Partnership for Africa’ Development (NEPAD). Wind-
hoek 2002. S. 51. 
449 Vgl. Matthews, Sally: NEPAD: Realising the Renaissance? in: Politeia, Vol. 22, N° 2, Pretoria 2003. S. 72. 
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Dass die Autoren der NEPAD die Globalisierung als Chance für Afrika sehen, kann 

zumindest hinterfragt werden. Sicher dabei ist, dass der Prozess der Globailisierung 

unaufhaltbar ist, selbst Gegner globalisieren sich und unterliegen daher indirekt den 

Gesetzmäßigkeiten des Phänomens. Kritiker argumentieren, dass durch die Globalisierung 

Afrika immer mehr ins Hintertreffen geraten sei und dadurch eine neoliberale 

Wirtschaftspolitik für Afrika als gescheitert angesehen werden könne. Es kann darüber 

gestritten werden, welche Wirtschaftspolitik die bessere für Afrika darstellt, im Bewusstsein 

der kurz- bis mittelfristigen Abhängigkeit Afrikas von internationalen Geldgebern und 

internationalen Finanzinsititutionen blieb den Autoren der NEPAD jedoch keine andere 

Möglichkeit, als sich neoliberale Wirtschaftspolitik auf die Fahnen zu schreiben. Die Kritik 

bezüglich der widerspruchslosen Annahme der HIPC-Initiative von Seiten der NEPAD 

erscheint zunächst unverständlich. Jedoch geht Kritikern die Initiative nicht weit genug. 

Vielmehr sollten die politischen Führer Afrikas für einen kompletten Schuldenerlass von 

HIPC- Ländern plädieren und für andere Länder eine Umschuldung oder Stundung erreichen.  

 

Eine Schwäche der NEPAD betrifft die unklare Situation, wie NEPAD in vorhandene 

Strukturen eingebunden werden kann und soll und welchen Stellenwert die NEPAD innerhalb 

der kontinentalen Politik einnimmt. Die Frage der Mitgliedschaft der NEPAD ist ebenso zu 

klären. Sind Länder, die in der AU, jedoch nicht in NEPAD sind, automatisch Mitglied der 

NEPAD, da die NEPAD offiziell ein Programm der Union darstellt, oder ist die NEPAD 

institutionell so selbstständig, dass eine Mitgliedschaft der Unterzeichnung und Ratifizierung 

bedarf? Zunächst könnte man argumentieren, dass in diesem Bereich die Regeln des 

internationalen Völkerrechts eine bewusste Unterschrift und Ratifizierung jedes 

Kerndokumentes bedürfen. Jedoch erscheint dann die NEPAD als eigenständige Institution, 

die als „Gegenorganisation“ zur AU gesehen werden könnte. Außerdem haben die 

internationalen Geldgeber der NEPAD ihre Unterstützung zugesagt. Wird diese als 

selbstständig angesehen, wächst die Gefahr der Marginalisierung der AU und der Aufbau von 

Parallelstrukturen gegenüber der AU, die nur zu Ineffizienzen führen können. Weiterhin 

würde diese Entwicklung dazu führen, dass der mit großen Ambitionen und mit Hoffnungen 

verbundene Modernisierungsprozess in Afrika ins Stocken geraten könnte, wenn sich die 

Mitglieder der AU auf der einen Seite und die Mitglieder der NEPAD auf der anderen Seite 

im politischen Kleinerlei verlaufen würden. Daher müssen die Aufgaben und Strukturen der 

einzelnen Organe genauestens bestimmt werden. So darf es nicht beim Versprechen bleiben, 

dass die NEPAD ein Teil der AU sei, sondern die Organisation der NEPAD muss in die AU-
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Kommission integriert werden. Weiterhin müssen Parallelstrukturen abgebaut werden, wie 

etwa der Kommissionsposten für Politik, der sich u.a. mit Fragen der Einhaltung der 

Menschenrechte und guter Regierungsführung beschäftigt, während sich im Gegenzug der 

APRM mit ähnlichen Fragen beschäftigt. Solche Dopplungen verbrauchen nicht nur 

finanzielle und humane Ressourcen, sie können bei den Beteiligten auch zu einem 

Konkurrenzkampf, oder schlimmer, zu Resignation führen. Für einen Kontinent, der ein 

äußerst begrenztes Finanz- und Humankapital besitzt, ist dies inakzeptabel. 

5.2.3. Gefahren für NEPAD 

 

Neben den Stärken und Schwächen der NEPAD gibt es andere Faktoren, die der Umsetzung 

der NEPAD gefährlich werden könnten.  

 

Thabo Mbeki spricht von einem neuen Geist, bei der die Eigeninitiative im Vordergrund 

steht: „to take our destiny into our hands, creating for ourselves a continent of peace, 

democracy, prosperity and African and human solidarity.“450 Diese Aussage impliziert, dass 

dies bisher nicht der Fall gewesen ist. In der Schlussfolgerung hat die afrikanische 

Führungselite in den letzten Jahrzehnten vieles unternommen, nur nicht das Schicksal der 

Afrikaner in die eigenen Hände genommen. In anderen Worten beschreiben die „jungen 

Löwen“451 ihre Führung als etwas ganz Neues, was es bis dato nicht gegeben haben soll. Um 

eine Bestätigung oder Falsifizierung dieser Frage geht es vorrangig nicht. Diese Äußerungen 

werfen allerdings Probleme bei Staatenlenkern auf, die seit geraumer Zeit an der Macht sind 

und sich den impliziten Vorwurf der Passivität nicht gefallen lassen. Als Beispiel sei hier das 

gespannte Verhältnis zwischen Thabo Mbeki und Muammar Gaddhafi genannt. Neben 

anderen Faktoren spielt dieser Vorwurf auch eine Rolle bei dem Zerwürfnis zwischen den 

beiden Staatsoberhäuptern. So kann die Rede Gaddhafis anlässlich der 1. Gipfelkonferenz der 

AU 2002 in Durban als Ausdruck des Widerstands gegenüber dem Vorwurf, nichts getan zu 

haben, interpretiert werden. Gerade Gaddhafi erhebt den Vorwurf, dass die Politik, die mit 

NEPAD und der AU betrieben wird, einer Unterordnung unter die Bedingungen der 

Geldgeberstaaten sei.  

                                                 
450 Opening Statement by HE President Thabo Mbeki, Outgoing Chairperson of the African Union, at the 2nd 
Ordinary Session of the Assembly of Heads of State and Government of the African Union, Maputo, Mozam-
bique, 10 July 2003. S. 7. 
451 So werden die neuen Lenker des afrikanischen Kontinents genannt, u.a. und v.a. Thabo Mbeki.  
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Die daraus resultierende Spaltung und ein eventuell größer werdendes Misstrauen gegenüber 

den aktuellen Plänen könnte im schlimmsten Fall das „Aus“ für NEPAD bedeuten. Hier ist es 

von Bedeutung, mit diplomatischem Geschick zu agieren. Ebenso in diese Dimension fällt die 

Generationen-Lücke, die Diescho wie folgt beschreibt: 

 

“The [...] generational gap between African leaders that must at point rear its 
head and manifest some fundamental differences in philosophies, 
conceptualisations and even preferences on how to deal with African issues on 
the way forward. It is difficult to see how the likes of Thabo Mbeki with the 
belief in and commitment that Africa must be transformed can be fully 
supported by the likes of Daniel Arap Moi of Kenya, Muammar El-Qaddafi of 
Libya, Robert Mugabe of Zimbabwe, Yoweri Museveni of Uganda, Joachim 
Chissano of Mozambique, Eduardo Do Santos of Angola, Cahrles Taylor of 
Liberia, Denis Sassou-Nguesso of Congo Brazzaville, Gnassingbe Eyadema of 
Togo and      Omar Bongo of Gabon, who are part of the disorder in post-
independence Africa.“452 

 

Diescho spricht hier eine Dimension an, die durchaus in Betracht zu ziehen ist und als Gefahr 

für den Erfolg der NEPAD gewertert werden kann. Beachtet man die Anzahl der Namen und 

die Länder, die dahinter stecken, so kann man durchaus die Befürchtungen Dieschos teilen. Es 

fällt auf, dass afrikanische Werte, wie die Autorität des Alters gegenüber den Jüngeren, noch 

immer eine gewichtige Rolle spielen. Sollte sich das Übergewicht älterer und autoritärer 

Staatschefs in den kommenden Jahren nicht merklich ändern, ist eine Gefahr aus dieser 

Richtung in die Bedenken mit einzubeziehen. 

 

Eine weitere Gefahr stellt die Unterstützung der NEPAD von Seiten der Nichtmitglieder dar, 

insbesondere der von autoritären Staaten. Knackpunkt hierbei ist die grundsätzliche Annahme 

der NEPAD, die einen Zusammenhang zwischen Frieden und Sicherheit, Demokratie und 

Achtung der Menschenrechte zusammen mit corporate governance und Fortschritten im 

Wirtschaftssektor sieht. Daher würden diese Staaten NEPAD gerne als ein 

Wirtschaftsprogramm sehen, das außerhalb der AU-Strukturen besteht. Dann würde die 

NEPAD sich ausschließlich um wirtschaftliche Belange kümmern, und in dem für die 

autoritären Systeme kritischen Bereich Förderung und Einhaltung der Demokratie keinerlei 

Befugnisse haben. Im Ergebnis würde Afrika im „alten“ Völkerrecht verharren, bei dem die 

Souveränität des Staates vor allen anderen Prinizipien Vorrang hätte.  

                                                 
452 Diescho, Joseph: Understanding the New Partnership for Africa’s Development (NEPAD). A.a.O. S. 56. 
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Die richtige und wichtige Verknüpfung von guter Regierungsführung und einer 

funktionierenden Wirtschaft wäre aufgehoben und somit müsste man NEPAD als gescheitert 

ansehen. 

 

Eine weitere Gefahr für NEPAD findet sich in der Betonung der Entwicklung im 

wirtschaftlichen Sektor zur erfolgreichen Eingliederung Afrikas in die globalisierte 

Weltökonomie. Dazu bedarf es aber auch einen Wandel des „Geistes”: „Therefore, what 

Ngugi waThiong’o describes as the decolonisation of the mind must accompany, if not 

precede the dialogue between Africans and their potential sponsors in the developed 

world.”453 Solange Afrika in den Bilanzen der entwickelten Länder als Ausgabe verzeichnet 

ist, besteht für Afrika nur eine geringe Chance, sich aus dem Teufelskreis von Armut, 

Neuverschuldung und noch mehr Armut zu befreien. Diescho stellt die Frage, wann Afrikaner 

verstehen werden, dass ausländische Hilfen keinem einzigen Staat zu einer Entwicklung 

verholfen haben.454 Menschen müssen sich selbst entwickeln. Investitionen kommen, weil ein 

Investor in dem Vertrauen investiert, einen Gewinn aus seinen Investitionen ziehen zu 

können. Die Bedrohung ergibt sich aus eben diesen Annahmen. Ein zu hohes Vertrauen und 

eine daraus resultierende Abhängigkeit von Hilfe aus den entwickelten Ländern birgt die 

genannten Gefahren.  

 

Ein weiterer Gefahrenkomplex für den Erfolg der NEPAD liegt außerhalb des 

Verantwortungsbereiches der afrikanischen Regierungs- und Staatsoberhäupter. NEPAD kann 

als „Geschäft“ zwischen Afrika und den Industriestaaten bezeichnet werden. NEPAD sorgt 

dafür, dass Demokratie und Verantwortungsbewusstsein in Afrika wachsen und eingehalten 

werden, dafür müssen die Industrienationen und die internationalen Finanzinstitutionen diese 

Bemühungen unterstützen. Chris Landsberg bemerkt dazu: „The countries of the 

industrialised North would also need to respond to Africa’s willingness and efforts to put in 

place these aspects of responsible government by opening their markets for Africa’s basic 

trading commodities and to help end the continent’s vast debt burden of some $300 

billion.”455  

                                                 
453 Diescho, Joseph: Understanding the New Partnership for Africa’s Development (NEPAD). A.a.O. S. 54. 
454 Ebenda. S.54. 
455 Landsberg, Chris: NEPAD: What is it? What is missing? Paper written for NALEDI, o.O. 2002. S. 9. 
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Diese Aussage betrifft die Dimension der Hilfe aus den Industriestaaten und der längst 

überfälligen Öffnung der Märkte. Im weiteren Verlauf bemerkt Chris Landsberg: „However, 

it came as little surprise when many such powerful states failed to respond in a really serious 

way to the call for ‚genuine’ partnership.“456 Interessant wird diese Aussage im Licht der 

immer weiter schrumpfenden Direktinvestitionen bei gleichzeitigem Anstieg der 

afrikanischen Ersparnisse, die im Ausland angelegt werden (zur Zeit etwa 40 Prozent), 

zurückgehender Entwicklungshilfegelder und eines unzureichenden Wirtschaftswachstums in 

Afrika.457 Im Ergebnis benötigt der Kontinent die Unterstützung von außen, wenn jedoch die 

Reaktionen auf die NEPAD zwar positiv sind, aber die Unterstützung auf sich warten lässt, 

wächst die Gefahr für ein Scheitern der NEPAD. Eine weitere Dimension in diese Bereich 

beschreiben Johan Dahl und Rehabeam Shilimela: „Donors will most certainly make sure that 

their demands (conditions) are met before they commit their resources to the programme. The 

question is whether they are prepared to give enough room to African people to run their 

development programme independently.”458 Es stellt sich die Frage, ob dieser Aspekt der 

Grund dafür ist, dass sich die Industriestaaten in ihren Anstrengungen zurückhalten. Die 

Willenserklärungen sind abgegeben, jedoch real ist noch nicht mehr Hilfe geflossen. Das 

Motiv dahinter: Abwarten und wenn es sich als positiv erweist, reagieren. Jedoch birgt diese 

Haltung die Gefahr des frühzeitigen Scheiterns selbst einer zaghaften Umsetzung des 

Programms aufgrund der Ressourcenlücke.  

  

                                                 
456 Ebenda. S.9. 
457 NEPAD stellt fest, dass jährlich die Wirtschaft in Gesamtafrika um sieben Prozent steigen muss, um die 
notwendigen Gelder zu einer positiven Entwicklung zu akkumulieren. Das durchschnittliche Wachstum lag in 
den 1990er Jahren in Afrika bei ca. zwei Prozent. Das reicht nicht aus, um Bevölkerungswachstum des 
Kontinents zu decken, im selben Zeitraum bei etwa drei Prozent lag. D.h., dass in diesem Zeitraum das BIP pro 
Kopf sogar rückläufig gewesen ist. Siehe dazu: World Bank: World Development Indicators 1990-2000. Wash-
ington 2001. S. 112 ff. 
458 Dahl, Johan; Shilimela, Rehabeam: NEPAD and the African ‚Resource Gap’ – A critical examination. NE-
PRU Working Paper No. 87. Windhoek 2002. S. 27. 
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5.2.4. Herausforderungen für NEPAD 

 

Da die NEPAD erst am Anfang ihrer Entwicklung steht, sieht sie sich vielen 

Herausforderungen für eine erfolgreiche Durchführung des Projektes gegenüber: 

 

- NEPAD sollte sich mit den großen politischen Themen Afrikas beschäftigen; 

- NEPAD sollte sich dessen bewusst sein, dass sie eine regionale Intitiative ist, die 

Afrika repräsentiert; 

- NEPAD benötigt eine öffentliche Debatte. 

 

Eine der Herausforderungen für die NEPAD in nächster Zeit stellt die Konzentration auf die 

großen politischen Themen Afrikas dar. Diese sind zum einen die Mobilisierung eigener 

Ressourcen, wie Humankapital, Finanzkapital und industrielle Entwicklung, um nur einige 

Beispiele zu nennen, die von hoher Wichtigkeit sind und eine Präkonditionalisierung zum 

Erreichen der genannten Ziele darstellen. Ein zweiter großer Themenblock stellt der Handel - 

intrakontinental und interkontinental - dar, bei dem auf der einen Seite der Handel zwischen 

den Staaten Afrikas ausgebaut werden muss, um von den dadurch entstehenden Terms of 

Trade zu profitieren: auf der anderen Seite muss eine Öffnung der europäischen und 

amerikanischen Märkte für Produkte aus Afrika vorangetrieben werden, v.a. im Agrarsektor. 

Diese Öffnung ist für die afrikanischen Wirtschaften immens wichtig, da ein Großteil noch 

von der Landwirtschaft lebt und die Produkte Afrikas bei einer Öffnung der Märkte in den 

Industriestaaten durchaus konkurrenzfähig sind. Die Folge wäre ein erhöhter Export, bessere 

Terms of Trade und eine Erhöhung der Produktion in Afrika.  

 

Zudem steht die Frage der Entschuldung des Kontinent auf der Agenda, der mit über 600 

Mrd. US-Dollar in der Kreide steht, wodurch insbesondere für die HIPC-Länder der 

Schuldendienst einen beträchtlichen Teil des Haushaltes ausmacht und somit wichtige Gelder 

für Investitionen ins eigene Land fehlen. Als Folge erodiert der Staat immer weiter und die 

Schulden steigen mit dem möglichen Ergebnis des völligen Staatszerfalls. Hier müssen über 

die HIPC-Initiative hinaus Schuldenerlässe und Schuldenabbaupläne vorangetrieben werden.  
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Schließlich die Frage der Hilfegelder an Afrika: Hier müssen NEPAD und andere 

afrikanische Organisationen die Konsistenz fördern, indem mit allen Geldgebern 

Verhandlungen geführt werden, wie die Gelder effektiver und effizienter eingesetzt werden 

können. Gleichzeitig muss erreicht werden, dass die Konditionalisierungen sinnvoll und 

verhältnismäßig eingesetzt werden. So kann ein begonnenes Programm, das zum Beispiel die 

Versorgung mit sauberen Trinkasser zum Ziel hat, nicht mitten im Prozess abgebrochen 

werden, nur weil der betroffene Staat nicht die Normen im Bereich der Wirtschaftsführung 

erfüllt. Eine Entkopplung von Staaten hin zu zivilgesellschaftlichen Organisationen wäre eine 

Alternative.  

 

Im Zuge der massenhaften Probleme, die Afrika mit HIV/AIDS hat und haben wird, müssen - 

neben der Bekämpfung der Krankheit - die bisherigen Fundamente neu überdacht werden: 

„Economic growth and employment strategies, for example, need to be re-designed for an era 

in which the demographics of Africa look very different. NEPAD should immediately cease all 

attempts to design programmes and projects.”459 Diese Neuorientierung ist in bestimmten 

Bereichen, etwa bei der Human Development Initiative,  essenziell, sollen die NEPAD-

Programme greifen.  

 

Eine weitere Herausforderung für die NEPAD stellt die Definition der eigenen Identität dar. 

NEPAD soll eine regionale Initiative sein, die Afrika repräsentiert und seinen Bedürfnissen 

gerecht wird. Die NEPAD soll im Rahmen der AU agieren, als ihr Wirtschaftsprogramm: 

„The South Africans have to stop behaving as though NEPAD is their national Marshall Plan 

for Africa.“460 Insbesondere der Vergleich mit dem Marshall-Plan ist mehr als fragwürdig. 

Der Vergleich des heutigen Afrika mit Europa nach dem 2. Weltkrieg hinkt gewaltig. In 

Europa galt es, ehemals vorhandene Strukturen wieder aufzubauen, sowohl im 

wirtschaftlichen als auch im politischen Bereich. In Afrika geht es um eine komplette 

Umstrukturierung einer bestehenden Wirtschaftsordnung und den Auf- und Ausbau von 

politischen Strukturen, die ihren Ursprung in Europa haben.461  

                                                 
459 De Waal, Alex; Raheem, Tajudeen Abdul: What is the value of NEPAD? in: Africa Analysis, No 441, 20 
February 2004. S. 2. 
460 Ebenda. S. 2. 
461 Was nicht heißen soll, dass Afrika, historisch betrachtet, keine Volksherrschaft kennt. Es geht vielmehr um 
die Organisation und dem Aufbau der Demokratie nach europäischem Vorbild. 
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Die Herausforderung für NEPAD besteht darin, sich aufgrund der positiven Resonanz, v.a. 

von Seiten der G8-Staaten, nicht von seinem Ursprungsweg abzukommen - nämlich ein Plan 

zu sein, der für afrikanische Probleme afrikanische Lösungen bereit hält und nur noch die 

Pläne nach den Bedürfnissen und Vorgaben der Geldgeber abändert. Gleichzeitig steht die 

NEPAD der Herausforderung gegenüber, so schnell wie möglich ein Programm zu 

entwickeln, das die Überwindung der strukturellen Hindernisse für eine Integration in Afrika 

beseitigt, namentlich der Ausbau der grenzüberschreitenden Infrastruktur, der im 

wirtschaftlichen Bereich den Intrakontinentalhandel stärkt, Ausbau von 

Binnenmarktstrukturen durch den Abbau von tarifären (zum Beispiel Zölle) und nicht-

tarifären Handelshemmnissen (zum Beispiel technische Anforderungen) sowie gegenseitiger 

Know-how-Transfer im wirtschaftlichen und politischen Bereich, um einige Punkte zu 

nennen.  

 

Schließlich stellt eine große Herausforderung für NEPAD das Zulassen einer breiten 

öffentlichen Diskussion dar. Die NEPAD hat viele gute Seiten, die sie nicht zu verstecken 

braucht. Die Befürchtungen der Initiatoren der NEPAD, dass eine breite Diskussion den Plan 

„zu Tode“ reden könnte, ist verständlich. Die Übergabe in den bürokratischen Apparat, ohne 

das Projekt sichtbar zu machen, kann der NEPAD jedoch schaden. Die Bürger Afrikas sind in 

der Lage, die positiven Seiten und den Gewinn, der durch NEPAD entstehen kann, sehr wohl 

zu verstehen, wenn man versucht, auf breiter Basis das Programm zu erläutern und 

transparent zu machen. Die Erfahrungen, die mit der EU gemacht worden sind und gemacht 

werden, zeigen, dass Elitenprojekte, die nicht erörtert und transparent gestaltet werden, 

Ablehnung in der Bevölkerung hervorrufen und den Weg für Populisten frei machen. Eine 

Öffnung der NEPAD würde den demokratischen Geist, der in der NEPAD zu finden ist, 

fördern und den Menschen in Afrika die Angst nehmen, die NEPAD eventuell hervorruft. 

Eine breite Unterstützung für die Pläne ihrer Regierungen, die in NEPAD ausgedrückt 

werden, kann und wird die Position der Länder Afrikas gegenüber den Industriestaaten und 

internationalen Organisationen stärken.  
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De Waal und Raheem schreiben dazu: „The citizens of Africa are well able to understand the 

value of the fundamental ideas of the partnerships, of better governance, of continental unity 

and of generating development through local initiative and resources. At present, NEPAD is 

in dire need of popular review. It is the African popular aspiration for unity, democracy and 

development that can save NEPAD from the dead hand of another circus of rentier 

bureaucracy.”462 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
462 De Waal, Alex; Raheem, Tajudeen Abdul: What is the value of NEPAD? a.a.O. S. 2. 



 227

5.3. Südafrika und die NEPAD 
 

Die Neue Partnerschaft für Afrikas Entwicklung stellt das bisher ehrgeizigste und klarste 

Projekt Südafrikas dar, in dem das Land seine nationalen Interessen auf dem Kontinent zum 

Ausdruck bringt. Dabei betrachtet die südafrikanische Regierung die Verbesserung der 

ökonomischen und politischen Regierungsführung auf dem Kontinent als Basis für eine 

verbesserte wirtschaftliche Entwicklung des eigenen Landes. Dass Verhältnisse in anderen 

afrikanischen Ländern auf Südafrika ausstrahlen - und umgekehrt -, ist eine der 

Grundannahmen internationaler Politik.463 Südafrikas relative ökonomische Dominanz in 

Afrika - speziell im südlichen Afrika - führte und führt einerseits zu einer Realpolitik des 

Landes gegenüber dem Kontinent, bei der ökonomische und politische Interessen in der 

internationalen Arena definiert und durchgesetzt werden. Andererseits besitzt die 

südafrikanische Außenpolitik eine idealistische Perspektive, bei der dem Kapland eine 

moralische Vorreiterrolle zukommt, die Demokratie und Achtung der Menschenrechte als 

Ziel verfolgt. Diese Perspektive rührt aus der Historie des ANC, der als 

Befreiungsorganisation aus dem Exil agierte und auf die Hilfe von afrikanischen Staaten 

angewiesen war.  

 

In diesem Abschnitt soll der Fragen nachgegangen werden, wo die Motive für Südafrika 

liegen, sich so stark in NEPAD zu engagieren. Eine zweite Frage beschäftigt sich mit der 

Führungsrolle Südafrikas in NEPAD. Besitzt Südafrika die nötigen Kapazitäten, um eine 

Führungsrolle in der Partnerschaft zu spielen? Wie reagieren andere regionale 

Führungsländer, wie Nigeria und Ägypten, auf die Ambitionen Tshwanes?  

 

                                                 
463 Diese Annahmen finden sich schon 1997 in einem Strategiepapier des ANC 1997. ANC: Developing a strate-
gic perspective on South Africa foreign policy. Discussion Document, Pretoria 1997. S. 3. 
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Stephen Gelb beschreibt das Verhältnis zwischen NEPAD und Südafrika wie folgt: 

 

“The New Partnership for Africa’s Development is an attempt by African 
leaders to address the continent’s lack of development on a collective basis 
[…] It reflects South Africa’s most advanced effort to date to provide 
continental leadership, albeit in collaboration with partner African 
governments. The NEPAD presents a steep leadership challenge, because its 
success will require it to address fundamental issues in inter-state African 
politics, in particular the understanding of national sovereignty. But at the 
same time, the NEPAD offers real potential, both for the continent’s progress 
and for South Africa’s relations with Africa becoming a major asset in the 
country’s efforts to address its own development problems.“464 

 

5.3.1. Südafrikas Interessen in Afrika und NEPAD – ausgewählte Beispiele 
 

Südafrikas Afrikapolitik wird von vier Faktoren bestimmt. Der erste Faktor betrifft das 

Scheitern des Kontinents, sich zu entwickeln. Dabei wird der so genannte weak state als 

Hauptursache identifiziert. Der zweite Faktor betrifft die relative ökonomische Dominanz 

Südafrikas in Afrika, welche nicht an der übermächtigen Stärke Südafrikas sondern an der 

Schwäche der anderen Staaten liegt. Die ökonomische Stärke Südafrikas bestimmt einen 

Großteil der Außenpolitik des Landes in seinem Verhältnis zu Afrika. Als dritter Faktor findet 

sich das historische Erbe des ANC, der nach der Machtübernahme 1994 von einer 

„staatsfeindlichen“ Befreiungsorganisation, zu einer Partei mit Regierungsverantwortung 

wurde. Aus moralischer Verantwortung muss der ANC seinen Idealen von Demokratie und 

Menschenrechten substanziell gerecht werden. Weiterhin muss er sich dankbar gegenüber den 

Regierungen zeigen, die über 30 Jahre lang den Anti-Apartheidkampf des ANC unterstützt 

und mitgetragen haben.  

 

Als letzter, aber sehr wichtiger Faktor sind die Bedingungen zu nennen, die durch den 

Globalisierungsprozess entstanden sind. Der Globalisierungsprozess übt Druck auf Staaten 

aus. Diesem Druck sind die meisten afrikanischen Länder nicht gewachsen. 

Intrakontinentalhandel und Multilateralismus scheinen wichtige Bedingungen für das 

Mithalten Afrikas beim Globalisierungsprozess zu sein. Die im Vergleich zu den 1990er 

Jahren erhöhte Aufmerksamkeit der Weltgemeinschaft gegenüber Afrika in Bereichen der 

globalen Sicherheit und des Wohlstandes, wie die quantitativ gestiegenen Initiativen - etwa 

                                                 
464 Gelb, Stephen: South Africa, Africa and the New Partnership for Africa’s Development. The Edge Institute, 
Brammfontein 2002. S. 4. 
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der G8 – zeigen, haben die Aufmerksamkeit der NEPAD gesteigert und die Position 

Südafrikas in Afrika gestärkt.  

Das Phänomen des weak state465 ist in Afrika weit verbreitet. Dass in Afrika eine wirkliche 

Entwicklung kaum zu beobachten war, liegt nicht an den unterschiedlichen Konzepten, die 

alle mehr oder weniger scheiterten, sondern an deren Grundannahmen. Einen Zusammenhang 

zwischen Wirtschaftsreformen und politischen Reformen gab es nicht. Daraus resultierte, dass 

die aufgelegten Projekte bei der Umsetzung fehlschlugen, ja fehlschlagen mussten: nicht nur, 

aber zu einem bedeutenden Teil, weil die Regierungen aufgrund schwacher Kapazitäten, 

fehlender Macht oder aus egoistischen Motiven die Programme nicht ausreichend 

implementieren konnten oder wollten. In den 1990er Jahren begann man zu verstehen, dass 

der „schrumpfende Staat“, der zum Staatszerfall führen kann, nicht in der Lage ist, in 

wichtigen Bereichen zu agieren, etwa im Gesundheitswesen, in Erziehung und Ausbildung 

und bei anderen öffentlichen Aufgaben, die für eine nachhaltige Entwicklung von Bedeutung 

sind.  

                                                 
465 Zum Konzept des weak state muss eine Definition von Staatsmacht erfolgen. Der Autor bezieht sich auf eine 
Erklärung von Stephen Gelb, der zwei Konzepte vorstellt, wobei er dem zweiten Konzept einen höheren 
Stellenwert beimisst. Gelb argumentiert: „State ‘power’ must first be defined. One view of state power under-
stands it simply as ‘control’ or ‘instrumental capacity’, that is, the state is able to issue instructions and expect 
its objectives in society to be achieved. In this conception, power is a zero-sum game between state and society: 
an increase in the state’s power implies less power in society. This conception of power underlies the argument 
that authoritarian states are strong by virtue of their repressive capacity. But authoritarian states are unable to 
ensure that their objectives are achieved, or that they themselves are sustainable. An alternative approach sug-
gests instead that power is a positive-sum concept, and derives from co-operation and collaboration between 
state and society (or elements within society). In other words, ‘power with’ is distinguished from ‘power over’. 
Strong states are those which have taken advantage of this positive-sum possibility, constructing their power 
‘with’ or ‘through’ society, rather than restricting themselves to power ‘over’ society. This type of power is 
reflected in the density of the institutional networks linking the state and society, which are a key index of the 
state’s strength. In this framework, states which rely only on authoritarianism are weak, while strong states are 
those where there is a strong civil society which is deeply intermeshed with the state. This concept of state power 
is closely related to governance, which refers to the environment within which authority and control are exer-
cised in the society. Governance has both political and economic dimensions. In relation to the political envi-
ronment, the absence of violent conflict is obviously a pre-requisite, but good political governance reflects ‘du-
rable stability’ within the society, or low levels of internal social conflict, which are best achieved with a politi-
cal system reflecting democratic values, respect for human rights, and consistent application of the legal frame-
work. Economic governance refers to the broad context of institutional frameworks and arrangements within 
which public and private sector organisations operate. These institutional arrangements underpin transparent 
and consistent decision-making and management processes, accountability for use of resources, and effective 
controls over corruption and fraud. Economic growth is possible in the absence of some of these factors, as the 
long record of success in the East Asian ‘tigers’ illustrates. But growth seems to require at least either a strong 
state or a strong business class – most African economies have had neither.” Gelb, Stephen: South Africa, Af-
rica and the New Partnership for Africa’s Development, a.a.O. S. 6. 
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Erst als der Wandel der Sichtweise von einer Entkoppelung von Wirtschaft und Politik hin zu 

einer Interdependenz von Staat und Entwicklung bei Akademikern, Politikern und 

multilateralen Organisationen eintrat, wurden politische Reformen als ebenbürtig mit 

wirtschaftlichen Reformen betrachtet, mehr noch: als Voraussetzung für eine erfolgreiche 

Wirtschaftspolitik.466  

 

Die ökonomische Dominanz Südafrikas hat außenpolitisch zwei Dimensionen zur Folge. Die 

erste Dimension bezieht sich auf die Förderung von Handelsbeziehungen zwischen den 

Ländern der SADC-Region und der Steigerung von Investitionen nach Südafrika. Dies soll 

zunächst zu mehr Beschäftigung und Wachstum im eigenen Land führen, wobei Südafrika an  

einer Erhöhung der Wirtschaftskraft der gesamten Region interessiert ist. Die zweite 

Dimension betrifft die ökonomische Wahrnehmung Südafrikas als Teil Afrikas: „Investment 

rating services list Africa as the riskiest region in the world. Indeed there is some evidence 

that Africa suffers from being perceived by investors as a ‘bad neighbourhood’. [...] Africa as 

a whole is rated as significantly more risky than is warranted by these fundamentals. 

Similarly, private investment appears to be significantly lower in Africa than is explicable in 

terms of economic fundamentals. ‘Africa’ thus seems to be treated as a meaningful category 

by investors.”467  

 

Daraus resultierend, entsteht der sogenannte „Africa Dummy”-Effekt,468 d.h. Investoren 

betrachten Afrika als homogene Zone, die sich durch schwaches Wachstum, ein geringes BIP, 

kriegerische Auseinandersetzungen und eben dem Phänomen des weak state auszeichnen. 

Stephen Gelb führt aus: „In sum, poor governance in Africa is a regional public bad [Gelb 

benutzt den Begriff des Public Bad beruhend auf der Theorie von Öffentlichen Gütern, also 

Public Goods]: Africa is treated by investors as a single entity, and furthermore an entity in 

which poor governance leads to lower growth. Notwithstanding the evidence that the South 

African state has some clear dissimilarities from other states in Africa, South Africa’s growth 

and investment performance is affected by the Africa dummy also.”469 Als Beispiel kann hier 

die Rand-Krise von 1996 angeführt werden.  

                                                 
466 Selbstverständlich liegen weitere Gründe für den Staatszerfall und dem Phänomen der weak states vor. Siehe 
dazu: Young, Carol: Democratisation in Africa. The Contradictions of a Political Imperative, in: Wadner, James: 
Economic Change and Political Liberalisation in Sub-Saharan Africa. New York 1994. 
467 Collier, Paul; Gunning Willem: Why has Africa grown slowly?, Journal of Economic Perspectives, N° 13, 
1999. S. 3. 
468 Vgl. ebenda. S. 3. 
469 Gelb, Stephen: South Africa, Africa and the New Partnership for Africa’s Development, a.a.O. S. 22. 
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Als Gerüchte sich verbreiteten, dass Nelson Mandela krank geworden sei, fiel der Kurs des 

Rand, da viele befürchteten, dass mit einem eventuellen Ableben Nelson Mandelas Instabilität 

und Bürgerkrieg das Land überziehen würden. Als Antwort auf diese Krise verabschiedete die 

südafrikanische Regierung das GEAR-Programm. 

 

Das historische Erbe des ANC bestimmt als dritten Faktor Südafrikas Außenpolitik. Dabei 

bezieht sich das Erbe auf die moralische Vorreiterrolle Südafrikas eines demokratischen 

Staates, der der Achtung der Menschenrechte nachkommt und den Grundsätzen der guten 

Regierungsführung folgt. Als weiteres Erbe sieht sich der ANC den Ländern gegenüber 

verpflichtet, die über drei Jahrzehnte hinweg den ANC unterstützt haben. Dies betrifft sowohl 

ideologische als auch finanzielle und logistische Unterstützung, die der ANC von den so 

genannten Front Line States erhalten hat - insbesondere von Robert Mugabe seit der 

Unabhängigkeit Simbabwes im Jahre 1980. Innerhalb dieser außenpolitischen Perspektive 

ergibt sich eine „Bringschuld“ Südafrikas gegenüber diesen Staaten und Kräften. Einige 

interpretieren diese Schuld rein finanziell, d.h. dass Südafrika einen übergebührlichen Teil der 

afrikanischen multilateralen Organisationen tragen soll.470 Eine weit verbreitete Interpretation 

betrifft das Verstehen von „Schuld“ in Bezug auf den Wunsch einer Außenpolitik Südafrikas, 

die mehr auf Partnerschaft beruht denn auf einer selbstsüchtigen Hegemonialpolitik im 

Bereich der Wirtschaftspolitik. Aus diesem Erbe heraus ergibt sich in der Kombination aus 

den Dimensionen Wirtschaft und Politik, dass Südafrika eine Politik verfolgen soll, die nicht 

nur ihren eigenen Interessen entspricht, sondern vielmehr die anderen Staaten mitprofitieren 

lässt. Südafrika suchte und sucht noch immer eine eigene Außenpolitik. Als Mandela 1995 im 

Fall der Exekution des Aktivisten Ken Saro-Wiwa durch das nigerianische Militär offen das 

Regime kritisierte, musste er feststellen, dass moralische Wertvorstellungen nur in 

Zusammenhang mit Instrumentarien der Außenpolitik, wie ökonomische und politische 

Sanktionen, Gehör fanden. Die Äußerungen Mandelas bewirkten nicht die Rettung des 

Aktivisten vor der Exekution. 

 

                                                 
470 Tatsächlich steigt der Beitrag Südafrikas in den Organisationen erheblich. In der AU mehr als die gesetzte 
Höchstgrenze.  
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Schließlich bestimmt der Globalisierungsprozess die Außenpolitik Südafrikas.  

Globalisierung war zu Beginn der Außenpolitikdebatte in Südafrika nicht von großer 

Bedeutung, obwohl der ANC argumentierte, dass „Globalisation is at the heart of 

international relations today.“471 Diese Formulierung kann als richtig bezeichnet werden, 

wenn man davon ausgeht, dass der Globalisierungsprozess als ein gegensätzlicher, ein Zwei-

Seiten-Prozess betrachtet wird.  

 

Die Globalisierung schafft Wachstum, der aber ungleich verteilt wird zwischen Nationen und 

innerhalb von Staaten. Jedoch kann der einzelne Staat die Geschwindigkeit und die 

Verteilung der positiven Effekte durchaus mitgestalten. Dabei muss den einzelnen Staaten 

bewusst sein, dass diese in Interdependenz treten und Außenpolitik kein Nullsummenspiel 

ist.472 Um diese Argumente zu verstehen, beschreibt Stephen Gelb die Theorien von 

grenzüberschreitenden Externalitäten und öffentlichen Gütern. Dieser Argumentation wird 

mit ergänzenden Anmerkungen im Wesentlichen gefolgt werden.  

 

In der Abbildung 27 findet sich eine Erläuterung der Begriffe Externalitäten und öffentliche 

Güter. 

                                                 
471 ANC: Developing a Strategic Perspective on South African Foreign Policy. A.a.O.. S. 5. 
472 Nullsummenspiel ist ein Begriff aus der Spieltheorie. Er beschreibt eine Situation (ein Spiel), bei dem eine 
Spielpartei genau soviel gewinnt wie die andere Spielpartei verliert. Wie der Name schon sagt: Die Summe aller 
Gewinne und Verluste nach jedem Spielzug oder am Ende des Spiels ist null. V.a. die strategische Ausrichtung 
der Außenpolitik der USA seit Henry Kissinger betrachtet Außenpolitik als Nullsummenspiel im Gegensatz zu 
etwa der europäischen Außenpolitik, die eine Win-Win-Situation in der Außenpolitik als erreichbar ansieht, bei 
der durch Handlungen beide Seiten Gewinner sein können. Siehe dazu: Holler, Manfred J.; Illing, Gerhard (Hg.): 
Einführung in die Spieltheorie, Berlin 2006.  
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Quelle: Gelb, Stephen: South Africa, Africa and the New Partnership for Africa’s Development, a.a.O. S. 21. 

Abbildung 27: Externalitäten und öffentliche Güter 
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5.4.2. Südafrika und regionale Spill-Overs 

 

Die erste Stufe von grenzüberbergreifenden Spill-over, das sich auf Südafrika auswirkt, ist 

regional bedingt. In der Perzeption wird Subsahara-Afrika als von schlechter 

Regierungsführung geplagte Region betrachtet. Diese Perzeption dient als 

Entscheidungsgrundlage für Investoren. Etwaige Anstrengungen der Regierung in Tshwane 

können nur bedingt zum Erfolg führen. In den einschlägigen Rating-Listen wird das südliche 

Afrika als riskanteste aller Regionen bezeichnet.473 In der Summe stellt sich schlechte 

Regierungsführung im südlichen Afrika als „öffentliches ‚Schlecht’“ dar: Afrika wird von 

Investoren als homogene Einheit betrachtet. Obwohl sich Südafrika in seinen Strukturen in 

den Bereichen, die für Investoren wichtig sind, etwa Rechtssicherheit, Bankenwesen, 

Planungssicherheit, etc., grundlegend positiv unterscheidet, bekommt es die Auswirkungen 

des „African Dummy“ direkt zu spüren, indem weniger ausländische Direktinvestitionen zu 

verzeichnen sind als in vergleichbaren Regionen. Somit steht eine Verbesserung der 

tatsächlichen Lage sowie der Perzeption der Region im unmittelbaren Interesse des 

Kaplandes. Investoren sehen gerade in der Regierungsführung eine der 

Hauptentscheidungskriterien für Investitionen. Dabei stellt eine Verbesserung des 

Investitionsklimas nicht nur eine Verbesserung von Direktinvestitionen dar. Mit einer in 

diesem Sinne geführten Politik, bei der Südafrika die Voraussetzungen einer Führungsrolle 

am besten gerecht wird, können indirekte Probleme bekämpft werden, etwa die Flut von 

Arbeitsflüchtlingen, die in Südafrika Arbeit sucht. Zum einen belasten diese Flüchtlinge den 

angespannten Arbeitsmarkt in Südafrika, zum anderen verlieren dadurch die betroffenen 

Staaten gerade die jungen und flexiblen Arbeiter. Ebenso bringen die Flüchtlingswellen 

Kriminalität und Krankheiten mit sich, die sich in alle Richtungen ausbreiten. Daher ist es von 

regionalem Interesse, diese einzudämmen. 

 

                                                 
473 Vgl. Collier, Peter; Gunning, Willem: Why has Africa grown slowly? A.a.O. S. 3. 
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5.4.3. Südafrika und globale Spill-overs 
 

Als globale Spill-overs kann man Effekte nennen, die in ihrer Auswirkung nicht nur eine 

Region betreffen, sondern globale Auswirkungen zeigen und somit auch die Industriestaaten 

betreffen können. Dazu gehören Währungsschwankungen und sozio-ökonomische Faktoren, 

wie Krankheiten, Umweltschäden und Kriminalität und der internationale Terrorismus.   

 

Die Asienkrise von 1998474 hat den südafrikanischen Rand innerhalb weniger Wochen um 

über 16 Prozent entwertet, obwohl weder die südafrikanische Regierung noch innere 

Probleme der südafrikanischen Finanzwelt Schuld daran getragen hätten. Südafrika spürte den 

Spill-over einer anderen Region. Nicht nur Südafrika war von dieser Krise betroffen. Auch 

andere Länder spürten die Auswirkungen. Zum ersten Mal erkannte man, wie labil das 

internationale Finanzsystem war und wie interdependent die Finanzmärkte miteinander 

verwoben waren. Als Reaktion suchte die südafrikanische Regierung, über den multilateralen 

Kanal Einfluss auf die zu führenden Debatten in den einschlägigen Organisationen, wie der 

Welthandelsorganisation, auszuüben. Südafrika, das sich in dieser Debatte als Anwalt des 

südlichen Afrika fühlte und dementsprechend aufgetreten ist, war der Ansicht, dass nur ein 

substanzieller Wechsel im globalen Finanzsystem einen Schutz der Entwicklungsländer vor 

spekulativen Eingriffen bieten könnte. Mit dieser Position zeigte sich einmal mehr, dass 

Südafrikas nationales Interesse in einer verbesserten globalen Regierungsführung zu suchen 

war, die ebenso positive Effekte auf die Region des südlichen Afrika hat.475  

 

                                                 
474 „Die Krise, die in Thailand mit einer Serie spekulativer Attacken auf den Baht begann, breitete sich nach 
Jahrzehnten hervorragender wirtschaftlicher Leistungen in Asien aus. Obwohl die Umstände in den 
verschiedenen von der Krisen betroffenen Ländern unterschiedlich waren, konnten die Schwierigkeiten in erster 
Linie auf eine Kombination aus makroökonomischen Ungleichgewichten (obwohl die Regierungsbudgets im 
Großen und Ganzen ausgeglichen und die Inflationsraten gemäßigt waren), externen Einflüssen sowie 
Schwächen im Finanz- und Unternehmenssektor zurückgeführt werden. Die außenwirtschaftlichen 
Ungleichgewichte waren das Ergebnis eines kräftigem Zuflusses von Privatkapital sowie von hohen privaten 
Inlandsinvestitionen, und sie wurden vor der Krise noch durch die Aufwertung des US-Dollars, an den die 
Währungen der betroffenen Länder entweder formell oder informell angebunden waren, verschärft.“ Aus: IWF-
Stab: Erholung von der Asienkrise und die Rolle des IWF,  00/05(G), Washington 2000. S. 2. 
475 Vgl. Gelb, Stephen: South Africa, Africa and the New Partnership for Africa’s Development, a.a.O. S. 24-25. 
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Eine weitere Dimension der globalen Spill-overs ist in der Ausbreitung von Krankheiten zu 

suchen: „Disease outbreaks in poor nations thus have to be seen as not just national or even 

regional in scope, but as posing potentially grave global risks. In this respect the 

establishment and maintenance of health systems, including disease surveillance, represents a 

global public good.”476 Somit liegt eine globale Vorgehensweise bei der Bekämpfung diverser 

Krankheiten auch im Interesse der Industrienationen. Innerhalb der Entwicklung für 

Strategien zur Bekämpfung der Krankheiten sucht der Norden nach Führungskräften zur 

koordinierten Umsetzung. Südafrika ist ein offensichtlicher Kandidat für die Übernahme einer 

Führungsrolle, nicht nur wegen seiner demokratischen Stärke, sondern auch seiner natürlichen 

Verfassung in Afrika. Aus südafrikanischer Sicht liegt ein Interesse vor, sich als Stimme 

(Gesamt-) Afrikas in der globalen Gemeinschaft zu etablieren. Mit dieser Position versucht 

Südafrika Afrika auf der Agenda weiter nach oben zu bringen. Zur selben Zeit liegt diese 

Vorgehensweise im Einklang mit einer Verbesserung der Region und damit des eigenen 

Landes. 

 

5.4.4. Südafrika und NEPAD 

 

Die genannten Beispiele zeigen, inwiefern Südafrikas Interesse mit den Zielen von NEPAD 

übereinstimmen. NEPAD braucht die Führungsrolle Südafrikas, obwohl sich die 

südafrikanische Außenpolitik noch nicht sicher ist, wie sie am besten ihren Einfluß geltend 

machen kann: als moralischer Riese oder wirtschaftlicher Hegemon. Die Dominanz in 

finanzieller Hinsicht gegenüber den anderen NEPAD-Staaten ist unbestritten. Jedoch ist man 

sich dessen bewusst, dass die Kapazitäten des Kaplandes durchaus beschränkt sind, 

insbesondere im öffentlichen Sektor:  

 

“Nonetheless, South Africa appears to be the one country in the NEPAD 
leadership whose primary concern has been the NEPAD process itself, and 
ensuring that it succeeds. In other words, for South Africa the means is the end, 
as far as the NEPAD is concerned. This is because South Africa’s ‘national 
interest’ in relation to Africa is to support the continent’s development (for 
which improved governance is the necessary first step), so that the impact of 
spillovers from the rest of the continent is mitigated or eliminated.“477 

 

                                                 
476 Ebenda. S. 25. 
477 Ebenda. S. 24-25. 
477 Ebenda. S. 36. 
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Um NEPAD umsetzen zu können, ist Südafrika Allianzen mit anderen starken 

Wirtschaftsstaaten in Afrika eingegangen, v.a. Nigeria und Ägypten. In der Perzeption fühlen 

sich diese zwei Staaten gleichzeitig auch als Rivalen Südafrikas. Nigerias Führungsrolle in 

Westafrika ist der Rolle Südafrikas im südlichen Afrika recht ähnlich. Ägypten muss sich 

sowohl nach Afrika als auch zum Mittleren Osten hin orientieren. Erst kürzlich ist Ägypten 

der COMESA beigetreten und hat dadurch sein Engagement in Afrika erhöht. Die anderen 

NEPAD-Gründungsmitglieder haben spezifische und mittelfristige nationale Interessen, bei 

denen NEPAD sich als nützlich erweist. Die Position dieser Staaten zu NEPAD beeinflussen 

nur gering den Erfolg der Initiative. Über alle Staaten hinweg liegen die Interessen beim 

Schuldenerlass, dem verbesserten Zugang zu den Märkten der industrialisierten Staaten und 

einer größeren Sichtbarkeit in internationalen Organisationen und Foren: alles wichtige 

Themen, um eine Entwicklung voranzutreiben. Jedoch ist für diese Staaten NEPAD Mittel 

zum Zweck und nicht der Zweck selbst, wie im Falle Südafrikas.478  

 

Die Frage ist: Werden die anderen Führungsstaaten eine Führungsrolle Südafrikas in Bezug 

auf die NEPAD zulassen, wenn diese in seine lange Implementierungsphase tritt? Zwei 

Annahmen bejahen diese Frage. Erstens: Solange die NEPAD nationalen Interessen 

entspricht, wird es kaum Widerstand, weder gegen die Führungsrolle Südafrikas noch gegen 

den gesamten Prozess, geben. Zweitens: Solange die Führung Südafrikas als partnerschaftlich 

und nicht hegemonial betrachtet wird, ist die Führung Südafrikas willkommen. Diese 

Voraussetzung hängt eng mit der ersten zusammen, da die Empfindlichkeit gegenüber 

Südafrikas Außenpolitik erheblich zunehmen dürfte, wenn Errungenschaften der NEPAD 

nicht im direkten nationalen Interesse der beteiligten Staaten liegen. Ein weiterer Punkt ist die 

starke Interdependenz zwischen Südafrika und den industrialisierten Staaten in Bezug auf 

NEPAD. Da alle beteiligten Staaten mit erhöhten finanziellen Zuwendungen der 

Industrieländer rechnen, wenn die NEPAD-Strategie verfolgt wird, kommen diese Staaten 

kaum an Südafrika vorbei. Das Kapland wird im Norden als Urheber und wichtigste Stimme 

Afrikas bei der NEPAD gesehen. Der Erfolg hängt auch davon ab, wie lange dieser fein 

gestrickte Balanceakt aufrecht erhalten werden kann, aber auch davon, wie sich die 

internationale Gemeinschaft bei etwaigen Störungen und Umsetzungsproblemen verhalten 

wird.  

 

                                                 
478 Vgl. ebenda. 
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5.4. NEPAD – Herzstück des „neuen“ Afrika? 
 

Ohne Zweifel gilt NEPAD als das sichtbare Zeichen des Wandlungs- und Aufbruchwillens 

der afrikanischen Staatengemeinschaft. Der Plan spiegelt die neuen Realitäten des Kontinents 

wider. Zum einen läutet der Plan eine neue Ära ein, in der Afrika, befreit von den Zwängen 

des Kalten Krieges und der endgültigen Überwindung der Kolonialisierung mit der 

Abschaffung der Apartheid in Südafrika, auf kontinentaler Ebene zusammenarbeiten kann. 

Zum zweiten wird NEPAD den Anforderungen der gewachsenen wirtschaftlichen 

Interdependenzen durch die Globaisierung gerecht.  

 

 Die Stärke der NEPAD ist eine treffliche Analyse der (wirtschaftlichen) Probleme des 

Kontinents und eine Handlungsanweisung, wie diese Probleme bekämpft werden können. 

Dass NEPAD mehr als Programmatik zu sehen ist, lässt sich als weitere Stärke definieren. Ein 

kontinentaler Plan kann nicht die Leistungen und den Umfang eines rein regionalen 

Konzeptes erbringen. Vielmehr bietet die NEPAD einen Rahmen, der bei der 

Implementierung Spielraum für regionale und themenbezogene Schwerpunkte lässt, ohne das 

Ziel aus den Augen zu verlieren: eine Verbesserung der wirtschaftlichen, politischen und 

soziokulturellen Gegebenheiten in Afrika, die (mehr) Wohlstand für alle bringen soll. Eine 

wichtige Erkenntnis bringt die NEPAD ebenfalls zum Ausdruck: Nur eine Gleichzeitigkeit 

der Reformen, bei der politische Stabilität und wirtschaftliches Wachstum sich gegenseitig 

bedingen, kann zum Erfolg führen. Der neue Dogmatismus dieser Erkenntnis gilt als 

unabdingbare Voraussetzung für ein positives Gelingen des Plans. Ebenso bietet der 

Spielraum, den die NEPAD ihren Akteuren lässt, einen weiteren Vorteil: Die Auslegung kann 

nach nationalem Interesse vonstatten gehen und bietet damit die Chance, nicht von vornherein 

in Ablehnung zu geraten. Somit schafft es der Plan, eine möglichst breite Masse mit „an 

Bord“ zu nehmen, und fordert die teilnehmenden Akteure auf, gestalterisch mitzuwirken. Ein 

eventuell späteres Abspringen bei unliebsamen Reformen wird dadurch erschwert, wenn auch 

nicht unmöglich.  

 

Mit diesem Motiv lassen sich auch die vermeintlichen Schwächen des African Peer Review 

Mechanism zum Teil erklären. Dass es auf Freiwilligkeit fußt und der Prozess von den 

betroffenen Staaten erheblich zu ihrem Gunsten beeinflusst werden kann, ist sicherlich nicht 

wünschenswert. Aber im Lichte des in Afrika noch immer geltenden strikten Verbotes der 

Einmischung in innere Angelegenheiten öffnet sich die Chance, über indirekten Druck 
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Fehlentwicklungen zu korrigieren. Beweis für diese These ist die stetig wachsende 

Mitgliederzahl des APRM, wie Abbildung 29 zeigt.  

Inzwischen sind dem APRM 23 (!) Staaten beigetreten: ein Erfolg, der so nicht vorhersehbar 

gewesen ist. Wer sich also dem Beitritt zum APRM widersetzt, wird indirekt verdächtigt, 

etwas verbergen zu wollen.  

 

Abbildung 29: Mitglieder des African Peer Review Mechanism 

Nr. Land Unterzeichnung des MoU* 

1 Algerien 9. März 2003 
2 Burkina Faso 9. März 2003 
3 DR Kongo 9. März 2003 
4 Äthipoien 9. März 2003 
5 Ghana 9. März 2003 
6 Kenia 9. März 2003 
7 Kamerun 3. April 2003 
8 Gabun 14. April 2003 
9 Mali 28. Mai 2003 
10 Mauritius 9. März 2004 
11 Mosambik 9. März 2004 
12 Nigeria 9. März 2004 
13 Ruanda 9. März 2004 
14 Senegal 9. März 2004 
15 Südafrika 9. März 2004 
16 Uganda 9. März 2004 
17 Ägypten 9. März 2004 
18 Benin  31. März 2004 
19 Malawi 8. Juli 2004 
20 Lesotho 8. Juli 2004 
21 Tansania 8. Juli 2004 
22 Angola 8. Juli 2004 
23 Sierra Leone 8. Juli 2004 

 

  

Das gleiche Motiv kann auch in Bezug auf das Pan-African Parliament der AU erkannt 

werden, das am 19. März 2004 in Addis Abeba, Äthiopien, seine konstituierende Sitzung 

hatte.479 Hier nehmen sowohl Parlamentarier von demokratischen Staaten als auch Gesandte 

von nicht demokratisch gewählten Regierungen teil. Da das mit 265 Abgeordneten besetzte 

Parlament nach demokratischen Grundsätzen funktioniert, können die Gesandten aus den 

                                                 
479 Das Pan-African Parliament besteht aus 265 Abgeordneten aus 46 Ländern. Am 18. März 2004 konstituierte 
sich das Pan-African Parliament in Addis Abeba. Der künftige Tagungsort des Parlaments befindet sich in 
Kapstadt, Südafrika. 

Quelle: www.nepad.org vom 28.04.2006 

http://www.nepad.org/�
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nicht-demokratischen Ländern die Funktions- und Arbeitsweise eines demokratischen Hauses 

kennen lernen.480   

 

Möchte man ein pessimistisches Bild der NEPAD zeichnen, so lassen sich zwei 

Hauptargumente finden: Erstens lässt der bloße Umfang des Konzeptes, ähnlich wie bei der 

AU die Befürchtung zu, dass das Reformmodell schlicht zu umfangreich und als zu 

ambitioniert gelten kann, um mittelfristig Erfolg haben zu können. Zweitens und aus diesem 

Umfang heraus resultierend, bleibt es fraglich, ob die NEPAD die für die Umsetzung nötigen 

Finanzmittel mittel- bis langfristig aufbringen kann. Ohne Engagement der internationalen 

Geldgeber kann die NEPAD nicht in der nötigen Geschwindigkeit umgesetzt werden. Obwohl 

Afrika die Kosten für den Strukturwandel nach Angaben des nigerianischen Präsidenten 

Olusegun Obasanjo selbst tragen könnte,481 würde dies den Prozess erheblich verlangsamen. 

Afrika wird auf absehbare Zeit von den Finanzhilfen der einschlägigien Organisationen und 

Länder angewiesen bleiben, gerade im Prozess des Wandels. Allerdings stellen sich dabei 

zwei Fragen. Erstens: Wird die internationale Gemeinschaft ihre Versprechen einhalten, die 

sie in den letzten Jahren gemacht hat, z.B. die Erhöhung der Finanzhilfen aus den G8-

Staaten? Zweitens: Wie kann der Besitz der Reformen (Ownership) gewahrt werden, wenn 

eine strukturelle Abhängigkeit von der Hilfe von außen gegeben ist?  

 

Das für die Väter der AU und NEPAD so wichtige Prinzip des Besitzes des Prozesses ist ein 

richtiger und wichtiger Grundsatz des neuen Afrika. Nur im Lichte der Eigenverantwortung 

kann auch ein Bewusstsein für gute Regierungsführung entstehen, und im Gremium werden 

Clubmitglieder ein höheres Interesse haben, Fehlleistungen von einzelnen Mitgliedern zu 

korrigieren und bei Nichtbeachtung in letzter Konsequenz zu ahnden. Die Entwicklung hin zu 

mehr Konditionalität in der Entwicklungszusammenarbeit ist grundsätzlich zu begrüßen. 

Jedoch benötigt die NEPAD zur Planung und Umsetzung der Ziele eine gewisse 

Verlässlichkeit. Sofern die Geberstaaten ein Versprechen abgegeben haben, sollten sie dieses 

auch einhalten, und das aus eigenem Interesse, damit die oben genannten 

Regulierungsmechanismen sich verselbstständigen und damit die Mitgliedstaaten der NEPAD 

ihre Probleme selbst lösen können.  

                                                 
480 Siehe dazu: Pan African Parliament: The people of Africa shall govern. ANC Today, Volume 4, No. 37 . 17-
23 September 2004.  
481 Vgl. Statement of H.E. Chief Olusegun Obasanjo, President of the Federal Republic of Nigeria and Chairper-
son of The NEPAD Heads of State and Government Implementation Committee (HSGIC), in: NEPAD – Annual 
Report 2002,  Midrand 2003. S. 12.  
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Ebenfalls für die Umsetzung der NEPAD von Bedeutung wird die regionale Komponente 

sein. Diese besteht aus zwei Ebenen: inwiefern der kontinentale Plan die stark differierenden 

Regionen sowohl in deren Strukturen als auch Bedürfnissen sinnvoll bedienen kann und wie 

es machbar wird, unliebsame Reformen in einzelnen Ländern und/oder Regionen 

durchzusetzen, ohne den Ausstieg der betroffenen Staaten aus dem Plan zu provozieren. Dass 

die zwei Aspekte ineinander greifen (können), kann als dritte Dimension in die Betrachtungen 

mit einbezogen werden.   

 

Der Kontinent wird gerne als homogene Zone gesehen. Daraus resultiert eine Analyse mit 

einem Lösungsansatz. Daher muss NEPAD als Rahmenprogramm bei der Implementierung 

ganz genau die Bedürfnisse und die Notwendigkeiten für eine Region bzw. ein Land erkennen 

und umsetzen. Ein infrastrukturell hervorragendes Land wie Südafrika hat andere Bedürfnisse 

als eines der so genannten land-locked States, bei denen eine gute Infrastruktur eine der 

wichtigsten Voraussetzungen ist, um überhaupt am zwischenstaatlichen Handel teilnehmen zu 

können. Aus dem Dokument lassen sich die Betonung der regionalen Bedürfnisse kaum 

herauslesen. Vielmehr bietet NEPAD Lösungsansätze für die verschiedenen Probleme. Daher 

muss die Implementierung zeigen, wie dieser Dimension sinnvoll Achtung geschenkt werden 

kann. Im Einzelfall wird es schwer zu bestimmen sein, welche Probleme zuerst bekämpft 

werden müssen, damit ein gesunder Nährboden für die weiterführenden Reformen geschaffen 

wird. Dies kann nur in einem Konsens zwischen der NEPAD und den Partnerländern 

geschehen. 

 

In diesem Zusammenhang ist eine zweite Gefahrenquelle zu erkennen. Wie kann NEPAD es 

schaffen, in einem Land Reformen umzusetzen, die dem Interesse des Regimes im 

schlimmsten Fall widersprechen, ohne dass das betroffene Land aus dem Prozess austritt? 

Man kann argumentieren, dass sich ein so verhaltendes Land selbst isoliert und früher oder 

später dem Druck der Staatengemeinschaft nachgeben muss, wenn es nicht völlig ins 

Hintertreffen geraten will. Jedoch kämpft die NEPAD weithin mit einem Akzeptanzproblem. 

Nicht bei den mächtigen Kernstaaten der Partnerschaft - jedoch könnte das Austreten eines 

Landes zum Dominoeffekt führen, bei dem die Mehrheit der Länder ebenfalls austreten 

könnte und der Reformprozess als Ganzes dann erheblich gefährdet wäre. Erfolgversprechend 

ist zunächst die Umsetzung der Reformen, die in den betreffenden Ländern auf Wohlgefallen 

stoßen, um dann mit sanftem Druck auch unliebsame Reformen durchzusetzen.  
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Im Augenblick lässt sich keine Strategie erkennen, und es ist nicht absehbar, wie gefährdet 

der Prozess wirklich ist, da die Implementierung noch Jahre in Anspruch nehmen wird. 

Allerdings sind die genannten Gefahren immanent. Ohne Zweifel kann die „Clubtheorie“482 

herangezogen werden, bei der Nicht-Mitglieder versuchen werden, dem Club beizutreten, 

wenn dieser sichtbare Erfolge zeigt. Allerdings ist eine wichtige Voraussetzung für einen 

Club eine zusammenhängende Region. Diese wäre in dem Fall der Kernländer von NEPAD 

nicht gegeben, da diese sich in den fünf Regionen Afrikas befinden. Dass eine möglichst 

flächendeckende Umsetzung der NEPAD gewünscht wird, hat mehrere Gründe: zunächst die 

sicherheitspolitische Überlegung, nach der ein Land, das dem Prozess fernbleibt, eventuell 

innere Gewalt exportieren kann und somit ein Stabilitätsrisiko für die Region sein kann. 

Zweitens ist es infrastrukturell kontraproduktiv, wenn sich ein Land verweigert und im 

schlimmsten Fall zum Transit nicht zur Verfügung steht, bzw. sich den Transit teuer bezahlen 

lässt, was die Preise nach oben treibt und die Konkurrenzfähigkeit einschränkt. Schließlich 

das Phänomen des „African Dummy“, bei der eine an sich positive Entwicklung durch 

negative Schlagzeilen in einem ausscherenden Land zu Perzeptionsverzerrungen führt und die 

Anstrengungen nicht den Erfolg mit sich bringen, den sie verdient hätten, indem Afrika als 

homogene Einheit gesehen, wird. 

  

In der Gesamtbetrachtung am Schluss dieser Arbeit wird eine die Themenfelder übergreifende 

Analyse der NEPAD vorgenommen. Als Zwischenergebnis soll festgehalten werden, dass 

eine Bewertung der NEPAD positiv ausfallen muss, obwohl die Probleme und Hindernisse 

gravierend erscheinen. Die Bewertung steht in direktem Zusammenhang des Zeithorizonts. 

Kurzfristig fällt die Bilanz negativ aus. Mittel- und v.a. langfristig bietet NEPAD die 

Voraussetzungen für eine nachhaltige Gesundung des afrikanischen Kontinents. 

                                                 
482 Siehe dazu: Breuer, Michael: Club theory, migration and welfare states. Bremen 1994.  
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6. Die internationalen Geldgeber 
 
 
Wie bereits mehrmals betont, benötigt der afrikanische Kontinent auf absehbare Zeit für die 

Bekämpfung der vielfältigen Probleme des Kontinents Hilfeleistungen von der internationalen 

Gemeinschaft. Allein die NEPAD generiert einen Mehrbedarf von 64 Mrd. US-Dollar 

jährlich. Dies entspricht etwa zwölf Prozent des gesamtafrikanischen BIP.483 Dazu müsste, 

laut NEPAD der gesamte Kontinent eine jährliche Wachstumsrate von sieben bis acht Prozent 

aufweisen. Allein die letzten zwei Jahre haben gezeigt, dass ein solches Wachstum vorerst 

nicht generiert werden kann, insbesondere wenn, wie in den letzten zwei Jahren, die 

Weltwirtschaft stagniert. Die Initiativen, die Afrika in den letzten Jahren angestrengt hat, von 

der Wandlung der OAU in die AU und den Initiativen, die zur NEPAD geführt haben, werden 

von der internationalen Gemeinschaft durchweg positiv aufgenommen.  

 

In diesem Kapitel sollen die Anstrengungen der internationalen Geldgeber bei der Umsetzung 

der afrikanischen Initiativen erläutert und kritisch bewertet werden. Dabei sollen zuerst die 

internationalen Organisationen, dann als eigenes Kapitel die Bretton-Woods-Institutionen und 

schließlich die G8 und die EU abgehandelt werden. Die Aufteilung nach Organisationen und 

nicht nach Themenschwerpunkten ist sinnvoll, da die einzelnen Pläne und Aktionen besser 

hinsichtlich der Kohärenz und des Umsetzungswillens analysiert werden können.  

 

Bei den internationalen Organisationen sollen exemplarisch die Organisation for Economic 

Co-Operation and Development, die World Trade Organisation und die Vereinten Nationen, 

insbesondere die Millenium Development Goals, genannt werden. Die Bretton-Woods-

Institutionen, International Monetary Fund und die International Bank for Reconstruction 

and Development oder Worldbank, nehmen insofern eine Sonderposition ein, als diese 

Organisationen mit ihren entwicklungspolitischen Grundsätzen als das Maß der Dinge 

angesehen werden. Diese finden ihren Ausdruck in den Structural Adjustment Programmes, 

die eine neoliberale Wirtschaftdspolitik propagieren.  

                                                 
483 Vgl. The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), Abuja 2001. Artikel 147. 
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Schließlich sind die wirtschaftsstarken Regionen die größten Geldgeber in der internationalen 

Entwicklungszusammenarbeit und müssen besonders betrachtet werden. Allein die EU mit 

ihren Nationalstaaten leisten knapp die Hälfte der weltweiten Official Development 

Assistance.484  

 

Die positive Resonanz der internationalen Gemeinschaft gegenüber den neuen afrikanischen 

Initiativen hat mehrere Gründe:  

 

- Das Scheitern der Entwicklungspolitik der letzten vier Jahrzehnte führte zu 

Ratlosigkeit und Frustration. Dass genau an diesem Punkt eine afrikanische 

Initiative kam, wurde mit Wohlwollen aufgenommen. 

 

- Ein Teil der positiven Resonanz beruhte auf der Tatsache, dass insbesondere die 

NEPAD die Schuld der aktuellen Misere des Kontinents ausdrücklich an 

endogenen Faktoren festmachte und nicht, wie die Jahrzehnte zuvor, als Wirkung 

der kolonialen Verwüstungen und Ausbeutungen des Kontinents. Dieses 

Bekenntnis nimmt den „Norden“ bei der Umsetzung des Konzeptes aus der 

Verantwortungspflicht. 

 

- Aus dem Wegfall der Verantwortung resultiert eine gewisse Gelassenheit. Die 

„Afrikaner“ sind jetzt in die Pflicht genommen zu sagen, was getan werden soll, 

und die Gebergemeinschaft kann dann – rein theoretisch – unterstützend finanziell 

und technisch zur Seite stehen. Ein Nichtgelingen liegt dann außerhalb der 

Verantwortung der Geldgeber. 

 

- Die Initiativen entsprechen den Forderungen der Bretton-Woods-Institutionen 

sowie der Demokratie-Auffassung der Geldgeber.  

 

                                                 
484 Im Jahre 2002 waren dies 28,7 Mrd. Euro, davon 6,5 Mrd. Euro auf EU-Ebene. Vgl. European Commission, 
Europe-AID: Jahresbericht 2003. Über die Entwicklungspolitik der Europäischen Gemeinschaft und der 
Außenhilfe im Jahr 2002. Brüssel 2003. S. 14. 
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Im Verlauf des Kapitels muss sich herausstellen, wie die internationalen Geldgeber 

Versprechen und Wirklichkeit umsetzen und wie weit sie bereit sind, die ownership des 

Prozesses den afrikanischen Akteuren zu überlassen. Im Ergebnis lassen sich zwei Aspekte 

vorwegnehmen: 

 

1. die überwiegend positive Resonanz der Weltgemeinschaft läßt darauf schließen, 

das der Prozess, der in Afrika eingeleitet wird, auf dieser Seite durchaus 

Erfolgsaussichten haben kann, da der Kooperationswille der finanzstarken 

Nationen zum Gelingen des Aufbruchs in Afrika eine nicht unbeträchtliche 

Voraussetzung darstellt. 

 

2. Die Umsetzung der vollmundigen Versprechungen, insbesondere bei der G8, 

lassen noch zu wünschen übrig. Die zum Teil dahinter vermutete Philosophie der 

„Hilfe bei Gelingen“ und nicht des „Gelingens durch Hilfe“ kann den Prozess 

zwar nicht auflösen, jedoch erheblich verzögern. Ein Umdenken ist hier 

wünschenswert.  
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6.1. Die internationalen Regierungsorganisationen 
 

Unzweifelhaft gehören die internationalen Organisationen, wie OECD, die WTO und die 

Vereinten Nationen zu wichtigen Pfeilern in der Entwicklungszusammenarbeit. Dabei 

verfolgen die einzelnen Organisationen sowohl horizontal als auch vertikal unterschiedliche 

Ziele. Gerade die Bretton-Woods-Institutionen, IBRD (so genannte Weltbank) und IMF 

unterscheiden sich von den anderen Organisationen, da diese zum einen mit Profit arbeiten 

und zum anderen – im Gegensatz zum UN-System – das Stimmrecht nach Kapitalanteilen 

gewichtet wird. Die Resonanz auf die konkreten Projekte, die der Afrikanischen Renaissance 

entsprungen sind – AU und NEPAD – war von Seiten der internationalen 

Regierungsorganisationen (IGO) äußerst positiv. Die Kooperationsformen unterscheiden sich 

entsprechend der betreffenen Organisation sowie bezüglich des zeitlichen Horizonts.  

 

6.1.1. Die Organisation for Economic Co-Operation and Development (OECD) 

 

Von Beginn an hat NEPAD versprochen, einen Prozess der Selbstüberwachung zu 

installieren: den African Peer Review Mechanism. Die Erfahrungen der OECD mit diesem 

Instrument galten von Anfang an als Gedankengerüst für den NEPAD-

Überwachungsmechanismus. Allerdings gilt: „Different from the international technical 

purpose of the OECD proves, NEPAD is about a quid pro quo between developing countries 

and Africa. If developed countries see improvements in the political economic and social 

circumstances of Africa, they will give, in return, greater concessions in trade and aid.“485 Im 

Zuge der Verbaschiedung der NEPAD trafen sich im Mai 2002 Minister der OECD-Staaten 

und des NEPAD Steering Committee. Im Ergebnis erhielt die OECD ein Mandat, um mit 

NEPAD kooperieren zu können. Dabei sieht die Arbeitsmethode der Organisation keine 

finanzielle Unterstützung vor, sondern technische Hilfe. Die OECD unterstützt dabei den 

NEPAD-Prozess in drei Bereichen: 

 

1. Peer Review: Bei der Vorbereitung und Umsetzung des African Peer Review 

Mechanism wollen die NEPAD-Verantwortlichen von der OECD lernen. Die 

Methoden zur Überprüfung der OECD gelten als Hauptquelle und Grundlage bei 

                                                 
485 Cilliers, Jakkie: NEPAD`s Peer Review Mechanism, in: Southern African Regional Poverty Network. Quelle: 
http://www.sarpn.org.za/documents/d0000128/index.php  (29.08.2006). S. 1. 
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der Ausarbeitung des APRM. Dabei greift die OECD auf die üblichen 

Mechanismen zurück, wie Beratung vor Ort, Diskussionsrunden und Austausch 

von Erfahrungen. Neu jedoch ist die Teilnahme von afrikanischen Repräsentanten 

bei einem Peer Review, der vom Development Assistance Committee der OECD 

durchgeführt wird. Ebenso ist ein „interactive network of peer review 

practitioners“ von der OECD zusammen mit dem APRM angedacht. Dabei soll es 

um Know-how-Transfer zwischen OECD-Experten und Experten aus dem 

Mitgliedsländern mit Offiziellen des APRM zum Wissensaustausch gehen.486 

 

2. Peer Learning / Policy dialogue in support of reform; Unter den Gesichtspunkten 

Analyse, Dialog und Zusammenarbeit zwischen Entscheidungsträgern sucht die 

OECD in diesem Bereich den Aufbau eines Politikreform-Konsenses. In NEPAD 

betreffenden Bereichen sollen  

a. die Entwicklung des privaten Sektors mit dem Ziel, ein attraktives 

Umfeld für Investoren zu schaffen,487 

b. Regierungsreformen im Rahmen der Joint Initiative with the Pan-

African Conference of Public Service Ministers, 

c. Wettbewebspolitik, 

d. Steuerreform, 

e. Erziehungs- und Ausbildungspolitik  

gefördert werden. 

 

Weiterhin fällt in diesen Bereich die Publikation des jährlich erscheinenden 

African Economic Outlook, der in Zusammenarbeit mir der ADB publiziert wird 

und als Entscheidungshilfe für Investoren dienen soll. 

 

3. Mutual reviews of development effectiveness; Das NEPAD-Dokument ruft die 

afrikanischen und OECD-Länder auf, Rahmenbedingungen zu schaffen, um die 

Durchführung der gemeinsamen Entwicklungsziele effizienter zu gestalten. Dazu 

sollen Überprüfungen stattfinden. Im Rahmen dieser Forderung arbeitet die OECD 

an Standards für diese Überprüfungen. Mehrere Konferenzen zu diesem Thema 

                                                 
486 Vgl. OECD: The OECD and NEPAD, Paris 2004. S.1. 
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haben schon stattgefunden. Ein erster Bericht wurde im Frühjahr 2005 

veröffentlicht, der Fortschritte in den Bereichen der Ziele der Millenium 

Development Goals und der Höhe und Effektivität der ODA auf Seiten der OECD-

Länder thematisierte.488  

 

Die besondere Betonung des erfolgreichen Peer-Review-Mechanismus der OECD und die 

daraus resultierende Förderung und Unterstützung des APRM ist sicherlich von Seiten der 

NEPAD hilfreich. Schwierig dabei wird es für die OECD in ihren Bemühungen, nicht zu 

dominant aufzutreten. Die OECD sollte hier eine Taktik der Zurückhaltung ausüben, in der 

die Organisation aktiv wird, wenn sie von der NEPAD um konkrete Hilfestellung gebeten 

wird.  

 

Im Juni 2002 regte das NEPAD-Heads of State and Government Implementation Committee 

eine Überprüfung der Entwicklungszusammenarbeit der OECD-Staaten mit den Staaten 

Afrikas auf dessen Effektivität an. Dabei sollte die gegenseitige Überprüfung in einem 

offenen und transparenten Klima vonstatten gehen. Für die meisten OECD-Mitglieder ist dies 

ein sensitives Thema, das als Lackmustest gedeutet werden kann, wie weit „der Norden“ 

wirklich gewillt ist, eine qualitativ neue Partnerschaft mit NEPAD einzugehen. Einige 

OECD-Staaten bemängelten den APRM als zahnlos und unfähig, mit der Krise in Simbabwe 

umgehen zu können. Gleichzeitig spricht die OECD von einem „soft consensual process“,489 

wenn es um die gegenseitige Überprüfung in der Entwicklungszusammenarbeit geht. Dies 

ging sogar soweit, dass die Verantwortung, die aus der Überprüfung gezogen werden sollte, 

von einigen OECD-Staaten negiert wurde, u.a. auch der USA:490 

 

“The big question facing the G8 OECD is this: do they share NEPAD‘s value 
system of genuine new partnership based on mutual accountability and trust? 
Is the industrialised north willing to experience structural adjustment in 
agriculture, textiles, footwear, clothing, coal, steel or whatever, for the sake of 
Africa‘s development?“491 

 

                                                 
487 In diesem Bereich wurden zwei Konferenzen abgehalten, die schließlich zur OECD/NEPAD Initiative for 
Investment in Africa führte. Siehe dazu: 
http://www.oecd.org/topic/0,2686,en_2649_15342368_1_1_1_1_37413,00.html (29.8.2006). 
488 Vgl. OECD: The OECD and NEPAD.a.a.O. S. 2. 
489 Gibb, Richard / Mills, Greg: Now NEPAD must walk the talk. Quelle: 
http://www.bday.co.za/bday/content/direct/1,3523,1484477-6078-0 (2.8.2006). S. 2. 
490 Siehe dazu: ebenda. S. 2. 
491 Ebenda. S. 3. 
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6.1.2. Die Doha-Runde der WTO 
 

Die NEPAD fordert ausdrücklich im Kapitel C, Mobilising Resources unter Punkt (vii) 

Promoting African Exports: „Negotiate measures and agreements to facilitate market access 

for African products to the world market.“492 Weiterhin heißt es in der NEPAD: 

 

“- Assist in capacity-building in the private sector, as well as strengthening 
country and sub-regional capacity in trade negotiations, implementing the 
rules and regulations of the WTO, and identifying and exploiting new trading 
opportunities that emerge from the evolving multilateral trading system; 
- The African heads of state must ensure active participation in the world 
trading system, which has been managed under the auspices of the WTO since 
1995. If a new round of multilateral trade negotiations is started, it must 
recognise and provide for the African continent’s special concerns, needs and 
interests in future WTO rules.“493 

 

Aus diesem Bekenntnis heraus lohnt es sich die aktuelle Runde der WTO näher zu 

beleuchten, insbesondere das Scheitern der Konferenz von Cancun. Die fünfte 

Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation, die vom 10. bis zum 14. September 2003 in 

Cancun, Mexiko, stattfand, war als Zwischenbilanz der aktuellen - gerne als 

Entwicklungsrunde bezeichneten - „Doha-Runde“ gedacht. Bevor die Hintergründe des 

Scheiterns und die Bedeutung der WTO für den Erneuerungsprozess in Afrika erläutert 

werden, soll in einem kurzen Abriss die Entwicklungen hin zur WTO skizziert werden.   

 
Die aktuelle Verhandlungsrunde ist die neunte ihrer Art im Rahmen des multilateralen 

Handelssystems. Das General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) war das Ergebnis der 

Verhandlungen der Bretton-Woods-Institutionen, die im Jahre 1947 ins Leben gerufen 

wurden. Vorrangiges Ziel der GATT war die Abschaffung von tarifären und nicht-tarifären 

Handelshemmnissen. Dieses Bemühen war Kern der ersten sieben Verhandlungsrunden, 

wobei die USA und die Europäische Gemeinschaft die Hauptakteure waren. Erst in der achten 

Runde, der so genannten „Uruguay-Runde“ (1986 - 1994) wurde den Euntwicklungsländern 

mehr Beachtung geschenkt. Das lag daran, dass zum ersten Mal die bisher ausgeklammerten, 

jedoch für Entwicklungsländer wichtigen Themen Landwirtschaft und Textil Einzug in die 

Verhandlungen fanden. Ebenso wurde über Themen des internationalen 

Dienstleistungsverkehrs, des Urheberrechts und über Investitionen verhandelt.  

                                                 
492 The New Partnership for Africa’s Development. a.a.O., Artikel 169. 
493 Ebenda. 
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Dies führte zu der Verabschiedung zweier neuer Verträge, des General Agreement on Trade 

in Services (GATS) und des Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property 

(TRIPS). Der Agrarsektor, der in vielen Entwicklungsländern einen Großteil der 

Wertschöpfung ausmacht, während gleichzeitig die Industriestaaten, v.a. die EU und die 

USA, ihre Landwirtschaft hoch subventionieren und protektionieren, ist für den Süden eines 

der wichtigsten Themen. Die Länder des Südens forderten die Abschaffung des 

Agrarprotektionismus in den Industriestaaten. „Diese [die Industrieländer] schützen seit 

Jahren ihre eigene Landwirtschaft mit Hilfe von Zöllen und Quoten und fördern durch 

Agrarsubventionen, Exportkredite, Nahrungsmittelhilfen und Exportmonopole die eigenen 

Exporte. Dadurch verhindern bzw. beschränken sie den Import von billigeren 

landwirtschaftlichen Produkten aus Entwicklungsländern.“494 Die konträre Interessenlage des 

Nordens und Südens zeigte sich immer deutlicher, da die Entwicklungsländer die von den 

Industriestaaten eingebrachten neuen Themen ablehnten, solange die „alten“ Bereiche nicht 

abschließend geklärt würden.  

 

Die Beschlüsse der Uruguay-Runde, die das internationale Handelssystem um GATS und 

TRIPS erweitert hatten, führten schließlich dazu, dass am 1. Januar 1995 die WTO mit Sitz in 

Genf ins Leben gerufen wurde.495 Damit waren die Abkommen nun völkerrechtlich bindend 

und verfügten über einen Mechanismus zur Streitschlichtung. In der Folge stieg die Anzahl 

der Mitglieder von ursprünglich 81 auf nun 148, wobei die Entwicklungsländer drei Viertel 

der Mitglieder ausmachen.  

 

                                                 
494 Steiner, Susan: Afrika und die WTO. Unvereinbar oder untrennbar? in: Nord-Süd aktuell, 1. Quartal 2004. S. 
105. 
495 Die WTO verfolgt folgende Ziele und Aufgaben: „Die Beseitigung von Handelshemmnissen soll einen 
möglichst freien Handel ermöglichen, um die ökonomischen Ressourcen nachhaltig optimal zu nutzen und in 
allen Ländern eine Steigerung des Lebensstandards, der Beschäftigung und der Realeinkommen zu erreichen. 
Wirtschaftlich schwache Länder können dabei begünstigt werden. Wie dem GATT liegen der WTO drei 
Prinzipien zugrunde, (1) die Reziprozität (Gegenseitigkeit) aller handelspolitischen Maßnahmen, d.h. 
handelspolitische Zugeständnisse und Leistungen, die sich Länder einräumen, müssen gleichwertig sein, (2) die 
Liberalisierung, d.h. möglichst weitgehender Abbau von Zöllen und Nichtarifären Handelshemmnissen, sowie 
(3) die Nicht-Diskriminierung, besonders durch Meistbegünstigung, d.h. Zoll- und Handelsvorteile, die einem 
Mitglied eingeräumt werden, müssen auch allen anderen Mitgliedern gewährt werden, und Produkte aus anderen 
Ländern dürfen auf dem Inlandsmarkt nicht schlechter gestellt werden.“ Ghawami, Kambiz: WTO. in: Nohlen, 
Dieter (Hg.) Lexikon Dritte Welt, Hamburg 2000. S. 825. 
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Abbildung 28 gibt einen Überblick der aktuell wichtigsten Entscheidungen und deren 

Hintergründe der Doha-Runde.  

 

Abbildung 28: wichtige Begriffe zur WTO „Doha-Runde“ 
Bezeichnu

ng Inhalt zu finden unter: 

Doha-
Runde 

Am 14. November 2001 wurde in Doha/Qatar der Beginn von neuen WTO-
Verhandlungen eingeläutet. Diese von mehreren Rednern als „WTO 

Development Agenda“ charakterisierten Verhandlungen umfassen die 
Fortführung von Verhandlungen in den Bereichen Landwirtschaft und 

Dienstleistungen und den Beginn von Verhandlungen über Industriegüter sowie 
- in einem beschränkten Umfang - im Umweltbereich. Regeln in den Bereichen 

Antidumping, Subventionen, Regionalabkommen und Streitbeilegung 
können ebenfalls Gegenstand von Verhandlungen sein. Für die Aufnahme von 
Verhandlungen über die „Themen von Singapur“ (Investitionen, Wettbewerb, 
Handelserleichterung und Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen) 

braucht es hingegen noch einen formellen Beschluss. 

http://www.seco-
admin.ch/imperia/md/content/au
ssenwirtschaft/wto/ergebnis_vo

n_doha.pdf 
(29.8.2006) 

Monterrey-
Konsens 

Erstmals hat sich eine Weltkonferenz mit dem gesamten Spektrum der 
Mobilisierung von Finanzmitteln für Entwicklung befasst - im Abschlussdokument 

in folgende Themenbereiche gegliedert: 
Mobilisierung nationaler finanzieller Ressourcen; 

Mobilisierung internationaler Ressourcen: ausländische Direktinvestitionen und 
andere private Zuflüsse; 

internationaler Handel als Motor für wirtschaftliche Entwicklung; 
Steigerung der internationalen finanziellen und technischen Zusammenarbeit; 

Externe Verschuldung; 
Systemische Fragen: 

Verbesserung der Kohärenz und Konsistenz des internationalen Finanz- und 
Handelssystems; 

Folgeprozess. 
Ziel dieses umfassenden holistischen Ansatzes war es, einen Anstoß für einen 

kohärenten Politikrahmen zu geben. In dieser Ausrichtung auf mehr Kohärenz lag 
das Spannungsfeld der Konferenz. Dem umfassenden Ansatz auf der 

Themenseite entsprach auf der Teilnehmerseite die Einbeziehung aller 
Interessengruppen ("multi-stakeholder approach"). An der Konferenz nahmen 

neben den Regierungen der VN-Mitgliedstaaten und den Internationalen 
Organisationen auch zahlreiche Vertreterinnen und Vertreter der Parlamente, der 

Wirtschaft und der Nichtregierungsorganisationen teil.  

http://www.un.org/esa/ffd/aconf
198-3.pdf 

(29.8.2006) 

Singapur-
Themen 

während der Ministerkonferenz der WTO 1996 in Singapur neu definierte 
Themenbereiche, die im Laufe der Jahre von der WTO behandelt werden sollen: 

Investment 
Wettbewerbspolitik 

Transparenz in Regierungsentscheidungen 
Handelserleichterungen 

http://www.wto.org/english/new
s_e/pres96_e/wtodec.htm 

(29.8.2006) 

Cancun 5. Ministerkonferenz der WTO vom 10. bis 14. September 2003, bei der die Doha 
Development Agenda weiter umgesetzt werden sollte. Die Konferenz kann als 

gescheitert bewertet werden, da die Entwicklungsländer, insbesondere die "G21", 
sich gegen die Pläne der EU und den USA stellten, da diese sich weigerten, das 

Thema Agrarsubventionen zu behandeln. 

http://www.wto.org/english/thew
to_e/minist_e/min03_e/min03_e

.htm 
(29.8.2006) 
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Wie kam es also zum Scheitern der Ministerkonferenz in Cancun? Die Entwicklungsländer 

lehnten nicht die Entwicklungsrunde an sich ab, sondern eine neue Handelsrunde, die auf den 

Vorstellungen der Industrieländer basierte.496 Die Doha Development Agenda umfasste eine 

Vielzahl von zu verhandelnden Themengebieten, die von der Landwirtschaft und 

Umweltfragen über Investitionen und Wettbewerb bis hin zu Dienstleistungen und geistigem 

Eigentum reichten. Dabei barg die Doha-Runde von vornherein ein großes Konfliktpotenzial, 

insbesondere die Liberalisierung des Agrarsektors war einer der umstrittensten Punkte, bei 

denen die Industrieländer aufgefordert wurden, ihren Agrarprotektionismus zugunsten der 

Entwicklungsländer zumindest zum Teil aufzugeben. Schon früh kristallisierte sich heraus, 

dass die Industrieländer wenig Interesse an Entgegenkommen zeigten. Bis März 2003 sollten 

Ergebnisse einer Vorentscheidung getroffen werden, jedoch verstrich die Frist ohne ein 

Ergebnis.497 Im Gegenteil: Statt Eingeständnisse zu machen, drängten die Industrieländer auf 

ein Verhandlungsmandat für die so genannten Singapurthemen - Investitionen, Wettbewerb, 

Transparenz, Handelserleichterungen -, die die Entwicklungsländer jedoch ablehnten, solange 

die „alten“ Themen nicht abschließend behandelt waren. Somit gab es von Anbeginn der 

Konferenz keine gemeinsame Basis, und eine Einigung, nicht das Scheitern, hätte Erstaunen 

hervorbringen müssen. 

 

Wie kam es dazu, dass die Entwicklungs- und Schwellenländer so viel Macht besaßen, um 

zuerst Seattle und dann Cancun scheitern zu lassen? Hier soll insbesondere die Rolle Afrikas 

besprochen werden. Bis Ende der 1990er Jahre spielten die afrikanischen Länder nur eine 

kleine Rolle in der WTO, wenn überhaupt. Erst in jüngster Zeit wurden diese Staaten stärker 

in die Prozesse der WTO eingebunden. Somit sind heute 38 der 48 Staaten Afrikas Mitglied 

der WTO.498 Die Organisationsformen und die Positionierung Afrikas in der WTO haben in 

den letzten Jahren stark zugenommen. Das liegt u.a. an der Globalisierung, die eine Lösung 

der offenen Handelsfragen für den Kontinent, den besseren Zugang zu Informationen durch 

die verbesserten Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten wie auch die steigende 

Anzahl von Nichtregierungsorganisationen, die die Entwicklungsländer in ihren Anliegen 

unterstützen, nötig machten.499  

                                                 
496 Vgl. Liebig, Klaus: Die Welthandelsrunde nach Cancun. Oder was passiert, wenn die Rhetorik von der 
Entwicklungsrunde plötzlich ernst genommen wird. In: Nord-Süd aktuell, 1. Quartal 2004. S. 62. 
497 Vgl. Steiner, Susan: Afrika und die WTO. Unvereinbar oder untrennbar? A.a.O. S. 106. 
498 Äthiopien, Kapverden, Seychellen und Sudan sind im Beitrittsprozess, Äquatorial Guinea und Sao Tome und 
Principe besitzen Beobachterstatus und müssen somit innerhalb von fünf Jahren mit Beitrittsverhandlungen 
beginnen. Nur Eritrea, die Komoren, Liberia und Somalia stehen bisher außerhalb der WTO. 
499 Vgl. Steiner, Susan: Afrika und die WTO. Unvereinbar oder untrennbar? a.a.O. S. 106. 
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Schon die Konferenz in Seattle 1999 ist an dem Unmut der Entwicklungsländer über die 

Intransparenz der WTO-Strukturen, insbesondere die Strategie der Industrieländer, die in so 

genannten Green Rooms die wichtigsten Entscheidungen unter sich ausmachten, gescheitert.  

 

Das Besondere an Cancun aus der Sicht der Entwicklungs- und Schwellenländer war der als 

spontan zu bezeichnende Zusammenschluss der G20+, auch G21 genannt.500 Hier war zwar 

Südafrika als einziges afrikanisches Land vertreten, doch wurden die Forderungen der G20+ 

von den meisten afrikanischen Staaten unterstützt. Das Besondere an der G20+ ist die 

Tatsache, dass sich erstmals China in eine Koalition mit Entwicklungsländern eingliedern 

ließ, und weiterhin die schiere Repräsentationsstärke der G21, die nach eigenen Angaben „die 

Hälfte der Weltbevölkerung“501 repräsentiere. Für Afrika jedoch bedeutender ist die so 

genannte G90, ein Zusammenschluss der Länder der AU, der AKP-Staaten (Afrika, Karibik, 

Pazifik) und der Least Developed Countries. Diese Gruppe trat für die Interessen der ärmsten 

Länder der Welt ein, die sich in einigen Punkten von denen der G20+ unterschieden. 

Hauptforderung der G20+ war der schnelle Abbau der Agrarsubventionen. Die Subventionen 

verzerren den Weltmarktpreis und belasten insbesondere die großen Agrarländer der Dritten 

Welt. Nach Angaben des International Food Policy Research Institute (IFPRI) verliert der 

afrikanische Kontinent aufgrund von Agrarsubventionen jährlich zwei Mrd. US-Dollar an 

potenziellen Einkommen oder 3,4 Prozent des gesamten Einkommens im 

Landwirtschaftssektor. Im Gegenzug subventionieren die OECD-Staaten ihre Landwirtschaft 

mit jährlich 311 Mrd. US-Dollar.502 Somit wäre eine Aufhebung der Subventionen für Netto-

Exporteure ein Gewinn. Gerade viele arme Staaten sind auf Agrarlieferungen angewiesen und 

profitieren von den künstlich niedrig gehaltenen Preisen. Somit konnte die G90 gar nicht den 

Abbau der Agrarsubventionen unterstützen, weil es gegen die Interessen der Mitglieder 

gewesen wäre.  

 

                                                 
500 Ein informeller Zusammenschluss unter der Führung Brasiliens. Mitglieder sind Ägypten, Argentinien, 
Bolivien, Brasilien, Chile, China, Costa Rica, Ecuador, Guatemala, Indien, Kolumbien, Kuba, Mexiko, Nigeria, 
Pakistan, Paraguay, Peru, Philippinen, Südafrika, Thailand und Venezuela. 
501 Vgl. Liebig, Klaus: Die Welthandelsrunde nach Cancun. Oder was passiert, wenn die Rhetorik von der 
Entwicklungsrunde plötzlich ernst genommen wird. a.a.O. S. 63. 
502 Siehe dazu: Diao, Xinshen; Diaz-Bonilla, Eugenio; Robinson, Sherman: How much does it hurt? The impact 
of agricultural trade policies on developing countries, Washington 2003. S. 1. 
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Interessant ist die so genannte Baumwollinitiative von Benin, Burkina Faso, Mali und Tschad, 

die 60 Prozent ihrer Devisen und zehn Prozent ihres BIP der Baumwolle zu verdanken haben 

und von diesem Rohstoff hochgradig abhängig sind. Diese vier Länder verabschiedeten am 

10. März 2003 während einer Konferenz der West- und Zentralafrikanischen Staaten mit den 

USA einen Appell, der den Abbau der hohen Baumwollsubventionen der USA (3,7 Mrd. US-

$/Jahr), aber auch derjenigen der EU (700 Mio. Euro/Jahr) forderte. Diese Subventionen seien 

dafür verantwortlich, dass der Baumwollpreis zwischen 1997 und 2003 um 39 Prozent 

gefallen sei. Der Verlust der Exporterlöse sei dabei wesentlich höher als die Vorteile der 

HIPC-Entschuldungsinitiative. Die vier Länder bekamen dabei so viel Unterstützung, u.a. von 

Brasilien, Australien, Senegal und sogar durch den WTO-Generaldirektor Supachai, dass 

dieser Punkt auf die Tagesordnung von Cancun gesetzt wurde.503 Allerdings kam es in 

Cancun zu keinem Ergebnis. 

 

Man kann festhalten, dass alle afrikanischen Länder inzwischen ihre Plattform in der WTO 

gefunden haben und ihre Forderungen mehr oder weniger effektiv einbringen können. Neben 

der spontan zu nennenden Gruppierung der G21 sind auch Tendenzen der 

Institutionalisierung zu beobachten. So hielten im Vorfeld von Doha und Cancun die AU, 

COMESA und die Gruppe der LDCs Vorbereitungstreffen ab, um einen jeweils gemeinsamen 

Standpunkt in den betreffenden Fragen zu vereinbaren.504 Die AU verabschiedete mehrere 

Erklärungen zu den jeweiligen Konferenzen, so die Abuja Ministerial Declaration505 die 

Mauritius Ministerial Declaration506 und die African Common Position.507 In diesen 

Erklärungen stellte die AU ihre Positionen zu den Themen der jeweiligen 

Ministerkonferenzen in Doha und Cancun dar. Im Folgenden sind die wichtigsten 

Stellungnahmen der Erklärungen aufgenommen. 

 

Grundsätzlich unterstützen die Mitgliedstaaten der AU die Ausweitung des weltweiten 

Handels, auch die NEPAD. Durch die Ausweitung des Inter- und Intrakontinentalhandels 

sehen die afrikanischen Staaten eine Chance, durch die Generierung eines 

                                                 
503  Vgl. World Trade Organisation. Committee on Agriculture. Special Session: WTO Negotiations on agricul-
ture. poverty reduction:  sectoral INITIATIVE in favour of COTTON. Joint Proposal by Benin, Burkina Faso, 
Chad and Mali. TN/AG/GEN/4. 16 May 2003. Quelle: 
http://www.wto.org/english/tratop_e/agric_e/negs_bkgrnd20_cotton_e.htm (29.8.2006). 
504 Vgl. Steiner, Susan: Afrika und die WTO. Unvereinbar oder untrennbar? A.a.O. S. 108. 
505 OAU/AEC/TD/MIN/Decl.1(IV)Rev.1. 
506 Grand Baie Ministerial Declaration On The Fifth Ministerial Conference Of The WTO, 20. June 2003. 
507 Assembly of the African Union. Second Ordinary Session. 10 – 12 July 2003 Maputo, Mozambique. Assem-
bly/AU/Decl4. 
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Wirtschaftswachstums auf der Basis einer nachhaltigen Entwicklung Armut zu bekämpfen. 

Wichtig für die AU ist die besondere Berücksichtigung der Situation der ärmsten Länder, die 

immer wieder auf der Tagesordnung der WTO-Ministerkonferenzen stehen sollte. 

 

Die AU fordert einen verbesserten, am besten freien, Marktzugang ihrer Produkte und 

Dienstleistungen zu den Märkten der Industrieländer - einer der Hauptstreitpunkte innerhalb 

der WTO. Insbesondere im landwirtschaftlichen Sektor besitzt Afrika durch geringe 

Produktionskosten und eine Privilegierung des wirtschaftlichen Sektors komparative Vorteile 

gegenüber den Industriestaaten.  

 

Ein wichtiger Punkt, der die strikte Auslegung des TRIPS-Abkommens umgehen soll, ist der 

Zugang zu Medikamenten. Vor dem Hintergrund der HIV-/AIDS-Problematik, insbesondere 

im südlichen Afrika, ist es nach zähen Verhandlungen gelungen, eine Sondererlaubnis zur 

Herstellung von so genannten Generika508 zuzulassen. Das Problem ist, dass diese Generika 

nur im produzierten Land eingesetzt werden dürfen. Viele afrikanische Länder besitzen nur 

geringe oder gar keine Kapazitäten im pharmazeutischen Sektor. Die AU will erreichen, dass 

zur Bekämpfung von Seuchen diese Generika auch exportiert werden dürfen, und zwar in die 

Länder, die keine Kapazitäten besitzen. Hier wurde schon kurz vor Cancun eine Einigung 

erzielt, bei der zumindest die LDCs unter bestimmten Voraussetzungen Generika importieren 

dürfen. 

 

Der Behandlung der Singapur-Themen räumt die AU keine Priorität ein. Sie erkennt Fragen 

des Umweltschutzes und des E-Commerce als zu lösende Probleme an, jedoch müssten dazu 

erst die „alten“ Themen abgearbeitet sein, bevor neue verhandelt wurden. Diese Position 

wurde auch in Cancun verfolgt und führte zur Ablehnung der Verhandlungen von Seiten der 

Entwicklungsländer. 

 

Vielmehr sucht die AU eine rechtsverbindliche Implementierung von Beschlüssen der WTO. 

Ein Beispiel stellt die Erklärung des Agricultural Committee der WTO vom September 2001 

                                                 
508 Generika sind so genannte Nachahmerprodukte, die dieselben Wirkstoffe beinhalten wie das Original, nur 
wesentlich günstiger als die Markenartikel sind. 
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dar.509 Hier sollten Netto-Importeure bei der Liberalisierung zunächst keine Nachteile von der 

Liberalisierung der Märkte haben.  

 

Über Importfinanzierung, Nahrungsmittelhilfen sowie technische und finanzielle Hilfe zur 

Verbesserung der Produktionskapazitäten und der Infrastruktur soll den negativen Wirkungen 

der Liberalisierung in diesen Ländern entgegengewirkt werden. Diese Regelung wäre für 

viele afrikanische Länder wichtig, kann bisher jedoch nicht eingeklagt werden. 

 

Ein weiteres Problem stellt die Kapazität der AU-Länder in Bezug auf die komplexen 

Themenblöcke dar, die in der WTO diskutiert werden. Sowohl die technischen, die 

juristischen als auch die Anzahl der Themen sowie die Zahl der Entwicklungsländer sind seit 

der Uruguay-Runde stark angestiegen. Die Staaten Afrikas weisen speziell ein niedriges 

Kapazitätsniveau auf. Qualifiziertes Personal für Handelsfragen ist oft schwer zu finden. 

Diese Ressourcenlücke, die einen Nachteil gegenüber den Industrieländern darstellt, gilt es zu 

schließen. Zwar besitzen die meisten afrikanischen Länder eine Vertretung in Genf, dem 

Hauptsitz der WTO, jedoch vertreten diese oft ihr Land in mehreren Organisationen 

gleichzeitig, sodass eine Auseinandersetzung mit WTO-Themen nur begrenzt stattfinden 

kann. Die AU fordert eine verstärkte technische Unterstützung und Hilfe bei der 

Kapazitätsbildung von Seiten der Industrieländer. Das WTO-Regelwerk sieht grundsätzlich 

eine solche Hilfe vor, jedoch ist der finanzielle Rahmen in den letzten Jahren gleich geblieben 

obwohl die Zahl der Mitglieder stark angestiegen ist.510   

 

Ein weiterer Themenschwerpunkt für die AU stellen die so genannten Vorzugs- und 

Sonderbehandlungen dar. Weniger entwickelten Ländern werden hier Sonderrechte 

zugesprochen, und den Industrieländern geben sie die Chance, die schwachen Länder 

gegenüber anderen zu präferieren. Ebenso in diesen Bereich zählen die so genannten Waiver, 

das sind Verlängerungen von vorgegebenen Übergangsfristen zur Liberalisierung des 

Handels. Somit können länger als vorgeschrieben den schwachen Ländern einseitige 

                                                 
509 World Trade Organisation. Agricultural Committee: Calculation of ad Valorem Equivalents (AVEs): Data 
Requirements and Availability. TN/AG/S/11. 15 November 2004. 
510 Siehe dazu: Blackhurst, Richard; Lyakurwa, Bill; Oyejide, Ademola: Options for improving Africa’s partici-
pation in the WTO, in: Hoekman, Bernhard; Will, Martin (Hg.): Developing countries and the WTO. A pro-
active agenda, Oxford 2001. S. 56f.  
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Handelspräferenzen gewährt werden.511 Allerdings sind nicht all diese Bestimmungen 

juristisch bindend. Aus Gründen der Rechtssicherheit fordert die AU in diesem Rahmen eine 

Regelung. Erst auf großen Druck der Entwicklungsländer kam diese Thematik überhaupt auf 

die Agenda der Doha-Runde. 

 

Die Präferenzabkommen, insbesondere im Rahmen der AKP-EU-Kooperation, sollen 

zugunsten von Economic Partnership Agreements (EPA) abgelöst werden. Dies sieht das 

Abkommen von Cotonou vor. Der Übergang von einseitigen Handelspräferenzen hin zu den 

EPAs und die damit verbundene Liberalisierung sollen bis zum Jahr 2020 vollzogen sein. Die 

AU beklagt die Erosion dieser Handelspräferenzen zugunsten der EPAs, wodurch sie negative 

Terms of Trade befürchtet. Allerdings wird diese Art der Begünstigung mit fortschreitender 

Liberalisierung zur Makulatur, da die Zollschranken - im Idealfall - dann gefallen sind. 

 

Die AU verfügt über ein Büro in Genf und wirkt dort unterstützend. Sie erarbeitet Papiere und 

hilft den Mitgliedstaaten bei der Formulierung ihrer Anliegen sowie einer gemeinsamen 

afrikanischen Position. Trotzdem besitzt die AU keinen offiziellen Status in der WTO. Die 

AU fordert den Beobachterstatus in der Handeslgemeinschaft, um besser und aktueller 

arbeiten zu können. Andere Organisationen besitzen diesen Status schon, etwa die UNCTAD 

oder die OECD sowie die Bretton-Woods-Institutionen, um nur einige wenige zu nennen. Es 

scheint nur eine Frage der Zeit, bis auch die AU den gewünschten Beobachterstatus erhält. 

 

Allgemein fordert die AU auch mehr Transparenz in den Entscheidungsprozessen der WTO. 

Die Zeiten der Green Rooms, bei denen zumeist die Industrieländern hinter verschlossenen 

Türen die wichtigsten Entscheidungen getroffen haben, müssen der Vergangenheit angehören, 

will eine WTO-Ministerkonferenz nicht ein drittes Mal scheitern. Die AU fordert daher mehr 

Inklusion aller Mitgliedsstaaten bei den Entscheidungsprozessen. 

 

Warum, fragt man sich, engagiert sich Afrika so stark in der WTO, wenn alle Komponenten 

einer gleichberechtigten Partnerschaft zu fehlen scheinen? Hierzu finden sich mehrere 

Gründe: Die Globalisierung, die mit der Marginalisierung des Kontinents einhergeht. In 

einem multilateralen Handelssystem können sich die einzelnen Staaten des Kontinents 

                                                 
511 Diese Regelung , die in Art. 24 der GATT verankert ist, hebelt einen der Grundprinzipien der WTO aus: die 
Meistbegünstigungsklausel. Danach gelten Zugeständnisse zwischen der Partei A und B auch automatisch für 
Partei C. 
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zusammen schließen, um so mehr Druck ausüben zu können. Das Scheitern der Konferenz 

von Cancun ist, so paradox es klingen mag, Beweis für eine verbesserte Kooperation der 

Entwicklungsländer, obwohl die Konferenz keinerlei Ergebnisse gebracht hat. Es ist erklärter 

Wille der NEPAD, die seit 2003 Teil der AU ist, die Bemühungen der WTO um eine 

Liberalisierung des Weltmarktes zu unterstützen und zu fördern. Zumindest bei einer Öffnung 

der Märkte des Nordens können die Entwicklungsländer profitieren.  

 

Es geht den Mitgliedern der AU also darum, ihre Güter und Dienstleistungen weltweit 

absetzen zu können. Die WTO scheint dafür das richtige Forum zu sein. Demnach könnte 

man sagen, Afrika braucht ein Mehr an multilateralem Handel anstatt weniger, wie 

Globalisierungsgegner verlangen. Für Afrika ist die WTO im Bereich Handel das beste unter 

allen schlechten Instrumenten. 

 

Abschließend soll der Frage nachgegangen werden, was geschehen muss, um die Doha-

Runde auch wirklich Entwicklungsrunde nennen zu können: 

 

- Die Industrieländer müssen ihre enormen Subventionen im Landwirtschaftsbereich 

absenken, v.a. die EU und die USA. Würden diese Schranken fallen, brächte das 

den Entwicklungsländern Mehreinnahmen von 40 Mrd. US-Dollar. Somit könnten 

sich die Industrieländer – zynisch bemerkt – ihre Entwicklungshilfe in Höhe von 

50 Mrd. US-Dollar sparen und gleichzeitig weitere 300 Mrd. US-Dollar an 

Subventionen sparen - in Zeiten klammer Haushalte sicherlich ein interessanter 

Vorschlag.512 

 

- Der Marktzugang für nichtagrarische, arbeitsintensive Produkte aus 

Entwicklungsländern muss verbessert werden. Neben den positiven Effekten für 

die Entwicklungsländer könnte man auch Spitzenzölle und insbesondere 

Zolleskalation513 verhindern, die eine lose-lose-Situation darstellen. Bei sich 

gegenseitig aufschaukelnden Zöllen stehen zuletzt alle Beteiligten als Verlierer da, 

weil der Handel schließlich zum Erliegen kommt. 

                                                 
512 Zu den Zahlen: Vgl. Liebig, Klaus: Die Welthandelsrunde nach Cancun. Oder was passiert, wenn die 
Rhetorik von der Entwicklungsrunde plötzlich ernst genommen wird... a.a.O. S. 62. 
513 Dabei handelt es sich, nach der Spieltheorie um eine Zollspirale. Land A erhöht die Zölle für ein Produkt aus 
Land B. Land B antwortet darauf mit erhöhten Zöllen gegenüber Land A. Diese Zollerhöhungen steigen 
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- Die Singapur-Themen gehören nicht in eine Entwicklungsrunde bzw. nur dann, 

wenn die „alten“ Themen wirklich abgearbeitet sind. 

 

- Die Kapazitätsbildung der Entwicklungsländer sollte ernsthafter vorangetrieben 

werden, um sie bei gleichzeitiger Wahrnehmung ihrer Rechte in der WTO besser 

in die Weltwirtschaft zu integrieren. 

6.1.3. Die Vereinten Nationen 

 

Die Arbeit der Vereinten Nationen in der Entwicklungspolitik, gerade gegenüber Afrika, ist 

sehr umfangreich und umfasst alle denkbaren Kooperationsmöglichkeiten. Grundsätzlich 

findet sich in der UN-Charta (Artikel 1) das Ziel, „internationale Probleme wirtschaftlicher, 

sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen.“ Dieser Artikel stellt die Basis der 

entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der UN dar. Zunächst soll eine kurze Erörterung 

des UN-Systems in Bezug auf die Entwicklungszusammenarbeit geleistet werden, bevor auf 

die für Afrika wichtigen Themenschwerpunkte eingegangen wird. Zum einen sind das die 

Ergebnisse der Monterrey-Konferenz (Konferenz für die Entwicklungsfinanzierung, März 

2002) und zum anderen die Millenium Development Goals der UN, die während der 

Millenium Sitzung der Generalversammlung in der Millenium Declaration514 verabschiedet 

worden sind. 

 

Auf  Grundlage des Artikels 1 der UN-Charta und aufgrund der UN-Struktur - fast alle 

Länder der Erde sind Mitglied der UN - werden große Erwartungen an die Organisation 

gerichtet, die global governance umzusetzen. Die Vielzahl und Unübersichtlichkeit der UN-

Einrichtungen und die ihr oft vorgeworfenen Ineffizienz, Verschwendung, Schwerfälligkeit 

und Politisierung, aber auch die finanziell schwache Ausstattung trüben das Bild und die 

Illusion von einer effizienten global governance.515  

 

Betrachtet man die Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen, so muss man 

zwischen den Begriffen der Vereinten Nationen und dem UN-System unterscheiden. Das UN-

                                                 
daraufhin immer weiter an. Das Wettrüsten der Blöcke zu Zeiten des Kalten Krieges stellten eine solche Politik 
dar. 
514 United Nations: General Assembly: Resolution adopted by the General Assembly: 55/2. United Nations Mil-
lenium Declaration. New York 2000. (A/Res/55/2). 
515 Vgl.: Klingebiel, Stephan: Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen der Vereinten Nationen. Deutsche 
Gesellschaft für die Vereinten Nationen, Bonn 2002. S. 1. 
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System umfasst die Organe der Vereinten Nationen und ihre Programme – etwa das 

Economic and Social Council (ECOSOC) oder das United Nations Development Programme 

- sowie Sonderorganisationen, etwa die Bretton-Woods-Institutionen, International Labour 

Organisation (ILO) oder auch World Health Organisation (WHO).  

 

Als zweites Unterscheidungsmerkmal kann zwischen den operativen und den nicht-operativen 

Tätigkeiten unterschieden werden. Operative Tätigkeiten umfassen die direkte Planung und 

Durchführung von Entwicklungszusammenarbeit, die nicht-operativen Tätigkeiten sind 

standardsetzend und richtungsweisend für die Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten 

Nationen. Die nicht-operativen Tätigkeiten übernehmen zum einen Gremien, wie der 

ECOSOC oder die UNCTAD oder auch themenbezogene Konferenzen, etwa die Konferenz 

für die am wenigsten entwickelten Länder (Brüssel, Mai 2001) oder die Konferenz „Rio+10“ 

(Johannesburg, September 2002). Einrichtungen, die im operativen Bereich tätig sind, können 

nochmals untergliedert werden. 

 

1. Fonds und Programme der Vereinten Nationen, etwa UNDP, das Kinderhilfswerk United 

Nations International Children`s Emergency Fund (UNICEF), der Bevölkerungsfonds United 

Nations Population Fund (UNFPA), das Umweltprogramm United Nations Environment 

Programme (UNEP) und das Welternährungsprogramm World Food Programme (WFP). 

Diese Fonds und Programme arbeiten fast ausschließlich im technischen Bereich. Die meisten 

Fonds sind sektoral oder zielgruppenbezogen. 

 

2. Fachliche Sonderorganisationen, die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation Food 

and Agriculture Organisation (FAO), die ILO, die United Nations Educational, Scientific and 

Cultural Organisation (UNESCO) sowie die Weltgesundheitsorganisation WHO. Diese 

agieren in ihrem Bereich in dreierlei Hinsicht. Erstens gelten sie als Normsetzer und 

Weiterentwickler, zweitens planen und vollziehen die Organisationen in ihrem Bereich 

entwicklungspolitische Maßnahmen und drittens sind sie auf dem Gebiet der Dokumentation, 

Forschung und Information tätig.  

 

Diese Vielzahl an Organisationen, die z.T. unabhängig agieren, jedoch zum UN-System 

gezählt werden, führt zu Verwirrungen. Gerade in der Entwicklungspolitik wurden in den 

letzten Jahren wichtige Weichenstellungen vorgenommen. Die zwei für Afrika wichtigen 

Dokumente sollen kurz besprochen werden: der so genannte Monterrey-Konsens zur 
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Finanzierung der Entwicklungszusammenarbeit und die MDGs der Vereinten Nationen von 

2000. 

 

Die UN-Konferenz Financing for Development (FfD) fand vom 18. bis 22. März 2002 im 

mexikanischen Monterrey statt. Dort wurde die Debatte um die Nord-Süd-Kooperation 

wiederbelebt. Bei der Bewertung der Konferenz reichen die Meinungen vom „(neoliberalen) 

Washington Konsens unterm Sombrero“516 bis hin zu „umfassende politische Agenda zur 

Finanzierung nachhaltiger Entwicklung“ (Heidemarie Wieczorek-Zeul, Bundesministerium 

für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit; BMZ). Unbestritten ist die 

Einzigartigkeit der Konferenz, bei der nicht nur Regierungen und NROs beteiligt waren, 

sondern auch die internationalen Finanz- und Handelsorganisationen (IBRD, IMF und WTO) 

sowie private Unternehmen. Damit wurde die weitere Integration der Privatwirtschaft in die 

Arbeit der Vereinten Nationen vertieft. Dafür spricht auch Kofi Annans Initiative Global 

Compact, die eine engere Zusammenarbeit der UN mit der Wirtschaft forciert.517 Monterrey 

hat dabei die Grenzen globaler Politiknetzwerke aufgezeigt. Die Gegensätze der NROs zur 

Wirtschaft traten deutlich hervor. Ein Konsens war kaum möglich, sodass sich die Anträge 

der zwei Gruppen neutralisierten.518 Den USA hätte eine einseitige Deklaration gereicht, bei 

der die drei wichtigsten Verpflichtungen und Ideale festgelegt worden wären: „Frieden, 

Freiheit und Kapitalismus.“519  

 

                                                 
516 John Foster, North-South Institute. Zitiert nach: Martens, Jens: Ergebnisse und Perspektiven globaler 
Entwicklungszusammenarbeit nach der Monterrey-Konferenz, in: Social Watch Report Deutschland, 2002. S. 
32. 
517 Siehe dazu: www.unglobalcompact.org (2.8.2006). 
518 Als Beispiel sei hier die Devisenumsatzsteuer (Currency Transaction Tax (ctt) oder auch Tobin Tax) genannt. 
Hierbei sollen Einnahmen aus Devisenspekulationen versteuert werden. Bei einem täglichen Transfervolumen 
von 1.400 Mrd. US-$, von denen 80 Prozent eine kürzere Laufzeit als sieben Tage haben, wären die Einnahmen 
entsprechend hoch. Dabei argumentieren die NROs mit der Stabilisierung der Finanzmärkte und der Währungen. 
Die Wirtschaft lehnt diese Steuer ab, da die Steuer zu undifferenziert jede Transaktion besteuern würde. 
Weiterhin sieht sie keine rechtliche Umsetzungsmöglichkeit. Es muss nur ein Land ausscheren und die gesamte 
Steuer würde obsolet werden. 
519 So Terry Miller, der US-Delegierte während einer der Vorbereitungsausschüsse (PrepCom 3) im Oktober 
2001. Zitiert nach: Martens, Jens: Ergebnisse und Perspektiven globaler Entwicklungszusammenarbeit nach der 
Monterrey-Konferenz, a.a.O. S. 33. 
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Bei diesen Voraussetzungen kann man sich fragen, wie es überhaupt zu der Durchführung 

einer solchen Konferenz kommen konnte. Auslöser war die asiatische Finanzkrise von 1997. 

Die Defizite der damaligen Entwicklungsfinanzierung mit ihren Leitmotiven Marktöffnung, 

Liberalisierung und Deregulierung waren offensichtlich. In der Vorbereitung zu Monterrey 

sollten diese und andere Themen besprochen werden. Somit ging es in Monterrey nicht allein 

um Geld, sondern vielmehr um die Diskussion eines neuen Entwicklungsparadigmas, das den 

neoliberalen Washington-Konsens520 ablösen sollte. Doch Kernelemente des Washington-

Konsens ziehen sich genauso durch den Monterrey-Konsens: „Den privaten Kapitalflüssen 

wird eine zentrale Rolle in der Entwicklungsfinanzierung beigemessen. Die 

Rahmenbedingungen zur Förderung und zum Schutz ausländischer Direktinvestitionen sollen 

daher verbessert werden. Handel wird als Motor der Entwicklung angesehen, die 

Handelsliberalisierung sei ein wichtiges Element in der Nachhaltigkeitsstrategie eines 

Landes.“521  

 

Was wurde in Monterrey diskutiert und erreicht? Abbildung 29 gibt einen kurzen Überblick 

über die Themenfelder der Verhandlungen. 

                                                 
520 „Der Begriff wurde 1990 von John Williamson geprägt und hat sehr bald die Qualität eines Begriffs erhalten, 
mit dem komplexe Politikprozesse der ‚strukturellen Anpassung‘ in verschuldeten Ländern, die vom IWF und 
der Weltbank verordnet werden, zusammenfassend umschrieben wurden. ‚Konsens von Washington‘ steht für 
ein Politikkonzept, das nicht nur von IWF und Weltbank (mit Sitz in Washington), sondern auch von 
Institutionen der Politikberatung, der US-Regierung und international operierender Finanzinstitute propagiert 
und durchgesetzt wird. Zur Politik der Anpassung gehören: 

- Haushaltsdisziplin;     
- Prioritätensetzung in öffentlichen Haushalten zu Gunsten von Bildung, Gesundheit, Infrastruktur und zu 

Lasten von Subventionen; 
- Steuerreformen, um die Steuerbasis zu erweitern und die Steuersätze zu senken; 
- Zinsen, die Kapitalflucht verhindern und ausländisches Kapital anziehen; 
- Wechselkurse, die der Wettbewerbsfähigkeit zuträglich sind; 
- Handelsliberalisierung;  
- Förderung des Umfeldes für ausländische Direktinvestitionen; - Weitgehende Privatisierung öffentlicher 

Unternehmen und Einrichtungen; 
- Deregulierung, Entbürokratisierung und Abbau staatlicher Einflussnahme; 
- Stärkung der Eigentumsrechte durch rechtlich eindeutige Definition zur Stimulierung von Akkumulation 

und Wachstum.“  
Aus: Schlussbericht der Enquete-Kommission Globalisierung der Weltwirtschaft - Herausforderungen und 
Antworten, Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, Drucksache 14/9200, 12.06.2002, S.74. 

521 Martens, Jens: Ergebnisse und Perspektiven globaler Entwicklungszusammenarbeit nach der Monterrey-
Konferenz, a.a.O. S. 33. 



 263

Abbildung 29: Themenschwerpunkte des Monterrey-Konsenses 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Das offizielle Ergebnis der Konferenz von Monterrey wurde bei der letzten 

Vorbereitungstagung im Januar 2002 fertiggestellt. Nach fast zweijährigen Verhandlungen ist 

ein Kompromisspapier herausgekommen, welches den momentan zu erreichenden 

Minimalkonsens in der Finanzierung für Entwicklungszusammenarbeit wiederspiegelt. 

Einigkeit herrschte darüber, dass heimische Ressourcen und Rahmenbedingungen eine der 

zentralen Voraussetzungen für eine Entwicklung darstellen. Dabei gelten die gute 

Regierungsführung (Good Governance), also Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Schutz und 

Wahrung der Menschenrechte, ein effizientes Steuersystem und ein funktionsfähiges 

heimisches Finanzsystem, als Kernelemente in der Entwicklung eines Landes. Das von den 

USA geforderte Leitmotiv „Frieden, Freiheit und Kapitalismus“ wurde fast uneingeschränkt 

aufgenommen. Nur „Kapitalismus“ wurde durch „marktorientierte Politik“ ersetzt.522 Die 

verstärkte Förderung von ausländischen Direktinvestitionen wurde einhellig befürwortet. Die 

Forderungen der Unternehmen, das Investitionsklima in den Entwicklungsländern zu 

verbessern, damit diese effizient und profitabel arbeiten könnten, findet sich in dem 

Dokument weitgehend wieder.  

                                                 
522 Im Abschlussdokument heisst es: „Freedom, peace and security, domestic stability, respect for human rights, 
including the right to development, and the rule of law, gender equality, market-oriented policies, and an overall 
commitment to just and democratic societies are also essential and mutually reinforcing.“ UN Doc 
A/CONF.198/11, 2002. Punkt 11. 
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Das von der EU propagierte multilateral framework on FDI im Rahmen der WTO findet sich 

nicht im Dokument wieder. Die von den NROs geforderten Pflichten und Standards für 

ausländische Investoren wurde von fast allen Regierungen abgelehnt.523  Im Themenblock 

„Handel“ beschränkten sich die Teilnehmer darauf, die Positionen und Ergebnisse der vierten 

WTO-Ministerkonferenz von Doha zu bestätigen.  

 

Besonders hingewiesen wird auf die spezielle und differenzierte Behandlung der 

Entwicklungsländer. Die entsprechenden Handelsabkommen sollen „präziser, wirksamer und 

operationaler“ werden.524 Die Notwendigkeit, sinkende Exporteinnahmen zu kompensieren, 

werden anerkannt. Verwiesen wird dabei auf die Compensatory Financing Facility des IMF. 

Der Monterrey-Konsens macht unmissverständlich klar, dass ohne einen Anstieg der 

öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA) die Milleniumsziele der UN nicht erreicht werden 

können. Allerdings sind in den Verhandlungsrunden zum Monterrey-Konsens viele 

Vorschläge unter dem Konsenszwang gescheitert. V.a. eine verbindliche Verdoppelung der 

ODA um 50 Mrd. US-Dollar wurde von den USA blockiert. Im Dokument ist nur noch zu 

finden, dass ein Zeitrahmen für eine schrittweise Erhöhung der ODA geprüft werden soll.  

 

Ersatzlos gestrichen wurden alle Passagen der Finanzierung globaler öffentlicher Güter, 

obwohl einige Regierungen, v.a. die Frankreichs und Schwedens, sich dafür stark gemacht 

hatten. Zum Thema Auslandsverschuldung ist wenig Neues zu entdecken. Lediglich die 

Bekräftigung für eine erweiterte und schnelle Umsetzung der HIPC-Initiative der Weltbank 

wurde gefordert. Im Vorfeld der Konferenz fanden sich Vorschläge zur Einführung eines 

fairen und transparenten Schiedsverfahrens bei der Entschuldung. Diese Vorschläge fanden 

sich im Konsens leider nicht mehr, jedoch eine Empfehlung, einen debt workout mechanism 

in den einschlägigen Gremien zu prüfen.  

 

Größten Dissenz gab es bei den so genannten systemischen Fragen. Die EU und die USA 

widersetzten sich bis zuletzt der Forderung nach konkreten institutionellen Reformen im 

internationale Finanzsystem. Zu finden sind Appelle, die Entwicklungsländer stärker in 

Entscheidungsprozesse der internationalen Finanzinstitutionen einzubinden. Ebenso findet 

sich der Appell zur Stärkung der Vereinten Nationen, insbesondere des ECOSOC.  

                                                 
523 Vgl. Martens, Jens: Ergebnisse und Perspektiven globaler Entwicklungszusammenarbeit nach der Monterrey-
Konferenz, a.a.O. S. 34. 
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Der Generalversammlung der Vereinten Nationen wird ausdrücklich die Kompetenz 

zugebilligt, sich mit der Kohärenz und Konsistenz des internationalen Währungs-, Finanz- 

und Handelssystems zu befassen.525 Grundsätzlich zu begrüßen ist die Entscheidung, eine 

Folgekonferenz zu veranstalten, die es schaffen könnte, die harten Themen dauerhaft auf der 

Agenda der Vereinten Nationen zu verankern.  

 

Warum ist der Monterrey-Konsens wichtig für Afrika und die neuen Programme des 

Kontinents? Ohne Frage kann der Konsens nicht als Wendepunkt in der Finanzierung von 

Entwicklungszusammenarbeit bewertet werden. Die Industrienationen zeigten sich nicht 

bereit, ihre Entwicklungsfinanzierung grundlegend zu verbessern. Dass die 

Entwicklungsländer einen Verhaltenskodex für Investitionen zum Großteil ablehnten, weil 

nach ihrer Ansicht dadurch eine Kontrolle der Investitionen verbunden war, zeugt vermutlich 

von dem Unwillen, Verantwortung zu übernehmen. Wichtig scheint, dass Investitionen 

getätigt werden. Trotz der düsteren Prognose ist Monterrey wichtig, insbesondere für die 

Länder Afrikas. Zum einen besitzt die Konferenz eine neue Qualität durch die Beteiligung der 

Bretton-Woods-Institutionen, der NGOs und auch der Privatwirtschaft. Dadurch wird ein 

großer Institutionen- und Personenkreis in die Finanzierung der Entwicklungszusammenarbeit 

mit einbezogen, die Notwendigkeit einer konzertierten Aktion wird sichtbar. Zum anderen 

muss man den Konsens als sich langsam füllendes Glas betrachten. Der Konsens zeigt, was 

zur Zeit in der Finanzierung für Entwicklung mindestens möglich ist. Ebenfalls z.T. als 

Ergebnis der Konferenz kann die Erhöhung der Entwicklungshilfegelder um fünf Mrd. US-

Dollar in den letzten Jahren gewertet werden, obwohl die Versprechungen wesentlich 

vollmundiger aussahen und -sehen, wie etwa der G8-Aktionsplan, der 12 Mrd. US-Dollar 

mehr an ODA generieren wollte. 

 

Beim Monterrey-Konsens zeigt sich eines der Phänomene von UN-Konferenzen: Ein 

ehrgeiziges Ziel wird sich gesetzt mit dem Versuch, möglichst viele Regierungen, 

Organisationen, die Wirtschaft und Partner in den Prozess zu integrieren. Im Ergebnis kommt 

ein Minimalkonsens zustande, der von allen Seiten kritisiert wird. Es kann als Besonderheit 

gelten, dass überhaupt eine Grundlage geschaffen worden ist.  

                                                 
524 Im Text heißt es: „the need for special and differential treatment provisions for developing countries in trade 
agreements to be made more precise, effective and operational.“ UN Doc A/CONF.198/11, 2002. Punkt 28. 
525 Vgl. Martens, Jens: Ergebnisse und Perspektiven globaler Entwicklungszusammenarbeit nach der Monterrey-
Konferenz, a.a.O. S. 35. 
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Insofern kann sich der Monterrey-Konsens in begrenztem Maße sehen lassen und durchaus 

als Erfolg gewertet werden. Es muss sich jetzt nur zeigen, inwiefern die Unterzeichner bereit 

sind, die Minimalanforderungen des Konsenses umzusetzen, sei es gute Regierungsführung 

auf Seiten der Entwicklungsländer, die deutliche Erhöhung der Entwicklungszusammenarbeit 

oder das erhöhte Engagement der Privatwirtschaft in den Entwicklungsländern durch die 

Industrieländer. 

 

Auf dem Milleniumsgipfel der Vereinten Nationen im September 2000 bekräftigten 150 

Staats- und Regierungschefs das Hauptziel, die Zahl der Menschen, die mit weniger als einem 

US-Dollar am Tag leben müssen, bis zum Jahr 2015 zu halbieren. Die Milleniumsziele der 

Vereinten Nationen sind das Ergebnis eines längeren Prozesses. 1996 veröffentlichte der 

Entwicklungsausschuss der OECD – das Development Assistance Committee – ein 

Strategiepapier mit dem Titel Shaping the 21st century, in dem die Ergebnisse der 

Weltkonferenzen der ersten Hälfte der 1990er Jahre zusammengestellt wurden. Das Ergebnis 

war ein Katalog von vorrangig sieben Entwicklungszielen.526 Diese sieben Entwicklungsziele 

wurden zur Diskussionsgrundlage für weitere Konferenzen. Auf der 

Sondergeneralversammlung „Kopenhagen+5“ im Juni 2000 und schließlich auf dem 

Milleniumsgipfel der Vereinten Nationen wurden die sieben zentralen Entwicklungsziele von 

der Staatengemeinschaft übernommen und um Vereinbarungen in den Bereichen HIV/AIDS, 

Malariabekämpfung, Ernährungssicherheit, Zugang zu Trinkwasser und Stadtentwicklung 

ergänzt. Abbildung 32 gibt einen Überblick der so genannten Milleniumsziele.  

 

Die MDGs wurden in 18 Teilziele (Targets) untergliedert. Deren Umsetzung bis zum Jahr 

2015 soll durch 45 Indikatoren gemessen und überprüft werden. Der Katalog ist eine 

Zusammenfassung altbekannter Forderungen von UN-Organisationen. Das Oberziel 

Armutsbekämpfung spiegelt die Selbstverpflichtung der OECD-Länder in diesem Bereich 

wieder, die sich durch die Zeitvorgabe selbst unter erheblichen Durck gesetzt haben. Die 

Vereinten Nationen starteten die so genannte Millenium-Kampagne, um zur Erreichung der 

MDGs eine breite Unterstützung zu gewährleisten. Ebenso wurden die UN-Organisationen 

aufgefordert, sich zur Erreichung der MDGs besser abzusprechen und im Rahmen der UN-

Entwicklungsgruppe (UN-Development Group; UNDG) zu koordinieren.527 

                                                 
526 Siehe dazu: DAC, OECD: Shaping the 21st Century: The Contribution of Development Co-operation. Paris 
1996.  
527 Vgl. Nuscheler, Franz: Lern- und Arbeitsbuch Entwicklungspolitik. 5. Auflage, Bonn 2004. S. 575. 
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Abbildung 30: Die Millenium Development Goals der Vereinten Nationen 
GOAL 1: ERADICATE EXTREME POVERTY AND HUNGER 
TARGET 1: Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people whose income is less than one dollar a day 
TARGET 2: Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people who suffer from hunger 
GOAL 2: ACHIEVE UNIVERSAL PRIMARY EDUCATION 
TARGET 3: Ensure that, by 2015, children everywhere, boys and girls alike, will be able to complete a full course of  
                    primary schooling 
GOAL 3: PROMOTE GENDER EQUALITY AND EMPOWER WOMEN 
TARGET 4: Eliminate gender disparity in primary and secondary education, preferably by 2005, and in all levels of  
                    education no later than 2015. 
GOAL 4: REDUCE CHILD MORTALITY 
TARGET 5: Reduce by two thirds, between 1990 and 2015, the under-five mortalityr ate 
GOAL 5: IMPROVE MATERNAL HEALTH 
TARGET 6: Reduce by three quarters, between 1990 and 2015, the maternalmortality ratio 
GOAL 6: COMBAT HIV/AIDS, MALARIA AND OTHER DISEASES 
TARGET 7: Have halted by 2015 and begun to reverse the spread of HIV/AIDS 
TARGET 8: Have halted by 2015 and begun to reverse the incidence of malaria and other major diseases 
GOAL 7: ENSURE ENVIRONMENTAL SUSTAINABILITY 
TARGET 9:   Integrate the principles of sustainable development into country policies and programmes and reverse  
                      the loss of environmental resources 
TARGET 10: Halve, by 2015, the proportion of people without sustainable access to safe drinking water and basic  
                      sanitation 
TARGET 11: By 2020, t o have achieved a significant impr ovement in the lives of at  least 100 million slum  
                      dwellers  
GOAL 8: DEVELOP A GLOBAL PARTNERSHIP FOR DEVELOPMENT 
TARGET 12:  Develop further an open, rule-based, predictable, non-discriminatory trading and financial system.  
                       Includes a commitment to Good Governance, development and poverty reduction – both nationally  
                       and internationally 
TARGET 13: Address the special needs of the least developed countries Includes: tariff and quota free access for  
                      the least developed countries’ exports; enhanced programme of debt relief for heavily indebted poor  
                      countries (HIPC) and cancellation of official bilateral debt; and more generous ODA for countries  
                      committed to poverty reduction 
TARGET 14: Address the special needs of landlocked countries and small island States (through the Programme  
                      of Action for the Sustainable developing. Development of Small Island Developing States and the  
                      outcome of the Development of Small Island Developing States and the outcome of the twenty- 
                      second special session of the General Assembly) 
TARGET 15: Deal comprehensively with the debt problems of developing countries through national and  
                      international measures in order to make debt sustainable in the long term 
TARGET 16: In cooperation with developing countries, develop and implement strategies for decent and  
                      productive work for youth 
TARGET 17: In cooperation with pharmaceutical companies, provide access to affordable essential drugs in  
                      developing countries 
TARGET 18: In cooperation with the private sector, make available the benefits of new technologies, especially 
                      information and communications Some of the indicators listed below are monitored separately for the  
                      least developed countries (LDCs), Africa, landlocked countries and small island developing States. 

Eigene Darstellung. Quelle: UNDP, Department of Economic and Social Affairs-Statistics Division  

 

Die Milleniumsziele stellen durchaus einen neuen Konsens in der 

Entwicklungszusammenarbeit dar. Gemeinsame, quantifizierbare Entwicklungsziele stellen 

einen verbindlichen Rahmen für alle Akteure dar. Von den internationalen Organisationen 

über regionale Organisationen bis hin zu bi- und multilateraler Entwicklungspolitik finden 

sich in den diversen Agenden die Milleniumsziele als Zielsetzung wieder. „Der Zielkatalog 

griff neue Ansätze in der Armutsforschung auf und verstand Armut nicht allein als 
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Einkommensarmut, sondern umfassender als Mangel an Chancen und Möglichkeiten.“528 

Sowohl die inhaltliche Ausrichtung mit dem hier genannten neuen Ansatz als auch die globale 

Gültigkeit der Ziele geben der Entwicklungszusammenarbeit zu Beginn des 21. Jahrhunderts 

eine noch nie dagewesene Homogenität, die aufgrund der soliden Vorarbeit hin zu den 

Milleniumszielen zu begrüßen ist.  

 

Ohne Frage gibt es Dilemmata und Schwierigkeiten mit den MDGs. Zu Beginn des Jahres 

2005, also nach dem ersten Drittel der Verabschiedung der MDGs, schien die Erreichung der 

Ziele in weite Ferne gerückt.529 Klemens van de Sand, Beauftragter des BMZ für die 

Milleniumsentwicklungsziele, merkt dazu an: „Wenn man allerdings sagt, alle Ziele werden 

bis 2015 in allen Ländern erreicht werden, dann ist das zwar erstrebenswert, in 

Konfliktländern etwa aber unwahrscheinlich.“530 Wie auch schon bei den Ergebnissen des 

Monterrey-Konsens müsste mindestens das Dopppelte an derzeitigen Entwicklungsgeldern 

weltweit fließen (also mindestens 100 Millarden US-Dollar), damit die Ziele erreicht werden 

können. Für Afrika wären die Schlichtung und Beilegung der Konflikte eine wichtige 

Voraussetzung, um die Bekämpfung der Armut effektiv umsetzen zu können. Somit ergibt 

sich eine Gemengelage aus Unfähigkeit der Länder des Südens, die Voraussetzungen für eine 

erfolgreiche Armutsbekämpfung zu schaffen, und dem Unwillen der Industriestaaten, ihre 

Entwicklungshaushalte deutlich zu erhöhen, bzw. eine groß angelegte Kampagne gegen Krieg 

und Staatszerfall aufzulegen und den betroffenen Ländern finanzielle und technische Hilfe 

zukommen zu lassen. In dieselbe Richtung geht der bewusste Verzicht in den Zielen, 

politische Strukturreformen und damit Good Governance verbindlich mit einzubeziehen. Die 

Rücksichtnahme auf korrupte Staatsgebilde ist sicherlich der falsche Weg, um einen Konsens 

zu ermöglichen. Franz Nuscheler merkt dazu an: „Die einen vernachlässigten, um den 

Konsens nicht zu gefährden, eine Analyse der internen Herrschaftsstrukturen, die anderen die 

Analyse der weltwirtschaftlichen Wirkungsmechanismen, die beide für Armut und 

Umweltzerstörung verantwortlich gemacht werden können.“531 Im Ergebnis handelt es sich 

bei den MDGs um einen wichtigen und richtigen Beitrag, um eine positive und kohärente 

globale Entwicklungszusammenarbeit zu generieren, allerdings fallen viele Voraussetzungen 

aus oben genannten Gründen „unter den Tisch“. 

                                                 
528 Nuscheler, Franz: Lern- und Arbeitsbuch Entwicklungspolitik. 5. Auflage, a.a.O. S. 577. 
529 Eine genaue Übersicht zum aktuellen Stand bietet WEED, u.a. (Hg.): Social Watch Report Deutschland 2003. 
Die Armen und der Markt. Bonn 2003. S. 106 ff. 
530 Der Bezugsrahmen ist international verbindlich. Interview mit Dr. Klemens van de Sand, in: E+Z, 
Entwicklung und Zusammenarbeit, Nr. 12/2004. S. 470. 
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Sowohl der Monterrey-Konsens als auch die Millenium Development Goals wurden hier als 

Repräsentanten der vielfältigen Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen 

genannt, weil diese wichtige Grundlagen der Arbeit der UN insbesondere in Bezug auf 

Afrika, darstellen. Sowohl Monterrey als auch die Milleniumsziele stellen den 

Minimalkonsens dar, der zur Zeit in der Entwicklungshilfe möglich ist. Des Weiteren können 

diese Dokumente als folgerichtige Erscheinungen einer globalisierten und interdependenten 

Welt interpretiert werden, bei der eine weltumspannende Antwort auf die Fragen der 

Unterentwicklung gegeben werden soll. Grund dafür ist nicht ein wiedererstarktes soziales 

Gewissen der wohlhabenden Länder, sondern ein gesundes Eigeninteresse, da 

Fehlentwicklungen in einer Region direkten Einfluß auf die Interessen der Länder des 

Nordens haben können, z.B. in Bezug auf Migration, im Kampf gegen den Terrorismus, in 

den Grenzen des Wachstums oder auch die immer knapper werdenden natürlichen Ressourcen 

mit gleichzeitiger Erhöhung des Verbrauchs. Im direkten Kontext zu Afrika und der NEPAD 

stehen Bemühungen der UNCTAD, Teilbereiche der NEPAD zu unterstützen, etwa die 

Armutsbekämpfung, Infrastrukturmaßnahmen, die Überbrückung der digitalen Unterschiede, 

Kapitalzufluss u.v.m.532 Die United Nations Economic Comission for Africa (UNECA) 

beschäftigt sich ausschließlich mit der ökonomischen und sozialen Entwicklung Afrikas als 

eine der fünf Regionalkommissionen, die adminstrativ direkt dem UN-Hauptquartier genau 

wie sowie viele andere Organisationen innerhalb des UN-Systems, die  NEPAD und die 

Bemühungen des Kontinents unterstützen. Kritik an der UN gab es schon immer, wie etwa die 

Profilierung der UN-Fonds und -Programme, die inhaltlich undeutlich seien, eine 

institutionelle Fragmentierung, die Aufgabensplittung und Doppelarbeit zur Folge hätten. 

Kritik am System der UN ist wichtig und richtig, damit Verbesserungen angeregt und 

durchgesetzt werden können. Allerdings darf man keine Kritik an der UN ausüben, ohne auf 

die Zahlungsmoral ihrer Mitglieder hinzuweisen. Diese lässt zum Teil sehr zu wünschen übrig 

und gerade die USA haben ihre Zahlungsmacht (etwa 1/5 des Haushaltes der UN) oft 

politisch eingesetzt und sich Entscheidungen „gekauft“. Der Generalsekretär der Vereinten 

Nationen, Kofi Annan, legte im Jahr 2005 ein Reformkonzept vor, wie die Arbeit der UN 

verbessert werden könnte.533  

                                                 
531 Nuscheler, Franz: Lern- und Arbeitsbuch Entwicklungspolitik. 5. Auflage, a.a.O. S. 578. 
532 Siehe dazu: United Nations Conference on Trade and Development: Activities undertaken by UNCTAD in 
favour of Africa, Genf, 2004. UN Doc TD/B/EX(35)/2 
533 United Nations, General Assembly: In larger freedom: towards development, security and 
human rights for all. Report of the Secretary-General. UN Doc A/59/2005.  
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Dabei geht es nicht nur um Sitze im Sicherheitsrat, sondern auch um die Zusammenlegung 

von Fonds und Programmen, eine Effizienz- und Effektivitätssteigerung der Arbeit der UN 

und die finanzielle Absicherung der Organisation.534 

6.1.4. Die Bretton-Woods-Institutionen IBRD und IMF 

 

Die International Bank for Reconstruction and Development und der International Monetary 

Fund wurden gemeinsam auf der Konferenz von Bretton Woods 1944 gegründet. Der IMF 

wurde mit der Lösung kurzfristiger Zahlungsbilanzprobleme, die Weltbank mit der 

Überwindung längerfristiger Strukturprobleme beauftragt. Im Folgenden soll auf die für die 

Entwicklung Afrikas wichtigen Initiativen und Grundsätze der Bretton-Woods-Zwillinge 

eingegangen werden: 

- Die HIPC-Initiative (Heavily Indebted Poor Countries); 

- Der PRSP-Prozess (Poverty Reduction Strategy Paper). 

 

Die Prozesse und die neuen Initiativen sind für Subsahara-Afrika von besonderer Bedeutung, 

da 33 der 50 am wenigsten entwickelten Länder (Least Developed Countries)535 der Welt536 

und von den 60 Staaten, für die ein PRSP anvisiert sind, 35 in dieser Region liegen.  

 

Die Structural Adjustment Programmes (SAP) und der Washington-Konsens beschreiben den 

in den 1980er Jahren verfolgten neoliberalen Kurs der beiden Institutionen. Ausgehend von 

der Wirtschaftskrise in Lateinamerika in den 1980er Jahren, gilt der Washington-Konsens als 

gedankliches Grundgerüst und die SAPs als deren praktische Umsetzung. Die dem Konsens 

zugrunde liegenden Leitlinien beschreiben eine neoliberale Wirtschaftspolitik, die in der Krise 

Lateinamerikas zwei Gründe sah: erstens ein übermäßiger Staatsinterventionismus, der 

negative Preisverzerrungen mit sich brachte, und zweitens fiskalpolitische Indisziplin mit der 

Folge einer höheren Staatsverschuldung.537 Dementsprechend sah der Washington-Konsens 

ein Ende der Krise in der Beseitigung dieser Fehlentwicklungen.  

                                                 
534 Kofi Annan hat dafür eine „hochrangige Gruppe für Bedrohungen, Herausforderungen und Wandel“ 
eingesetzt, die mit Vertretern aus Politik, Wirtschaft, Militär und der Gesellschaft besetzt war. Im Dezember 
2004 haben diese ihr Reformkonzept vorgestellt. UN Doc A/59/565. 
535 Siehe dazu: http://www.imf.org/external/np/prsp/prsp.asp#cp (2.8.2006). 
536 Zu finden unter: http://www.un.org/special-rep/ohrlls/ldc/list.htm (2.8.2006). 
537 Vgl. Sotoli, Susana: Washington-Konsensus, in: Nohlen, Dieter (Hg.): Lexikon Dritte Welt, a.a.O. S. 803. 
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Diese können erreicht werden durch: (a) makroökonomische Stabilisierung 

(Preisniveaustabilität, Budgetausgleich); (b) Privatisierung staatlicher Unternehmen; (c) 

Deregulierung der Marktbeziehungen; (d) Liberalisierung der nationalen Kapitalmärkte und 

der Außenwirtschaft.538 Die Entschuldungsinitiative der Weltbank startete 1996 mit einer 

Koppelung des Schuldenerlasses an die Durchführung von Strukturanpassungsprogrammen. 

Diese Koppelung hat sich als hochprobelmatisch erwiesen, da die SAPs schwerwiegende 

Folgen zeigten: 

 

- Die durch díe SAPs verlangte schnelle und plötzliche Öffnung der Märkte, die 

starke Orientierung an der Exportwirtschaft und die Aufhebung staatlicher 

Regulierungen zeigten geringe Wachstumserfolge. Hinzu kam die ungleiche 

Verteilung dieses Wachstums auf wenige Profiteure. Die ökologische 

Nachhaltigkeit dieser Politik darf mehr als bezweifelt werden und wurde durch 

einige Studien widerlegt.539 Am Schuldenstand der Länder haben die Umsetzung 

der SAPs meist wenig geändert, vielmehr wuchs der Schuldenberg. 

 

- Besonders betroffen von den SAPs waren die Armen. Die aufgrund der 

Programme harten Einschnitte in den Budgets der Länder zogen überproportional 

hohe Kürzungen besonders im Gesundheits- und Bildungssektor nach sich, wovon 

hauptsächlich die Schwachen, d.h. die Armen betroffen waren. Der Wegfall von 

medizinischer Versorgung und subventionierten Nahrungsmitteln verschlechterte 

die Situation der Armen und zog oft Arbeitslosigkeit und weiteren sozialen 

Abstieg nach sich. Die Handelsliberalisierung zeigte oft, dass gerade arme 

Kleinbauern dem neuen Wettbewerb nicht gewachsen waren. Billige 

Importprodukte verdrängten die Nachfrage nach heimischen Produkten. 

Gleichzeitig sahen sich die Kleinbauern nicht in der Lage, ihre Produkte zu 

exportieren. Zum Teil verloren gerade die armen Kleinbauern dadurch ihre 

Existenz. 

 

                                                 
538 Vgl. Ebenda. S. 804. 
539 So empfahlen IWF und Weltbank den Schuldnerländern, den Export von Rohstoffen auszubauen, um 
möglichst schnell Devisen erwirtschaften zu können. Gerade in Südamerika hat diese Politik zu verheerenden 
Abholzungen geführt.  
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- Eine weitere Fehlentwicklung der SAPs betraf die politische Autonomie der 

Staaten. Da die Vorgaben der Anpassungsprogramme detailliert viele 

Politikbereiche - Arbeits- und Sozialpolitik, Außenwirtschaftspolitik und viele 

mehr - betrafen, schwand die Gestaltungsmöglichkeit der Regierungen und somit 

das Vertrauen der Bevölkerung in ihre Regierungen. Zu beobachtende Folgen 

reichten von Unmutsäußerungen über Demonstrationen hin zu 

bürgerkriegsähnlichen Zuständen oder gar Putschversuchen. Den Vorwurf des 

Neo-Kolonialismus mussten sich die Industrieländer aufgrund der 

Stimmenverteilung im IWF und Weltbank gefallen lassen. Die SAPs lagen im 

wirtschaftlichen Interesse der Industrieländer und mit Hilfe ihrer Macht innerhalb 

der Institutionen konnten sie diese auch durch- und umsetzen. 

 

Später versuchte man, die zum Teil verheerenden Folgen der Anpassungsprogramme sozial 

abzufedern mit längeren Übergangsfristen und eigens eingerichteteten Programmen, die der 

Social Dimension of Adjustment (SDA) gerecht werden sollten.540 Trotzdem verwunderte es 

nicht, dass zum 50-jährigen Jubiläum der Bretton-Woods-Zwillinge 1994 die Aktion „50 

Jahre sind genug!“ mit der Forderung nach einer Auflösung der Institutionen von 

verschiedenen NROs aufgelegt wurde.  

 

Mit dem Amtsantritt von James Wolfensohn 1995 kehrte die Weltbank wieder zu ihrem 

Slogan „a world without poverty“541 zurück. Die konzeptionelle Neuorientierung waren im 

Comprehensive Development Framework (CDF) und den Poverty Reduction Strategy Papers 

(PRSP) zu finden. Der Washington-Konsens wurde durch den Monterrey-Konsens abgelöst 

und die Milleniumsziele der Vereinten Nationen mit der Bekämpfung der Armut als Oberziel, 

sind nun auch erklärtes Ziel der Bretton-Woods-Institutionen. Die PRSPs sind vom jeweiligen 

Entwicklungsland zu entwerfende Papiere zur Armutsbekämpfung, die die 

Entwicklungsstrategie der betreffenden Länder bestimmen sollen. Sofern diese die 

Zustimmung von IMF und Weltbank finden, erhalten die Länder die günstigen 

Weltbankkredite. Diese sind ebenfalls wichtig für Hilfegelder aus bi- und multilateralem 

Umfeld, da die Geber die Empfehlungen der Weltbank bei der Vergabe von günstigen 

Krediten berücksichtigen. Die PRSP ist eng verknüpft mit der HIPC-Initiative, die 1996 von 

                                                 
540 Vgl. Ziai, Aram: 60 Jahre Weltbank: Armutsbekämpfung durch Neoliberalismus? in: Blätter für deutsche und 
internationale Politik, 9/2004, S. 1094. 
541 Am Eingang des Weltbank-Hauptquartiers kann man lesen: „Our dream is a world without poverty.“ 
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IMF und Weltbank initiiert wurde und 1999 auf dem G8-Gipfel in Köln erheblich erweitert 

wurde (HIPC II).542  

 

Die Gläubigerländer wollen damit sicherstellen, dass die durch den Schuldenerlass frei 

werdenden Mittel gezielt für die Armutsbekämpfung in dem betreffenden Land genutzt 

werden, sprich: dass Nachhaltigkeit bei der Bekämpfung der Armut gewährleistet wird. 

Zuerst soll die HIPC-II-Initiative und die Bedeutung für Afrika in diesem Zusammenhang 

erläutert werden, bevor der PRSP-Prozess näher beschrieben und beurteilt wird. 

 

Die 1996 aufgelegte HIPC-Initiative, die eine Entschuldung der ärmsten Länder der Welt 

vorantreiben sollte, wurde 1999 auf dem G8-Gipfel in Köln zur HIPC-II-Initiative erweitert. 

Mit diesen beiden Initiativen wurde die Gläubigergemeinschaft zwei Problemfeldern gerecht: 

 

1. Für die ärmsten Länder besteht eine untragbare Schuldensituation, die nicht 

mit den vorhandenen Umschuldungsinstrumenten gelöst werden kann. 

2. Diese Länder haben auch ein multilaterales Schuldenproblem. Daher wurde 

erstmals angedacht, dass auch multilaterale Gläubiger Schulden erlassen 

sollen.543 

 

Die Voraussetzung zur Teilnahme an der HIPC-Initiative ist die Einstufung eines Landes als 

hoch verschuldet. Demnach ist ein Land hoch verschuldet, wenn die Auslandsschulden mehr 

als 150 Prozent der jährlichen Exporterlöse oder mehr als 250 Prozent der jährlichen 

Staatseinnahmen betragen. Zur weiteren Voraussetzung muss das Land ein mindestens 

dreijähriges Strukturanpassungsprogramm nach Maßregeln des IMF durchlaufen, bei dem 

umfangreiche Wirtschaftsreformen durchgeführt werden müssen. Hier kommt das Land an 

den so genannten Decision Point, an dem der Währungsfonds über die weitere Teilnahme des 

Landes an der Initiative entscheidet. Drei Jahre nach der positiven Entscheidung, in denen die 

Strukturanpassungen weiter laufen müssen, kommt das Land an den Completion Point, an 

dem der Schuldenerlass in Kraft tritt. Bei Durchführung des Schuldenerlasses geht der 

Internationale Währungsfonds davon aus, dass der übrig bleibende Schuldendienst (Zins und 

                                                 
542 Das Dokument sowie Hintergrundinformation siehe: http://www.auswaertiges-
amt.de/www/de/aussenpolitik/aussenwirtschaft/entwicklung/schulden_html (1.8.2006). 
543 Südwind Institut: Die HIPC-Initiative. Quelle: http://www.suedwind-institut.de/3-011-06.htm (4.8.2006). 
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Tilgung) nur noch zehn Prozent der jährlichen Exporterlöse ausmachen wird.544 Insgesamt 

wird das Entschuldungsvolumen Schätzungen zufolge bei 70 Mrd. US-Dollar liegen.545  

 

Damit die frei werdenden Mittel, die durch die Entschuldung entstehen, möglichst direkt den 

Menschen in den Entwicklungsländern zugute kommen, sind sie an bestimmte Bedingungen 

geknüpft. Die Entschuldung wird in ein umfassendes Konzept der Armutsbekämpfung 

eingebettet, dessen Kern die Ausarbeitung und Umsetzung länderspezifischer Strategien zur 

Armutsbekämpfung sind: Die Poverty Reduction Strategy Papers. Dabei soll die 

Federführung bei den Regierungen der Länder liegen, allerdings mit einer breiten Beteiligung 

der Zivilgesellschaft. Wichtig dabei ist, dass die Partnerländer das Ziel der Armutsminderung 

aktiv und mit aller Energie verfolgen. Letztendlich entscheiden die Washingtoner 

Institutionen, ob ein Schuldenerlass, wie oben beschrieben, in vollem Umfang gewährt 

werden kann.  

 

Das Programm der Poverty Reduction Strategy Papers und deren Instrumente lassen sich wie 

folgt zusammenfassen, bestehend aus sechs zentralen Kriterien: 

 

- Sie sollen vom Land selbst unter breiter Beteiligung der Zivilgesellschaft und des 

privaten Sektors erarbeitet werden. 

- Die Programme sollen ergebnisorientiert sein und sich auf die Maßnahmen 

konzentrieren, die den Armen zugute kommen. 

- Die Strategien müssen der multidimensionalen Natur von Armut gerecht werden 

und daher umfassend sein, d.h. makroökonomische, sektorale, soziale und 

strukturelle Elemente integrieren. 

- Prioritäten müssen gesetzt werden, um die Maßnahmen im Rahmen der 

finanziellen und institutionellen Möglichkeiten des Landes durchzuführen. 

- Die Zusammenarbeit zwischen bi- und multilateralen Gebern und NGOs muss 

gewährleistet werden. 

- Der Plan muss eine langfristige Perspektive der Armutsreduzierung verfolgen. 

 

                                                 
544 Informationen zur genauen Funktionsweise der HIPC-Initiative sind zu finden unter: 
http://www.imf.org/external/np/exr/facts/hipc.htm (2.8.2006). 
545 Vgl. Südwind Institut: Die HIPC-Initiative. Quelle: http://www.suedwind-institut.de/3-011-06.htm 
(2.8.2006). 
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Für die PRSPs sollen die Länder zunächst eine Bestandsaufnahme der Armut und ihrer 

Gründe machen, dann sollen Maßnahmen, die die Armut am stärksten reduzieren können, und 

schließlich Indikatoren für die Evaluation und das Monitoring der Maßnahmen entwickelt 

werden.546 Nachdem das Programm aufgelegt wurde, also zwölf Monate nach dem 

Completion Point soll es einen Progress Report geben, der nicht nur die bislang 

zurückgelegte Wegstrecke beschreibt, sondern auch aus den gemachten Erfahrungen 

Anpassungen bei den Zielen und Instrumenten empfehlen soll. Das PRSP-

Finanzierungsinstrument des Fonds ist die Poverty Reduction and Growth Facility (PRGF).  

 

Handelt es sich bei der HIPC-Initiative um einen „Paradigmenwechsel in der 

Armutsbekämpfung?“547 Unbestritten neu ist die Verknüpfung von Entschuldung und 

Armutsbekämpfung sowie die Einbeziehung der Zivilgesellschaft, die - zumindest als 

Konzept - ein wirkliches Novum darstellt. Erstmalig geben die Bretton-Woods-Institutionen 

Verantwortlichkeiten ab und werden dem Papier nach dem Prinzip der Ownership gerecht. 

Die Länder, die eine Entschuldung anstreben, müssen unter Einbeziehung ihrer 

Zivilgesellschaft selbst für ein Programm und dessen Nachhaltigkeit Sorge tragen. Das ist 

sicherlich der richtige Schritt, wird doch dadurch die Regierung in die Verantwortung 

genommen und muss sich gegenüber ihren Bürgern und der Zivilgesellschaft verantworten.  

 

Allerdings bleiben einige Fragen offen: Handelt es sich wirklich um einen vom Schuldner 

selbst getragenen Prozess? Ist wirklich die Zivilgesellschaft beteiligt? Wie sieht die 

Vergabepraxis aus?  

 

Die Frage nach einem selbst getragenen Prozess (Ownership) muss mit einem Nein 

beantwortet werden. Zwar werden die PRSPs von den Schuldnerländern selbst entwickelt, 

geprüft werden diese allerdings bei der Weltbank, und diese verfolgt nach wie vor eine 

neoliberale Wirtschaftspolitik. Konzepte, die außerhalb dieses Rahmens liegen, haben kaum 

eine Chance auf Erfolg. Beide Institutionen haben immer gewarnt, dass nur PRSPs genehmigt 

werden, die „vernünftigen wirtschaftspolitischen Grundsätzen“548 verpflichtet sind. So zeigen 

                                                 
546 Siehe dazu: Weltbank: what are some elements of a PRSP? Quelle: 
http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/TOPICS/EXTPOVERTY/EXTPRS/0,,menuPK:384209~pageP
K:162100~piPK:159310~theSitePK:384201,00.html (2.8.2006). 
547 So der Titel eines Beitrages. Eberlei, Walter: Paradigmenwechsel in der Armutsbekämpfung. Poverty 
Reduction Strategy Papers als neues Konzept – auch für das BMZ? in: E+Z, 6/2000, S. 165-168. 
548 O.A.: Schuldenkrise und Strukturanpassung, o.O., 2002. Unter: 
http://www.erlassjahr.de/content/sap/einfuehrung.php , S. 2. (2.8.2006). 
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einige Beispiele, wie Uganda und Burkina Faso, dass viele Länder an ihren bisherigen 

erfolglosen wirtschaftspolitischen Strategien festhalten. Bemerkenswert an den als gescheitert 

zu bewertenden Programmen ist die auffällige Nähe zu den („ehemaligen“) 

Strukturanpassungsprogrammen der Weltbank. Ein weiteres Indiz für die verständliche 

„Vasallentreue“ der Länder gegenüber den PRSPs ist die Tatsache, dass bei außerhalb des 

Rahmens der neoliberalen Wirtschaftspolitik auferlegten Programmen sich die notwendig 

gebrauchte Entschuldung verzögern oder gar aussetzen kann.  

 

Ein weiteres Hindernis im so genannten Ownership-Prinzip liegt in der Know-how- und 

Verwaltungsfähigkeit der betroffenen Staaten selbst. Gerade die Bretton-Woods-Institutionen 

besitzen einen hochtechnisierten und administrativen Apparat, der für die kleinen und ärmsten 

Länder kaum übersehbar ist - ein Problem, dass nicht nur die Bretton-Woods-Institutionen 

betrifft. Ebenso im Zusammenhang mit der WTO und der europäischen AKP-Politik ist diese 

Wissenslücke erkennbar und nicht selten - so scheint es zumindest - mit System von den 

Institutionen verkompliziert. Man kann von „nicht-tarifären Handelshemmnissen“ der 

ärmsten Ländern gegenüber den internationalen Institutionen sprechen. Schließlich kann man 

ein einfaches Prinzip der Ownership erkennen, das sich mehr und mehr bei den 

internationalen Geldgebern durchsetzt: Die Verantwortlichkeit wird nominell auf die 

Empfängerländer übertragen. Scheitern die PRSPs, liegt die Verantwortlichkeit dafür nun 

nicht mehr bei IMF und Weltbank, sondern vielmehr bei den Empfängerländern selbst, da der 

Prozess von diesen getragen wurde: Ein zweischneidiges Schwert, das auf der einen Seite die 

Entwicklungsländer in die Pflicht nimmt, auf der anderen Seite aufgrund der 

Alternativlosigkeit für die betroffenen Länder andere Konzepte als die von der 

Gebergemeinschaft akzeptierten nicht berücksichtigt.  

 

Die Partizipation der Zivilgesellschaft, wie von den Washingtoner Zwillingen gefordert, fällt 

sehr unterschiedlich aus. Diese Unterschiede beruhen auf zwei Fragestellungen. Erstens: Wie 

dicht und wie weit vorangeschritten gibt es überhaupt zivilgesellschaftliche Strukturen in 

einem Land und wie gut sind diese gegenüber der Regierung organisiert? Zweitens: Inwieweit 

ist eine Regierung gewillt, zivilgesellschaftliche Stimmen nicht nur anzuhören, sondern auch 

wirklich in den Prozess mit einzubeziehen? Gertrud Falk untersuchte zwei Länder in 

Subsahara-Afrika (Uganda und Burkina Faso), die an dem PRSP-Prozess teilgenommen 

haben, und stellt zum Thema Partizipation fest: „Während in Burkina Faso 

zivilgesellschaftlichen Organisationen insgesamt nur drei Workshops angeboten wurden und 
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die Zivilgesellschaft darüber hinaus nicht initiativ geworden ist, hat in Uganda ein intensiver 

Partizipationsprozess stattgefunden, den Regierung und Zivilgesellschaft gleichermaßen 

positiv bewerten.“549 Die zum Teil mangelhafte Beteiligung der Zivilgesellschaft hat mehrere 

Gründe: 

 

- ein unterschiedlicher Organisationsgrad der Zivilgesellschaft in den betroffenen 

Ländern; 

- eine schwache Ausrichtung der Gruppen auf nationale und internationale Themen, 

da sich diese Organisationen in der Regel an lokalen Themen ausrichten; 

- wenig ausgeprägte Kapazitäten aufgrund schwacher Ressourcen; 

- eine mangelnde Infrastruktur in den Ländern; 

- eine oft fehlende Bereitschaft der Regierungen, mit den zivilgesellschaftlichen 

Akteuren zusammenzuarbeiten.550 

 

Findet man eine starke Zivilgesellschaft in einem Land, die sich an dem Prozess beteiligt und 

von der Regierung durchaus gehört wird, so ist dies noch kein Garant für die Übernahme der 

Empfehlungen in das PRSP. Oxfam konstatierte schon im Jahr 2001 für zivilgesellschaftliche 

Gruppen „ein enormes Maß an Frustration [...], dass die gestellten Forderungen in den 

endgültigen Versionen der PRSPs [...] keinen Niederschlag gefunden haben.“551   

 

Die HIPC-Initiative indentifizierte Anfang 2005 38 Länder, davon 32 in Subsahara-Afrika, 

die einen Schuldenerlass erhalten sollen. Abbildung 31 gibt einen Überblick. Vergleicht man 

die Vergabepraxis der HIPC-Initiative der internationalen Finanzinstitutionen mit der der 

Strukturanpassungen, wie sie jahrelang verfolgt wurde, so beschränkt sich die Konditionalität 

des IMF auf wenige zentrale Felder, die zu den Kernbereichen seines Mandats gehören.552 Die 

Zahl der Bedingungen zum Erhalt der Gelder aus der Poverty Reduction and Growth Facility 

(PRGF) liegt somit deutlich unter der Enhanced Structural Adjustment Facility (ESAF). 

Allerdings gibt es auch Kritik an der Vergabepolitik. Kritiker behaupten, es handele sich um 

                                                 
549 Falk, Gertrud: Poverty Reduction Strategy Papers – eine Chance zur Bekämpfung ländlicher Armut in 
Subsahara-Afrika? Institut für Entwicklung und Frieden der Universität Duisburg-Essen / Standort Dusiburg. 
INEF-Report, Heft 72/2003. S. 36. 
550 Vgl. Ebenda. S. 37. 
551 Vgl. Oxfam: Are PRSPs working? Oxfam`s Contribution to the World Bank / IMF PRSP review process, 
London 2002. S. 127. 
552 Der  IMF reklamiert für sich vier Felder: „fiscal management (expenditure control, accounting, auditing); tax 
reform; financial sector reform; and governance.“ Siehe dazu: IMF: IMF Lending to Poor Countries – How 
does the PRGF differ from the ESAF?, Washington 2001. S. 13. 
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„alten Wein in neuen Schläuchen“: „Die viel gepriesene Konditionalitätsreform des IWF 

bedeutete jedoch in Wirklichkeit ein ‚Streamlining’ der bisherigen Bedingungen (und nicht 

deren inhaltliche Überwindung) und hat insofern die Führungsrolle des Fonds bei der 

Herstellung makro-ökonomischer Rahmenbedingungen nach neoliberalem Muster im Süden 

weiter gestärkt.“553  

 

Weitere Kritik wird an den Gläubigerländern ausgeübt, da diese ihre Bilanzen verschönern 

würden, bezüglich der Berechnungen des Schuldenerlasses von falschen Annahmen ausgehen 

würden, versprochene zusätzliche Leistungen ausgeblieben seien u.v.m.554  

 

Abbildung 31: Länderstatus zum Schuldenerlass (HIPC-II) 
Completion Point Decision Point Pre-Decision Point 
Benin Kamerun Burundi 
Bolivien Tschad Zentralafrik. Rep.  
Burkina Faso DR Kongo Komoren 
Äthiopien Gambia Republik Kongo 
Ghana Guinea Elfenbeinküste 
Guyana Guinea-Bissau Laos 
Madagaskar Honduras Liberia 
Mali Malawi Myanmar 
Mauretanien Ruanda Somalia 
Mosambik Sao Tomé Prinicipe Sudan 
Nicaragua Sierra Leone Togo 
Niger Sambia 
Senegal 
Tansania 
Uganda  

 

 

Die HIPC-II-Initiative spielt, wie Abbildung 33 zeigt, für Afrika südlich der Sahara eine 

besondere und wichtige Rolle. Die Schulden, die sich in den letzten vier Jahrzehnten in Afrika 

angehäuft haben, verhindern in vielen Ländern einen ausgeglichenen Haushalt, geschweige 

denn überhaupt einen tragfähigen Haushalt. Wichtige Investitionen in das Gesundheits- und 

Bildungswesen, die Infrastruktur und viele andere Bereiche können nicht getätigt werden. 

Zum Teil sind die Schulden so hoch, dass Staatstätigkeit einfach nicht mehr möglich ist. 

Jeffrey D. Sachs, der für den Bericht der UN Investing in Development: A Practical Plan to 

                                                 
553 Falk, Rainer: Abschied von der Strukturanpassung? Die neue Vergabepolitik der Weltbank. In: 
Informationsbrief Weltwirtschaft & Entwicklung, 10/2004. S. 63. 
554 Siehe dazu: Kaiser, Jürgen: HIPC-Initiative: Roll-back statt Topping-up, in: Informationsbrief Weltwirtschaft 
& Entwicklung, 03-04/2004. S. 13-17. und Kaiser, Jürgen: Frechheit siegt – wie die Weltbank die HIPC-
Initiative als Erfolg verkauft. Quelle: http://www.erlassjahr.de (17.7.2006). 

Quelle: Weltbank, 2005 
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Achieve the Millenium Development Goals555 verantwortlich zeichnet, äußert sich wie folgt: 

„Der Schlüssel dazu [zur Erreichung der MDGs] liegt in den armen Ländern. Dort müssen 

Investitionen in Menschen (Gesundheit, Bildung, Ernährung und Familienplanung), Umwelt 

[...], sowie Infrastruktur [...] erhöht werden. Arme Länder können sich diese Investitionen 

alleine nicht leisten, daher müssen die reichen helfend zur Seite stehen.“556  

 

Allerdings sollte ein Schuldenerlass nicht als großzügige Geste mit hoher Konditionalität alter 

Provenienz umgesetzt werden, sondern eine echte Chance für die ärmsten Länder darstellen, 

aus der Schuldenfalle heraustreten zu können. Dies kann durch eine echte Verantwortung der 

zu entschuldenen Länder bei den PRSPs geschehen, wenn diese sowohl Ursprung, Verlauf 

und Verantwortung für die Entschuldungspolitik tragen. Somit sollte auch ein Schuldenerlass 

nur mit Ländern umgesetzt werden, die echt demokratischen Grundsätzen verpflichtet sind: 

„Die Welt sollte ihre Bestrebungen deshalb zunächst auf jene arme Länder konzentrieren, die 

relativ gut regiert werden und bereit sind, die benötigten Investitionen auf faire Weise 

vorzunehmen. Zu diesen Ländern gehören Ghana, Senegal, Tansania, Kenia und 

Äthiopien.“557  

 

Der Schuldenerlass rund um die HIPC-II-Initiative ist somit integraler Bestandteil einer 

positiven Entwicklung der ärmsten Länder in Afrika. Die großen Gläubigerländer müssen 

jedoch zu einer echten Entschuldung bereit sein und ihre Versprechen ohne rechnerischen 

Tricks in Taten umsetzen. Eine Entschuldung ist für viele Länder das Fundament, um aus dem 

Kreislauf aus Armut, Verschuldung und Zinstilgung auszubrechen und die nötigen 

Investitionen tätigen zu können, die für eine Verbesserung der Lebensgrundlage der 

Menschen notwendig sind. 

                                                 
555 UN: Investing in Development: A Practical Plan to Achieve the Millenium Development Goals, New York 
2005. 
556 Sachs, Jeffrey D.: Der stille Tsunami in Afrika, in: Süddeutsche Zeitung, 10.3.2005, S. 2. 
557 Ebenda. 
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6.2. Großbritannien, die EU und die G8: gegenseitige Behinderung? 
 

Seit Erscheinen der Pläne aus Afrika - NEPAD und die Umwandlung der OAU in die AU - 

zeigt sich die Weltgemeinschaft dem schwarzen Kontinent gegenüber positiv gewogen. 

Gerade in den letzten Jahren erlebte der Kontinent eine neue Renaissance der 

Aufmerksamkeit. Jedwede Aufmerksamkeit, die in Aktionismus übergeht, ist grundsätzlich zu 

begrüßen. Gerade in 2005 standen einschneidende Ereignisse an: Die Fünf-Jahres-Bilanz der 

Millenium Development Goals der UN wurde im September 2005 gezogen, das 25-jährige 

Jubiläum des Brandt-Berichts wurde begangen, der G8 Aktionsplan wurde einer 

Zwischenbilanz während des G8-Gipfels in Gleneagles, Großbritannien unterzogen, die 

WTO-Doha-Runde sollte, nach dem Scheitern in Cancun 2005 fortgeführt werden, der 

sogenannte Sachs-Report, der Finanzierungswege zum Erreichen der MDGs zeigt, wurde im 

Januar 2005 vorgestellt, und schließlich wurde der Report der Commission for Africa, vom 

britischen Premierminister Tony Blair ins Leben gerufen, der einen umfassenden Plan zur 

Entwicklungszusammenarbeit gegenüber Afrika skizziert, präsentiert.558  

 

In diesem Teilabschnitt werden zwei Themen bearbeitet: Aspekte der EU-

Entwicklungspolitik und der G8-Afrika-Aktionsplan. Zunächst erscheinen diese Felder 

unabhängig voneinander zu existieren. Die Gemeinsamkeit besteht u.a. in der Rolle 

Großbritanniens: im Jahr 2005 hatte Großbritannien den Vorsitz innerhalb der G8 und in der 

zweiten Hälfte 2005 auch die EU-Ratspräsidentschaft.  

 

Die EU-Entwicklungspolitik wird bestimmt von zwei Themen: die Umsetzung der Economic-

Partnership-Agreements (EPA), das im Jahr 2020 das Abkommen von Cotonou559 ablösen 

soll und die im Dezember 2003 verabschiedete European Security Strategy (ESS), die - 

vereinfacht gesagt - Sicherheitspolitik als Entwicklungspolitik und vice versa 

Entwicklungspolitik als Sicherheitspolitik betrachtet haben möchte.  

 

                                                 
558 Commission for Africa: Our Common Interest. Report of the Commission for Africa, London, 2005. 
559 2000/483/EG: Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im 
Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000 (Amtsblatt L 317 vom 15.12.2000). 
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Der G8-Afrika-Aktionsplan ist die Antwort der G8 auf das afrikanische Reformprogramm 

NEPAD und wurde auf dem G8-Gipfel in Kananaskis, Kanada, im Jahr 2002 verabschiedet. 

Dabei handelt es sich nicht um eine weitere Finanzierungsinitiative, sondern um einen 

„strategischen Rahmen für die langfristige Neuausrichtung [...] [der] Zusammenarbeit mit 

Afrika im bilateralen und multilateralen Bereich.“560 

 

Die Betrachtung dieser zunächst unterschiedlich erscheinenden Initiativen und Politiken wird 

unter folgenden Aspekten untersucht:  

 

Warum gibt es diese Initiativen? 

Wie kohärent sind die Pläne? 

Kommt es zu Reibungsverlusten zwischen den Plänen? 

 

Bei einer näheren Betrachtung lässt sich feststellen, dass die Geberländer und -gruppierungen 

alles andere als einig sind, wenn es um die Umsetzung der vereinten Ziele geht. Befürchtet 

wird ein Ausscheren Großbritanniens aus dem G8-Afrika-Aktionsplan, da die neue 

Kommission um Premier Tony Blair im vergangenen Sommer festgestellt hatte: „Wenn die 

G8-Staaten bei ihrem diesjährigen [2005] Gipfel im Sommer bei Hilfeleistungen und besseren 

Handelsbedingungen keinen Durchbruch schafften, seien die UN-Ziele zur 

Armutsbekämpfung nicht mehr zu erreichen - insbesondere nicht in Afrika mit seinen 

Hungersnöten, Krankheiten und Konflikten.“561 Implizit kann man daraus ableiten: Entweder 

ein Durchbruch ist möglich oder Großbritannien wird die Umsetzung eines eigenen Planes 

vornehmen.  

 

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass - neben dem Inhalt der Pläne und Politiken – die 

unterschiedlichen Pläne zu Reibungsverlusten und Inkohärenz unter den Geberländern führen. 

Die Leidtragenden sind die Länder, die der Hilfe dringend bedürfen. Die Inhalte der Pläne 

und Politiken lassen kaum Spielraum für eine Partnerschaft auf gleicher Augenhöhe. 

Insbesondere der Bericht der Commission for Africa erlässt sich über die Maßen in Details, 

die einen Spielraum, geschweige denn ein eigenes Engagement, kaum zulassen, obwohl 

immer die Partnerschaft und die Eigeninitiative betont werden.  

                                                 
560 Die Umsetzung des G8-Afrika-Aktionsplans. Berichtet zum G8-Gipfel in Evian vom 1. bis 3. Juni 2003. Der 
Beitrag der Bundesregierung. Quelle: 
http://www.bmz.de/de/service/infothek/fach/spezial/spezial088/spezial088_90.pdf (29.8.2006). 
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Die EU steht bei der Verhandlung der EPAs nicht besser da: „Aufgrund ihrer wesentlich 

größeren institutionellen und ökonomischen Ressourcen ist die Europäische Union in der 

Lage, den Verlauf der Verhandlungen zu bestimmen und die Kooperationskriterien so zu 

gestalten, wie sie es für richtig hält.“562  

 

6.2.1. Aspekte der EU-Entwicklungspolitik 

 

Die Entwicklungspolitik der EU erfuhr zum Ende der 1990er Jahre signifikante Änderungen. 

Dieser Prozess ist noch immer im Gange und wird von externen Rahmenbedingungen und 

internen Veränderungen bestimmt. Dabei stehen die Besonderheiten des Cotonou-

Abkommens, eine armutsorientierte, an den MDGs ausgerichtete Entwicklungspolitik, das 

Wechselspiel zwischen Entwicklungshilfe und Außenpolitik - gerade institutionell in der EU 

ein Problem -, die Frage des Dreiecks Handel/Hilfe/Sicherheit sowie interne 

Strukturveränderungen auf der Agenda. In den letzten fünf Jahren bestimmten die 

Unterzeichnung des Cotonou-Abkommens, die Überprüfung und Umsetzung der neuen EU-

Entwicklungspolitik wie auch die Umstrukturierung der EU-Kommission, einmal in den 

Jahren 1999/2000 durch die Prodi-Kommission, aktuell die neue Kommission unter Barroso 

die entwicklungspolitische Agenda der EU. Fortschritte sind seitdem erkennbar. Die neue 

EU-Politik bekennt sich zu den MDGs und ordnet ihre Politiken unter deren Primat. Seit 2002 

gibt es einen allumfassenden Jahresbericht zur EU-Entwicklungszusammenarbeit und das 

Cotonou-Abkommen trat am 1. April 2003 endlich in Kraft. Zunächst soll ein Überblick der 

Herausforderungen, der sich die EU in Bezug auf Entwicklungspolitik in den kommenden 

Jahren stellen muss, gegeben werden. Im weiteren Verlauf soll auf zwei wichtige Themen 

eingegangen werden, die für Afrika von besonderer Bedeutung sind: erstens die im Rahmen 

des Abkommens von Cotonou zu verhandelnden Wirtschaftspartnerschafts-Abkommen, die 

bis 2020 in Kraft treten sollen und die Praxis der Nicht-Reziprozität zugunsten einer 

Liberalisierung aufgibt. Zweitens die Dimension der EU-Entwicklungspolitik als 

Sicherheitspolitik, wie sie sich als Folge des 11. September 2001 auch in der Europäischen 

Sicherheitsstrategie wiederfindet.  

 

                                                 
561 Eid kritisiert Afrika-Kommission von Tony Blair, in: Zeitschrift Entwicklungspolitik, 6/2005, S. 10. 
562 Rugumanu, Séverine: Le nouvel accord de partenariat entre les ACP et l’Union européenne ne résout pas tout, 
in: Coopération Sud 2, UN-Entwicklungsprogramm, New York, 2000. Zitiert aus: Jennar, Raoul Marc: Pflicht 
zum Freihandel, in: Le Monde Diplomatique, 02/05, S. 5. 



 283

Die EU-Entwicklungspolitik befindet sich zur Zeit im Wandel. Dabei stehen vier Themen im 

Mittelpunkt: 

 

1. Spannungsfeld Entwicklungspolitik versus Außenpolitik: Die Diskussion um den 

Verfassungsvertrag für Europa hat gezeigt, dass die auswärtigen Beziehungen der EU 

Inkonsistenzen aufweisen. So gibt es in der Kommission einen 

Entwicklungskommissar und einen Kommissar für Auswärtige Beziehungen. Beim 

Rat findet sich das Office of the High Representative der EU. Laut Verfassungsvertrag 

(Artikel I-28) soll das Amt des Außenministers der Europäischen Union geschaffen 

werden. Dieser wird vom Rat mit qualifizierter Mehrheit mit Zustimmung des 

Kommissionspräsidenten ernannt. Er ist gleichzeitig Vizepräsident der Europäischen 

Kommission und für die Außenpolitik, die er im Auftrag des Rates durchführt, dem 

Rat gegenüber verantwortlich.563 Für alle anderen ihm unterstellten Aufgaben ist er 

dem Kommissionspräsidenten gegenüber verantwortlich. Das sieht man daran, dass 

ihn der Kommissionspräsident nach Art I-27 Absatz 3 zum Rücktritt auffordern kann. 

Die Frage stellt sich, ob die Entwicklungspolitik selbstständig bestehen bleiben soll 

oder aufgeteilt wird zwischen dem Kommissar für Außenbeziehungen und dem 

Außenminister der Union auf der einen Seite und dem Handelskommissar, etwa für 

die Durchführung der EPAs des Cotonou-Abkommens, auf der anderen Seite.  

 

2. Erweiterung der Union und ihre Folgen: Die Auswirkung der Erweiterung der EU auf 

die Entwicklungspolitik ist ein Thema, da die neuen Mitgliedstaaten zum Großteil 

wenig Erfahrung in der Entwicklungszusammenarbeit besitzen, teilweise sogar selbst 

Empfänger von Entwicklungshilfe sind. Innerhalb der Bemühungen der Union muss 

eine Balance zwischen klassischer Entwicklungszusammenarbeit und der (legitimen) 

Anstrengungen für die direkten Nachbarstaaten in Mittel-, Ost- und Südosteuropa, 

dem Kaukasus und Russland wie auch die Mittelmeeranrainer geschaffen werden. 

Betrachtet man die Zahlungen, die aus den neuen Mitgliedstaaten kommen, so lässt 

sich ein relativ geschrumpftes Budget konstatieren, was Auswirkungen auf Hilfsgelder 

haben wird. 

 

                                                 
563 EU-Verfassungsvertrag. Artikel I-28, Absatz 2 Satz 2. 
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3. Die institutionelle Architektur der EU-Entwicklungszusammenarbeit: Die 

Verantwortlichkeiten zwischen Entwicklungskommissar und dem Kommissar für 

Auswärtige Beziehungen müssen überprüft werden. Dabei stellt sich die Frage, ob der 

European Development Fund eigenständig bleiben oder in das Globalbudget der 

Union mit einfließen soll. Letzteres dürfte die Stellung des Entwicklungskommissars 

erheblich schwächen, wäre doch die Budgethoheit des EDF bei einer Übernahme ins 

Globalbudget nicht mehr beim Entwicklungskommissariat angesiedelt.564 

 

4. Schließlich die Frage der zukünftigen EU-AKP-Beziehungen: Möglichkeiten, aber 

auch Komplikationen bietet die neue Perspektive aus Afrika. AU und NEPAD bietet 

die Chance einer neuen Partnerschaft, wie auch der G8-Afrika-Aktions-Plan zeigt. Die 

neue Partnerschaft kann gekennzeichnet werden durch Verlässlichkeit, Inititative aus 

Afrika und eine Partnerschaft auf gleicher Augenhöhe, wie es die EU immer 

propagierte. Gerade diese Pläne bergen jedoch auch Gefahren. Die AU mit ihrer 

NEPAD-Initiative umfasst alle afrikanischen Staaten (bis auf Marokko) und damit 

auch Staaten, die nicht in der AKP-Gruppe, sehr wohl aber in der Mittelmeerinitiative 

der EU involviert sind. Dadurch und weiter durch die Verhandlungen der EPAs stellt 

sich die Frage, wie die EU in Zukunft die Kooperation mit den AKP-Staaten gestalten 

will, die bisher durch die nicht-reziproken Handelspräferenzen gekennzeichnet waren. 

Falls diese Partnerschaft nicht beibehalten werden soll, stellt sich die Frage, wie die 

innovativen Elemente beibehalten werden können. 

 

5. In diesen Kontext fällt auch die Frage der Entwicklungspolitik als Sicherheitspolitik 

und umgekehrt: Die Europäische Sicherheitsstrategie empfiehlt, die Außen- und 

Sicherheitspolitik mehr mit der Entwicklungspolitik zu verknüpfen. 

Konfliktprävention und zivile als auch militärische Intervention in schwachen und so 

genannten failing states werden als eine Notwendigkeit angesehen. Hier ergeben sich 

Möglichkeiten für eine gestärkte EU-Entwicklungspolitik, aber auch Gefahren einer 

Marginalisierung oder Instrumentalisierung der Entwicklungspolitik als 

Unterkategorie einer ihr übergeordneten europäischen Außen- und Sicherheitspolitik.  

 

                                                 
564 Vgl. Maxwell, Simon; Engel, Paul: European Development Cooperation to 2010, European Centre for Devel-
opment Policy Management, ECDPM Discussion Paper 48, ODI Working Paper 219, London 2003, S. 4f. 
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Die EPAs im Rahmen des Cotonou-Abkommens 

 

Bis 2020, wenn die letzte Übergangsfrist565 endet, will die EU die besondere Förderung, die 

nicht-reziproken Handelspräferenzen566, einstellen, die Europa seinen früheren Kolonien 

zukommen ließ. Dabei sollen bis zum Jahr 2007 sechs regionale Freihandelsabkommen, die 

Economic Partnership Agreements, die Vorzugsbehandlungen der 77 AKP-Staaten ablösen.  

 

Seit September 2002 verhandelt die EU mit den AKP-Staaten parallel zu den multilaterlaen 

Handelsgesprächen in der WTO. Diese Verhandlungen sind ein wichtiger Bestandteil der 

europäischen Initiative zur Liberalisierung des Handels, die den Entwicklungsländern, 

insbesondere den Staaten Afrikas südlich der Sahara, weitreichende wirtschaftliche 

Zugeständnisse abverlangt. Laut Cotonou-Abkommen sollen die Vertragpartner neue, WTO-

konforme Handelsregelungen vereinbaren, die Handelshemmnisse zwischen ihnen 

schrittweise beseitigt und die Zusammenarbeit in handelsrelevanten Bereichen sollen 

ausgebaut werden. Die Initiativen zur regionalen Integration der AKP-Staaten soll von der EU 

unterstützt werden.567 Die Verhandlungen sollen Ende 2007 abgeschlossen sein. Danach soll 

eine Übergangsfrist bis 2020 gelten. Ab 2020 sollen die Märkte weitgehend liberalisiert sein, 

d.h. über 90 Prozent der Waren und Dienstleistungen sollen reziprok zollfrei sein. Zu den 

Verhandlungen hat die EU die AKP-Staaten in sechs Regionen568 aufgeteilt. Vier Regionen in 

Afrika und je eine Region für den karibischen und für den pazifischen Raum. Abbildung 33 

gibt einen Überblick der Regionen und der ihr angehörenden Länder für Afrika. 

 

                                                 
565 Das sind nach Artikel IX des WTO-Regelwerkes so genannte Waiver, Ausnahmegenehmigungen, nach denen 
WTO-nonkonforme Regelungen, etwa die nicht reziproken Handelspräferenzen (siehe unten), unter besonderen 
Umständen zeitlich befristet weitergeführt werden können. In Artikel IX heißt es: „3. In exceptional circum-
stances, the Ministerial Conference may decide to waive an obligation imposed on a Member by this Agreement 
or any of the Multilateral Trade Agreements, provided that with the provisions of paragraph 4 of Article 2 of the 
Dispute Settlement Understanding. Any such decision shall be taken by three fourths of the Members unless 
otherwise provided for in this paragraph.“  
566 Das sind einseitige Handelspräferenzen, bei dem die AKP-Staaten bei fast allen Produkten zollfreien Zugang 
zum europäischen Binnenmarkt erhalten, jedoch die EU weiterhin Zölle bei der Einfuhr in ein AKP-Staat 
verrichten muss. 
567 Artikel 34 – 38 des Cotonou-Abkommens.  
568 Westafrika, Zentralafrika, Ost- Südafrika, südliches Afrika, Karibik und Pazifik. 
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Abbildung 33: Regioneneinteilung der EPAs für Afrika 
 Westafrika 

CEDEAO + Mauretanien 
Zentralafrika 

CEMAC & STP 
Ost-Südafrika 

ESA 
Südliches Afrika 

SADC-Gruppe 
1 Benin Kamerun Burundi Angola 
2 Burkina Faso Zentralafrika Komoren Botswana 
3 Kapverden Tschad DR Kongo Lesotho 
4 Gambia Kongo (Brazzaville) Djibuti Mosambik 
5 Ghana Äquatorial Guinea Eritrea Namibia 
6 Guinea Gabun Äthiopien Swaziland 
7 Guinea Bissau Sao Tome & Principe Kenia Tansania 
8 Elfenbeinküste  Malawi  
9 Liberien  Mauritius  
10 Mali  Madagaskar  
11 Mauretanien  Ruanda  
12 Niger  Seychellen  
13  Nigeria  Sudan  
14 Senegal  Uganda  
15 Sierra Leone  Sambia  
16 Togo  Simbabwe  

 

 

Mit den EPAs beendet die EU nicht nur die einseitigen Handelspräferenzen, sondern sie 

schafft eine Handelsordnung zwischen der EU und den AKP-Ländern, die über WTO-

Bestimmungen hinausgeht. Zum Einen will die EU nur mit Regionen 

Partnerschaftsabkommen schließen, die nach GATT, Artikel XXIV, als Freihandelzonen 

gelten, d.h. in diesen Freihandelszonen müssen alle Zölle in einem Zeitraum von zehn Jahren 

abgeschafft werden. Darüber hinaus legt die EU die WTO-Regelung, nach der annähernd der 

gesamte Handel liberalisiert werden muss, sehr eng aus und nennt einen Marktöffnungsanteil 

von mindestens 90 Prozent. Damit wären die AKP-Länder gezwungen, innerhalb kürzester 

Zeit ihren Markt vollständig für EU-Importe zu öffnen.569 Zum Anderen will die EU die 

Singapur-Themen (Investition, Wettbewerb, Transparenz, Handelserleichterungen) sowie 

Datenschutz in die Verhandlungen mit aufnehmen. Die WTO-Ministerkonferenz in Cancun 

ist auch an dem Widerstand der Entwicklungsländer gescheitert, die die Singapur-Themen 

nicht verhandeln wollten, bevor wichtige Themen wie Landwirtschaft nicht abschließend 

geklärt waren. Zudem geht die EU mit ihren Forderungen über das Cotonou-Abkommen 

hinaus, bei dem nur Investitionsschutz und eine Zusammenarbeit im Wettbewerbsrecht 

vorgesehen sind.  

                                                 
569 Vgl. CONCORD Cotonou-Arbeitsgruppe: Warum die EU-Position in den Verhandlungen über neue AKP-
Handelsabkommen der Entwicklung abträglich sind. Hintergrund-Information zu den EU-AKP-Verhandlungen 
über neue Handelsabkommen im Rahmen des Cotonou-Abkommens, o.O., 2004. S. 1. 

Quelle: EU-Kommission, GD Handel 
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Damit schießt die EU über WTO-Konformität und ihr eigenes Cotonou-Abkommen hinaus. 

Es lässt sich nicht verleugnen, dass hier der Eindruck entsteht, die Situation ausnutzen zu 

wollen und gleich ein ganzes Maßnahmenpaket durchzudrücken, ohne die Ergebnisse auf eine 

nachhaltige Entwicklung hin zu prüfen. Die Wirtschaftspartnerschafts-Abkommen bergen so 

gewisse Risiken für die AKP-Staaten. Im Einzelnen können angeführt werden: 

 

- Die Freihandelszonen setzen die AKP-Staaten einem Wettbewerb aus - langfristig 

betrachtet eine durchaus wünschenswerte Entwicklung. Nur lassen die geplanten 

EPAs bei deren Umsetzung den Entwicklungsländern zu wenig Spielraum. „Die 

Übergangszeit ist zu kurz, der Geltungsbereich zu groß, das Ziel der völligen 

Abschaffung von Zöllen hoch gesteckt und die Position der am wenigsten 

entwickelten Länder, Binnen- und Inselstaaten [...] wird zu wenig 

berücksichtigt.“570 

 

- Die Öffnung der Märkte erfordert von den AKP-Staaten enorme 

Anpassungskosten, damit ihre Produkte mit EU-Importen konkurrieren können. 

Enorme Mittel müssten in Produktions- und Logistikkapazitäten, soziale und 

kompensatorische Maßnahmen gesteckt werden. Anders ausgedrückt, müssten die 

Staaten EU-Standards einführen, um wettbewerbsfähig sein zu können - aus 

ökonomischer Sicht begrüßenswert, nur werden die AKP-Staaten die Kosten nicht 

schultern können. Selbst mit Unterstützung bleibt zu befürchten, dass innerhalb 

eines Landes Ressourcen z.B. aus dem Bildungs- und Gesundheitssektor in den 

Ausbau der Wirtschaft umgeleitet werden. Dies aber ist einer nachhaltigen 

Entwicklung abträglich, gerade in Ländern mit einer hohen HIV-Rate wie 

Tansania oder Namibia. 

 

- Mit einer schnellen Umsetzung der EPAs erleiden die AKP-Staaten 

Einnahmeverluste in beträchtlicher Höhe, die mittelfristig nicht kompensiert 

werden können. Viele Staaten sind abhängig von den Erlösen aus Einfuhrsteuern. 

Fallen diese Einnahmequellen weg, so kommt es zu erheblichen Einschränkungen 

der institutionellen Handlungsfähigkeit. Die Schaffung alternativer 

                                                 
570 Ebenda. S. 2. 
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Steuereinnahmen kann in der vorgegebenen Kürze nicht hergestellt werden. Somit 

ist eine nachhaltige Entwicklung gefährdet.571 

 

- Die Gruppe der Least Developed Countries ist in der AKP-Gruppe mit 40 Staaten 

prominent vertreten. Diese Länder sind von der Reziprozitätsklausel der WTO 

ausgenommen. Wenn diese Länder allerdings in einer Freihandelszone sind, so 

müssen ihre Zölle fallen. Die EU hat in ihrer 2001 auferlegten Everything but 

Arms-Initiative diesen Ländern einen zoll- und mengenbefreiten Zugang zum 

europäischen Markt ermöglicht (mit Ausnahme einiger wichtiger 

Landwirtschaftsprodukte). Somit wird die EU darauf pochen, dass auch die LDCs 

ihre Märkte komplett öffnen. Die Folgen für die LDCs können dabei nur negativ 

sein. 

 

- Die Öffnung der AKP-Staaten stört die regionale Integration. Die EU verengt 

regionale Kooperations- und Integrationsprozesse auf die Liberalisierung des 

Handels. Das erhöhte, von der EU vorgegebene Tempo stört 

Integrationsbemühungen durch das Aufbrechen bestehender regionaler 

Wirtschaftssysteme und die verfolgte Omnipräsenz der EU in allen Regionen stört 

den regionalen Handel. 

 

Diese Argumente zeigen, dass eine Liberalisierung, die auf Reziprozität ausgerichtet ist, in 

der langfristigen Perspektive durchaus begrüßenswert ist, jedoch muss der Weg dahin den 

Bedürfnissen und Möglichkeiten der AKP-Staaten angepasst und der 

Umstrukturierungsprozess muss langfristig gestützt werden. Die EU verstrickt sich mit ihrer 

harten Linie bei den EPAs in Widersprüche. Das Oberziel der Armutsbekämpfung wird zur 

Makulatur, wenn die Liberalisierung so vehement vorangetrieben wird. Eine nachhaltige 

Entwicklung ist in der Verhandlungsstrategie der EU nicht zu erkennen, vielmehr zeigt sich 

eine Politik, die nur von den Interessen der EU geprägt ist. Mit der willkürlichen Festsetzung 

der Regionen für die Verhandlungen der EPAs behindert die EU regionale Integration, die 

einen wichtigen Bestandteil einer nachhaltigen Entwicklung insbesondere in Afrika darstellt. 

Mit dieser Praxis spielt die EU auch die Verhandlungsregionen untereinander aus, was der 

                                                 
571 Siehe dazu: PriceWaterhouseCoopers with the funding of the EU Commission: Sustainability Impact As-
sessment (SIA) of trade negotiations of the EU-ACP Economic Partnership Agreements, Phase 2, o.O., 2004. 
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Förderung eines Zusammenwachsens des Kontinents abträglich ist und die regionale 

Integration stört.  

 

So wurde die SADC für die EPA-Verhandlungen von 14 auf sieben Mitgliedstaaten 

verkleinert. „Was kann den Widerspruch zwischen Regionalismus und globaler Perspektive 

besser verdeutlichen?“572 Noch gravierender in Bezug auf die SADC ist das Abkommen der 

EU mit Südafrika. Dass ein einzelnes Land eine privilegierte Handelsbeziehung mit der EU 

eingegangen ist, löst Spannungen in der SADC aus. Diese Beispiele zeigen, dass die Europäer 

ihren entwicklungspolitischen Prinzipien untreu wurden bzw. die Prinzipien nur 

Lippenbekenntnisse bleiben. Die EU bringt durch die Erweiterung ihre Staaten in eine 

zunehmend stärkere Einheit.573 

 

Die European Security Strategy 

 

Die Europäische Sicherheitsstrategie, die vom Rat der Europäischen Union am 12. Dezember 

2003 verabschiedet wurde, betont die Wichtigkeit von Konfliktprävention und ziviler und - 

wo notwendig - militärischer Intervention bei schwachen oder failing states. Dabei betont die 

European Security Strategy (ESS) eine engere Zusammenarbeit von klassischer Außen- und 

Sicherheitspolitik mit Entwicklungspolitik.  

 

Die ESS definiert drei grundsätzliche Bedrohungen für die Sicherheit der Mitglieder der EU: 

zunächst der internationale Terrorismus, dessen Bewegungen „in wachsendem Maße gut 

ausgestattet, elektronisch vernetzt und gewillt [ist], unbegrenzt Gewalt anzuwenden, um in 

großem Maßstab Menschen zu töten.“574 Als weitere Bedrohung wird die Proliferation von 

Massenvernichtungswaffen genannt, die zu einem neuen Wettrüsten in strategisch wichtigen 

Regionen für die EU und zu einer Kombination aus Proliferation und Terrorismus führen 

könnte. Die dritte Bedrohung geht von erodierenden und failing states aus, weil diese Länder 

organisierter Kriminalität wie Menschen-, Drogen- und Waffenhandel eine Operationsbasis 

und auch terroristischen Vereinigungen einen idealen Rückzugsraum bieten.  

                                                 
572 Melber, Henning: Globalisierung stört regionale Integration, in: Entwicklung und Zusammenarbeit, Jg. 46, 
Nummer 3, 2005, S. 117. 
573 Siehe dazu: De Vlyder, Stefan; Gunnel, Axelsson Nyander; Laanatza, Marianne: The Least Developed Coun-
tries and World Trade, Stockholm 2001. Diese Studie hat 2001 schon die Auswirkungen der zu erwartenden 
EPAs untersucht und kam zu dem Ergebnis, dass die EU mit dieser Politik der Entwicklung schaden könnte. 
574 Ein sicheres Europa in einer besseren Welt. Europäische Sicherheitsstrategie, Brüssel 12. Dezember 2003. S. 
3. 
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Aus dieser Annahme heraus sieht die EU keine andere Möglichkeit, als die Rolle eines 

globalen Sicherheitsakteurs anzunehmen und eine umfassende, weltweite Strategie zur 

Bekämpfung dieser Bedrohungen zu entwickeln und umzusetzen. Dabei sieht die EU drei 

Maßnahmen vor: 

 

Erstens muß der Sicherheitsgürtel um die EU ausgeweitet werden, da die Globalisierung und 

die Erweiterung der EU den Abstand zwischen der EU und den für ihre Sicherheit relevanten 

Regionen immer mehr verkürzt, wie der Nahe und Mittlere Osten und die Kaukasus-

Region.575 Dabei betont die ESS die Wichtigkeit der engen Kooperation mit den 

Anrainerstaaten in Ost- und Südosteuropa sowie dem Mittelmeerraum wie auch innerhalb der 

EU, die Kooperation mit den neuen Mitgliedstaaten. Von hoher Bedeutung für Europa ist die 

friedliche Beilegung des arabisch-israelischen Konfliktes, weil dadurch eine ganze Region 

stabilisiert werden kann. Zweitens versucht die EU aufgrund der transnationalen 

Bedrohungen die Stärkung einer effektiven mulitlateralen Weltordnung voranzutreiben. Laut 

ESS soll dies durch die Stärkung internationaler Organisationen sowie ein globales 

Sicherheitsregime in Einklang mit der UN-Charta geschehen. Drittens muß die EU ihre 

Kapazitäten zur Bekämpfung des transnationalen Terrorismus, der internationalen 

Kirminalität und der Proliferation verbessern. Darüber hinaus sollte die EU ihre Bemühungen 

zur Vermeidung von zerfallenden Staaten erhöhen. Erreicht werden sollen diese Ziele durch 

den Aus- und Umbau der militärischen Kapazitäten, die auf diese Bedrohungen angemessen 

reagieren können. Allerdings macht die ESS deutlich, dass militärische Kapazitäten allein 

nicht ausreichen, sondern eine ineinander greifende Mischung aus zivilen und militärischen 

Instrumenten den Anforderungen des 21. Jahrhunderts am besten gerecht wird. 

 

Liest man die ESS, wird einem bewusst, dass Außenpolitik hier nur auf Sicherheitspolitik 

begrenzt wird. Ohne Zweifel sind Sicherheitsfragen eine der zentralen Aufgaben für die 

Zukunft der EU, jedoch müsste eine solche Konzeption auch andere Instrumente und 

Sichtweisen berücksichtigen, wie etwa die technologische und wissenschaftliche Kooperation 

oder das Management globaler Interdependenzen. Gleichzeitig beschränkt sich das Konzept 

nicht auf territoriale Integritätssicherheitspolitik, sondern geht von einem erweiterten 

Sicherheitsbegriff aus, demzufolge Unsicherheit und gewaltsame Konflikte aus einer 

Mischung aus wirtschaftlichen, machtpolitischen, soziokulturellen und Umweltfaktoren 

                                                 
575 Vgl. ebenda, S. 7f. 
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entstehen können.576 Aus diesem erweiterten Sicherheitsbegriff heraus leitet die ESS drei 

wichtige Aspekte ab: 

 

- eine multilaterae Weltordnung muss hergestellt werden und internationales Recht 

muss seine Gültigkeit besitzen; 

- Konfliktprävention und zivile Kooperation sind als gleich wichtig zu betrachten; 

- politischer Druck und robuste Militärinterventionen müssen in den Rahmen einer 

internationalen, rechtlich gültigen Ordnung eingepasst werden.577 

 

Die ESS versucht, Sicherheitspolitik mit Entwicklungspolitik zu verknüpfen. Dafür gibt es 

gute Gründe. Es ist offensichtlich, dass Entwicklung ohne Frieden und Sicherheit nicht 

stattfinden kann. Wie die Entwicklungen in Afghanistan, im Südsudan, der DR Kongo und in 

anderen Ländern und Regionen gezeigt haben, können Entwicklungsprogramme ihre volle 

Wirkung nicht entfalten, solange Bürgerkriege, organisierte Kriminalität oder Warlords die 

gesellschaftliche Stabilität unterminieren.578 In einem solchen Umfeld können 

entwicklungspolitische Instrumente wenig bewirken, da diese auf eine stabile Gesellschaft, 

die auf friedvolle Koexistenz aufgebaut ist, und der Abwesenheit von Krieg angewiesen sind. 

In der langfristigen Perspektive kann der Zusammenhang von Entwicklung und Sicherheit 

genau andersherum betrachtet werden. Langfristig kann es keine Sicherheit ohne Entwicklung 

geben. In einer wachsenden interdependenten Welt gehen von fragilen und zerfallenden 

Staaten Bedrohungen für die Weltgemeinschaft aus.  

                                                 
576 Vgl. Faust, Jörg; Messner, Dirk: Europe’s New Security Strategy – Challenges for Development Policy, 
Deutsches Institut für Entwicklungspolitik, Discussion Paper 3/2004, Bonn 2004. S. 7. 
577 Siehe dazu: Solana, Javier: Address by the EU High Representative for the Common Foreign and Security 
Policy at the National Forum on Europe, Dublin Castle, 8. Januar 2004, in: Faust, Jörg; Messner, Dirk: Europe’s 
New Security Strategy – Challenges for Development Policy, a.a.O. S. 7. 
578 Unter den 60 ärmsten Ländern leidet die Hälfte unter akuten oder latenten bewaffneten Konflikten, und 20 
Prozent der Bevölkerung Afrikas leben in Regionen, die von Krieg und Konflikten bestimmt sind. 
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Sozioökonomische Entwicklungen werden durch vorherrschende politische Bedingungen 

gehemmt und schränken die Möglichkeiten internationaler Kooperation ein: „From such a 

perspective, impoverishment processes, ecological degradation, moribund education systems 

together with weak state institutions, corruption, and political exclusion generate the well-

known and explosive socio-economic mixture consisting of organized crime, religious and/or 

ethnic extremism, widespread hopelessness and political violence.“579 

 

Die gezeigten Zusammenhänge zwischen Entwicklung und Sicherheit fordern eine 

Neudefinition der Zusammenarbeit von Entwicklungspolitik und Sicherheitspolitik. Dabei 

muss sich die Entwicklungspolitik proaktiv zeigen und darf sich nicht als „Unterkategorie“ 

von Außen- und Sicherheitspolitik darstellen. Entwicklungspolitik bezieht ihre Legitimität aus 

der umfangreichen Erfahrung in Bezug auf Konfliktprävention, Stabilisierung schwacher 

Staaten und ziviler Bewältigung und Aufarbeitung von Nachkriegssituationen. 

Sicherheitspolitik hat eine kurz- bis mittelfristige Perspektive, Entwicklungspolitik ist 

langfristig angelegt und damit nachhaltiger und berechenbarer.  

 

Mit der ESS besteht die Gefahr, dass Entwicklungspolitik als Unterkategorie von 

Sicherheitspolitik angesehen wird, was auch Folgen für die Länder Afrikas und die 

Programme Afrikas haben kann. Dabei bestehen drei Gefahren, die sich für die 

Entwicklungspolitik aus der ESS herauslesen lassen können: 

 

1. Ressourcen aus dem bestehenden Entwicklungsportfolio der EU könnten in Bereiche 

umgeleitet werden, die ausschließlich Aspekten der Sicherheitspolitik dienen. Somit 

könnten die Zahlungen an für Europa sicherheitsrelevante Länder und Regionen auf 

Kosten anderer Regionen umgeleitet werden. 

 

2. Mit der stärkeren Betonung von Sicherheitsaspekten könnten die Mittel in 

Themenbereichen der Sicherheit umgeleitet werden. Damit könnten wichtige Bereiche 

der Entwicklungszusammenarbeit wegfallen, und es bleibt dann fraglich, ob Bereiche 

wie die Rio-Agenda oder die MDGs noch prioritär behandelt werden. 

 

                                                 
579 Faust, Jörg; Messner, Dirk: Europe’s New Security Strategy – Challenges for Development Policy, a.a.O. S. 
12. 
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3. Schließlich könnte Entwicklungspolitik von der europäischen Außen- und 

Sicherheitspolitik einverleibt werden. Dies wäre ein gradueller Prozess, bei der die 

EU-Entwicklungszusammenarbeit, institutionell der Kommissionsposten für 

Entwicklung, nach und nach dem Primat der Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik unterstellt würde. Anzeichen dafür sind die Bemühungen um 

Einverleibung des Europäischen Entwicklungsfonds in den allgemeinen Haushalt der 

EU. 

 

Es handelt sich bei der ESS um eine Sicherheitsstrategie, das darf nicht vergessen werden. 

Daher minimiert sich auch dieses Konzept auf sicherheitsrelevante Themen, die eine kurz- bis 

mittelfristige Abwendung der Bedrohungen für die Mitgliedsstaaten der EU garantieren soll. 

Wie oben erwähnt, ist Entwicklungszusammenarbeit in einem eher langfristigen Rahmen zu 

betrachten und kann daher nicht unmittelbar als reine Sicherheitspolitik angesehen werden. 

Wie sich die Umsetzung der genannten Schritte in die Praxis im Wechselspiel mit EU-

Entwicklungspolitik verhält, bleibt abzuwarten. Die Gefahr einer Marginalisierung des EU-

Entwicklungsressorts bleibt jedoch bestehen.  

 

Für die afrikanischen Staaten sowie für NEPAD und AU besitzen die ESS und die EPAs eine 

hohe Relevanz, die Risiken bergen und erkennen lassen, dass die EU die weitere 

Liberalisierung vorantreiben will und die eigene Sicherheit in den Vordergrund stellt. Es ist 

für jeden Staat oder Staatenbund legitim, ja sogar notwendig, seine eigenen Interessen zu 

verfolgen. Es lassen sich aber Diskrepanzen zwischen Theorie und Praxis erkennen, die 

Berechenbarkeit und Verlässlichkeit der europäischen Politik gegenüber Afrika vermissen 

lassen. Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob die EU in Zukunft aus sicherheitspolitischen 

Erwägungen heraus, mehr die Anrainerstaaten unterstützen will oder gewillt ist, das erklärte 

Ziel der Armutsbekämpfung umzusetzen. Wie die Verhandlungen zu den EPAs zeigen, setzt 

die EU die Agenda nach ihrem Willen durch und zieht durch die willkürliche Aufteilung der 

Verhandlungspartner den Unmut der Länder Afrikas auf sich. Zu konstatieren ist dabei, dass 

Brüssel dem erklärten Ziel der regionalen Integration schadet, da Länder aus 

Regionalorganisationen in verschiedenen Verhandlungsregionen sitzen und somit regionale 

Organisationen in den Verhandlungen keinen Einfluss besitzen. Dem Prinzip der Ownership 

wird die EU durch das Aufsetzen ihres Willens ebenso wenig gerecht. Vielmehr sollten die 

Staaten selbst bestimmen, wie sich die Verhandlungsregionen zusammensetzen, und ihre 

eigene Agenda aufsetzten.  
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NEPAD, die als Plan für den gesamten Kontinent gelten soll, ist durch die oben genannten 

Argumente ebenso gefährdet, und durch die selektive Unterstützung durch die ESS erscheint 

die EU für NEPAD als wenig verlässlicher Partner.  

  

6.2.2. Der G8 Afrika-Aktionsplan 

 

Am 27. Juni 2002 verabschiedeten die Staats- und Regierungschefs der G8 während ihres 

Gipfeltreffens in Kananaskis, Kanada den G8 Africa Action Plan (AAP), der mit seinen 132 

spezifischen, konkreten und zukunftsorientierten Verpflichtungen die größte Aufmerksamkeit 

und Kollektivverpflichtung der G8 gegenüber Afrika seit der Gründung der jährlichen 

Gipfeltreffen in Rambouillet 1975 repräsentiert und als Antwort der reichsten Industrieländer 

auf NEPAD ist. Damit bekräftigen die G8 ihren Willen, die Reformbemühungen aus Afrika 

zu unterstützen. Der G8 zufolge bieten NEPAD und die neu gegründete AU große Chancen 

für eine selbstbestimmte und nachhaltige Entwicklung in Afrika. Die G8 Initiative stellt 

keinen neuen Finanzierungsplan dar, sondern ist als ein politischer und strategischer Rahmen 

zu sehen, der eine langfristige Neuausrichtung der Zusammenarbeit zwischen den Staaten der 

G8 und Afrika bilateral und multilateral darstellt. Dabei konzentriert sich die G8 als ein 

politischer Impulsgeber, der sein politisches Gewicht in multilateralen Organisationen und 

den internationalen Finanzinstitutionen einbringen will. Die praktische Umsetzung erfolgt 

bilateral in der Verantwortung jedes einzelnen G8-Staates, durch die weiteren internationalen 

Geber und die zuständigen Finanzinstitutionen. Kollektiv bieten die G8 den politischen 

Rahmen für die internationale Koordinierung. Der Plan kann als äußerst komplett und 

ehrgeizig bezeichnet werden, beinhaltet er neben den traditionellen Themen wie 

Armutsreduzierung und Schuldenerlass, ebenso Fragen der Handelsliberalisierung, 

ausländischer Direktinvestitionen, Voraussetzungen für die Repatriierung von Kapital, gute 

Regierungsführung und Konfliktprävention.  
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Inhaltlich gliedert sich das AAP in acht Bereiche, in denen die G8-Staaten ihr Engagement 

verstärken wollen. Diese sind: 

 

- Frieden und Sicherheit; 

- Institutionenförderung und gute Regierungsführung; 

- Handel und Investitionen; 

- Schuldenerlass; 

- Wissensförderung; 

- Gesundheitsförderung und AIDS-Bekämpfung; 

- Verbesserung der Produktivität in der Landwirtschaft; und 

- Verbessertes Wassermanagement.580 

 

Abbildung 34 gibt einen Überblick der Eckpfeiler des AAP. Die Verantwortung der 

Maßnahmen jedes einzelnen Staates drückt sich auch in den Bereichen aus, in denen die 

Staaten tätig werden. Je nach Schwerpunktsetzung engagieren sich die Länder in 

verschiedenen Bereichen, so hat sich zum Beispiel die Bundesregierung vier Themen 

herausgenommen: Förderung von Frieden und Sicherheit, Förderung verantwortlichen 

Regierungshandelns und Förderung von Handel, Investitionen und nachhaltiger 

Entwicklung.581 Die US-Regierung arbeitet auf dem Feld der Handelsliberalisierung, 

Konfliktprävention und gute Regierungsführung sowie Bekämpfung der Korruption.  

                                                 
580 Siehe dazu: G8 Africa Action Plan, G8 Summit, Kananaskis, 26-27 June 2002.  Quelle: 
http://www.g8.gc.ca/sumdocs2002-en.asp (29.8.2006). 
581 Vgl. Die Umsetzung des Afrika-Aktionsplans. Bericht zum G8-Gipfel in Evian vom 1. bis 3. Juni 2003. Der 
Beitrag der Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Uschi Eid, Persönliche G8-Afrika-
Beuaftragte des Bundeskanzlers. Quelle: 
http://www.bmz.de/de/themen/G8_Afrika/Dokumente/Umsetzungsberichte/DEU_Umsetzungsbericht_Evian_de
utsch.pdf (29.8.2006). 
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Abbildung 34: Der G8 Africa Action Plan 
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Insgesamt wollen die G8-Staaten ihre Entwicklungshilfen ab dem Jahr 2006 auf zwölf Mrd. 

US-$ erhöhen, wobei mindestens die Hälfte den afrikanischen Kontinent zugute kommen soll. 

Jedoch behalten sich die sieben wichtigsten Industrieländer plus Russland vor, wie sie dieses 

Ziel erreichen wollen und in welchen Bereichen diese Mittel eingesetzt werden sollen. So 

heißt es in Artikel 9: „Each of us will decide, in accordance with our respective priorities and 

procedures, how we will allocate the additional money, we have pledged.“582 Die G8 

konditionalisieren ihre Hilfe an den seit den 1990er Jahren typischen Punkten wie gute 

Regierungsführung, Achtung der Menschenrechte, Demokratie, Wirtschaftsliberalisierung, 

Haushaltskonsolidierung und effektive und effiziente Verwaltung.  

                                                 
582 Ebenda. Artikel 9. 

Eigene Darstellung
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Als Messinstrument soll den G8 auch der African Peer Review Mechanism dienen, der eine 

gegenseitige Prüfung der Staaten Afrikas vorsieht. Die Staaten, die bei den genannten 

Forderungen gut abschneiden, erhalten die Möglichkeit einer so genannten  Enhanced 

Partnership.583 Mit dieser Partnerschaft erhalten diese Länder einen Sonderstatus und werden 

bei der Entwicklungszusammenarbeit besonders berücksichtigt.  

 

Der wahrscheinlich wichtigste Impuls, der von der G8-Initiative ausgeht, ist der Wille eine 

neue Partnerschaft auf gleicher Augenhöhe mit den jungen Vorzeigedemokratien Afrikas zu 

etablieren. Der Plan ist kein von oben oktroyiertes Projekt, sondern eine Reaktion auf die - 

mit positiver Resonanz versehenen – Initiative Afrikas, die Probleme des Kontinents selbst 

angehen zu wollen. Ein Jahr zuvor, in Genua präsentierten die „Repräsentanten Afrikas“ – 

Thabo Mbkei, Olusegun Obasanjo, Abdoulaye Wade, Abedelaziz Bouteflika und Hosni 

Mubarak – NEPAD und wurden nach Kananaskis eingeladen, um bei der Verabschiedung des 

AAP mit anwesend sein zu können. Diese Übereinstimmung lässt sich auch zwischen 

NEPAD und dem AAP konstatieren.  

 

Ein Jahr später, beim G8-Gipfel in Evian stellten Repräsentanten Afrikas einen Bericht vor, 

der die Fortschritte bei der Implementierung des AAP darstellen sollte. Hier wird nochmals 

deutlich gemacht, wie nah sich NEPAD und AAP stehen: „The G8 shares the fundamental 

objectives of NEPAD. The Africa Action Plan sets out how each of the G8 partners, together 

or individually, will enhance their engagement with African countries in support of 

NEPAD.“584 Dem Bericht zufolge hat die Entwicklungshilfe der G8 an Afrika im letzten Jahr 

stark zugenommen. Die G8 wollen die Zusammenarbeit mit NEPAD weiter fortsetzen und 

intensivieren. Interessierte Länder und internationale Organisationen wurden aufgefordert, 

ebenfalls Repräsentanten zu entsenden und an der Initiative teilzunehmen. Bis zum G8 Gipfel 

in Gleneagles 2005 soll ein weiterer Fortschrittsbericht für den Afrika Aktionsplan erstellt 

werden. 

                                                 
583 In Artikel 4 AAP heißt es: „We welcome this commitment. In support of the NEPAD objectives, we each 
undertake to establish enhanced partnerships with African countries whose performance reflects the NEPAD 
commitments. Our partners will be selected on the basis of measured results. This will lead us to focus our ef-
forts on countries that demonstrate a political and financial commitment to Good Governance and the rule of 
law, investing in their people, and pursuing policies that spur economic growth and alleviate poverty. We will 
match their commitment with a commitment on our own part to promote peace and security in Africa, to boost 
expertise and capacity, to encourage trade and direct growth-oriented investment, and to provide more effective 
official development assistance.“ 
584 Implementation Report by Africa Personal Representatives to Leaders on the G8 African Action Plan, Evian 
2003. S.1. 
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Das Gipfeltreffen auf Sea Island in 2004 stand mehr unter Sicherheitsaspekten und der 

internationalen Handelsliberalisierung. Zunächst erscheint es typisch für die US-Politik das 

Thema Afrika in den Hintergrund zu stellen, um us-relevante Themen wie Sicherheit und 

Handelsliberalisierung voran zu stellen. Jedoch findet sich auch in der 

Liberalisierungsdiskussion um die Doharunde ein Fortschritt für Afrika. Die G8-Staaten 

begrüßen das Weiterlaufen der Verhandlungen der „Entwicklungsrunde“.  

 

In Bezug auf sicherheitsrelevante Themen steht Afrika ebenso im Mittelpunkt der 

Konfliktprävention und –lösung. In Sea Island wurde u.a. ein G8 Action Plan on Expanding 

Global Capacity for Peace Support Operations verabschiedet, der die Ressourcen zum 

Aufbau von Friedenstruppen, gerade in und aus Afrika stärken soll. Ein weiterer Aspekt, 

warum Afrika nach den starken afrikaorientierten Gipfelkonferenzen in Kananaskis und Evian 

nicht im Mittelpunkt stand ist die Tatsache, dass Großbritannien in seinem Vorsitzjahr 2005 

Afrika und Klimawechsel zum Schwerpunkt seiner Agenda machte. Nach dem 

Zwischenbericht von Evian erschien ein weiterer Fortschrittsbericht in Gleneagles. Somit 

kann man Sea Island nicht als Abwendung von der Thematik bewerten, sondern vielmehr eine 

Hinwendung zu anderen wichtigen Themen. Gleichzeitig konnte die Implementierung des 

AAP weiter laufen. 

 

Die enge Abstimmung zwischen NEPAD und dem AAP wirft die Frage nach der Ownership 

der Initiative auf. Die Antwort hängt davon ab, inwieweit die G8-Länder unorthodoxe, aber 

sozial- und wirtschaftspolitisch sinnvolle Reformen bereit sind zu unterstützen. Die OECD-

Welt muss dazu auch ihre gesamte Entwicklungszusammenarbeit einschließlich der Kohärenz 

der anderen Politikfelder einer Überprüfung durch die Entwicklungsländer unterziehen lassen. 

Unablässlich für den ernsten Willen der reichsten Industrieländer, Afrika wirklich 

unterstützen zu wollen ist die Überprüfung der Agrarsubventionspolitik auf Seiten der G8-

Staaten. Agrarsubventionen der Industriestaaten machen jährlich 350 Mrd. US-$ aus, die 

Entwicklungshilfe 50 Mrd. US-$. Afrika ist somit auf dem Gebiet, auf dem es eigentlich 

konkurrenzfähig wäre, einem harten Wettbewerb mit dem hochsubventionierten Norden 

ausgesetzt, bei dem es kaum eine Chance des Obsiegens hat.  
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NGOs werfen der Group of Eight vor, dass der Africa Action Plan zu wenig auf die Themen 

Gesundheits- und Trinkwasserversorgung sowie die langfristige finanzielle Stabilität der 

Länder Afrikas eingehe. Wenn der Plan, wie von der G8 erklärt, die extreme Armut des 

Kontinents bekämpfen will, so müssten die oben genannten Themen so umgesetzt werden, 

dass sie schnell greifen und Wirkung zeigen.585 Die NGO Jubilee, die sich für einen 

Schuldenerlass der Entwicklungsländer einsetzt, konstatierte, dass der Plan nicht adäquat auf 

die Frage des Schuldenerlasses für Afrika eingehe. „African countries spend more than $13.5 

billion U.S. per year serving debt to fireing creditors (..) This is more than the entire amount 

of aid that’s being currently offerde by G8 leaders.“, so Mara Vanderslice von der 

Organisation.586  

 

Obwohl NGOs die Tatsache begrüßten, dass Afrika auf der G8 Agenda ganz oben stehe, 

beanstandeten sie, dass der Plan zu allgemein gehalten sei und die gesetzte Agenda wenig für 

die Bewältigung der Probleme des afrikanischen Kontinents beitragen könne. So finde die 

AIDS-Bekämpfung zu wenig Aufmerksamkeit im Afrika Aktionsplan. Allgemein befürchten 

Nichtregierungsorganisationen, dass es sich bei dem Plan um ein weiteres Versprechen der 

reichsten Länder handele, bei dem die Umsetzung auf sich warten lasse. Klar zeige dies die 

„Hintertürklausel“ des Artikel 9 des Abkommens, nachdem die Staaten die Erhöhung der 

Entwicklungshilfegelder nach ihren jeweiligen Prioritäten und Verfahren umsetzen wollen. 

Grundsätzliche Kritik kommt von Njoki Njoroge Njehu von der 50 Years is Enough-

Initiative, die zum 50. Jubiläum der Weltbank ein Auflösen der Bretton-Woods-Institutionen 

forderte. Njehu kritisierte, dass der ganze Plan auf der Basis einer neo-liberalen 

Wirtschaftspolitik beruhe, die jedoch in den letzten 50 Jahren den afrikanischen Kontinent 

nicht aus der Misere helfen konnte. Er forderte ein Umdenken. So spreche der Plan von einem 

Engagement mulitnationaler Konzerne für Afrika, die allerdings ausschließlich in G8-Staaten 

lägen und somit Ressourcen aus dem Kontinent in die G8-Staaten transferiere.587  

 

                                                 
585 Vgl. Canadian University Press: G8 Africa Plan criticised, 10, Vol. 111, July 8 2002. S.1. 
586 Ebenda, S.1. 
587 Njehu, Njoki Njogore: G-7 Bids to privatize World, in: Economic Justice News, Volume 5, N° 2, Washington 
2002, S. 2. 
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Die afrikanischen Staats- und Regierungschefs begrüßen die Initiative, weil sie zum einen 

eine Antwort auf einen afrikanischen Plan darstellt – NEPAD – und zum anderen das 

Partnerschaftsprinzip hervorhebt. So äußerte sich Thabo Mbeki optimistisch, indem er sagte: 

„We are also very pleased with the resolve of the G8 to work with us as partners. (...) We can 

construct the African continent, and mend resource problems with the practical 

implementation of these (objectives).“588  

 

Sowohl die Kritik der NGOs als auch der Optimismus von Seiten der afrikanischen Staats- 

und Regierungschefs ist berechtigt. Die NGOs sehen den G8-Aktionsplan als eigenständigen 

Plan und weniger als eine Unterstützung der bestehenden Pläne. So ist jedoch die Initiative zu 

verstehen: es gibt viele Bemühungen auf bilateraler und multilateraler Ebene, genauso in den 

internationalen Organisationen und Finanzinstitutionen. Der G8-Afrika Aktionsplan soll 

punktuell Akzente setzen, dort wo Lücken zu entdecken sind und will – viel wichtiger – das 

politische Gewicht der G8-Staaten in den oben genannten Organisationen einbringen, um das 

Thema Afrika auf der Agenda zu halten. Dabei sollen afrikanische Pläne unterstützt werden 

und eine neue Partnerschaft auf gleicher Augenhöhe entstehen - so zumindest der Tenor des 

Planes. Ein wenig überspitzt formuliert ist die Umsetzung des Planes weniger von Interesse. 

Viel wichtiger erscheint die Tatsache, dass die G8-Staaten die Probleme Afrikas erkennen 

und deren Lösung auch aus eigenem Interesse vorantreiben wollen. Das Problem besteht in 

der Tatsache, dass die Zivilgesellschaft den „großen Wurf“ fordert, indem die Industrieländer 

zum Beispiel die höchst schädlichen Agrarsubventionen abbauen. Realistisch betrachtet wird 

dies nicht innerhalb weniger Jahre gehen. Man darf sich nicht zufrieden geben mit den 

kleinen Schritten die unternommen werden, jedoch sind auch dies Schritte in die richtige 

Richtung und sollten auch Unterstützung erhalten.  

 

                                                 
588 Canadian University Press: G8 Africa Plan criticised, a.a.O. S.2. 
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Wie zu Beginn angemerkt, zeigt sich, dass die Internationale Gemeinschaft – hier die EU und 

die G8 – eine hohe Dichte an Plänen, Initiativen und Vetragswerken in Bezug auf eine 

Entwicklung in Afrika haben. So gut die einzelnen Pläne und Politiken gemeint sind, so sehr 

kreuzen sich oft genug deren Pläne. Der über 400 Seiten starke Bericht der Commission for 

Africa ist allein gesehen überwiegend positiv zu bewerten. Jedoch läuft der Plan, sollte er 

umgesetzt werden, bestenfalls parallel zu vielen Programmen – in der Entschuldung der 

HIPC-II-Initiative, in der Armutsbekämpfung den Millenium Development Goals, im 

wirtschaftlichen Bereich den WTO-Verhandlungen und den Verhandlungen der EU über 

EPAs im Rahmen des Cotonou-Abkommens, im Frieden- und Sicherheitsbereich den 

Bemühungen der UN, der EU und der AU, im Demokratisierungsprozess dem African Peer 

Review Mechanism und vielen weiteren Programmen und in Bezug auf Eigenverantwortung 

und Eigeninitiative der AU und NEPAD – schlechtestenfalls behindern und blockieren sich 

die Pläne gegenseitig. Ein Beispiel bietet die schon schirr unüberschaubare „Armee“ von 

Entwicklungsprogrammen und –helfern, bei denen die Koordinierung im Entwicklungsland 

den betroffenen Ländern enorm viel Ressourcen kosten und damit zum Teil die 

Entwicklungshilfe ad absurdum führt.  

 

Ein weiterer Aspekt betrifft die Abstimmungsschwierigkeiten der Geberländer untereinander 

sowie das Auseinanderdriften zwischen erklärtem Willen und der Realität. Wie das Beispiel 

der Commission for Africa zeigt, will Großbritannien aus dem G8-Afrika Aktionsplan 

ausscheren. Damit würden die G8-Staaten ihre Glaubwürdigkeit verlieren und kurz- bis 

mittelfristig wäre der Plan zum Scheitern verurteilt, was im Ergebnis eine Menge Geld ohne 

merkbare Wirkung gekostet hätte. Die EU bietet sich bei den WTO-Verhandlungen als 

Partner der Entwicklungsländer – gerade gegenüber Afrika – an, setzt jedoch Punkte bei den 

Verhandlungen der EPAs durch, die in Cancun am Widerstand der Entwicklungsländer 

gescheitert sind, etwa die „Singapur-Themen“ Investitionen, Wettbewerb, Transparenz, 

Handelserleichterungen. In der Agrarpolitik ist die EU nicht bereit, das Reziprozitätsprinzip 

gelten zu lassen und versperrt weiterhin den afrikanischen Ökonomien freien Zugang zum 

europäischen Agrarmarkt. Gleichzeitig müssen die Länder Afrikas für Industrieprodukte ihre 

Märkte komplett öffnen.  
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In der UN-Dekalration zu NEPAD bekräftigen die Staats- und Regierungschefs die 

Eigenverantwortung Afrikas, jedoch konditioniert die internationale Gemeinschaft, etwa bei 

der HIPC-II-Initiative den Schuldenerlass dermaßen, dass andere Pläne, außer den 

vorgegebenen neo-liberalen Kurs der Bretton-Woods-Zwillinge, den Ländern Sub-Sahara-

Afrikas nichts anderes übrig bleibt, als konforme Wirtschaftspolitiken abzuliefern.589 Ebenso 

spricht der G8-Aktionsplan von einer Partnerschaft auf gleicher Augenhöhe, gleichzeitig wird 

jedoch eine Enhanced Partnership nur dann gewährt, wenn den Konditionierungen der G8 

Folge geleistet wird.590 Das zum Programm gewordene Erreichen der MDGs in den meisten 

staatlichen und regionalen wie überregionalen Politiken wird dann zur Makulatur, wenn – 

etwa bei der ESS – nur Länder unterstützt werden sollen, die ein Sicherheitsrisiko darstellen. 

Dadurch werden von vornherein dutzende schwerbedürftige Länder aus den Außen-, 

Sicherheits- und Entwicklungspolitiken der Industriestaaten und ihrer Organisationen 

ausgeschlossen. Diese wenigen Beispiele zeigen, wie sich die Pläne, Politiken gegenseitig 

behindern und sich inkohärent zeigen und die Diskrepanz von erklärtem Willen und den 

wirklichen Handlungen auseinander klafft.  

 

Ein weitere Punkt, der zu kritisieren ist, betrifft die „Produktion von viel Papier.“ Die 

unzähligen Aktionsprogramme, Pläne, Erklärungen, Entscheidungen und Berichte müssen 

hinterfragt werden. Abbildung 35 zeigt auf fast zynische Art und Weise, was mit dieser Kritik 

gemeint ist. Bewusst wird auf eine nähere Erläuterung verzichtet. Die Zeichnung soll für sich 

selbst sprechen. Die Meinung darüber soll dem Leser selbst überlassen werden. 

 

 

 

 

                                                 
589 Dort heißt es unter Punkt 4: „We welcome the New Partnership for Africa’s Development, as an African Un-
ion-led, -owned and -managed initiative, and recognize that it is a serious commitment to addressing the aspira-
tions of the continent, as decided by the Assembly of Heads of State and Government of the Organisation of 
African Unity at its thirty-seventh ordinary session, held at Lusaka from 9 to 11 July 2001.“ United Nations 
Declaration on the New Partnership for Africa’s Development. A/Res/57/2. 
590 Grundsätzlich sind Konditionierungen nicht negativ. Sie liegen sogar in beiderseitigem Interesse. Ein Geber 
will seine Interessen durchsetzen und ein Nehmer erhält ein Maß an Planungssicherheit, wenn er weiss, wann er 
mit Unterstützung rechnen kann und wann nicht. In der Regel sind auch humanitäre Hilfsmaßnahmen von der 
Konditionierung ausgeschlossen. Konditionierungen werden dann fraglich, wenn die Nehmer, etwa in der 
Wirtschaftspolitik, einen anderen Kurs einschlagen wollen als den vorgegebenen Kurs der Geber, obwohl ein 
anderer Kurs sinnvoll wäre. Ein Beispiel ist in der Verstaatlichung von Betrieben zu finden, die von Geberseite 
grundsätzlich abgelehnt wird. Jedoch erscheint, gerade in vielen Ländern Afrikas, eine Verstaatlichung oder die 
Beibehaltung von staatlichen Betrieben im Bereich der Grundversorgung – etwa Strom und Wasser – sinnvoll, 
wenn Wettbewerb Teile der Bevölkerung aus der Grundversorgung ausschließen würde. 



 303

Abbildung 35: Cartoon „immediate benefit“ 

 

Quelle: eAfrica. The electronic journal of governance and innovation, Volume 3, April 2005, S.1.



 304

7. Zum Schluss: Plädoyer für ein prosperierendes Afrika 
 

Für mich entscheidet sich die Menschlichkeit unserer Welt am Schicksal Afrikas. 
Antrittsrede von Bundespräsident Horst Köhler am 1. Juli 2004 im Deutschen Bundestag 

 

Auch wenn Horst Köhler ein Engagement für den Schwarzen Kontinent aus humanistischen 

Motiven heraus begründet, so liegt ein prosperierendes Afrika mehr als je zuvor im Interesse 

der Weltgemeinschaft. Herbert Grönemeyer, ein bekannter deutscher Musiker, hat anlässlich 

des von Sir Bob Geldof initiierten Live 8-Konzerts am 2. Juli 2005 gesagt, man solle nicht 

über, sondern mit Afrika reden. Diese neue Qualität in den Nord-Süd-Beziehungen zu 

erreichen, sollte ein Hauptziel sein.  

 

Entwicklungspolitik hatte bisher oft einen moralischen Impetus. Solidarität, Menschlichkeit, 

Hilfsbereitschaft und Verpflichtung der Reichen für die Armen waren gängige Motive. Der 

wirtschaftliche Imperativ mit dem Argument der Schaffung neuer Märkte wurde und wird 

gerade gegenüber Afrika oft als unglaubwürdig angesehen. Eine neue Qualität erhielt 

Entwicklungspolitik jedoch mit der verstärkten Diskussion um die Globalisierung. Hier 

erschöpft sich Entwicklungspolitik nicht in humanitärer Hilfe, sondern die wachsende 

interdependente Welt zeigt vielmehr, dass eine Zusammenarbeit zwischen Industrie- und 

Entwicklungsländern immer wichtiger wird, will man die globalen Herausforderungen und 

Probleme nachhaltig erfolgreich meistern. Damit müssen die Industrieländer im 

Eigeninteresse Entwicklungspolitik betreiben und dafür gibt es triftige Gründe.  

 

Die Demokratisierung sollte im Interesse Aller weltweit gefördert werden. In einer Zeit, in 

der internationale Regulierungsregimes immer wichtiger werden, bekommen deren 

Entscheidungen (Legitimations-) Probleme, wenn die teilnehmenden Nationalstaaten nicht 

demokratisch legitimiert sind. Autoritäre, autokratische und diktatorische Regime sind 

schlechte Garanten für politische und wirtschaftliche Stabilität. Eliten bereichern sich, 

Korruption und ökonomisches Missmanagement sind die Regel. Weiterhin lässt sich 

empirisch nachweisen dass Demokratien untereinander kaum kriegerische 

Auseinandersetzungen haben, sondern Konflikte mit friedlichen Mitteln beilegen. Somit ist 

Demokratisierung ein außen-, sicherheits- und entwicklungspolitisches Instrument im 

Eigeninteresse der Industrieländer, um den globalen Gestaltungsrahmen besser nutzen zu 

können.  
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Als Weltprobleme bezeichnet man Erscheinungen, die den Handlungsrahmen von 

Nationalstaaten, selbst der stärksten, überfordert. Allgemein werden Armut, 

Bevölkerungswachstum, Trinkwasserknappheit, der globale Klimawandel, aber auch der 

internationale Terrorismus und die Anfälligkeit der internationalen Finanzmärkte angeführt. 

Um diese Probleme angehen zu können, benötigt man ein global starkes Netz, das auch – und 

gerade – die Entwicklungsländer mit einschließt. Hier kann Entwicklungspolitik einen nicht 

unerheblichen Beitrag leisten. Weitere Argumente lassen sich im sozialen Gefüge der 

internationalen Politik finden. Die OECD-Staaten benötigen verlässliche Partner auch 

außerhalb ihrer Mitgliederreihen. Erstarkende Staaten wie China, Indien, Südafrika und 

Brasilien werden immer wichtigere Partner. In internationalen Organisationen kann ein 

vertrauensvolles Verhältnis dazu beitragen, wichtige Entscheidungen schneller 

herbeizuführen. Somit kann Entwicklungspolitik ein kooperatives, auf Vertrauen basierendes 

Netz mit Entwicklungsländern aufbauen, um einen Beitrag zu der Lösung globaler Probleme 

zu leisten. 

 

Ohne Frage sollte jeder Staat versuchen, seine Interessen zu definieren und durchzusetzen. 

Dabei kann man kurz-, mittel- und langfristige Ziele unterscheiden. Eine friedliche und 

kooperative Welt stellt eines der langfristigen Ziele jedes Staates dar. Die Überlegungen zum 

Erreichen dieser Ziele sind unterschiedlich. Gegenüber Afrika ist eine über alle Parteien 

hinweg solide Grundlage unerlässlich. Die zu bewältigenden Aufgaben im 21. Jahrhundert 

überfordern den Nationalstaat und machen  konzertierte Aktionen auf regionaler und 

internationaler Ebene notwendig. Außenpolitik und damit auch Entwicklungspolitik 

unterliegen neuen Parametern, nicht erst durch den Prozess der Globalisierung und der 

terroristischen Bedrohungen, die mit den Anschlägen von New York, Washington, Madrid 

und schließlich London traurige Wirklichkeit geworden sind. Drei große Themenkomplexe 

lassen sich dabei definieren. Zunächst die Umsetzung der Entwicklungspolitik als 

Armutsbekämpfung, insbesondere unter der Ägide der Vereinten Nationen mit den MDGs 

(Stichwort: Armut halbieren!). Hier wurden und werden viele Schritte unternommen, und 

nicht zuletzt der Sachs-Report gibt praktische Empfehlungen, wie die Milleniumsziele bis 

2015 erreicht werden können. Im weiteren Kontext, insbesondere seit den Terroranschlägen 

vom 11. September 2001, stellt sich die Frage nach Entwicklungspolitik als Sicherheitspolitik 

oder ob Entwicklungspolitik zugunsten der Sicherheitspolitik zurückgestellt werden sollte. 

Hier muss man die langfristige Perspektive in Betracht ziehen und der Entwicklungspolitik 
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mehr Beachtung schenken, da diese prinzipiell in der Lage zu sein scheint, eine Verbesserung 

der Lebensqualität in den betroffenen Ländern zu erreichen und somit die Ursachen für 

gewalttätige Auseinandersetzungen, Bürgerkriege und Terrorismus zu bekämpfen, anstatt die 

Auswirkungen zu unterdrücken, wie es in der kurz- bis mittelfristigen Sicherheitspolitik oft 

der Fall zu sein scheint. Neu in der Diskussion um Entwicklungspolitik – dies hat auch der 

Sachs-Report gezeigt – ist die Zusammenarbeit mit so genannten Ankerländern (so die 

Bezeichnung des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

oder auch Schnellspurländern (Sachs-Report), um schnellere Ergebnisse in der 

Entwicklungszusammenarbeit zu erreichen. Schnellspurländer sind Staaten, in denen eine 

effektive und effiziente Verwaltung herrscht, die den Prinzipien der Good Governance 

entspricht. Mit dieser Strategie erhofft man sich zum einen schnelle Ergebnisse im Sinne einer 

positiven Entwicklung in den armen Ländern. Zum anderen soll damit eine 

Ausstrahlungswirkung erzielt werden, d.h. Länder, die nicht diesen Prinzipien entsprechen, 

werden versucht sein, ihre Verwaltungs- und Regierungstätigkeit auf die neuen Paradigmen 

umzustellen, um Hilfe im weitesten Sinne erhalten zu können.  

 

Phänomen der failing und failed states in Afrika 

 

Für Afrika von entscheidender Bedeutung ist das Phänomen der zerfallenden und zerfallenen 

Staaten, auch als failing und failed states bezeichnet. Im entwicklungspolitischen 

Gesamtkontext ist es inzwischen Gemeingut, dass Kooperation nur mit „funktionierenden“ 

Staaten erfolgreich sein kann. Gerade in Afrika finden sich jedoch wenige Länder, die dem 

Idealtypus eines funktionierenden oder stabilen Staates entsprechen. Daher ist es unabdingbar, 

diesem Phänomen auf dem schwarzen Kontinent auf den Grund zu gehen und die Ursachen 

zu bekämpfen, um einen handlungsfähigen Staat als zuverlässigen Partner zu erhalten.  

 

Bei der Kategorisierung der Erosion von Staatlichkeit geht man vom Idealtypus des stabilen 

Staates aus und stuft dann je nach Erosionsgrad in instabile, zerfallende und schließlich 

zerfallene Staaten ein. Der stabile Staat wird wie folgt beschrieben: 

 

- Sicherheit: Der Staat besitzt das Gewaltmonopol und schützt seine Bürger vor 

gewalttätigen physischen Übergriffen. Im Hobbes’schen Sinne garantiert der Staat 

grundsätzlich die physische Unversehrtheit des Einzelnen. 
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- Rechtsstaatlichkeit: Der Staatsbürger kann sich auf eine verlässliche und 

vorhersehbare Setzung und Durchsetzung von Recht und Normen verlassen. In einem 

modernen Staat nimmt die dritte Gewalt – die Judikative – immer eine unabhängige 

Sonderrolle ein. 

- Wohlfahrt: Der Staat garantiert seinen Bürgern eine Grundversorgung, um ein Leben 

in Würde führen zu können. Dies umfasst den Gesundheitsbereich, Bildung, 

Infrastruktur und die gerechte Verteilung von wirtschaftlichen Ressourcen. 

- Partizipation: In einem modernen Staat ist die Teilnahme der Bürger am politischen 

Prozess garantiert. Meistens wird diese Teilhabe durch freie, geheime, direkte und 

unabhängige Wahlen garantiert. Ebenso gehören die Bürgerrechte, etwa freie 

Meinungsäußerung und die Versammlungsfreiheit, dazu.591 

 

Auf der Basis des Idealtypus eines funktionsfähigen Staates fällt die Kategorisierung schwer 

und liegt im Auge des Untersuchenden und des Zeithorizonts. Allerdings findet man im 

südlichen Afrika einige Staaten, die man als zerfallene Staaten bezeichnen muss – bei denen 

von einem Staat nicht einmal mehr die Rede sein kann. In der Großen-Seen-Region sind die 

DR Kongo und Burundi Beispiele erodierter Staaten. Eine Zentralregierung gibt es nur pro 

forma, staatlichen Institutionen wird kein Vertrauen geschenkt, die Sicherheit wurde 

privatisiert und Gewalt wird von konkurrierenden Gruppen ausgeübt. Ein Wohlfahrtssystem 

ist nicht vorhanden. Weitere Beispiele sind der Sudan, Sierra Leone und Liberia. Nimmt man 

den Demokratisierungsgrad als Bemessungsgrundlage eines funktionsfähigen Staates, so 

können der Organisation Freedomhouse zufolge von den 53 afrikanischen Staaten nur knapp 

ein Fünftel als funktionsfähig bezeichnet werden. Im Umkehrschluss sind vier Fünftel der 

Staaten in Afrika vom Idealtypus des funktionsfähigen Staates mitunter weit entfernt.  

 

Wo liegen die Gründe dafür? Seit der Unabhängigkeitswelle in den 60er und 70er Jahren hat 

in einigen Ländern Staatlichkeit nie stattgefunden. Hier spricht man von Quasi-Staaten. Als 

Ausgangspunkt hierfür lässt sich das koloniale Erbe anführen. Die Kolonialherren 

hinterließen Gebilde, die über keinerlei Voraussetzungen für einen Staat verfügten. 

Willkürlich gezogene Grenzen und äußerst heterogene Volksstämme machten eine 

Staatlichkeit von vornherein unmöglich. Im weiteren geschichtlichen Verlauf garantierte der 

                                                 
591 Typisierung nach: Roehder, Katja: Entwicklungspolitische Handlungsfelder im Kontext erodierender 
Staatlichkeit in Subsahara-Afrika. Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE), Discussion Paper 5/2004. 
Bonn 2004. S. 11. 



 308

Ost-West-Konflikt autoritären und diktatorischen Regimen, die ihren Staatsaufgaben nicht 

nachkamen, den Erhalt, sofern diese sich dem einen oder anderen Block anschlossen. Nach 

dem Zusammenbruch der Sowjetunion standen viele Staaten vor dem Kollaps und 

kriegerische Auseinandersetzungen gewannen die Oberhand, vor allem in der Großen-Seen-

Region (Somalia, Ruanda, DR Kongo), aber auch in Westafrika (Sierra Leone). In dieser Zeit 

können immer mehr erodierende Staaten identifiziert werden. Erst seit Mitte der 90er Jahre, 

vor allem mit der Beendigung des Apartheidregimes in Südafrika, wendete sich das Blatt. 

Heute wird Staatlichkeit in vielen Ländern Afrikas von den Auswirkungen der Globalisierung 

gefährdet. Laurent Magesa benutzt den Begriff der psychologischen Emigration der 

Menschen: 

 

”The negative effects of globalisation are insidious because they are causing in 
the body politic what can only be described as a situation of psychological 
emigration, a kind of exile of the people’s mind and heart, or displacement, 
similar in consequence to their physical equivalents. In this situation, people 
have little or no commitment at all to their country and its institutions, their 
culture and economy. Any semblance of patriotism disappears, except perhaps 
when it serves some personal selfish end. People become virtual zombies in 
their own country. It is noticeable that excessive economic liberalization and 
the mindless rush to privatisation of economic infrastructures pushed by liberal 
capitalist international institutions produce this phenomenon of failing States, 
in much of sub-Sahara Africa, at least.”592 
 

Die Unterstützung staatlicher Stabilität im Rahmen legitimer staatlicher Strukturen ist ein 

vorrangiges Ziel für eine positive Entwicklung in Afrika. An erster Stelle steht hierbei die 

Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung und die Rückeroberung des Gewaltmonopols 

durch den Staat. Wie oben beschrieben, soll in der Entwicklungszusammenarbeit verstärkt mit 

funktionsfähigen Staaten kooperiert werden, da nur ein funktionsfähiges Staatsgebilde in der 

Lage ist, die nötigen Schritte bis in die Gemeinden hinein um- und durchzusetzen. Die reine 

Sicherheitsperspektive ist nur kurzfristig sinnvoll. Nachhaltige Staatlichkeit verlangt von der 

Entwicklungspolitik ein langfristiges und umfassendes Engagement. Als Ziele können 

definiert werden: 

 

- Prävention: Stabilisierung von Staaten, bevor eine Erodierung erkennbar ist. Hier kann 

zum Beispiel gesellschaftspolitische Bildung die Partizipation der Bürger am 

politischen Geschehen festigen. 

                                                 
592 Magesa, Laurent: Failing States in Africa, Nairobi, 2002. S. 2. 
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- Aufbauhilfe: Reformen und der Wiederaufbau eines Staates unter Berücksichtigung 

der Legitimität staatlicher Gewalt müssen unterstützt werden. In diese Kategorie fällt 

das so genannte state building.  

 

- Gewaltmonopol schaffen und stärken: Das legitime staatliche Gewaltmonopol muss 

geschaffen und danach gefestigt werden; dies umfasst auch Reformen im 

Sicherheitsbereich eines Landes und deren Anerkennung durch die Bevölkerung. Der 

Staat muss lernen, Gewalt nur dort einzusetzen, wo sie unumgänglich ist; der Bürger 

muss das Gewaltmonopol akzeptieren und Vertrauen in den Staatsapparat gewinnen. 

 

- Stärkung der Staatsgewalten: Normsetzung (Legislative) und deren Durchsetzung 

(Exekutive) wie auch die Durchsetzung der Gerichtsbarkeit (Judikative) sind 

Aufgaben des Staates. Zunächst geht es um die Arbeits- und Durchsetzungsfähigkeit 

dieser Gewalten bei gleichzeitiger Verhältnismäßigkeit und Schutz des Einzelnen vor 

Willkür des Staates. In der Zielperspektive ist dies ein fortwährender Lernprozess, 

sowohl auf der Seite des Staates als auch auf der des einzelnen Staatsbürgers.593 

 

Bei der Umsetzung dieser Zielvorgaben in konkrete Entwicklungszusammenarbeit wurden in 

den letzten Jahren einige Fortschritte erzielt. Im Rahmen der OECD/DAC und der EU wurden 

Konzepte zur strukturellen Stabilität entwickelt und im Final Report of the Commission on 

Human Security aus dem Jahr 2003 finden sich diese Ansätze wieder. Die Umsetzung dieser 

Zielvorgaben geht allerdings nicht ohne angemessene Ressourcen vonstatten. Ein konkretes 

Beispiel ist die Peace Facility for Africa der EU, die die stabilitätsrelevanten Aktivitäten der 

AU unterstützen soll. Was Afrika zu tun hat und wie die Geberländer ihren Beitrag dazu 

leisten können, ist Gegenstand späterer Betrachtungen.  

 

Die Ausführungen haben gezeigt, dass sich die globalen Voraussetzungen in den letzten 

Jahren erheblich verändert haben. Die Herausforderungen an die internationale Gemeinschaft 

und Afrika haben sich verschärft und der Wandlungsprozess hat sich zunehmend 

beschleunigt. Innerhalb der letzten Jahre ist viel geschehen, die Anstrengungen aus Afrika 

haben eine neue Qualität erreicht und Global Governance ist in das Zentrum des Interesses 

                                                 
593 Aufgabendefinition in Anlehnung an: Roehder, Katja: Entwicklungspolitische Handlungsfelder im Kontext 
erodierender Staatlichkeit in Subsahara-Afrika. Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE), Discussion 
Paper 5/2004. a.a.O. S. 13. 
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bei der Bewältigung der mannigfaltigen Aufgaben gerückt. In der folgenden 

Schlussbetrachtung wird der Frage nachgegangen, was die afrikanischen Staaten und deren 

Organisationen tun müssen, wollen diese ernsthafte Fortschritte in der Verbesserung der 

Lebensqualität ihrer Bürger erreichen. Dies allein reicht jedoch nicht aus. Die Industrieländer 

sowie die internationale Gemeinschaft müssen ebenfalls ihren Beitrag leisten, wenn es ihnen 

mit einem prosperierenden Afrika ernst ist. Dabei geht es, wie oben beschrieben, nicht um 

eine humanistische Geste, sondern um den Erhalt des eigenen Wohlstands, so paradox es 

klingen mag. Das 21. Jahrhundert bietet die Chance und die Voraussetzungen, ein wirkliches 

Entwicklungsjahrhundert zu werden, in dem die Verteilung von Wohlstand gerechter gestaltet 

werden kann. Dies kann nicht durch einen Big Bang geschehen, bei dem alle 

Maximalforderungen bedingungslos und unverzüglich umgesetzt werden, sondern nur 

graduell. Allerdings sollten die Zielvorgaben verbindlich festgesetzt werden und ein 

Sanktionsmechanismus die Umsetzung der Pläne garantieren. Turnusmäßige Überprüfungen 

des Erreichten sollten auf internationaler Ebene im Rahmen der Vereinten Nationen 

publikumswirksam stattfinden, um ein Fortschreiten der Ziele zu gewährleisten. Wandel kann 

nur in einem langfristigen Horizont nachhaltig erreicht werden. Kurzfristiges Engagement 

sollte in Bereichen dringlicher Aufgaben, wenn das Leben und Überleben von Menschen 

gefährdet ist, umgesetzt werden. Die Weltprobleme können nur im globalen Rahmen 

angegangen und bewältigt werden. Dabei handelt es sich in einer sinnvollen Kooperation 

nicht um ein Nullsummenspiel, sondern kann zu einer Win-Win-Situation führen. 

 

Was Afrika tun muss 

 

Im Einzelnen werden vier Bereiche definiert, die aus Afrika heraus angegangen werden 

müssen, will man mittel- bis langfristig eine positive Entwicklung erzielen. Dabei müssen alle 

Bereiche umgesetzt werden, da diese in Wechselwirkung zueinander stehen. Die 

Wechselwirkung bedingt auch eine Gleichzeitigkeit der Maßnahmen oder zumindest die 

zeitliche Nähe zueinander. 

 

Zunächst müssen die Voraussetzungen für eine positive Entwicklung geschaffen werden. 

Frieden und Sicherheit sind der Nährboden für entwicklungspolitische Maßnahmen. In Afrika 

sind nach wie vor die meisten Kriege und kriegerischen Auseinandersetzungen weltweit zu 

beklagen. In der DR Kongo, dem Sudan, Sierra Leone, der Elfenbeinküste, Simbabwe und 

Äthiopien – um nur wenige Beispiele zu nennen – sind in unterschiedlicher Intensität nach 
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wie vor Unruhen, Mord, Gefechte und Vergewaltigungen an der Tagesordnung. Bei einem 

bewaffneten Konflikt in einem Land werden auch die Nachbarstaaten in Mitleidenschaft 

gezogen.  

 

Die Kosten eines Krieges für die Nachbarländer sind oft genauso hoch wie die Kosten für das 

betreffende Land selbst.594 Ohne ein allzu pessimistisches Bild zeichnen zu wollen, gilt es, 

diese Regionen zu befrieden. Eine Region ist immer nur so sicher wie ihr unsicherstes Land. 

Zunächst waren die afrikanischen Institutionen mit derlei Konflikten überfordert. Den 

Völkermorden in Ruanda und Somalia konnte Afrika nur zuschauen. Der internationalen 

Gemeinschaft wurden hier ihre Grenzen auf drastische Art und Weise aufgezeigt. Inzwischen 

haben sich die institutionellen Voraussetzungen in Afrika geändert. Die AU hat mit dem 

Peace and Security Council einen Mechanismus eingeführt, der Konfliktverhütung, 

Konfliktvor- und -nachsorge leisten kann. Eine AU-Eingreiftruppe hat ihre ersten Einssätze 

mit Unterstützung der Vereinten Nationen und der EU im Sudan und der Elfenbeinküste 

absolviert. Dieses Engagement zielt in die richtige Richtung.  

 

Die Vorteile liegen auf der Hand: afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme. Eine 

afrikanische Eingreiftruppe hat es leichter, konfliktverhütend und -lösend einzugreifen, da sie 

prinzipiell eine höhere Akzeptanz bei den Konfliktparteien und der Bevölkerung genießt. 

Diplomatische Missionen der AU in Afrika haben den Vorteil, dass ein eigenes 

Sanktionsregime vorhanden ist und der Druck auf Konfliktparteien entsprechend erhöht 

werden kann. Physisch und psychologisch ist die Afrikanische Union näher an den Problemen 

Afrikas; die betreffenden Staaten sitzen überdies in den Gremien des pan-afrikanischen 

Verbundes. Diese Vorteile sollten nicht unbeachtet bleiben, da sie einen Teil der 

afrikanischen Kultur ausmachen. Die gleiche Augenhöhe, das Senioritätsprinzip und ein 

eventueller Gesichtsverlust vor der afrikanischen Gemeinschaft sind nach wie vor 

Entscheidungskriterien auf dem Schwarzen Kontinent. Wenn Afrika die vielen geerbten und 

neuen Konflikte beseitigen kann, ist ein großer Schritt zur Entwicklung und zu einem 

prosperierenden Kontinent vollzogen. Im eigenen Interesse kann und muss dieses Problem 

aus eigener Kraft, jedoch mit Unterstützung der Geberländer, gelöst werden. Eindrucksvoll 

zeigt sich der Wille der AU-Staaten, humanitären Katastrophen nicht mehr tatenlos 

                                                 
594 Siehe dazu: Collier, Paul: Breaking the Conflict Trap. Civil War and Development Policy, Washington 2004. 
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zuzusehen, an den Ausnahmeregelungen der AU (Artikel 4 h) zum kollektiven Eingreifen der 

Union in Fällen schwerer Menschenrechtsverletzungen und bei Völkermord. 

 

Demokratisierung, gute Regierungsführung mit einer effizienten und effektiven Verwaltung, 

die den Bürger erreicht, sind weitere wichtige Kriterien für eine Verbesserung der 

Lebensverhältnisse auf dem Schwarzen Kontinent. Zur Umsetzung von Programmen 

wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung werden politische Institutionen benötigt. Diese 

Erkenntnis ist mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion in den 1990er Jahren in der 

Entwicklungspolitik wieder gewachsen. Auch wird unter dem Begriff des Human 

Development inhärent verstanden, was die moderne rechts- und sozialstaatlich verfasste 

Demokratie ausmacht: Unversehrtheit der Person, Rechtsstaatlichkeit, Meinungsfreiheit, 

politische Partizipation und Chancengleichheit. Demokratie ist somit nicht der Wunsch der 

Geberländer, den Entwicklungsländern ein fremdes System aufzuzwingen, weil sie damit am 

besten umgehen können, sondern es liegt im eigenen Interesse der Entwicklungsländer, den 

Wandel in ein demokratisches System zu forcieren und auszubauen. Dabei hat Afrika seit den 

1990er Jahren enorme Fortschritte erzielt. Demokratisierung fördert somit den Frieden, eine 

pluralistische Ordnung mit Wahlalternativen für die Bürger fördert gute Regierungsführung 

und das Vertrauen in die Politik. Gerade im Verbund können die afrikanischen Staaten eine 

Demokratisierung auf ihrem Kontinent stärken.  

 

Der African Peer Review Mechanism ist dafür ein gutes Beispiel – trotz aller Kritik. Die AU 

und auch NEPAD haben zwar (noch) nicht in ausreichendem Umfang die nötigen 

Sanktionsmöglichkeiten. Der APRM wird jedoch Ausstrahlungswirkung haben und eine 

Suspendierung der AU-Mitgliedschaft kann mittelfristig Wirkung zeigen. Ein weiterer Grund 

ist das Verständnis auf afrikanischer Seite für Situationen, die bei den OECD-Staaten für 

Kopfschütteln sorgen. Ein gutes Beispiel stellt Simbabwe dar, wo die Haltung der AU und 

speziell Südafrikas gegenüber Mugabe zu Unverständnis führte und sogar zur Nagelprobe für 

die Glaubwürdigkeit der afrikanischen Staaten in ihren demokratischen Bemühungen wurde. 

Bei einer genauen Betrachtung und im Wissen um politische Kultur in Afrika ist die offizielle 

„stille Diplomatie“ die einzig plausible Möglichkeit. Die Situation in Simbabwe ist 

selbstverständlich nicht tragbar, jedoch gelten in Afrika noch Dankbarkeit und Seniorität als 

Prinzipien, sodass offiziell Mugabe sein Gesicht nicht verliert. Vielmehr versucht man im 

Stillen eine Lösung zu finden, und die Ankündigung Mugabes, sich im Laufe der 

Legislaturperiode zurückzuziehen, ist Auswirkung dieser diplomatischen Bemühungen. Eine 
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Verurteilung und ein rhetorischer Angriff auf Mugabe hätte zu einem Massaker führen 

können. So hält die Situation zwar länger an als gewünscht, doch eine Transition ist 

eingeleitet und wird eintreten. Demokratisierung sollte aus der Mitte der afrikanischen Staaten 

kommen. Die AU und auch NEPAD besitzen die institutionellen Mittel und sollten diese auch 

einsetzen.  

 

Im wirtschaftlichen Bereich können und müssen die afrikanischen Staaten auf 

Gemeindeebene, Staatsebene, Regional- und schließlich Kontinentalebene viel selbst 

bewirken und somit den Weg für ein prosperierendes Afrika ebnen. Zunächst müssen 

Anstrengungen bezüglich des Ausbaus der Infrastruktur unternommen werden. Verkehrswege 

und die Telekommunitation müssen ausgebaut werden, die Elektrifizierung muss 

vorangetrieben werden. Viel wichtiger jedoch ist der grenzübergreifende Infrastrukturausbau 

mit dem Ziel, den Intraregionalhandel zwischen den afrikanischen Staaten auszubauen. 

Zusammen mit der Diversifizierung der Wirtschaften und dem Umbau der Industrien hin zu 

rohstoffverarbeitender Industrie ist dieser eine Schlüsselunternehmung für wirtschaftliche 

Erholung und Verbesserung des Kontinents.  

 

NEPAD hat hier schon viel geleistet, etwa mit Maßnahmen zum grenzüberschreitenden 

Verkehr, der Standardisierung von Verfahren, wie sie in der EU auch gesetzt werden, 

Telekommunikationsmaßnahmen und vielem anderen. Zwar müssen, wie bereits betont, diese 

Anstrengungen aus der Mitte der afrikanischen Gesellschaft kommen, allerdings mit 

Unterstützung der Industrieländer. Dies hat den Vorteil, dass Bedürfnisse aus der Mitte der 

Bedürftigen heraus definiert werden und bei der Umsetzung afrikanische Firmen zum Zug 

kommen und dies positive Auswirkungen auf die regionalen Märkte hat, da die Investitionen 

im Land bleiben. Weiterhin fördert diese Vorgehensweise die Ownership des Prozesses und 

somit steigt das Verantwortungsgefühl der Menschen für die eingeleiteten Maßnahmen. Der 

Umbau der Industrien von reinen Rohstoffexporteuren zu rohstoffverarbeitenden bringt 

weitere positive Effekte. Die Terms of Trade steigen, die Gewinne aus der 

Rohstoffausbeutung und ihrer weiteren Verarbeitung bleiben im Land, die Industrien um die 

verarbeitende Industrie herum wachsen und Arbeitsplätze werden geschaffen. Damit wäre der 

Kreislauf der Ausbeutung des Kontinents durchbrochen und die afrikanischen Staaten wären 

vielmehr in der Lage, Investitionen in die eigene Zukunft zu tätigen. Die Eingliederung in die 

Globalisierung kann so gefördert werden und eine echte Beteiligung an der Weltwirtschaft 

wäre gewährleistet. Sicher klingt das utopisch, jedoch soll nochmals betont werden, dass 



 314

diese Zielsetzungen einen langfristigen Horizont verfolgen und somit durchaus 

wünschenswert und erstrebenswert erscheinen. Dies sollte im eigenen Interesse aus Afrika 

selbst heraus geplant, getragen und umgesetzt werden, eine Unterstützung der Industrieländer 

und deren Umsetzung einer Ermöglichung für einen freien Handel vorausgesetzt.  

 

Vorteile liegen auch hier im selbst getragenen Prozess, der mehr Verantwortung und einen 

vorsichtigeren Umgang mit den vorhandenen Ressourcen nach sich zieht. Die Instrumente 

und Organisationsformen dafür sind durch die AU und insbesondere NEPAD geschaffen und 

sollten auch entsprechend genutzt werden. Unbedingt verfolgt werden sollte ein Bottom-up-

Prozess, bei der Bedürfnisse von der Gemeinde definiert werden und sich je nach 

Anforderungen bis auf die kontinentale Ebene erheben. Hier sollte auch das Prinzip der 

Subsidiarität eingeführt werden, nach dem die nächst höhere Instanz erst auf den Plan gerufen 

wird, wenn die kleinere nicht mehr in der Lage ist, die benötigten Veränderungen 

herbeizuführen. Diese Vorgehensweisen stärken noch den partizipativen und demokratischen 

Charakter. 

 

Alle zu unternehmenden Schritte müssen auf einem eigenen, afrikanischen Entwicklungsplan 

basieren. Hier muss Afrika für die zu unternehmenden Schritte seine eigenen Standards 

entwickeln, setzen und umsetzen. Afrika besitzt eine andere Unternehmenskultur, ein anderes 

Sozialgefüge, andere Normen und Werte und andere Voraussetzungen als Europa, die USA, 

Asien oder Lateinamerika. Trotz der sich immer weiter vernetzenden Welt, der immer 

schneller, weiter und tiefer voranschreitenden Globalisierung der heutigen Tage bleiben 

Eigenheiten der Kontinente bestehen.  

 

Mit der Umwandlung der OAU in die AU haben die afrikanischen Staats- und 

Regierungschefs ihre Handlungsfähigkeit unter Beweis gestellt. Innerhalb kürzester Zeit, die 

die internationale Gemeinschaft durchaus in Erstaunen versetzt hat, wurde eine überaltete 

Organisation in eine neue, den Gegebenheiten angepasste Struktur umgewandelt. Eine eigene 

Menchenrechtscharta, ein Pan-Afrikanisches Parlament, ein Friedens- und Sicherheitsrat und 

eine AU-Kommission wurden aufgebaut und zeigen ihre erste Funktionsfähigkeit. Mit 

NEPAD hat Afrika einen Plan entworfen und gezeigt, wie es sich aus seiner Misere selbst 

befreien kann.  
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Kritik an der NEPAD sagt aus, dass Afrika sich nach den allgemeingültigen und von den 

westlich geprägten Institutionen wie Weltbank und IMF gesetzten Entwicklungsplänen 

ausgerichtet hat, um sich deren Unterstützung sicher zu sein. Jedoch betont die NEPAD die 

Tragfähigkeit des Konzeptes auch ohne die Unterstützung der Industrieländer, allerdings dann 

in einem erheblich verlangsamten Tempo. Diesen Weg sollte Afrika weiter verfolgen. Das 

käme auch dem Prinzip der Ownership zugute. Die Afrikaner müssen beweisen, dass es ihnen 

ernst ist mit den Reformen – für die eigene Glaubwürdigkeit und ein höheres Ansehen in der 

internationalen Gemeinschaft.  

 

Nur dann kann der Schwarze Kontinent nicht zuletzt moralischen Druck ausüben und eine 

wirkliche Unterstützung bei den Geberländern einfordern. Die Bedürfnisse müssen in Afrika 

definiert werden, dann kann um Unterstützung direkt und konkret an die Industrieländer 

herangetreten werden. Damit wäre der Prozess selbst getragen. Wichtig bei der eigenen 

Standardsetzung bleibt die kulturelle Dimension des Kontinents. So müssen auf allen Ebenen 

die in Afrika reichlich vorhandenen unterschiedlichen Stämme, Kulturen und Sprachen 

berücksichtigt und in den Prozess mit einbezogen werden. Erst wenn die Pläne auch die 

Vielfalt des Kontinents und die diversen kulturellen Erben mit berücksichtigen, wird die 

Erneuerung des Kontinents von Erfolg gekrönt sein. Es soll dabei nicht um die Konservierung 

überkommener Vorstellungen gehen, etwa die Rolle der Frau in der Gesellschaft oder 

Machtstrukturen, die irrationalen Mustern folgen, sondern um die Integration der Menschen 

und den Gewinn jedes Einzelnen für die Reformen. Exklusion vertieft die Gräben und die 

Menschen werden mehr denn je versuchen, sich an Traditionen zu klammern, anstatt sich 

Neuem zu öffnen. Diese Arbeit zu leisten, muss den Menschen des Kontinents selbst 

überlassen werden. 
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Was die internationale Gemeinschaft tun muss 

 

Wenn die begonnenen Reformen auf dem schwarzen Kontinent weiter vorangetrieben werden 

und die afrikanische Gesellschaft sich als willens und fähig zeigt, die Agenda umzusetzen, 

muss die internationale Gemeinschaft, insbesondere die reichen Industrieländer, ihren Teil zu 

der Agenda beitragen. Ohne die Unterstützung und den festen Willen, einen wirklichen 

Wandel herbeiführen zu wollen, ist der Prozess in Afrika gefährdet. Dann könnten 

Ressentiments und Vorurteile bestätigt werden und populistische Kräfte in Afrika die 

Oberhand gewinnen, was der Stabilisierung der Welt zuwiderlaufen würde. Für die 

internationale Gemeinschaft gibt es vier Themenblöcke, mit denen sie die Anstrengungen 

Afrikas nachhaltig unterstützen können. 

 

Ein umfassender Schuldenerlass für die ärmsten Länder der Welt sollte umgesetzt werden. 

Insbesondere für Afrika südlich der Sahara wäre das einer der Grundsteine für eine 

erfolgreiche und nachhaltige Entwicklung. In der HIPC-II-Initiative wird eine Entschuldung 

unter der Voraussetzung einer Poverty Reduction Strategy angestrebt. Ohne Zweifel geht die 

Initiative in die richtige Richtung. Auf dem G8-Gipfel in Gleneagles 2005 wurde beschlossen, 

18 Ländern Schulden in Höhe von 40 Mrd. US-Dollar zu erlassen. Vor allem Afrika profitiert 

davon.  

 

In Anbetracht der Gesamtschulden der Entwicklungsländer von 2.000 Mrd. US-Dollar 

erscheint diese Summe als marginal. Tatsächlich sollte der Schuldenerlass auf alle LDCs im 

südlichen Afrika ausgeweitet werden – und zwar mit Auflagen zur Armutsbekämpfung, 

Transparenz und einer nachweisbaren Beteiligung der Bevölkerung bei der 

Entscheidungsfindung. Es geht hier nicht um ausgeglichene Staatshaushalte, sondern ums 

Überleben. Mit den freigesetzten Geldern würden die ärmsten Länder neue Spielräume 

gewinnen, um in Gesundheitsversorgung, Bildung und vor allem Gesundheitsvorsorge 

investieren zu können. Gesundheitsversorgung ist eine Sache, das Wissen um 

Gesundheitsvorsorge jedoch ist weitaus wichtiger, weil dadurch künftige Epidemien 

vermieden werden könnten. Im Rahmen der Schuldenproblematik sollten die strukturellen 

Probleme der Verschuldungskrise in den Mittelpunkt gestellt werden.  
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Die Schuldenspirale muss durchbrochen, der Schuldenerlass an objektiven Bedürfniskriterien 

festgemacht werden, etwa den Milleniumszielen der Vereinten Nationen und nicht von den 

Gläubigerländern selbst. Wenn es den Industrieländern ernst ist, sollten diese sich bereit 

erklären, einer nachhaltigen Entschuldung unter objektiven Kriterien zuzustimmen. Die 

Entschuldung sollte auch individuell auf die Bedürfnisse des betreffenden Landes eingehen. 

Die richtige Mischung aus Entschuldung, monetärer und technischer Hilfe, Anreizen und 

auch Sanktionen muss ermittelt und umgesetzt werden. 

 

Ein großes Hindernis für eine Entwicklung in Afrika stellen die Agrarsubventionen des 

Nordens dar. Die Entwicklungshilfe der OECD-Staaten beträgt 40 Mrd. US-Dollar jährlich. 

Allein die Agrarpolitik der EU beträgt jährlich 48 Mrd. Euro. Der Agrarsektor ist der einzige, 

in dem das südliche Afrika auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig wäre. Die 

Weltmarktpreisverzerrungen durch die Subventionen der EU und der USA stellen gerade für 

Afrika ein schwerwiegendes Problem dar. Mit dieser Politik führen die Industriestaaten ihre 

Entwicklungshilfe ad absurdum. Hier darf ihr Entwicklungswille für die Armen dieser Welt 

angezweifelt werden. Der Abbau von Handelsschranken und Subventionen ist daher 

notwendig. Nur wenn Afrika seine Agrarprodukte ungehindert exportieren darf und sich der 

Weltmarktpreis frei von Subventionsverzerrungen bilden kann, kommt man einer fairen und 

gerechten Welthandelsordnung ein gutes Stück näher. Somit könnte man sagen, dass Afrika 

nicht weniger, sondern mehr WTO braucht, allerdings nur, wenn zunächst die „alten“ Themen 

abgearbeitet werden, bevor die im Interesse der Industrieländer „neuen“ Themen wie 

Investitionen, Wettbewerb, Transparenz und Handelserleichterungen angegangen werden. Mit 

einem Abbau der Agrarsubventionen könnten die Industrieländer über 200 Mrd. US-Dollar 

einsparen. Für Afrika würden sich Mehreinnahmen in etwa der Höhe der momentanen 

Entwicklungsgelder von 40 Mrd. US-Dollar einstellen. Gewinnen könnten damit beide, auch 

wenn ein Strukturwandel in den Industrieländern dadurch unausweichlich wäre – ein Opfer, 

das sich mittelfristig auch und gerade im Interesse der OECD-Staaten lohnen wird, weil 

Armut dadurch verringert werden kann und die OECD-Welt Gelder für andere Investitionen 

zur Verfügung hätte. 
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Als dritten Punkt sollten die reichen Länder in ihrer Haltung gegenüber den 

Entwicklungsländern eine echte Partnerschaft anstreben und nicht in alte Geber-Nehmer-

Mentalitäten zurückverfallen oder dort verharren. Echte Partnerschaft setzt zunächst gleiche 

Augenhöhe voraus. Die Lösungen für die Probleme des Kontinents sollten nicht in 

Washington, Brüssel oder Tokyo entworfen werden, sondern aus der Mitte Afrikas kommen. 

Zu einer Partnerschaft gehören das Zuhören, aber auch das Nachfragen und Defizite, 

Fehleinschätzungen und Missverständnisse anzusprechen, in gegenseitiger Offenheit. 

Eigenheiten des Partners müssen in gewissem Maße toleriert werden. Aber die Grenzen 

sollten auch klar gesetzt werden. Dort, wo Missstände bestehen, wo Menschen leiden und sich 

eine kleine Gruppe auf Kosten der Gemeinschaft bereichert, muss ein echter Partner 

intervenieren und klar Stellung beziehen. Aber auch positive Seiten, wie etwa die ureigene 

afrikanische Vorstellung von Dialog und Versöhnung nach einem Konflikt – die zahlreichen 

Versöhnungskommissionen belegen das –, müssen unterstützt und bei Bedarf sogar in eigene 

politische Handlungen überführt werden. Dabei soll Partnerschaft nicht abstrakt bleiben. 

Konkret kann man Maßnahmen unterstützen und den Afrikanern Selbstverantwortung 

übertragen.  

 

Der African Peer Review Mechanism sollte die volle Unterstützung des Partners bekommen, 

ohne dass dieser intervenieren will. Nur so kann der Prozess selbst getragen werden und das 

Vertrauen zwischen den Parteien und in den Partner gestärkt werden. Zu einer Partnerschaft 

gehört auch der Austausch. Dieser reicht von Wissens- und Bildungsaustausch – auch -

transfer – über Schüler- und Studentenaustausch bis hin zu Kulturfahrten und -austausch 

sowie Sprachunterricht. Mit dem Wissen um die Lebensweise des jeweiligen Landes und der 

Region stärkt sich das Verständnis um Entscheidungsprozesse und die unterschiedlichen 

Problemlagen können untereinander besser beurteilt werden. Im eigenen Interesse, sowohl der 

Entwicklungs- als auch der entwickelten Länder, ist eine echte Partnerschaft mehr denn je ein 

Gewinn. 

 

Im internationalen Kontext muss sich die Überwindung des Kalten Krieges auch in den 

diversen internationalen Organisationen, vor allem in den Vereinten Nationen, zeigen. Mehr 

Stimmrechte und somit Macht für afrikanische Staaten, wie für Entwicklungsländer 

allgemein, sind von Nöten.  
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Bei den Bretton-Woods-Institutionen Weltbank und IMF besitzen alle afrikanischen Länder 

zusammen 6,5 Prozent der Stimmen, die Industrienationen der G 7 gemeinsam mit Belgien, 

den Niederlanden und der Schweiz 51 Prozent. Bei den Vereinten Nationen gilt zwar in der 

Versammlung das Prinzip one state, one vote, jedoch sind im Sicherheitsrat mit den fünf 

ständigen Mitgliedern mit Vetorecht die Sieger des Zweiten Weltkrieges noch immer am 

mächtigsten. In Afrika selbst herrscht eine heftige Diskussion, wie viel Sitze Afrika im UN-

Sicherheitsrat einfordern soll. Der ausgehandelte Konsens von Elzuwini fordert mindestens 

zwei ständige und fünf nicht-ständige Sitze für Afrika.595 Dabei gilt Südafrika als einer der 

aussichtsreichsten Kandidaten des Kontinents für einen ständigen Sitz. Ein regional 

ausgeglichener Sicherheitsrat, wie inzwischen von Kofi Annan vorgeschlagen, könnte eine 

sinnvolle Balance herstellen. Zum einen geht es um eine den aktuellen Umständen angepasste 

Stimmverteilung der Staaten in internationalen Gremien, zum anderen um die 

Glaubwürdigkeit der bisher Mächtigen. inwieweit diese gewillt sind, den Staaten Afrikas 

einen Platz zuzugestehen, der ihnen ein Mehr an Partizipation und Mitgestaltung der 

Weltprobleme zuspricht.  

 

Die Einforderung demokratischer Strukturen und deren Umsetzung in Good Governance von 

Seiten der Geberländer ist nur glaubhaft, wenn dieses Mehr an verantwortlichem Regieren 

sich auch in mehr Mitgestaltungsrecht in internationalen Organisationen niederschlägt – 

übrigens auch hier im eigenen Interesse der Geberländer. Mehr Stimmrecht bedeutet mehr 

Verantwortung. Mehr Verantwortung führt zu besseren Ergebnissen, national wie 

international. Auch wenn die Konsensfindung auf den ersten Blick dadurch schwerer zu fallen 

scheint, so kann in einer mittelfristigen Perspektive eine Verbesserung der Lebensverhältnisse 

weltweit eintreten und die globalisierte Welt im Interesse der Industriestaaten mehr Sicherheit 

bieten, im sicherheitspolitischen, wirtschaftlichen und sozio-kulturellen Bereich.  

 

                                                 
595 African Union: Common Position of Africa on the Reform of the United Nations: the Elzuwini Consensus, 
Addis Abeba, 7 to 8 March 2005. 
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Mit diesen Maßnahmen, die von beiden Seiten viel Engagement und Bereitschaftswillen 

fordert, kann der Wechsel geschafft werden. Die Voraussetzungen dafür sind günstig wie nie. 

Mit dem erklärten Willen, die Armut weltweit bis 2015 zu halbieren, hat die 

Weltgemeinschaft gezeigt, dass global ein Ziel gesetzt werden kann, an dem die 

Entwicklungszusammenarbeit auszurichten ist.  

 

Wie können sinnvolle Kriterien der Entwicklungszusammenarbeit dann aussehen? 

Öffentliche, aus Steuergeldern bezahlte Entwicklungshilfe muss eine klare Zieldefinition 

leisten und kann ihre Glaubwürdigkeit erhöhen, wenn sie keine kommerziellen Interessen 

verfolgt. Dies sollte vielmehr der Privatwirtschaft überlassen werden. Diese kann 

wirtschaftliche Entwicklung in den betreffenden Ländern effizienter und marktorientierter 

leisten. Eine Zusammenarbeit und Ergänzung der Maßnahmen aus beiden Feldern sollte 

jedoch angestrebt werden. Entwicklungshilfe darf nicht im Vakuum stattfinden. Eine klare 

Zieldefinition erhöht die Effizienz und schafft Planungssicherheit auf Seiten der 

Entwicklungsländer und der Entwicklungshilfe leistenden Länder. Dies ist prinzipiell mit den 

Milleniumszielen geschehen. Konzentrieren sollte sich die offizielle 

Entwicklungsunterstützung auf Investitionen in den Gesundheitsbereich, in die Bildung, 

Frauenförderung, den Umweltschutz, die Landwirtschaft und im Bereich der 

Mikrofinanzierungen. Die Hilfen sollten, wenn möglich, direkt an die Bedürftigen gehen und 

nur bei gut geführten und effizienten Staaten über die Behörden abgewickelt werden.  

 

Unabhängige Kontrollen, klare Zielvorgaben sowie Kohärenz und Komplementarität erhöhen 

die Effektivität von Entwicklungshilfe. Finanzielle und technische Unterstützung aus den 

Industriestaaten für die Entwicklungsländer kann immer nur unterstützend als 

„Anschubfinanzierung“ verstanden werden. Dabei muss stets berücksichtigt werden, was vor 

Ort bereits geschehen ist und geschieht, inwieweit die Bevölkerung in Prozesse eingebunden 

ist und wieweit eigene Strukturen aufgebaut worden sind. Administrative Dezentralisierung, 

eine Zusammenarbeit mit Trägern vor Ort und projektnahe Entscheidungen sollten als 

Prinzipien gelten. Somit wären Voraussetzungen für eine Hilfe zur Selbsthilfe gegeben. 

Empathie gilt in der Entwicklungszusammenarbeit als noch wichtigeres Prinzip denn in der 

internationalen Politik.  
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Der Perspektivenwechsel führt zu mehr Verständnis für die Position des Gegenübers. Dabei 

sollten auch alternative Sichtweisen, etwa das „Attinga Entwicklungsmodell“596, 

berücksichtigt und nicht von vornherein ausgeschlossen werden. Als weiteres Kriterium 

bleiben Not- und Katastrophensituationen immer bestehen. Unvorhergesehene und 

außerordentliche Notlagen bleiben traurige Wirklichkeit. Dafür ist die Katastrophen- und 

Nothilfe zuständig. Jedoch kann diese Hilfe immer nur vorübergehender Natur sein, um die 

absolute Not zu lindern. Nach der Flutkatastrophe in Asien im Dezember 2004 gibt es neben 

unzähligen positiven Beispielen auch einige negative, bei denen die Nothilfe zum 

Dauerzustand wird und die Eigeninitiative im Keim erstickt wird. Dies sollte, wenn möglich, 

vermieden werden. 

 

Die globalen Voraussetzungen für eine positive Entwicklung in Afrika sind, wie die 

Ausführungen gezeigt haben, so günstig wie noch nie. Die Anstrengungen aus der Mitte des 

afrikanischen Kontinents zeigen, dass es den Staatenlenkern des Schwarzen Kontinents ernst 

und eine neue Qualität des Regierens in Afrika zu erkennen ist. Auch wenn die Aufgaben, die 

der Kontinent zu bewältigen hat, enorm sind und Maßnahmen oft wie der Tropfen auf dem 

heißen Stein wirken, sollte der feste Wille zum Aufstieg des Kontinents nicht versiegen. 

Vieles lahmt noch in Afrika, seien es die unzähligen Kriege und gewalttätigen 

Auseinandersetzungen oder die fehlende demokratische Legitimation in vielen Ländern. Und 

doch bewegt sich Mutter Afrika in die richtige Richtung.  

 

                                                 
596 Siehe dazu: Ayittey, George B.N.: Africa unchained. The blueprint for Africas Future. New York, 2005. S. 
365 ff. 
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Jetzt kommt es gleichzeitig darauf an, wie sehr die Industrieländer gewillt sind, Afrika bei 

seinen Reformen zu unterstützen und – viel wichtiger – wie bereit die Reichen der Erde sind, 

Afrika einen Aufstieg, mehr wirtschaftliche und vor allem politische Macht zuzugestehen. 

Die ersten Schritte dazu sind getan. Bei der Umsetzung der Reform der UN wird sich zum 

ersten Mal zeigen, wozu die mächtigsten Staaten der Welt wirklich bereit sind. Für die 

Entwicklung Afrikas lassen sich zwei Aussagen treffen. Zum einen müssen die afrikanischen 

Staaten die vielschichtigen Prozesse weiter verfolgen und umsetzen, zum anderen muss die 

internationale Gemeinschaft, vor allem die Industrieländer, eine Entwicklung in Afrika 

zulassen und aktiv unterstützen. Zweitens kann der Entwicklungsprozess in Afrika nur 

dauerhaft angelegt sein und wird viel Zeit, Ausdauer und auch Rückschläge kosten. Bedenkt 

man, dass der Einigungsprozess in Europa bei wesentlich günstigeren Rahmenbedingungen 

seit 50 Jahren im Gange und immer noch nicht beendet ist, so benötigt man in und mit Afrika 

einen noch längeren Atem.  

 

Aber ein entwicklungspolitisches Fiasko, wie von 1960 bis 1990, kann die Welt sich nicht 

mehr leisten. Afrika ist ein Teil dieser Welt und sein Schicksal ist eng mit dem Schicksal aller 

verbunden. Somit gilt: Wegschauen geht nicht mehr! Wohlstand kann nicht mehr abgeschirmt 

auf einer Insel erhalten werden. Wohlstand braucht als Voraussetzung ein friedliches und 

prosperierendes globales Dorf. 
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Anhang I : Inhalte der NEPAD 
 
Bei den ersten zwei Kapiteln, Programme of Action und A New Global Partnership, handelt 

es sich um die Schritte, die zu einer Erneuerung des Kontinents führen sollen, der dritte 

Abschnitt beschäftigt sich mit der Implementierung – zeitlich wie inhaltlich – der NEPAD. 

Das Programme of Action nennt die Bedingungen von nachhaltiger Entwicklung, die von 

Seiten der afrikanischen Ländern geschaffen werden müssen. A New Global Partnership 

richtet sich an die „Partner“ Afrikas und wie diese sich an der Erneuerung des afrikanischen 

Kontinents beteiligen können/sollen. Bei der Implementierung der NEPAD stehen zum einen 

die Soforthilfe-Programme, wie etwa bei der Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, v.a. 

HIV/AIDS, Schuldenreduktion und Marktzugang, zum anderen die Frage des Managements 

der NEPAD im Vordergrund, für die das Heads of States Implementation Committee (HSIC) 

zuständig ist. Weitere Punkte bei der Implementierung der NEPAD sind die Projekte etwa in 

der Landwirtschaft oder der Infrastruktur wie auch die Definition der Bedürfnisse 

verschiedener Regionen und Sektoren, um eine Wirksamkeit der Maßnahmen garantieren zu 

können.   

 

Eine inhaltliche Auseinandersetzung mit der NEPAD ist insofern von Nöten, da erst mit 

diesem Wissen eine kritische Auseinandersetzung mit Voraussetzungen, Problemstellungen, 

Inhalten und geplanten Umsetzungen der einzelnen Bereiche der NEPAD möglich wird. 

Besonders der Abschnitt über die neue globale Partnerschaft zeigt, wie zentral das Mitwirken 

der reichen Industrieländer und internationalen Organisationen für den Erfolg der NEPAD ist, 

und kann daher äußerst kontrovers diskutiert werden, betrachtet man die dauernde Betonung 

der ownership des Prozesses der Erneuerung des afrikanischen Kontinents. 

 
Das Programme of Action 

 

Zu Beginn des fünften Kapitels, Programme of Action: The Strategy for Achieving 

Sustainable Development in the 21st Century, werden in zwölf Artikeln die Neuerungen der 

NEPAD gegenüber anderen Plänen sowie die Ziele und die Prioritätensetzungen definiert. 

Demnach unterscheidet sich NEPAD durch ihre Strategie und ihren Ansatz von älteren 

Plänen, obwohl die Probleme die gleichen geblieben sind.597 Die Initiative ist als 

                                                 
597 Vgl. The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), Abuja 2001. Artikel 59. 
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Langzeitprojekt eines Afrika-geführten Projektes zu betrachten,598 bei dem die Prioritäten 

vom Heads of States Implementation Committee von Zeit zu Zeit überprüft werden sollen.599 

Die in NEPAD nicht angesprochenen Sektoren werden in Artikel 63 erklärt: „Although, there 

are other urgent priorities, those selected would have a catalytic effect for intervention in 

other priority areas in the future.“600 Das in Artikel 68 gesetzte Ziel von einer 

durchschnittlichen Wachstumsrate des BIP von über sieben Prozent wird vorweg relativiert. 

In Artikel 64 wird zwar die Wichtigkeit der Wachstumsraten betont („growth rates are 

important“),601 jedoch geht ein erhöhtes BIP nicht automatisch mit einer Armutsminimierung 

einher. NEPAD sieht andere Faktoren wie „infrastructure, capital accumulation, human 

capital, institutions, structural diversification, competitiveness, health and good stewardship 

of the environment“602 als wichtige Bereiche an, die für die Armutsbekämpfung von hoher 

Bedeutung sind. 

 

Die Ziele der NEPAD sollen ein Antrieb für Afrikas Entwicklung darstellen, die in einem 

Aufholen Afrikas zur entwickelten Welt führt.603 Da es sich bei NEPAD um ein 

Langzeitprojekt handelt, das hohe Anstrengungen und Ressourcen erfordert, benötigt NEPAD 

die Hilfe ihrer Entwicklungspartner und bittet diese daher: „We therefore call on our 

development partners to assist in this endeavor.“604 

 

                                                 
598 Vgl. ebenda, Artikel 60. 
599 Vgl. ebenda, Artikel 61. 
600 Ebenda, Artikel 63. 
601 Ebenda, Artikel 64. 
602 Ebenda, 
603 „The objective of the New Partnership for Africa’s Development is, to provide an impetus to Africa’s devel-
opment by bridging existing gaps in priority sectors to enable the continent catch up with developed parts of the 
world.” Ebenda, Artikel 65. 
604 Ebenda, Artikel 66. 
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Artikel 67 bis 69 beschäftigen sich mit den zu erreichenden Zielen, die mit denen der 

Vereinten Nationen - die so genannten International Developmet Goals (IDG)605 

übereinstimmen: 

 

- eine jährliche Wachstumsrate des BIP von sieben Prozent für die nächsten 15 

Jahre; 

- Halbierung des Anteils der Menschen, die in starker Armut leben, bis 2015; 

- allen Kindern im Grundschulalter einen Grundschulplatz zu garantieren (bis 2015); 

- Gleichberechtigung der Frau, insbesondere Disparitäten im primären und 

sekundären Bildungssektor aufzuheben (bis 2005); 

- die Müttersterblichkeitsrate bis 2015 um zwei Drittel zu minimieren; 

- Zugang zur Gesundheitsfürsorge für alle werdenden Mütter (bis 2015); 

- Implementierung nationaler Strategien zur nachhaltigen Entwicklung, um den 

Verlust ökologischer Ressourcen umzukehren (bis 2005).606 

 

Im weiteren Verlauf nennt NEPAD die zu unternehmenden Schritte, um die oben genannten 

Ziele zu erreichen. 

 

Conditions for Sustainable Development: 

- Die Peace, Security, Democracy, and Political Governance Initiative; untergliedert 

in: 

o Peace and Security Initiative; 

o Democracy and Political Governance Initiative. 

- Die Economic and Corporate Governance Initiative; 

- Sub-Regional and Regional Approaches to Development. 

 

Die Peace, Security, Democracy, and Political Governance Initiative wird angestrebt, da für 

die Autoren der NEPAD Frieden, Sicherheit, Demokratie, gute Regierungsführung, 

Menschenrechte und ein gutes Wirtschaftsmanagement Voraussetzungen für eine nachhaltige 

                                                 
605 Die International Development Goals (IDG, oder auch Millenium Development Goals (MDG) 
genannt)bestehen aus acht Zielen. Im Einzelnen: “Goal 1: Eradicate extreme poverty; Goal 2: Achieve universal 
primary education; Goal 3: Promote gender equality and empower women; Goal 4: Reduce child mortality; 
Goal 5: Improve maternal health; Goal 6: Combat HIV/AIDS, malaria, and other diseases; Goal 7: Ensure 
environmental sustainability; Goal 8: Develop a global partnership for development.” Aus: 
http://www.developmentgoals.org/About_the_gols.html (11.5.2006). 
606 Siehe dazu: ebenda, Artikel 68. 
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Entwicklung darstellen. Diese Prinzipien sollen auf Länderebene, Regionalebene als auch 

kontinentalweit gefördert werden.607 Die Unterteilung in eine Peace and Security Initiative 

und eine Democracy and Political Governance Initiative äußert sich wie folgt: 

 

Die Peace and Security Initiative soll aus drei Elementen bestehen: 

 

- Förderung von Langzeitvoraussetzungen für Entwicklung und Sicherheit; 

- Aufbau von Kapazitäten zur Konfliktfrühwarnung, -prävention, -managment und   

-lösung; 

- Institutionalisierung des PSC zur Erreichung der Kernelemente von NEPAD. 

 

Die Democracy and Political Governance Initiative sieht die folgenden Elemente vor: 

 

- eine Reihe von Bekenntnissen der Unterzeichnerstaaten für die Errichtung und 

Konsolidierung grundsätzlicher Regierungsprozesse und -praktiken; 

- partizipierende Staaten sollen bei Initiativen, die eine gute Regierungsführung 

stärken, eine führende Rolle spielen; 

- die Institutionalisierung der Verpflichtungen durch die NEPAD-Führung, um 

sicherzustellen, dass die Kernelemente der Initiative umgesetzt werden.608 

 

Für einen Staat ist es laut NEPAD höchst wichtig wirtschaftliches Wachstum und 

Entwicklung zu fördern. Dazu benötigt der Staat umfangreiche Kapazitäten. Jedoch liegen die 

Realitäten in Afrika anders. Staaten werden den Anforderungen, die an sie gestellt werden, 

nicht gerecht – sei es durch ein geringes Budget oder das Fehlen von Know-how. Die 

Economic and Corporate Governance Initiative versucht daher zum einen, die Kapazitäten 

der Staaten zu erweitern, zum anderen die so genannte Corporate Governance zu stärken, d.h. 

dass die Privatwirtschaft in die Pflicht genommen werden soll. Zur Erreichung dieses Ziels 

wurde eine Task Force eingesetzt, bestehend aus den Finanzministern und der Zentralbanken, 

die die economic and corporate governance in den Mitgliedstaaten bewerten sollte und auf 

dieser Grundlage Empfehlungen zu einer Verbesserung dem HSIC vorgelegt hat. Im Ergebnis 

soll ein Minimalstandard zur Verbesserung von Kapazitätenbildung verabschiedet werden.609 

                                                 
607 Vgl. ebenda, Artikel 71. 
608 Vgl. ebenda, Artikel 81. 
609 Vgl. ebenda, Artikel 85 – 92. 
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NEPAD beschreibt die Staaten Afrikas als klein, sowohl in der Bevölkerungszahl als auch im 

Pro-Kopf-Einkommen. Als Konsequenz sieht NEPAD besonders die nationalen Märkte als 

limitiert, die kaum einen Return of Investment (ROI) für Investoren bieten können. 

Gleichzeitig verzögert sich dadurch eine Diversifizierung von Produktion und Export in den 

einzelnen Ländern. Aus diesen Gründen müssen die Ressourcen der afrikanischen Länder 

durch regionale Entwicklung und ökonomische Integration des Kontinents gebündelt werden, 

damit die internationale Wettbewerbsfähigkeit der fünf afrikanischen Regionen verbessert 

werden kann (Sub-Regional and Regional Approaches to Development). Zum Erreichen 

dieses Zieles stehen die Verbesserung der öffentlichen Güter (Verkehr, Energie, Wasser, 

Telekommunikation, Krankheitsbekämpfung usw.) sowie die Förderung des 

Intrakontinentalhandels im Vordergrund der Bemühungen. Als Hauptakteur definiert NEPAD 

die Afrikanische Entwicklungsbank, die durch Studien, Programme und Projekte die oben 

genannten Ziele erreichen soll. Schwerpunkte bei dem Programm liegen in den Bereichen: 

 

- Infrastruktur, insbesondere Informations- und Kommunikationstechnologie und 

Energie; 

- Humankapital inklusive Bildung und Erziehung, Weiterbildung, Bekämpfung des 

so genannten brain drains; 

- Gesundheitswesen; 

- Landwirtschaft; 

- Zugang zu den Märkten der entwickelten Länder für afrikanische Exporte.610 

 

Als Hauptziel sieht die Initiative die Überbrückung der Entwicklungslücke der afrikanischen 

Staaten zu den entwickelten Industrieländern, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 

afrikanischen Kontinents zu stärken und ihr so eine Beteiligung am Globalisierungsprozess zu 

ermöglichen.611 

 
Der zweite Hauptbereich des Programme of Action widmet sich den verschiedenen Sektoren 

und definiert, was in welchen Sektoren unternommen werden muss, um die oben genannten 

Ziele erreichen zu können. Dieser Bereich untergliedert sich in folgende Abschnitte: 

 

                                                 
610 Vgl. ebenda, Artikel 97. 
611 Vgl. ebenda, Artikel 98. 
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- Bridging the Infrastructure Gap; 

- Human Resources Development Initiative [including reversing the brain drain]; 

- Agriculture; 

- The Environment Initiative; 

- Culture; 

- Science and Technology Platforms. 

 

Bridging the Infrastructure Gap (Artikel 99-117) 

Zuerst definiert NEPAD die Bereiche, die diese unter Infrastruktur (Artikel 99-106) 

verstanden wissen will. NEPAD zählt auf: Straßen, Autobahnen, Flughäfen, Seehäfen, 

Einsenbahnlinien, Wasserwege und Telekommunikation. Infrastruktur ist, so die Autoren, 

eine der Hauptparameter für wirtschaftliche Entwicklung. Wenn Afrika, so die 

Argumentation, infrastrukturell auf demselben Stand wie die entwickelten Staaten wäre, so 

könnte sich Afrika auf die Verbesserung der Produktion und Steigerung der Produktivität 

konzentrieren. Von einer verbesserten Infrastruktur würden sowohl Afrika in Bezug auf 

Reduzierung der Armut als auch die entwickelten Industrieländer in Bezug auf günstigere 

Produkte und Dienstleistungen aus Afrika profitieren. Schließlich versucht NEPAD, durch 

einen zweiten Aspekt die Industrieländer in die Pflicht zu nehmen: Die Kolonialmächte hätten 

die Infrastruktur auf das Exportieren von Rohmaterial und das Importieren von 

Industriegütern ausgerichtet. Dieser Aussage immanent ist das Verlangen der Beteiligung der 

ehemaligen Kolonialmächte, am Umbau der afrikanischen Staaten mitzuwirken, da ein 

Grundübel Afrikas in der falsch aufgebauten Infrastruktur liegt wie sie von den 

Kolonialmächten installiert wurde.612 

 

In der Informations- und Kommunikationstechnologie (Information and Communication 

Technologies; ICT) (Artikel 107-111) sieht NEPAD eine große Chance für den afrikanischen 

Kontinent. Durch die neuen Technologien - insbesondere Internet - stellt die Beschaffung von 

Information und die Vereinfachung von Kommunikation eine Chance dar, wie Afrika sein 

wirtschaftliches Wachstum und somit Entwicklung vorantreiben kann. Auch zur Installation 

eines Binnenmarktes in Afrika ist die Nutzung der ICT als unabdingbar zu betrachten. Durch 

die Nutzung der ICT können komparative Kostenvorteile613 entstehen: 

                                                 
612 Vgl. ebenda, Artikel 99 – 104. 
613 Der Begriff des komparativen (Kosten-) Vorteils geht auf den Ökonomen David Ricardo (1772-1823) zurück 
und beschreibt den „Opportunitätskosten-Vorteil eines Produzenten bei der Erzeugung eines bestimmten Gutes.“ 
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- ICT können einen Impetus für den Demokratisierungsprozess und der guten 

Regierungsführung darstellen; 

- Integration Afrikas in die neue Informationsgesellschaft; 

- die neuen Technologien können hilfreich sein bei der Planung in den Bereichen 

Umwelt, Landwirtschaft und Infrastruktur; 

- die Nutzung von ICTs kann zu Trainingszwecken und der Verbreitung von Wissen 

an die Masse der Bevölkerung eingesetzt werden; 

- im Forschungssektor kann die Nutzung der neuen Technologien zur Etablierung 

afrikanischer Programme wie auch Austauschprogramme genutzt werden, um 

speziell afrikanische Bedürfnisse zu befriedigen, insbesondere 

Analphabetismus.614 

 

NEPAD sieht hier Handlungsbedarf, da die Kosten für Telekommunikation zum Beispiel bei 

20 Prozent des Pro-Kopf-Einkommens in Afrika ausmachen. Zum Vergleich: Die Kosten in 

Industrieländern liegen bei einem Prozent. Die Ziele in diesem Bereich liegen 

dementsprechend bei einer Verdoppelung der Telefonverbreitung auf zwei Telefonleitungen 

pro 100 Menschen bis zum Jahr 2006, des Weiteren eine Senkung der Kosten und Erhöhung 

der Zuverlässigkeit des Services. Im Bereich der elektronischen Kommunikation soll eine 

breite Deckung Afrikas erreicht werden, insbesondere die Gründung eines Pools von 

Jugendlichen und Studenten zur Ausbildung in verschiedenen Bereichen, wie 

Ingenieurwesen, Programmierung und Softwareentwicklung. Als weiteren Schritt sollen 

lokale Softwareprogramme hergestellt werden, die dem kulturellen afrikanischen Erbe gerecht 

werden.615 

  

Im Energiesektor (Artikel 112-113) wird v.a. eine Verbreitung bei gleichzeitiger 

Rationalisierung der Energiekosten angestrebt. Dies soll zum einen durch die Diversifizierung 

von Strom durch die Nutzung von Solar- und Wasserenergie geschehen, zum anderen durch 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Energiesektor zwischen den Staaten erreicht 

werden. Schließlich sollen Gesetzgebung und Regulierungen auf dem afrikanischen Kontinent 

harmonisiert werden. Dazu soll ein African Forum for Utility Regulation und eine Task Force 

                                                 
Opportunitätskosten beschreiben den Verzicht, der zum Erwerb einer Einheit vorausgeht. Siehe Dazu: Mankiw, 
N. Gregory: Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, Stuttgart 1999. Seite 58-60. 
614 Vgl. The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), a.a.O. Artikel 108. 
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gegründet werden, die Empfehlungen zur Implementierung von regionalen Projekten abgeben 

soll. 

  

Im Bereich Transportwesen (Artikel 114-115) steht die Vereinfachung von 

grenzüberschreitendem Verkehr von Personen, Gütern und Dienstleistungen im Vordergrund, 

somit auch die Verkürzung von Wartezeiten in Häfen. Der grenzüberschreitende Handel soll 

durch die Etablierung von Landverkehrswegen zwischen den Staaten verbessert und der 

Luftverkehr in den Bereichen Passagier- und Frachtwesen in Afrikas Subregionen ausgebaut 

werden. Dazu werden Task Teams etabliert, die Zoll- und Immigrationsregularien 

harmonisieren. Die Privatwirtschaft soll durch sogenannte Public Private Partnership (PPP) 

mit einbezogen werden.  

  

Der Zugang zu sauberem Wasser und adäquater Hygiene (Artikel 116-117), insbesondere für 

die Armen, steht hier im Vordergrund. Aber auch der Schutz von Ökosystemen, der 

Biodiversität und der Tierwelt sollen auf der Agenda stehen. Zusammenarbeit des Schutzes 

von grenzüberschreitenden Flüssen wie auch ein gemeinsames Agieren gegenüber den 

Bedrohungen des Klimawandels stehen in diesem Bereich ebenso im Mittelpunkt wie die 

Verbesserung der Landwirtschaft zur Erreichung der Nahrungsmittelsicherheit. Dazu sollen 

Projekte gegründet werden, wie etwa das SADC Water Secretariat’s investigation of the 

utilisation of the Congo River.  

                                                 
615 Vgl. ebenda, Artikel 110. 
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Ein Task Team soll implementiert werden, das die Gefahren des Klimawandels für Afrika 

untersucht, weiterhin die Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen wie etwa die 

Global Environmental Sanitation Initiative (GESI)616 oder dem UN Habitat programme on 

Water Conversation in African cities.617  

 

NEPAD betont in ihrer Human Resource Development Initiative including reversing the 

Brain Drain (Artikel 118-125) dass im Zentrum der gesamten Anstrengungen die 

Armutsbekämpfung (Poverty Reduction; Artikel 118 bis 119) steht. Besonderes Augenmerk 

gilt dabei der Armutsbekämpfung bei Frauen. Auf multilateraler Ebene sollen Initiativen wie 

das Comprehensive Development Framework (CDF) der Weltbank oder die 

Entschuldungsinitiative der HSIC unterstützt werden. Zur Umsetzung sollen nationale Pläne 

ausgearbeitet werden, die von NEPAD vor, während und nach der Implementierung begleitet 

werden sollen. Ebenso wird eine Zusammenarbeit mit den internationalen Organisationen wie 

Weltbank, IMF, der ADB und den Vereinten Nationen angestrebt. Ein Task Team, das sich 

mit geschlechterspezifischen Themen der Armutsbekämpfung auseinander setzt, wird 

gegründet, ebenso eins, dass einen dezentralisierten Prozess der Bereitstellung von 

Sozialdiensten und Infrastrukturmaßnahmen unterstützt.  

  

Im Bereich der Bildung und Erziehung (Artikel 120-123) wird eine enge Zusammenarbeit mit 

multilateralen Institutionen gesucht, um das internationale Entwicklungsziel im Bereich der 

Bildung (Zugang aller zu Primärbildung bis 2015) zu erreichen. In diesen Bereich fällt auch 

der Zugang zu ICTs und die Förderung und der Ausbau der Sekundärbildung. Auf 

Kontinentalebene soll durch Netzwerke die Zusammenarbeit zwischen 

                                                 
 
617 Zum Programm: “The Programme works with city and local authorities, national governments, the private 
sector, civil society, resource centres and the  
Key Clients and Countries Covered: The Programme is intended for the benefit of all African cities and is being 
demonstrated in seven African cities, namely: Abidjan (Cote d'Ivoire), Accra (Ghana), Addis Abeba (Ethiopia), 
Dakar (Senegal), Johannesburg (South Africa), Lusaka (Zambia) and Nairobi (Kenya). Targeted beneficiaries 
include policy makers on water and the environment, city managers of water utilities, water consumers, school 
children for water education, and the mass media for awareness promotion.  
Working Methods: A Programme management team of UNEP and UN-HABITAT staff guides and backstops city 
projects and co-ordinates region-wide activities from Nairobi. A website and listserve provide electronic bilin-
gual English/French communication services for the entire Programme, while periodic city managers' meetings 
and resource centres provide networking and pooling of Programme experiences. Publications, especially a 
hardcopy newsletter, augment information exchange.  
Flagship Products and Activities: Awareness building and public information; public communication and out-
reach; water conservation flyers; seminars and workshops; training of city managers including study visits are 
produced to promote a demand-side perspective of water management including water pollution control meth-
ods, gender mainstreaming and improvement of water access to the urban poor and peri-urban areas.” Quelle: 
http://www.unhabitat.org/programmes/water/  (7.5.2006). 
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Forschungseinrichtungen und der höheren Bildung ausgebaut werden. Dazu wird mit der 

UNESCO und anderen Hauptsponsoren der Bildung zusammengearbeitet. Auf afrikanischer 

Ebene sollen Standards der Ausgaben für Bildung ausgearbeitet werden. Weiterhin sollen 

Task Forces in den Bereichen Zugang zu ICTs in Grundschulen und der Ausarbeitung für 

Pläne in der Bildungspolitik auf regionaler Ebene initialisiert werden. 

  

Eines der Probleme, die spezifisch bei Entwicklungsländern und insbesondere in Afrika 

auftreten, ist das Problem der Abwanderung von Hochqualifizierten -, genannt Brain Drain 

(Artikel 124 – 125). Um diese Entwicklung zu stoppen und rückgängig zu machen, sollen auf 

politischer, sozialer und ökonomischer Ebene Anreize geschafft werden, damit die 

Hochqualifizierten ihre Arbeitskraft im Heimatland einsetzen und nicht in die - vorwiegend - 

Industrie- und Schwellenländer abwandern.  

 

Im Gesundheitswesen (Artikel 126-131) sieht NEPAD die Bekämpfung von übertragbaren 

Krankheiten (communicable diseases) im Mittelpunkt der Bemühungen. Dass es sich v.a. um 

die Bekämpfung von HIV/AIDS handelt findet keine explizite Erwähnung, dürfte anhand der 

Statistiken und der Schäden, die AIDS in Afrika verursacht, nicht von der Hand zu weisen 

sein.618 In diesen Bereich fällt weiterhin ein sicheres Gesundheitssystem, das Krankheiten 

effektiv begegnet. Zwei weitere Aspekte werden noch angesprochen: zum einen der 

„Gesundheitsalphabetismus“, d.h. die Förderung des Ausbaus des Wissens der Bevölkerung, 

um Krankheiten zu erkennen und in gewissem Umfang selbst bekämpfen zu können. Zum 

anderen soll die Zusammenarbeit zwischen Ärzten und traditionellen Praktizierenden gestärkt 

werden. Zur Erreichung dieser Ziele soll die Position Afrikas bei der Beschaffung von 

Arzneimitteln gestärkt werden, insbesondere die Verhandlungen mit den Pharmaunternehmen 

bezüglich der Herstellung von billigeren so genannten Generika, zudem sollen die 

Mitgliedstaaten beim Auf- und Ausbau einer effektiven Krankheitsbekämpfung und 

Gesundheitssystems unterstützt werden. Zur Bekämpfung von HIV/AIDS und anderen 

übertragbaren Krankheiten wird die Unterstützung der internationalen Gemeinschaft 

gefordert. Zur Erreichung der Ziele strebt NEPAD eine engere Zusammenarbeit mit 

internationalen Organisationen wie der WHO an, zusammen mit dem Ziel einer Erhöhung der 

                                                 
618 So wird aktuellen Schätzungen zufolge die AIDS-Pandemie einen Schaden von einem Prozent des BIP 
jährlich ausmachen. Schätzungen für Südafrika gehen davon aus, dass im Jahr 2080 aufgrund des Wegfalles von 
Arbeitskräften Kinderarbeit alltäglich und weitverbreitet sein. Siehe dazu: The World Bank in its series Policy 
Research Working Paper Series with number 3152: Bell, Clive; Devarajan, Shantayanan; Gersbach, Hans (Hg.): 
The Long-run Economic Costs of AIDS: Theory and an Application to South Africa, Washington 2003. 
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Unterstützung von mindestens zehn Mrd. US-Dollar im Jahr. Ein verbessertes 

Gesundheitswesen führt u.a. zu weniger Krankheitstagen, damit steigt die Produktivität und 

die Möglichkeit, Arbeiter besser bezahlen zu können. Somit stellt ein effektives 

Gesundheitswesen einen wirtschaftlichen Faktor dar. 

 

Die Mehrzahl der Menschen in Afrika lebt in ländlichen Gegenden. Jedoch stellt sich gerade 

das landwirtschaftliche System (Artikel 132-137) in Afrika als schwach und unproduktiv dar. 

Zusammen mit externen Effekten, wie Klimawandel, Instabilität der Preise auf den 

Weltmärkten, führte dies dazu, dass die Einkommen der Bauern in den ländlichen Regionen 

in Afrika gering ausfielen und zu Armut führten. NEPAD zufolge sind Umstrukturierungen in 

den unzureichenden Landwirtschaftssystemen in Afrika eine Voraussetzung, um eine 

ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln zu garantieren. Schließlich 

muss die institutionelle Unterstützung der Landwirtschaft durch Forschungseinrichtungen, 

öffentliche Dienstleistungen für die Landwirtschaft und Landwirtschaftsausstellungen 

ausgeweitet werden. Ebenso müssen die internationalen Organisationen ihre Hilfe im 

Landwirtschaftssektor – der 70 Prozent der armen Bevölkerung ausmacht – wieder 

ausgeweitet werden.619  

  

NEPAD erkennt an, dass eine funktionsfähige Umwelt (Artikel 138-142) eine wichtige 

Voraussetzung zum Gelingen der Anstrengungen, die in NEPAD aufgesetzt werden, ist. 

Gleichzeitig werden die Komplexität und die vielseitigen Wechselwirkungen in diesem 

Bereich hervorgehoben, wobei eine genaue Untersuchung und Definition der zu 

unternehmenden Schritte den Anstrengungen vorangehen müsse. NEPAD nennt acht Themen, 

die in diesen Bereich gehören: 

 

                                                 
619 So lagen die Kredite der Weltbank für die Landwirtschaft in Afrika 1978 bei 39 Prozent, im Jahr 2000 nur bei 
sieben Prozent. Siehe Dazu: The New Partnership for Africa’s Development (NEPAD), a.a.O. Artikel 137. 
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- Bekämpfung der Desertfikation; 

- Konservierung der Feuchtgebiete; 

- Bekämpfung von so genannten Invasionsspezies; 

- Küstenschutz; 

- Globale Erwärmung; 

- Grenzüberschreitende Konservierungsgebiete; 

-  Umweltfreundliche Regierungsführung; 

- Finanzierung der Anstrengungen.620 

  

Kultur wird als integraler Bestandteil der Entwicklungsbemühungen des Kontinents betrachtet 

(Artikel 143-144). Aus dieser Verpflichtung heraus wird es als notwendig angesehen, 

ursprüngliches Wissen zu schützen und nutzbar zu machen als ein wichtiger Teil des 

kontinentalen Erbes und Bereicherung für die Menschheit. Demnach sollen geschützt und 

gefördert werden: die schriftliche Übermittlung ursprünglicher Sprachen, künstlerische und 

wissenschaftliche Arbeiten, Erfindungen, wissenschaftliche Entdeckungen, Designs, Symbole 

und Namen und weitere auf Tradition beruhende Erfindungen und Kreationen, die auf 

intellektuelle Aktivitäten in Industrie, Wissenschaft, Literatur und bildender Kunst 

zurückzuführen sind. Auch hier wird die enge Zusammenarbeit mit internationalen 

Organisationen, wie etwa die World Intellectual Property Organisation (WIPO) angestrebt. 

 

Im Abschnitt Wissenschaft und Technologie (Artikel 145-146) geht es hauptsächlich darum, 

kontinentales Wissen zu bündeln und weiter auszubauen. Dazu sollen Kapazitäten der 

Informationssammlung forciert werden und die Bündelung von so genannten High Potentials, 

speziell in der Biotechnologie und der Naturwissenschaften. Weiterhin sollen die bisher 

existierenden Technologien genutzt werden, um eine Diversifizierung in der herstellenden 

Industrie zu erreichen. 

 

Im dritten Teil des Programme of Action beschäftigt sich NEPAD mit der Mobilisierung von 

Ressourcen (Artikel 147 – 173). Zwei Initiativen sieht NEPAD vor: 

                                                 
620 Vgl. ebenda, Artikel 141. 
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- The Capital Flows Initiative; mit den Unterpunkten: 

o Increasing Domestic Resource Mobilisation; 

o Debt Relief; 

o ODA Reforms;  

o The Private Capital Flows. 

- The Market Access Initiative; mit den Unterpunkten: 

o Diversification of Production; 

o Mining; 

o Manufacturing; 

o Tourism; 

o Services; 

o Promoting the Private Sector; 

o Promoting African Exports;  

o Removal of Non-tariff Barriers. 

 

Bezüglich der ersten Initiative (The Capital Flows Initiative, Artikel 147-155) sieht NEPAD 

einen Handlungsbedarf, wenn die Millenium Development Goals (MDG), insbesondere die 

Bekämpfung der Armut, mit dem Ziel der Halbierung bis zum Jahr 2015 eingehalten werden 

sollen. NEPAD analysiert, dass dem Kontinent jährlich 64 Mrd. US-$ oder zwölf Prozent des 

afrikanischen BIP fehlen, um die oben genannten Ziele erreichen zu können. Demzufolge 

muss die Sparquote erhöht und die Steuereintreibungssysteme in den afrikanischen Ländern 

optimiert werden. Jedoch muss, so NEPAD, der Löwenanteil der zusätzlichen Gelder aus dem 

nicht-afrikanischen Ausland generiert werden. Dazu wird ein Schuldenerlass bei kurz- bis 

mittelfristiger Erhöhung der Entwicklungshilfegelder und gleichzeitiger langfristiger 

Erhöhung der Privatinvestitionen forciert werden. 

 

Damit Kapital nach Afrika fließt, ist eine verbesserte Regierungsführung auf dem 

Subkontinent von Nöten. Eine Verschränkung der Economic and Political Governance 

Initiatives621 gilt als Voraussetzung für die Capital Flows Initiative. 

 

                                                 
621 Ebenda, Artikel 147. 
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Inlandsressourcen beinhalten Ersparnisse von Firmen und Haushalten, die substantiell erhöht 

werden müssen. Dies sieht der Artikel 148 Increasing domestic resource mobilisation vor. Im 

Gegenzug muss die Steuereintreibung effektiver gestaltet werden, um die öffentlichen 

Ressourcen bei gleichzeitiger Rationalisierung der Ausgaben zu erhöhen. Kapitalflucht gilt 

als ein signifikanter Faktor des inländischen Sparverlustes. Daher müssen afrikanische 

Ökonomien für Bewohner attraktiver gemacht werden. Auch muss das Investitionsklima 

verbessert werden.622 

 

Einen wichtigen Punkt bei der Verbesserung der Finanzsituation des schwarzen Kontinents 

sieht NEPAD im Schuldenerlass (debt relief, Artikel 149-150). Der Schuldendienst nimmt bei 

den Ländern einen nicht unbeträchtlichen Teil der knappen Ressourcen in Anspruch, wodurch 

weitere Lücken in wichtigen Sektoren entstehen. NEPAD fordert einen Schuldendienst, der 

prozentual an den jeweiligen Haushalt gekoppelt und nicht in totalen Zahlen ausgewiesen 

wird. Entschuldungsmechanismen wie die der HIPC oder des Pariser Clubs sollen für die 

Durchsetzung der afrikanischen Interessen genutzt werden. Schließlich will NEPAD ein 

Forum etablieren, auf dem sich afrikanische Länder mit ihren Erfahrungen in diesem Bereich 

austauschen können. 

 

Bei der Overseas Development Assistance (ODA) - sprich Entwicklungshilfe - sieht NEPAD 

Handlungsbedarf (Artikel 151-153). Die Reformvorschläge zielen auf einen höheren 

Kapitalfluss nach Afrika. Zudem sollen die Entwicklungshilfegelder erhöht werden. 

Wichtiger jedoch scheint die Effizienzsteigerung bei der Verteilung und Einsetzung der 

Gelder zu sein. Dazu will NEPAD ein ODA-Forum etablieren, das eine afrikanische Position 

erarbeitet, um dann in Verhandlung mit dem Development Assistance Committee (DAC) der 

Orgainsation for Economic Cooperation and Development (OECD) zu treten. NEPAD will, 

dass die Economic Governance Initiative als eine der Voraussetzungen für die Erarbeitung der 

Position gilt. Weiterhin soll ein unabhängiger Mechanismus zur Überwachung von 

Entwicklungshilfegeldern geschaffen werden.  

 

Bei der The Private Capital Flows Initiative (Artikel 153-155) betont NEPAD die Wichtigkeit 

von Privatkapital, das nach Afrika fließen soll. V.a. die Perzeption der Anleger, dass 

Investitionen in Afrika ein hohes Risiko darstellen, soll korrigiert werden. Erreicht werden 

                                                 
622 Vgl. ebenda, Artikel 148. 
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soll dieses Ziel durch Sicherheitsgarantien für Besitz, regulierte Rahmenbedingungen und 

regulierte Märkte im Sinne von Rechtssicherheit. Eine Verknüpfung zu Frieden und 

Sicherheit, politische und ökonomische Regierungsführung, Infrastruktur und Armutsabbau 

wird hier hergestellt, die als Risikominimierung angesehen wird. Risiken sollen durch 

Kreditgarantien und effektiven gesetzlichen Rahmenbedingungen minimiert werden. Zum 

zweiten soll der Ausbau eines Public Private Sector Partnership Capacity Building 

Programme623 durch die African Development Bank (ADB) und andere regionale Institutione 

garantiert werden. Drittens sollen die Finanzmärkte innerhalb von Staaten wie auch 

grenzüberschreitend durch Harmonisierung und Integration vertieft werden - durch eine 

Financial Market Task Force ermöglicht. 

 

Die Market Access Initiative (Artikel 156-173) sieht eine der Hauptschwächen afrikanischer 

Wirtschaft in der Abhängigkeit von einem oder wenigen Produkten, bei denen ein Verfall der 

Weltmarktpreise verheerende Folgen hat. Daher ist eine Diversifikation der Produkte von 

Nöten, beginnend mit der Nutzbarmachung der natürlichen Ressourcen. Eine Optimierung der 

Prozesse in der Landwirtschaft und eine Erhöhung der Mineralerträge wie auch eine 

Ausweitung des Hauptgütersektors müssen durch eine Strategie der ökonomischen 

Diversifikation, basierend auf intersektoralen Verknüpfungen, erreicht werden. 

Privatunternehmen, ob im informellen Sektor, oder im formellen Sektor müssen unterstützt 

werden. Dazu sieht NEPAD vor:  

 

                                                 
623 Ebenda, Artikel 154. 
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- eine Erhöhung der Wasserverfügbarkeit über eine Verbesserung des lokalen 

Wassermanagements und einen erhöhten Austausch von Know-how; 

- eine Verbesserung der Sicherheit von Landbesitz mit Hilfe traditioneller und moderner 

Formen sowie die Förderung einer notwendigen Landreform; 

- Verbesserung der Lebensmittelversorgung auf regionaler, subregionaler und nationaler 

Ebene durch Entwicklung und Management der Produktion, des Transportes, Lagerung 

und Vermarktung von Getreideernten, des Viehbestandes und der Fischerei. Ebenso die 

Schaffung eines Frühwarnsystems für Dürren und Ernteausfällen; 

- Verbesserung der landwirtschaftlichen Kredite und Finanzierungsmöglichkeiten, 

insbesondere für kleinere Farmen und weibliche Farmer (so genannte Mikrokredite); 

- eine Reduzierung der Urbanisierung durch den Transfer von öffentlichen Geldern in die 

ländlichen Gebiete. 

 

Im Bergbaubereich (Artikel 159-160) will NEPAD die Qualität der Informationen über 

Mineralressourcen durch eine Harmonisierung der Politiken und Vorschriften in den 

einzelnen Ländern verbessern. Ebenso wird die Schaffung eines Regelwerkes angestrebt, das 

der Entwicklung des Bergbausektors dienlich erscheint, wie auch die Etablierung von so 

genannten best practices, die einen effizienten Abbau von Rohstoffen von hoher Qualität 

garantieren. 

 

Im Herstellungssektor (Artikel 161-162) soll die Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit und 

Diversifikation des heimischen privaten Sektors verbessert werden, besonders im 

agroindustriellen, Bergbau- und Herstellungssektor, damit für Exporte und Arbeitsplatzausbau 

die Türe geöffnet werden.Organisationen, die nationale Standards in afrikanischen Ländern 

erarbeiten, sollen gegründet werden. Ebenso soll eine technische Harmonisierung der 

afrikanischen Länder vorangetrieben werden.  

 

 Im Tourismusbereich (Artikel 163-164) sollen so genannte Ankerprojekte angelegt werden, 

die laut NEPAD signifikante Spin-offs wie auch die Unterstützung interregionaler 

wirtschaftlicher Integration generieren.624 Weiterhin soll eine regionale Marketingstrategie 

entwickelt werden und der Ausbau von Forschungskapazitäten im Tourismussektor. 

                                                 
624 Das sind Projekte, die eine Verbesserung des Tourismussektors in einer Region verbessern, etwa 
Infrastrukturmaßnahmen zur besseren Erreichung von Tourismusgebieten. 
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Partnerschaften, wie etwa die Regional Tourism Organisation of Southern Africa (RETOSA) 

oder ECOWAS und SADC, sollen gefördert werden. 

 

Dienstleistungen (Artikel 165) können wichtige Aktivitäten für afrikanische Länder 

darstellen, etwa im Telekommunikationsbereich. 

 

Bei der Förderung des Privatsektors (Artikel 166-167) setzt NEPAD den Fokus auf Kleinst-, 

Klein- und mittelständische Unternehmen. Es soll ein für privatsektorale Aktivitäten und 

ausländische Direktinvestitionen freundliches Klima geschaffen werden. Zur Erreichung der 

genannten Ziele wird die Ausbildung, die Produktivität und Aneignung technischen Know-

hows gefördert wie auch die Stärkung der Industrie- und Handelskammern und anderer 

professioneller Netzwerke. Die Kommunikation zwischen Regierungen und dem Privatsektor 

wird zur Harmonisierung der Vorgehensweisen vertieft. Schließlich soll die Finanzierung und 

die technische Unterstützung durch Institutionen und der Zivilgesellschaft verbessert werden.  

 

Der Förderung afrikanischer Exporte (Artikel 168-172) widmet sich NEPAD ausführlich. 

Demzufolge soll die Zollabwicklung verbessert werden, Handelsbarrieren sollen durch die 

Optimierung von Standards beseitigt werden, der intraregionale Handel soll durch 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit von afrikanischen Firmen gefördert werden, 

Konfliktlösung und eine bessere Vermarktung sollen das schlechte Image Afrikas verbessern 

und das Training der Mitarbeiter soll verbessert werden. Im internationalen Zusammenhang 

soll der Zugang afrikanischer Produkte zum Weltmarkt ausgeweitet werden, 

Auslandsdirektinvestitionen sollen angeregt werden, Ausbau und Unterstützung des 

Privatsektors durch internationale Tätigkeiten, die Regeln der WTO sollen für Afrika 

umgesetzt werden, jedoch braucht Afrika eine starke Verhandlungsposition für die laufende 

WTO-Runde, damit die speziellen Bedürfnisse Afrikas berücksichtigt werden. In Artikel 170 

definiert NEPAD diese speziellen Bedürfnisse: 

 

- Exporte aus Afrika benötigen einen freien Zugang zu den Märkten. 

- Ein Forum der Entwicklungsländer muss gegründet werden, das mit einer Stimme gegen 

den Industriestaaten sprechen kann und die „natürlichen Wettbewerbsvorteile“ (natural 

competitive advantage)625 der Entwicklungsländer hervorhebt. 

                                                 
625 Vgl. ebenda, Artikel 170. 



 340

- Transparenz und Planungssicherheit werden als unabdingbare Voraussetzung für 

Investitionen angesehen. 

- Technische Unterstützung zur Kapazitätenbildung afrikanischer Staaten wird gefordert, 

damit Verhandlungen im Rahmen der WTO genutzt werden können. 

 

Im weiteren Verlauf nennt NEPAD „strategische Bereiche“, die zur Erreichung der Ziele 

berücksichtigt werden sollen.  

NEPAD erkennt, dass nach wie vor nicht tarifäre Handelshemmnisse (Artikel 172) bestehen, 

und fordert deren Abbau, ohne diesen näher zu definieren. 

 

Eine neue globale Partnerschaft 

 

Die Artikel 174 bis 188 beschäftigen sich mit der Frage, warum eine neue Partnerschaft 

Afrikas mit dem Rest der Welt angestrebt wird und wie diese aussehen sollte. Zu Beginn des 

Kapitels stellt NEPAD dar, warum Afrika für den Rest der Welt, insbesondere die 

Industrieländer ein wichtiges Thema ist und bleibt. In Artikel 174 schreibt NEPAD: Tthere 

are shared responsibilities and mutual benefits for Africa and her partners.”626 Dabei 

verlaufen die Argumentationslinien auf zweierlei Ebenen. Erstens lässt sich eine ökonomische 

Argumentation finden. Hier spricht NEPAD von neuen Märkten, die erschlossen werden 

können.627 Afrika kann Ressourcen liefern, die durch die globale technologische Revolution 

benötigt werden. Afrika bietet gute Möglichkeiten für Investitionen, speziell im 

Infrastruktursektor – Telekommunikation und Transport. Mit einem verbesserten 

Bildungssystem kann der Input in Wissenschaft, Technologie und Kultur aus Afrika erhöht 

werden, wodurch der Gesamtoutput erhöht wird. Zweitens finden sich Argumente aus dem 

soziokulturellen, ökologischen und politischen Bereich. So beschreibt NEPAD die hohe 

Biodiversität Afrikas als eine wichtige globale Ressource. Afrika als Wiege der Menschheit 

ist ein wichtiger Lieferant von Informationen über die Menschheit. Das reiche kulturelle Erbe 

Afrikas wird als wichtiger Teil der Weltkultur angesehen. Im politischen Bereich kann Afrika 

durch Demokratie, Menschenrechte und Toleranz einen wichtigen Beitrag leisten: „Africa will 

                                                 
626 Ebenda, Artikel 174. 
627 „In addition to its indispensable resource base, Africa offers a vast and growing market for producers across 
the world. A developing Africa, with increased numbers of employed and skilled workers and a burgeoning 
middle class, would constitute an expanding market for world manufactured products, intermediate goods and 
services.” Ebenda, Artikel 176. 
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become one of the pillars of world democracy.“628 Im Umkehrschluss bedeutet die 

Abwendung von diesen politischen Werten den Zerfall Afrikas, der nicht nur eine Gefahr für 

Afrika darstellt, sondern ebenso den globalen Frieden und die globale Sicherheit gefährden 

könnte. Schließlich betont NEPAD in Artikel 185 die Stärkung der Süd-Süd Kooperation. 

  

Als eine wichtige Dimension der Erneuerung des Kontinents unter afrikanischer Führung 

stellt NEPAD die Überarbeitung der Beziehungen mit ihren Entwicklungspartnern in den 

Mittelpunkt (Artikel 186 – 188). NEPAD kritisiert grundsätzlich eine zu beobachtende 

Ineffizienz bei Entwicklungshilfeleistungen. Dadurch würden ernsthafte Probleme für 

Entwicklungsländer entstehen („serious problems for developing countries“).629 Inkohärenz 

und Inkonsistenz seien Ausdruck dieser verfehlten Politik. Ebenso stellt die Konditionierung 

von Entwicklungshilfegeldern für NEPAD ein Hindernis dar. Daher soll die neue 

Partnerschaft auf der Basis von Performancezielen und Standards, sowohl für die 

Begünstigten als auch die Geber, aufgebaut werden.630 NEPAD sieht die folgenden 

Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen der entwickelten Länder und multilateraler 

Organisationen: 

 

- Unterstützung der Mechanismen zur Konfliktprävention, des 

Konfliktmanagements und der Konfliktlösung; 

- Entschuldung der HIPC-Länder in Zusammenhang mit effektiveren 

Armutsbekämpfungsprogrammen; 

- Verbesserung der Entschuldungsinitiativen für die Länder mit mittleren 

Einkommen; 

- die Umkehr des Rückgangs von Entwicklungshilfegeldern, mit dem Ziel, dass 0,7 

Prozent des BIP in die Entwicklungshilfe fließt; 

- konkrete Verpflichtungen in den Bereichen Erziehung und Gesundheit; 

- Stärkung einer Partnerschaft zwischen Staaten, internationalen 

Pharmazieunternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisationen mit dem Ziel 

des Zugangs zu Arzneimitteln für Afrikaner, die an infektiösen Krankheiten leiden; 

                                                 
628 Ebenda, Artikel 183. 
629 Ebenda, Artikel 186. 
630 In Artikel 187 definiert NEPAD die in Frage kommenden multilateralen Organisationen, u.a.: „the United 
Nations New Agenda for the Development of Africa in the 1990s; the Africa-Europe Summit’s Cairo Plan of 
Action; the World Bank-led Strategic Partnership with Africa; the International Monetary Fund-led Poverty 
Reduction Strategy Papers; the Japan-led Tokyo Agenda for Action; the Africa Growth and Opportunity Act of 
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- bilaterale Initiativen, die den Zugang afrikanischer Produkte in die Märkte 

erhöhen, und die Ermöglichung von besseren terms of trade für Afrika innerhalb 

des WTO-Regelwerkes; 

- Förderung von Investitionen in Afrika; 

- Verbesserung des Konsumentenschutzes in Afrika gegenüber Importen aus 

Industrieländern; 

- sicherstellen, dass die Weltbank und andere multilaterale Organisationen als 

Investoren in den Schlüsselinfrastrukturprojekten agieren; 

- technische Unterstützung für die Verwirklichung des Programme of Action; 

- Unterstützung von Regierungsreformen von multilateralen Finanzinstitutionen, um 

den Bedürfnissen Afrikas besser gerecht zu werden; und 

- Aufbau von Mechanismen zur effektiven Bekämpfung von Korruption.631 

 

Implementierung der NEPAD 

 

Kapitel VII umfasst die Umsetzungspläne der NEPAD. Zunächst werden Programme 

genannt, die umgehend verwirklicht werden sollten. Diese sind: 

 

- Bekämpfung übertragbarer Krankheiten (HIV/AIDS, Malaria, Tuberkulose); 

- Informations- und Telekommunikationstechnik; 

- Schuldenabbau; und 

- Marktzugang. 

 

Im weiteren Verlauf unterteilt NEPAD die Implementierung in die Projekte - d.h. 

Landwirtschaft, Privatsektor, Infrastruktur und regionale Integration - der 

Bedürfnisbewertung und schließlich die Frage des Managements der NEPAD-Mechanismen. 

Besonders hervorzuheben ist das Bekenntnis der NEPAD gegenüber der OAU – und somit 

auch ihrer Nachfolgeorganisation AU. In der Unterschrift zu Management mechanism of the 

New Partnership for Africa’s Development heißt es: „The Heads of State promoting the New 

                                                 
the United States; and the Economic Commission on Africa-led Global Compact with Africa.” Ebenda, Artikel 
187. 
631 Vgl. ebenda, Artikel 188. 
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Partnership for Africa’s Development will advise OAU on an appropriate mechanism for its 

implementation.”632 

 

Mit diesem Bekenntnis äußert sich NEPAD eindeutig zugunsten der AU als organisatorischer 

Rahmen für die Implementierung der NEPAD. 

 

Der African Peer Review Mechanism 

 

Der African Peer Review Mechanism (APRM) wird allgemein als das innovativste Instrument 

der NEPAD bezeichnet. Er repräsentiert ein ehrgeiziges Ziel von afrikanischen 

Schlüsselstaaten, sich selbst durch die Übernahme von Verantwortung mit der Entwicklung 

von Verhaltenskodizes und deren Überprüfung aus dem Teufelskreis von Armut und 

Instabilität zu befreien.  

 

Die Kerndokumente zum APRM sind das African Peer Review Mechanism Base 

Document633, das Memorandum of Understanding on the African Peer Review Mechanism634 

und das African Peer Review Mechanism Organisation and Processes.635 Das Base Document 

beschreibt das Kernziel des Mechanismus wie folgt: 

 

The primary purpose of the APRM is to foster the adoption of policies, 
standards and practices that lead to political stability, high economic growth, 
sustainable development and accelerated sub-regional and continental 
economic integration through sharing of experiences and reinforcement of 
successful and best practice, including identifying deficiencies and assessing 
the needs for capacity building.636 

 

                                                 
632 Ebenda, S. 56. 
633 African Peer Review Mechanism Base Document, AHG/235(XXXVIII) Annex II. 
634 Memorandum of Understanding on the African Peer Review Mechanism, NEPAD/HSGIC/03-
2003/APRM/MOU. 
635 African Peer Review Mechanism Organisation and Processes, NEPAD/HGSIC-3-
2003/APRM/Guideline/O&P, Abuja 2001. 
636 African Peer Review Mechanism Base Document, AHG/235(XXXVIII) Annex II. Artikel 3. 
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Vier Arten des Review sind für die Länder, die dem Mechanismus beitreten, vorgesehen:637 

 

- der Länder-Review, der zur Aufnahme in den Mechanismus führt, mit einer Dauer 

von 18 Monaten; 

- der periodische Review, der alle zwei bis vier Jahre bei einem Mitgliedstaat 

durchgeführt wird; 

- zusätzlich kann ein Land aus eigenem Antrieb einen Review beantragen, der nicht 

Bestandteil des periodischen Reviews ist; 

- bei Früherkennung einer politischen oder wirtschaftlichen Krise kann ein 

außerplanmäßiger Review durchgeführt werden, wenn das APR-Forum dies 

wünscht.638 

 

In Artikel 18 bis 25 des Base Document werden die einzelnen Stationen des Länder-Review-

Prozesses erörtert. Dieser findet auf Länder- und auch auf kontinentaler Ebene statt. Die 

ersten vier Stufen benötigen eine Laufzeit von sechs Monaten, dann ist eine weitere 

sechsmonatige Zeitspanne eingeplant, bevor die fünfte und letzte Stufe ausgeführt wird. Erst 

in der fünften Stufe wird der Prozess öffentlich zugänglich gemacht. 

 

Stage 1: Sammlung von Hintergrundmaterial und Erstellung eines Zeitplanes: In dieser Phase 

werden Studien zur politischen, ökonomischen Situation und corporate governance sowie 

dem Entwicklungsumfeld gesammelt. Das Material dazu wird von nationalen, sub-regionalen, 

regionalen und internationalen Institutionen zur Verfügung gestellt und vom APR-Sekretariat 

zusammengetragen. Die gesammelten Materialien werden allen beteiligten Partnern zur 

Stellungnahme und Korrektur bereit gestellt. Auf dieser Basis bereitet das Sekretariat ein 

sogenanntes issue paper vor, das die größten Herausforderungen des APRM-Prozesses 

definiert. Das APR-Panel überprüft das Papier und stellt das APR-Team zusammen. 

 

                                                 
637 Mit Stand Mai 2005 haben 23 Staaten das Abkommen ratifiziert. Im einzelnen sind das (mit Unterzeichnung 
des Memorandum on Understanding (MoU)): Algerien (09.03.2003), Burkina Faso (09.03.2003), Republik 
Kongo (Brazzaville) (09.03.2003), Äthiopien (09.03.2003), Ghana (09.03.2003), Kenia (09.03.2003), Kamerun 
(03.04.2003), Gabun (14.04.2003), Mali (28.05.2003), Mauritius (09.03.2004), Mosambik (09.03.2004), Nigeria 
(09.03.2004), Ruanda (09.03.2004), Senegal (09.03.2004), Südafrika (09.03.2004), Uganda (09.03.2004), 
Ägypten (09.03.2004), Benin (31.03.2004), Malawi (08.07.2004), Lesotho (08.07.2004), Tansania (08.07.2004), 
Angola (08.07.2004) und Sierra Leone (08.07.2004).  
638 Vgl. ebenda, Artikel 14. 
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Stage 2: Besuch des betroffenen Landes: Das APR-Team besucht das Land und untersucht 

auf der Grundlage des issue papers die notwendigen Bereiche. Dazu führt das Team 

Gespräche mit Regierungsangehörigen, Parlamentariern, Repräsentanten der politischen 

Parteien, Vertretern der Wirtschaft und Vertretern der Zivilgesellschaft sowie Vertretern der 

Medien, Akademikern, Gewerkschaften, NGOs usw. Hauptanliegen des Länderbesuches ist 

es herauszufinden, ob das vom Land aufgelegte Programme of Action den Bedürfnissen der 

Zielsetzung (gute Regierungsführung, Demokratie, Achtung der Menschenrechte) gerecht 

wird und, wenn nicht, was unternommen werden muss, um den Anforderungen gerecht zu 

werden. Wichtig dabei - das gilt im übrigen für den gesamten Prozess - ist die Verlässlichkeit 

der Informationen von Offiziellen. 

 

Stage 3: Vorbereitung der Empfehlungen des APR-Teams: Die dritte Stufe besteht in der 

Ausarbeitung der Empfehlungen des APR-Teams auf der Grundlage der 

Hintergrundmaterialien und des Länderbesuches. Hauptanliegen dabei ist die Formulierung 

von Empfehlungen an das zu überprüfende Land, wie die Umsetzung des Programme of 

Action - mit einem Zeitplan - am besten realisiert werden kann. Der Entwurf der 

Empfehlungen wird zuerst mit dem betroffenen Land diskutiert. Dies soll dem geprüften Land 

die Möglichkeit bieten, zu den Empfehlungen Stellung zu nehmen und die eigene Sichtweise 

äußern und darstellen zu können.  

 

Stage 4: Interne Präsentation und Diskussion der Empfehlungen: Die vierte Stufe beginnt, 

wenn das APR-Sekretariat dem APR-Panel den Länderbericht unterbreitet und dieses 

wiederum seine Empfehlungen dem APR-Forum unterbreitet. Der Vorsitzende des Forums 

kommuniziert die Entscheidung dem betreffenden Regierungschef. Schließlich endet diese 

Stufe, wenn die Staats- und Regierungschefs die Empfehlung mit den Bemerkungen der 

betreffenden Regierung verabschieden. 

 

Stage 5: Veröffentlichung des APRM-Berichtes und Implementierung: Während der fünften 

und letzten Stufe, die sechs Monate nach der vorhergehenden Stufe durchgeführt wird, wird 

der Bericht in wichtigen regionalen und subregionalen Gremien vorgestellt, etwa der 

Versammlung der AU, dem pan-afrikanischen Parlament (PAP) und innerhalb der relevanten 

subregionalen Strukturen. Ist das Land gewillt, die Änderungen zu implementieren, so wird 
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dieses bei seinen Bemühungen unterstützt. Bei Nichtbeachtung spricht das Abkommen von 

einem „konstruktiven Dialog“639, in den das betreffende Land verwickelt werden soll. 

 

NEPAD ist ein Programm der AU und dementsprechend von der AU regiert und muss der 

Versammlung der AU Bericht erstatten. Seit NEPAD das Heads of State and Governance 

Implementation Committee besitzt, berichtet die NEPAD direkt der Versammlung der Union. 

Damit nimmt NEPAD im System der AU einen besonderen Platz ein. 

 

Abbildung 36 gibt einen Überblick über die Struktur des African Peer Review Mechanisms.

                                                 
639 Im Artikel 24 steht: „However, if the necessary political will is not forthcoming from the Government, the 
participating states should first do everything practicable to engage it in constructive dialogue, offering in the 
process technical and other appropriate assistance. If dialogue proves unavailing, the participating Heads of 
State and Government may wish to put the Government on notice of their collective intention to proceed with 
appropriate measures by a given date.” Ebenda, Artikel 24. 
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Abbildung 36: Struktur des African Peer Review Mechanism 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der APRM besitzt vier Organe. An höchster Stelle steht das APR Forum of Heads of State 

and Government. Dann kommen das APR Panel of Eminent Persons, das APR Secretariat 

und schließlich die einzelnen APR Country Teams. 

 

Die Länder, die an der APRM teilnehmen und das Memorandum of Understanding on the 

African Peer Review Mechanism unterzeichnet haben, gehören dem APR-Forum an, welches 

das höchste Organ des Mechanismus darstellt. Das APR-Forum hat die „ultimate 

responsibility for oversight of the APRM organisation and processes, for mutual learning and 

capacity building, and for exercising the constructive peer dialogue and persuasion required 

to make the APRM effective, credible, and acceptable.”640  

 

Das APR-Panel besteht aus afrikanischen Persönlichkeiten, “who have distinguished 

themselves in careers that are relevant to the work of the APRM. Members of the Panel must 

be persons of high moral stature and demonstrated commitment to the ideals of Pan 

                                                 
640 African Peer Review Mechanism Organisation and Processes, a.a.O. Punkt 2.1. 
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Africanism. The composition of the Panel will also reflect broad regional balance, gender 

equity and cultural diversity.”  

Das Panel hat folgende Aufgaben: 

 

- die Aufsicht über den gesamten Prozess, um Unabhängigkeit, Professionalität und 

Glaubwürdigkeit zu garantieren; 

- beaufsichtigt die Auswahl der Country Teams und beauftragt diese, einen Länder-

Review zu übernehmen; 

- Empfehlung der passenden afrikanischen Institutionen, die technische 

Bewertungen durchführen können; 

- bei Aufforderung durch das APR-Sekretariat überprüft, identifiziert und empfiehlt 

das Panel Vorgehensweisen bei einem Länderbericht; 

- Betrachtung der Empfehlungen der Länderberichte und Weiterleitung an das 

Forum mit eigenen Gedanken und Anmerkungen dazu. 

 

Das APR-Sekretariat wird in politischen Fragen vom Vorsitzenden des Panels geführt, für die 

Exekutivfunktion wird ein Executive Officer eingesetzt. Das APR-Sekretariat ist eine 

Abteilung des NEPAD-Sekretariats und ist in dessen Gebäude in Midrand, Südafrika, 

untergebracht. Das Sekretariat arbeitet auch eng mit dem CSSDCA-Sekretariat (jetzt: PSC-

Sekretariat) in Addis Abeba, Äthiopien zusammen. Das APR-Sekretariat „will provide the 

secretarial, technical, coordinating and administrative support services for the APRM.”  

 

Die Standards des APRM-Prozesses wurden in vier Bereiche unterteilt: 

 

2. Demokratie und politische Regierungsführung; 

3. ökonomische Regierungsführung und Management; 

4. Corporate Governance; 

5. sozioökonomische Entwicklung. 
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Die Richtlinien zu Demokratie und politischer Regierungsführung beruht auf internationalen 

Standards und Verträgen.641 Demzufolge gibt es im Grunde keinen Unterschied zwischen 

Nicht-NEPAD-Staaten und NEPAD-Staaten. Bei den anderen drei Bereichen ökonomische 

Regierungsführung,642 Corporate Governance643 und sozioökonomische Entwicklung644 liegt 

der Fall etwas schwieriger. Hier müssen sich die Standards sehr stark auf internationale, so 

genannte best practices und Verhaltenskodizes berufen, die nur sehr schwer auf Afrika 

übertragen werden können, da die Ressourcen, sowohl im politischen als auch 

wirtschaftlichen Bereich, fehlen. Es gilt, diese Schwächen beim Review zu berücksichtigen. 

Der APRM arbeitet mit vielen Organisationen zusammen. Im Bereich der technischen 

Anforderungen werden die Bereiche der ökonomischen Regierungsführung und Management 

von der United Nations Economic Commission for Africa (UNECA) geprüft, die African 

Development Bank (ADB) überprüft Standards im Finanz- und Bankenwesen.645  

 

                                                 
641 NEPAD Framework Document (2001); Constitutive Act of the African Union (2000); Cairo Declaration on 
the Establishment, within the OAU, of the Mechanism for Conflict Prevention, Management and Resolution 
(1993); [or the Protocol Relating to the Establishment of the Peace and Security Council of the African Union 
(2002) when operational]; Conference on Security, Stability, Development and Co-operation in Africa 
(CSSDCA) Solemn Declaration (2000); Declaration on the Framework for an OAU Response to Unconstitu-
tional Changes of Government (2000); Charter of the United Nations (1945); African Charter on Human and 
Peoples’ Rights (1990); Grand Bay (Mauritius) Declaration and Plan of Action for the Promotion and Protection 
of Human Rights (1999); UN Universal Declaration on Human Rights (1948) and all conventions relating 
thereto; UN and African anti-corruption codes (none are mentioned); Convention on the Eradication of Dis-
crimination Against Women (CEDAW); Beijing Plan of Action (1995); African Charter on the Rights and Wel-
fare of the Child (1990); United Nations Convention on the Rights of the Child; The OAU Refugee Convention 
(1969); and the UN Convention on Refugees. 
642 NEPAD Framework Document (2001); Abuja Treaty establishing the African Economic Community (1991); 
Constitutive Act of the African Union (2000); Code of Good Practices on Fiscal Transparency; Guidelines for 
Public Debt Management; International Standards in Auditing; International Accounting Standards; Code of 
Good Practices on Transparency in Monetary and Financial Policies; Principles for Payment Systems; Core 
Principles for Securities and Insurance Supervision and Regulations; Core principles for Effective Banking Su-
pervision; United Nations and African Union anticorruption codes and standards; and Recommendations on 
Anti-Money Laundering. 
643 Principles of corporate governance (OECD and Commonwealth); International accounting standards; Interna-
tional standards on auditing; Core principles of Effective Banking Supervision; Core principles for Securities 
and Insurance Supervision and Regulations; African Charter on Human and Peoples’ Rights; ILO labour codes; 
and WHO codes on industrial and environmental safety and hygiene. 
644 NEPAD Framework Document (2001); Right to development in African Charter on Human and Peoples’ 
Rights (1981); African Charter for Popular Participation in Development (1990); NEPAD Framework Document 
(2001); WSSD Johannesburg Plan of Implementation (2002); UN Millennium Declaration (2000); The Right to 
Development in the African Charter on Human and Peoples’ Rights (1981); UN Declaration on the Right to 
Development (1986); The African Charter on the Rights and Welfare of the Child (1990); World Summit on 
Social Development Plan of Action (1995); NEPAD Framework Document (2001); Constitutive Act of the Afri-
can Union (2000); Convention on the Elimination of Discrimination against Women (CEDAW); Beijing Plan of 
Action (1995); African Charter on Popular Participation in Development (1990); and World Summit on Social 
Development Plan of Action (1995). 
645 Vgl. African Peer Review Mechanism Organisation and Processes, a.a.O.  



 350

Das Einzigartige am African Peer Review Mechanism ist die sektorübergreifende Betrachtung 

eines Landes. So werden die einzelnen Bereiche wie Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 

im Gesamtkontext betrachtet und zu einem großen Überblick zusammengeführt. Es kann sich 

somit für ein Land im Bereich der Wirtschaft ein positives Bild ergeben, eine Beteiligung der 

Bürger an der Macht jedoch nicht gegeben sein. Der Mechanismus stellt nicht nur eine simple 

Analyse eines Staates dar, er zeigt vielmehr Möglichkeiten auf, wie in den Bereichen, in 

denen Schwächen gefunden wurden, eine Verbesserung erreicht werden kann. In den 

Analyse- und Empfehlungsprozess wird das betreffende Land mit einbezogen und kann 

Stellungnahmen und eventuell eigene Korrekturen einbringen. Der Vorteil besteht in einer 

größeren Kooperation mit den APRM-Offiziellen. Dass das Projekt von Afrikanern initiiert 

wurde und zum Großteil von afrikanischen Institutionen ausgeführt werden soll, stellt einen 

nicht unbeträchtlichen Teil zur erwünschten, so genannten Ownership der neuen 

gesamtafrikanischen Politik dar, bei der der Prozess der Erneuerung von Afrikanern 

aufgesetzt und durchgeführt werden soll.  

 

Allerdings können die eben genannten Vorteile auch als Nachteile gesehen werden. Die 

Größe und der Umfang der Reviews legen die Befürchtung nahe, dass der Mechanismus 

schlicht überfordert sein könnte und Ergebnisse daher als nicht verwertbar angesehen werden 

könnten. Die Empfehlungen des APRM, in welchen Bereichen welche Änderungen 

vorgenommen werden sollen, können den genau entgegengesetzten Effekt haben. Zum einen 

kann dies an der Nichtberücksichtigung der nationalen Bedürfnisse liegen, zum anderen 

können die Annahmen, die der Mechanismus als richtig bezeichnet, sich als falsch im Sinne 

einer rückwärts gerichteten Entwicklung herausstellen. Eine Kooperation beruht auf 

Gegenseitigkeit. Ist ein Land nicht gewillt, einen offenen Dialog zu betreiben, so könnte 

dieses Land die Informationen, die die APRM-Offiziellen bekommen, in ihrem Sinne deuten 

und somit falsche oder geschönte Ergebnisse liefern. Dass die Geldgeber auf Empfehlung 

eines Prozesses, auf den sie keinen Einfluss haben und der eventuelle Konditionierungen 

nicht berücksichtigt, eingehen und diesem blind vertrauen sollen, ist unwahrscheinlich.646  

 

                                                 
646 So findet sich schon im Africa Action Plan der G8: „Each of us will decide, in accordance with our respective 
priorities and procedures, how we will allocate the additional money we have pledged.“ G8 Africa Action Plan 
Released by the Group of Eight Kananaskis, Canada June 27, 2002. Punkt 9. 
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Finanzierung der NEPAD 

 

Um NEPAD umsetzen zu können, benötigt der Kontinent geschätzte 64 Mrd. US-Dollar mehr 

im Jahr.647 Bei der G8-Gipfelkonferenz in Evian im Sommer 2003 versprachen die Staats- 

und Regierungschefs, sechs Mrd. US-Dollar für die Umsetzung der NEPAD zur Verfügung 

zu stellen. Dieser Betrag wurde schon bei den so genannten „Monterrey-Versprechungen“648 

genannt, bei dem ein Mehrengagement von 12 Mrd. US-Dollar erklärt wurde, wovon die 

Hälfte an Afrika gehen sollte. Anhand der Zahlen wird ersichtlich, dass ein Großteil der 

zusätzlichen Beträge aus anderen Quellen generiert werden muss. Grundsätzlich kann dies in 

drei Bereichen passieren. Erstens: Entwicklungshilfegelder, die jedoch, wie oben gesehen, 

nicht ausreichen und weiterhin einer starken Konditionierung unterliegen. Zweitens: 

Anstrengungen in der Erhöhung der Sparquote, welche sich in privates und staatliches Sparen 

untergliedern lässt. Drittens: die privaten Kapitalzuflüsse, die sich in Privatschulden (meist 

von Banken gewährt), Auslands-Direktinvestitionen (FDI) und so genannte portfolio equity 

flows untergliedern lassen.  

 

Die immer geringeren Kapitalzuflüsse nach Afrika und die Verdichtung der 

Konditionalisierung von Entwicklungshilfe erfordern auf afrikanischer Seite zwei Antworten. 

So stellt Nigerias Präsident Obasanjo, der auch Vorsitzender des Heads of State and 

Government Implementation Committee der NEPAD ist, fest, dass „NEPAD is being drawn 

up in such a way that, with or without adequate contributions from our development partners, 

it can be implemented to a significant extent, based on our own visions and own 

programmes.”649 Die zweite betrifft die Ausweitung der Inlandssparquote in den 

Entwicklungsländern. Die UNCTAD-Publikation Capital Flows and Growth in Africa 

2000650 baut für Afrika folgende Logik auf: Die einzige wirkliche Entwicklungsmöglichkeit 

durch einen schnellen und hohen Anstieg der Wachstumsraten kann der Kontinent nur über 

Entwicklungshilfegelder erreichen. UNCTAD kommt zu diesem Ergebnis, da mit privaten 

Zuflüssen nicht zu rechnen sei, weil Afrika keine Investitionen anziehe und die Einkommen 

zu niedrig seien, um einen signifikanten Anstieg der Sparquote zu erreichen. In diesem 

Bereich soll auf die drei Formen des Kapitalzuflusses kurz eingegangen werden, um anhand 

                                                 
647 Siehe dazu: New Partnership for Africa’s Development, a.a.O. Artikel 147. 
648 Diese 12 Mrd. US-$ mehr finden sich auch im G8-Afrika-Aktionsplan wieder.  
649 Statement by HE Olusegun Obasanjo at the International Conference on Financing for Development, Monter-
rey 2002. S.2. Quelle: http://www.un.org/ffd/statements/state21.htm (29.8.2006). 
650 UNCTAD. Capital Flows and Growth in Africa. New York 2000. 
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dieser Formen die Finanzierung der NEPAD zu problematisieren und die Risikofelder zu 

bewerten. 

 

Die Entwicklungshilfe von staatlicher Seite beinhaltet direkte Zahlungen und technische 

Hilfe. Die Entwicklungshilfegelder gingen von 1960 stetig aufwärts, bis diese 1992 ihren 

bisherigen Höhepunkt erreicht hatten. Im Jahr 2000 bekamen die Entwicklungsländer 40,7 

Mrd. US-Dollar an Entwicklungshilfe, ein Rückgang um 3,8 Prozent zum Vorjahr. Für 2004 

gingen die Gelder noch einmal um 2,4 Prozent zurück.651 Zum Vergleich: Im Jahr 1990 

zählten unter den Top-30-pro-Kopf-Empfängerländern 19 zu Afrika. 1999 waren es nur noch 

elf afrikanische Länder, die in den Top-30 vertreten waren.652 Für Gesamtafrika ging die Pro-

Kopf-Entwicklungshilfe von 32 US-Dollar in 1990 auf 19 US-$ in 1998 zurück.653 Ein 

Ausgleich konnte nicht hergestellt werden, da eine Steigerung der privaten Kapitalzuflüsse 

nicht generiert werden konnte. Bei den Zahlungen der OECD-Länder an die 

Entwicklungsländer ist in den Jahren 1992 bis 2004 ein Rückgang von 0,36 Prozent des BIP 

auf 0,19 Prozent zu verzeichnen.654 Berücksichtigt man, dass die Haushalte in machen 

Ländern Afrikas bis zu einem Drittel (Ruanda: 30,2 Prozent, Mosambik: 29,6 Prozent, 

Madagaskar 24,3 Prozent)655 aus Entwicklungshilfegeldern bestehen, zeigt sich, dass ein 

Ausgleich der weggefallenen Zahlungen unbedingt stattfinden muss.  

 

Die immer knapper werdenden Ressourcen werden mit immer höheren Auflagen verbunden. 

Die Konditionalisierung von Entwicklungshilfegeldern ist nach dem Ende des Ost-West-

Konflikts rapide angestiegen. Tony Killick hat festgestellt, dass „the extent to which policies 

in that region (Sub-Sahara Afrika) are under the direct influence of the IFIs (International 

Financial Institutions) and bilateral donors is without historical parallel.“656 Dies liegt zum 

einen an der erhöhten Abhängigkeit der Staaten dieser Region von Entwicklungshilfegeldern, 

zum anderen an der relativen Machtlosigkeit der Staaten gegenüber den Industrieländern. 

Daher ist klar, dass sich NEPAD, wenn es sein Versprechen, ein eigen geführtes Projekt zu 

sein, einlösen will, sich aus diesen Zwängen befreien muss. 

 

                                                 
651 Vgl. Anyemedu, Kwasi: Financing Africa’s Development: Can Aid Dependence be Avoided? o.O. 2005. S.3. 
652 Siehe dazu: Worldbank: World Development Report, Washington, 1992. S. 207ff. und Worldbank: World 
Development Report, Washington 2002. S. 210ff.  
653 Vgl. ebenda, 
654 Vgl. Worldbank: Global Development Finance, Washington 2005. S. 120ff. 
655 Vgl. Worldbank: World Development Report. Washington 2005. S. 67ff. 
656 Killick, Tony: Aid and the Political Economy of Policy Change. Routledge 1998. S. 30. 
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Die ausländischen Direktinvestitionen (FDI) lagen 2004 bei katastrophalen 0,75 Prozent des 

weltweiten Aufkommens an FDI. Damit lagen die Investitionen 2004 bei 7,7 Mrd. US-Dollar 

in Afrika.657 Die Gründe liegen in der Planungsunsicherheit durch Kriege und Konflikte, 

Rechtsunsicherheit, schwache Infrastruktur und an den kleinen Märkten. Die NEPAD setzt in 

diesen Bereichen genau bei der Lösung oben genannter Probleme an, um Kapital in Afrika 

attraktiv zu machen. 

 

Die Inlandssparquote besteht aus den Ersparnissen der Privathaushalte und staatlichen 

Ersparnissen. Obwohl Kritiker behauptet haben, dass ein Mehr an Sparen in Afrika nicht 

möglich sei, da den Menschen schlicht zu wenig Geld zur Verfügung stehe, ist die Sparquote 

im südlichen Afrika von 1955 bis heute von 3 auf 14 Prozent des BIP gestiegen.658 Der 

Inlandssparquote kommt besondere Bedeutung zu, will Afrika seine finanzielle 

Unabhängigkeit für die Umsetzung seiner Pläne erreichen. Unabhängigkeit würde auch die 

Unabhängigkeit von Konditionalisierungen bedeuten. Um die Sparquote in Gesamtafrika zu 

erhöhen müssten folgende Schritte durchgeführt werden: 

 

2. Koordination und Harmonisierung von Unternehmenssteuern: Mit Hilfe der NEPAD 

könnte der afrikanische Kontinent einheitliche Steuern erheben, die zum einen 

ausländische Kapitalanleger und Firmen anlocken, zum anderen einen Mindeststandard 

erheben, der negative Effekte - sprich Ausfall von Steuereinnahmen durch so genannte tax 

holidays659 - ausschaltet und somit Schaden abwendet. 

 

3. Minderung öffentlicher Ausgaben: Dies trifft v.a. auf die Ausgaben für Staatskarossen 

und Flugzeuge zu sowie auf die diplomatische Reisekosten, die durch Zusammenschlüsse 

auf regionaler Ebene reduziert werden könnten, des Weiteren auf Verteidigungsausgaben, 

die auf ein Niveau unter zwei Prozent des BIP gedrückt werden müssen . 

 

                                                 
657 Vgl. Worldbank: World Investment Report 2004, Washington 2005. S. 80ff. 
658 Vgl.Worldbank: World Development Report 2004, Washington 2005. S. 123f. 
659 Tax Holidays sind in der Wirtschaftssprache eigentlich zeitlich befristete Steuerbefreiungen für sich 
ansiedlende Unternehmen. Besonders in China wurde und wird diese Praxis verfolgt. Für Afrika mit 53 Staaten 
kann das verheerende Folgen haben, da die Staaten untereinander in Konkurrenz treten und die Unternehmen in 
die Länder gehen, die keine Steuern erheben. 
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4. Korruptionsbekämpfung: Einen großen finanziellen Schaden richtet Korruption in 

Afrika an. Sowohl NEPAD als auch die AU haben dieses Problem erkannt und 

entsprechende Programme aufgelegt, die Korruption bekämpfen sollen. 

 

Kurz- bis mittelfristig wird Afrika auf die Hilfe von außen angewiesen sein, wenn es seine 

Pläne in vollen Umfang umsetzen will. Gleichzeitig müssen die oben genannten 

Anstrengungen unternommen werden, mit dem Ziel, finanzielle Unabhängigkeit zu erreichen 

und somit als wirklicher Partner gegenüber der Weltgemeinschaft auftreten zu können. 
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Anhang II: Commission for Africa 
 

Die Commission for Africa ist eine Initiative des britischen Premierministers Tony Blair. Im 

Februar 2004 hat er diese berufen und damit beauftragt, eine Innen- und Außenbetrachtung 

des afrikanischen Kontinents vorzunehmen und Empfehlungen für eine zukünftige 

Entwicklungspolitik zum Erreichen der Millenium Development Goals der UN bis zum Jahr 

2015 und darüber hinaus zu erarbeiten. Im März 2005 hat die Kommission ihren Bericht Our 

Common Interest vorgestellt. Die 17 Kommissionsmitglieder, darunter neun afrikanische, 

bekleiden einflussreiche Positionen in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft.660  

 

Die Abbildung 37 gibt einen Überblick der Eckpunkte der Empfehlungen der Kommission. 

Die Kommission einigte sich auf fünf formale Ziele ihrer Arbeit. Dabei geht es um die 

Generierung neuer Ideen und Handlungsanweisungen für ein starkes und wachsendes Afrika, 

dass sich durch den Vorsitz Großbritanniens in der G8 und Ratspräsidentschaft in der zweiten 

Hälfte des Jahres 2005 in der EU Gehör verschaffen soll. Die Arbeit aus Afrika, insbesondere 

von NEPAD und AU, sollen mit den Vorschlägen der Kommission unterstützt werden, so 

dass deren Ziele erreicht werden können. Vorschläge zur Implementierung vorhandener 

internationaler Zusagen an den afrikanischen Kontinent sollen gemacht werden. Die 

Commission for Africa soll ein frisches und positives Bild von Afrika und dessen Kultur 

vermitteln, das nach Ansicht der Autoren zur Zeit einer falschen Perzeption in der Welt 

unterliegt. Schließlich sollen die Aspirationen Afrikas für die Zukunft verstanden werden, 

indem eine Kultur des Zuhörens geschaffen werden soll.661 Die Publikation wurde in sechs 

Hauptbereiche untergliedert, die jeweils von einem Kommissionsmitglied geleitet werden: 

„Wirtschaft“, „Natürliche Ressourcen“, „Regieren“, „Frieden und Sicherheit“, „Menschliche 

Entwicklung“ und „Kultur und Beteiligung.“ 

 

                                                 
660 Die Kommissare im Einzelnen: Fola Adeola, K Y Amoako, Nancy Kassenbaum Baker, Hilary Benn, Gordon 
Brown, Michel Camdessus, Bob Geldof, Ralph Goodale, Ji Peiding, William Kalema, Trevor Manuel, Benjamin 
Mkapa, Linah Mohohlo, Tidjane Thiam, Anna Tibaijuka, Meles Zenawi, Vorsitzender: Tony Blair. 
661 Vgl. Commission for Africa: Objectives of the Commission unter: 
http://www.commissionforafrica.org/english/about/objectives.html (14.6.2006). 
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Die wichtigsten Empfehlungen der Kommission sind 

 

- eine sofortige Erhöhung der internationalen Hilfe gegenüber Afrika um 25 Mrd. 

US-Dollar jährlich, ab 2010 eine weitere Erhöhung um 25 Mrd. US-Dollar 

jährlich. Die Gelder sollen in den Bereichen Erziehung, Gesundheit und 

Infrastruktur eingesetzt werden. 

- Schulden der ärmsten Länder Subsahara-Afrikas gegenüber Weltbank, IMF und 

der African Development Bank sollen gestundet werden, wenn die betroffenen 

Länder sich zu guter Regierungsführung bekennen und das frei werdende Geld der 

Entwicklung, dem Wachstum und der Bekämpfung der Armut zugeführt wird. 

- Geberländer sollen verbindliche Pläne zur Erreichung des 0,7-Prozentziels der 

Vereinten Nationen vorlegen, nachdem die Aufwendungen für Entwicklungshilfe 

0,7 Prozent des BIP betragen sollen. 

- Zur Finanzierung sollen eine Internationale Finanzfazilität (International Finance 

Facility; IFF)662 und internationale Steuern, etwa die Flugticketsteuer, 

herangezogen werden. 

- Handelsbarrieren und -verzerrungen, insbesondere im Baumwoll- und 

Zuckerbereich, sollten unverzüglich beseitigt werden. Bis 2010 sollen alle 

Landwirtschaftssubventionen der Industrieländer abgebaut werden. 

- Afrikanische Regierungen sollen unverzüglich die Verpflichtung zu guter 

Regierungsführung eingehen und die United Nations Convention against 

Corruption663 im Jahr 2005 unterzeichnen. 

- Regierungen, Staaten und Banken in reichen Ländern müssen bei der Bekämpfung 

von Korruption mitwirken, indem veruntreute Gelder wieder in den rechtmäßigen 

Besitz gelangen. Mehr Transparenz bei Geschäften mit afrikanischen Regierungen 

soll Bestechungen entgegen wirken. 

- Verhandlungen über ein Waffenhandelsabkommen sollen spätestens 2006 eröffnet 

werden. 

- OECD-Staaten sollen mindestens 50 Prozent der Friedensmissionen der AU 

finanziell mittragen.664 

                                                 
662 Der britische Finanzminister Gordon Brown hat Ende 2002 diesen Mechanismus vorgeschlagen, um die zu 
erwartende Finanzierungslücke in der weltweiten Entwicklungshilfe zu schließen. Im Rahmen einer 
International Finance Facility (IFF) könnten die öffentlichen Geber auf den internationalen Kapitalmärkten 
Anleihen emittieren und den Entwicklungsländern mit den daraus resultierenden Mitteln höhere 
Finanzierungsbeiträge zur Verfügung stellen. 
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Abbildung 37: Die Commission for Africa: Our Common Interest 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Plan der die neuen Paradigmen der Entwicklungspolitik darstellt kann als umfassend 

bezeichnet werden. Sogar Selbstkritik der Geberländer ist in dem Dokument zu finden,665 wie 

sie inzwischen von vielen Organisationen angewendet wird, etwa von den internationalen 

                                                 
663 Siehe dazu: http://www.unodc.org/unodc/en/crime_convention_corruption.html (23.6.2006). 
664 Vgl. Main recommendations from Commission for Africa, Associated Press, 11. März 2005. 
665 Dort findet sich zum Beispiel: „And the developed world must increase and improve ist aid, and stopp doing 
those things which hinder Africa’s progress.“ The Africa Commission: Our Common Interest, London 2005. S. 
11. 

 
 
 
 
 

Kapitel 1-3: Warum gehandelt werden muss; Rückblick und Ursachen des Misserfolges; die afrikanische 
Perspektive 

 
KAPITEL 4: GOVERNANCE AND CAPACITY-BUILDING 

Effiziente und effektive Staaten als Grundlage einer Entwicklung. Vornehmlich Aufgabe der Staaten selbst. 
Unterstützung und Konditionierung von außen möglich. Hauptkriterien: Kapazität (Möglichkeit Politik zu 

gestalten und umzusetzen); Verantwortlichkeit (wie der Staat auf seine Bürger eingeht). 
 

Kapitel 5: The Need for Peace and Security 
Recht auf Leben und Unversehrtheit als wichtigstes Menschenrecht. Entwicklungspolitik als Sicherheitspolitik 

und Sicherheitspolitik als Entwicklungspolitik. 
 

KAPITEL 6: LEAVING NO-ONE OUT: INVESTING IN PEOPLE 
Menschliche Entwicklung möglich machen durch Gleichberechtigung, Bildung und Ausbildung für Alle, 

Bekämpfung ansteckenden Krankheiten (AIDS, Malaria...). Die Hilfe muss über nationale Gesundheits- und 
Ausbildungssysteme koordiniert und mit anderen Hilfsprogrammen abgestimmt werden. 

 
KAPITEL 7: GOING FOR GROWTH AND POVERTY REDUCTION 

Wachstum soll generiert werden, der die Beteiligung der Armen garantiert. Wachstum ist fundamental für eine 
wirksame Armutsminderung. Dazu soll bis 2010 die durchschnittliche Wachstumsrate in Afrika auf sieben 

Prozent gebracht werden. Dies soll durch Maßnahmen im Infrastrukturbereich, Investitionsklima, Regierung, 
Frieden und Sicherheit, Handel, menschliche Entwicklung, Kultur, Umwelt und die Qualität der Hilfe erreicht 

werden. 
 

KAPITEL 8: MORE TRADE AND FAIRER TRADE 
Ohne die Integration Afrikas in den Weltmarkt, werden die Milleniums-Entwicklungsziele für Afrika nich erreicht 

werden. Dazu sollen v.a. Infrastrukturmaßnahmen ergriffen und die Schaffung eines freundlichen 
Investitionsklimas gefördert werden. (Siehe Kapitel 7). 

 
KAPITEL 9: WHERE WILL THE MONEY  COME FROM: RESOURCES 

Um die oben genannten Ziele erreichen zu können, muss der Umfang und die Qualität der Hilfe radikal 
geändert werden. Dazu soll der Umfang der Hilfe in den nächsten Jahren erhöht werden, die Gebermentalität 
muss geändert und Evaluation und Monitoring fester Bestandteil werden. Zur Erhöhung der Hilfe sollen alle 
Länder das UN-Ziel von 0,7 Prozent für Entwicklungshilfe verbindlich umsetzen; eine Flugticket-Steuer wird 

vorgeschlagen. 
 

Kapitel 10: Making it Happen 
Ergebnisse können nur erreicht werden, wenn sowohl die Geberseite als auch die Nehmerseite eingegangene 

Versprechen halten und die Maßnahmen durchgängig bis in die untersten Ebenen wirken. Die Mitwirkung 
afrikanischer Staaten in Internationalen (Finanz-) Organisationen soll verbessert werden. 

Quelle: Commission for Africa Report 
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Finanzinstitutionen. Somit kann eine neue Ehrlichkeit auf Seiten der Geberländer konstatiert 

werden - vielleicht eine Auswirkung der NEPAD, die ihrerseits eigene Verfehlungen benannt 

hat? Ansonsten gibt das Dokument keine wirklichen Neuerungen preis. Seine Leistung 

besteht in der Gesamtbetrachtung und wie die internationale Gemeinschaft eine Entwicklung 

Afrikas, vorerst die Erreichung der MDGs, bewerkstelligen kann. Die mögliche Finanzierung 

des höheren Engagements sind nicht neu, aber auch hier gilt: Die Zusammenstellung der 

Finanzierungsvorschläge gibt ein Gesamtbild des Machbaren. Die Flugticketsteuer z.B., bei 

der auf jedes Flugticket eine Steuer von einem US-Dollar erhoben werden soll, geht auf den 

französischen Präsidenten Jacques Chirac zurück, der diesen Vorschlag in seiner Rede vor 

dem Weltwirtschaftsforum 2005 wiederholte.666 Interessant ist der Punkt 2.4, Africa’s 

relationship with the developed world, da hier neben den üblichen Finanzierungsaspekten der 

ODA, der FDIs und des Schuldendienstes auch die Überweisungen von im Ausland lebenden 

Afrikanern thematisiert werden. Diese Überweisungen machen jährlich etwa vier Mrd. US-

Dollar, oder ein Prozent des afrikanischen BIPs aus. Damit liegt Afrika prozentual höher als 

Europa und Zentralasien sowie Südostasien und der pazifische Raum.667 Die Diaspora wird 

hier erstmals von Geberländern wirklich thematisiert. Der Bericht stellt klar, dass man zu 

einer echten Partnerschaft mit Afrika kommen muss, bei der die Verantwortung in erster Linie 

bei den Ländern Afrikas liegen muss. 

 

Warum kommt ein solcher Vorstoß Tony Blairs gerade jetzt? Es gibt genug Pläne und 

Initiativen, wie Afrika unterstützt werden kann. Dazu zählen die MDGs, die HIPC-II-

Initiative, der G8-Afrika-Aktionsplan u.v.m. auf Seiten der Industrieländer und 

internationalen Organisationen. Sicher kann argumentiert werden, dass Tony Blair durch den 

G8-Vorsitz in 2005 und die EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Hälfte 2005 die nötige 

Aufmerksamkeit für einen substanziellen Fortschritt in den globalen 

Entwicklungsanstrengungen für Afrika bekommt. Tony Blair hat im Mai 2004 ein weiteres 

Argument geliefert: „Ich glaube nicht, dass die Besorgnis und moralische Empörung der 

Menschen angesichts der Vorfälle in Afrika nachgelassen hat. Sie brauchen eine konkrete 

Handlungsagenda und Veränderungsvorschläge, die die Unterstützung auf internationaler 

                                                 
666 „There is yet another way. A small levy on the three billion plane tickets sold each year worldwide. A contri-
bution of one dollar per ticket, for example, would raise at least three billion dollars, without compromising the 
economic balance of the sector.“ Special Message by French President Jacques Chirac, World Economic Forum, 
Davos 26. January 2005. 
667 Vgl. Commission for Africa: Our Common Interest. Report of the Commission for Africa, aa.O. S. 106 f. 
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Ebene lenken.“668 Eine weitere Dimension legte Tony Blair bei seiner Rede beim 

Weltwirtschaftsforum im Januar 2005 in Davos dar: „Why do it? Not just because they [Afrika 

und Klimawandel] matter. But because on both there are differences that need to be 

reconciled; and if they could be reconciled or at least moved forward, it would make a huge 

difference to the prospects of international unity; as well as to peoples live and our future 

survival.“669 Somit bringt Tony Blair zum Ausdruck, dass die aktuellen Pläne zwar durchaus 

vorhanden sind und die Weltgemeinschaft auch ein Interesse hat, diese umzusetzen, es jedoch 

an Koordination fehle. Dies könne der Masterplan der Commission for Africa bieten, so die 

Lesart. Ein weiteres mögliches Argument liefert Peter Hardstaff (Head of Policy, World 

Development Movement): „If Britain is not itself prepared to meet recommendations which go 

beyond exisiting policy then the Commission will be proved to have been nothing more than a 

pre-election PR exercise and a distraction from real action for Africa.“670 

 

Die Reaktionen auf den Bericht fallen durchaus verschieden aus. Im Folgenden sollen die 

Hauptargumente zusammengetragen werden. Im Grundtenor wird ein solch engagiertes 

Unterfangen positiv bewertet. Die „Abers“ sind dennoch vielfältig. Dabei reicht die Kritik 

von Ablehnung über die Klage eines weiteren Planes, der folgenlos bleiben könnte, bis hin zu 

Detailänderungswünschen. Einige Reaktionen sollen hier zitiert werden, die die 

Mannigfaltigkeit der Kritik und des Lobes gut darstellen: 

 

„It must translate not into a lot of paper, but into a firm, serious programme of action.“ 

Thabo Mbeki 

 

„This is nothing new. Maybe instead of suggesting a new initiative, the rich countries could 

just stick to the promises they have already made.“ 

Airy Ramiarison, University of Antananarivo, Madagascar 

 

„That the commissioners are well-intentioned men and women is beyond doubt. But it is an 

effort most likely to produce very little.“ 

Ugandan commentator Andrew Mwenda 

                                                 
668 Die Afrika Kommission: Kampagne für ein starkes und prosperierendes Afrika, Informationsbroschüre unter: 
http://www.africacommission.org (14.6.2006). 
669 Special Address by Tony Blair, Prime Minister of the United Kingdom, World Economic Forum, Davos, 27. 
January 2005. 
670 Suri, Sanjay: But where is the money? in: Inter Press Service, 11. März 2005. 



 360

 

This has been said many times before... The UK government and other rich countries have to 

actually start taking action on these issues of trade, increasing aid, cancelling debt.“ 

Peter Hardstaff, policy director for the aid group World Development Movement 

 

„It's a moment of re-awakening, addressed by a new resolve to take concrete measures to 

address its deep-seated problems... re-awakening after many false starts and unnecessary 

detours, and with a far better understanding of what works for development and what is 

clearly a dead end.“ 

Meles Zenawi  

 

„In the long term, history will judge this report not just by its content but by its capacity to 

deliver genuine change... This report can be a rallying call for a generation that will no 

longer tolerate the obscenity of extreme poverty in Africa - or it could end up gathering dust. 

It's now up to world leaders to make that choice.“ 

Adrian Lovett, Oxfam 

 

„I have been hearing it for the past 50 years. Africa is still being told to be dependent on the 

West, such as saying in 10 years we're going to give you £25b, then these guys aren't going to 

work, but they're going to wait for the $25b to come in.“ 

An Ethiopian interviewed in Addis Abeba, Ethiopia671 

 

Innerhalb der reichen Industrieländer dürfte der Plan in einigen Punkten kaum auf 

Zustimmung stoßen. Die Finanzminister werden fragen, woher die zusätzlichen 25 Mrd. US-

Dollar genommen werden sollen, erst recht die weiteren 25 Mrd. US-Dollar ab 2010. Die 

USA verfolgen ihre eigenen Pläne mit ihrem Millenium Challenge Account, der als hoch 

konditioniert gilt. Die USA werden kaum ihren Einfluß zugunsten einer International Finance 

Facility abgeben. Der von der Kommission geforderte 100-prozentige Schuldenerlass wird 

vom US-Finanzministerium abgelehnt, ebenso die Einstellung der Zucker- und 

Baumwollsubventionen bis 2010.672 Die EU-Agrarpolitik wird von der Commission for Africa 

                                                 
671 BBC News: Africa report: Reaction unter: http://news.bbc.co.uk/2/hi/africa/4340603.stm (11.6.2006). 
672 Im Gegenteil handelt die US-Regierung gegen gültiges WTO-Recht. Die WTO hat die US-
Baumwollsubventionen für regelwidrig erklärt. Daraufhin begann die US-Regierung bilaterale Verhandlungen 
mit Mali und Brasilien, zwei der Hauptbetroffenen der Verzerrungen, die durch die US-Baumwollsubventionen 
entstehen. Damit bricht die USA eine weitere WTO-Regel, die der Reziprozität, d.h. handelspolitische 
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als einer der Hauptverursacher von negativen Folgen für Afrika im Agrarsektor bezeichnet.673 

Gerade in Frankreich, Italien, Deutschland und Spanien würde das Infragestellen dieser 

Subventionen einem politischen Selbstmord gleichen. Daher erscheint es unwahrscheinlich, 

dass die EU in diesem Feld ihre Politik grundlegend ändert. Schließlich bleibt es fraglich, wie 

sehr Russland, das den Vorsitz der G8 im Jahr 2006 übernimmt, die begonnene Initiative 

weiter unterstützt bzw. auf die Agenda setzt.  

 

Darüber hinaus sehen die G8-Länder ihren Aktionsplan durch den Bericht der 

Afrikakommission gefährdet. Wie oben bemerkt, hegen die anderen Länder die Befürchtung, 

dass Großbritannien aus dem Afrika-Aktionsplan ausscheren könne, was der Kohärenz und 

dem Erfolg des G8-Plans schaden könnte.  

 

Auf Seiten der Entwicklungsländer und vieler NROs wird der Plan begrüßt. Jedoch äußern 

sich über die Lager hinweg die Kritiker dahingehend, dass es sich um einen weiteren Plan 

handeln könne, der in seinen Annahmen und Handlungsempfehlungen begrüßt wird, dessen 

Umsetzung allerdings in Frage gestellt wird: ein engagierter Plan, der von Gebern sogar in 

weiten Teilen Zustimmung erhält, jedoch es bei Lippenbekenntnissen bleiben könnte. 

Betrachtet man vergangene Berichte, etwa den so genannten Brandt-Bericht, der im Jahr 2005 

sein 25-jähriges Jubiläum feiert, so ist diese Befürchtung nicht von der Hand zu weisen. Auch 

hier hat man über die Grenzen hinweg den Plan positiv bewertet und dessen Umsetzung 

gefordert und versprochen. Wenig ist seitdem geschehen, wie etwa die Umsetzung des UN-

Ziels, 0,7 Prozent des BIP für Entwicklungshilfe auszugeben.  

 

Aus afrikanischer Perspektive mangelt es dem Plan an folgenden Punkten: 

 

Kolonialismus und Neokolonialismus werden nicht angesprochen, obwohl die Konzepte in 

den afrikanischen Gesellschaften integraler Bestandteil sind, da Auswirkungen heute noch 

spürbar sind. 

 

                                                 
Zugeständnisse an ein Land müssen allen Ländern gegeben werden. Siehe Dazu: Watkins, Kevin: Cultivating 
Poverty. The Impact of US Cotton Subsidies on Africa, Oxfam Briefing Paper Nr. 30, Washington 2002. 
673 „Rich countries spend around US$350 billion a year on agricultural protection and subsidies – which is 16 
times their aid to Africa. The European Union is responsible for 35 per cent of this, the United States for 27 per 
cent and Japan for 22 per cent. These policies have a harmful effect in both the poor and rich worlds.“ Commis-
sion for Africa: Our Common Interest. Report of the Commission for Africa, a.a.O. S. 50. 
 



 362

Dem Klimawandel wird zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Die hohe Desertifikation, zum 

Beispiel in Äthiopien, beeinträchtigen das Wirtschaftswachstum beträchtlich. 

 

Die psychischen Folgen von Konflikten und Kriegen werden unterschätzt. Hierzu müssen 

Gelder für traumatisierte Gesellschaften zum Wiederaufbau frei gemacht werden. 

 

Der Bericht geht nicht genügend auf die nicht-afrikanischen Partner ein, die Teil der 

Korruption und Nutznießer derselben sind, etwa in der Ausbeutung mineralischer Rohstoffe 

oder Waffenhandel. 

 

Es sollte mehr darauf geachtet werden, wie Entwicklung bei den Gebern gemessen wird. 

Gewisse materielle Dinge, die aus der Sicht der Industrieländer wichtig sind, werden in 

Afrika anders bewertet. Es geht zunächst um die Schaffung der Grundversorgung für ein 

erträgliches Leben.674 

 

Yao Graham675 stellt die Grundlage des Planes im Guardian in Frage: „The Commission for 

Africa’s report affirms many needs, but misses a chance to make bold new demands, because 

it is wedded to the aid donors’ most important imposition on Africa – the supremacy of the 

market.“676 Yao Graham kritisiert, dass der gesamte Plan, so positiv seine Empfehlungen sein 

mögen, auf dem Primat der Marktwirtschaft basiert und somit der größten Konditionalität an 

sich ausgesetzt ist. Er spricht von einer „monoculture of a single development model rooted in 

neoliberal economics.“677 Graham stellt die These auf, dass die Entwicklungspolitik unter 

diesem Paradigma nur die Interessen der Industrieländer verfolgt und nicht die wirklichen 

Bedürfnisse Afrikas im Auge hat. Vorbilder für Afrika aus westlicher Sicht sind Länder, die 

die Konditionen „with a smile“678 akzeptieren, nur damit diese die Hilfsgelder erhalten. 

 

                                                 
674 Submission to the Commission for Africa from members of the Evangelical Christian Community in Africa – 
facilitated by Tearfund, Teddington 2004. 
675 Yao Graham ist Koordinator der pan-afrikanischen Forschungs- und Interessengruppe „Third World Network 
Africa.“ 
676 Graham, Yao: ...only if we stay in the market, in: The Guardian, 12. März 2005. 
677 Ebenda. 
678 Ebenda. 
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Ein Hauptkritikpunkt, der dem Autor als wichtig erscheint, soll noch angebracht und näher 

erläutert werden. Es geht dabei um die Ownership des Prozesses und wie dieser vonstatten 

gehen soll. Nach den Aussagen der Kommission handelt es sich um einen Top-Down-Prozess, 

d.h. über die Regierungen sollen die Maßnahmen abgestimmt werden und dann „nach unten“ 

weiter umgesetzt werden. Diese Vorgehensweise ist die in der Entwicklungshilfe von den 

Regierungen bisher bevorzugte und in den letzten vier Jahrzehnten praktizierte. Es hat sich 

gezeigt, wie der Ausdruck der „verlorenen Jahrzehnte“ illustriert, dass das Scheitern der 

Entwicklungspolitik u.a. eben an diesem Prozedere gescheitert ist. Die Gründe dafür lagen in 

korrupten Regimen, unfähigen - da unausgebildeten und unterfinanzierten - Bürokratien und 

schlicht verfehlten Maßnahmen, die das Leid der Menschen vor Ort nicht lindern konnten.679 

Eng mit der Dimension eines Top-Down-Prozesses verbunden, ist die Frage nach der 

Ownership des Entwicklungsprozesses. Die Kommission macht hier den Fehler 

vorzuschreiben, woran es mangelt und was letztendlich getan werden muss,  um eine 

Entwicklung verzeichnen zu können. Somit stellt sich der Plan indirekt gegen NEPAD und 

die Bemühungen der AU, die ausdrücklich betonen, eigenverantwortlich zu bestimmen, wo 

und wann welche Maßnahmen umgesetzt werden sollen, und Eigner des Vorhabens sein 

wollen. Besser wäre eine Vorgehensweise, die aus den Gemeinden heraus – bottom-up – nach 

oben getragen wird. Dann können Regierungen aktiv werden und die zu unternehmenden 

Schritte mit den Geberländern koordinieren. Mit ihrer Vorgehensweise muss sich die 

Commission for Africa – auch wenn die Hälfte der Mitglieder aus Afrika stammt – den 

Vorwurf des Neokolonialismus gefallen lassen. 

                                                 
679 Als Stichwort sei hier der Bau von so genannten „weißen Elefanten“ genannt. Das waren v.a. in den 1970er 
Jahren Großprojekte, wie etwa Häfen, Staudämme und ähnliches, die nach Abzug der Entwicklungshelfer 
schlicht verkommen sind, da es kein geeignetes Personal vor Ort für diese komplexe Anlagen gab, die den 
weiteren Betrieb hätten durchführen können.  
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